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207. Sitzung 

Bonn, den 26. April 1990 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 
Meine Damen und Herren, voll Entsetzen und Ent-

rüstung haben wir von dem schändlichen Mordan-
schlag erfahren, bei dem der saarländische Minister-
präsident Oskar Lafontaine gestern am Ende einer 
Wahlveranstaltung in Köln lebensgefährlich verletzt 
worden ist. Der Deutsche Bundestag ist tiefst betroffen 
von dieser abscheulichen Tat. 

Unsere Gedanken sind in diesen Stunden bei Oskar 
Lafontaine, seinen Angehörigen und seinen Freun-
den. Hoffen wir, daß es den Ärzten gelingen wird, sein 
Leben zu retten und seine Gesundheit wiederherzu-
stellen, damit er seine Verpflichtung als Ministerprä-
sident und seine anderen politischen Aufgaben in 
vollem Umfange wieder wahrnehmen kann. 

Der Deutsche Bundestag verurteilt auf das schärfste 
dieses schändliche Attentat. 

(Zustimmung) 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der CDU/-
CSU hat fristgerecht beantragt, die heutige Tagesord-
nung zu erweitern um die zweite und dritte Beratung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Gesetz-
entwurfs zur Neuregelung des Ausländerrechts sowie 
um die weiteren in der Beschlußempfehlung des In-
nenausschusses auf Drucksache 11/6955 aufgeführ-
ten Vorlagen. 

Wird das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht? — 
Bitte schön, Herr Abgeordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Der Innenausschuß des Bun-
destages hat am Montag gegen 12 Uhr mittags die 
Beratungen über das neue Ausländergesetz abge-
schlossen. Ihnen sind bis Dienstag die entsprechen-
den Drucksachen, die Beschlußvorlage des Innenaus-
schusses und die einzelnen Änderungen, die wir be-
schlossen haben, zugegangen. 

Das Ausländergesetz ist verabschiedungsreif. Wir 
sind der Meinung, daß unsere ausländischen Mitbür-
ger Anspruch darauf haben, daß das, was seit Jahren 
öffentlich diskutiert wurde, was von Gewerkschaften, 
Kirchen, Verbänden, Parteien, von vielen Gruppen, 
die sich dieses Themas annehmen, sehr aufmerksam, 
durchaus kritisch, aber auch engagiert begleitet  

wurde, jetzt in jedem Fall auch rasch umgesetzt wer-
den muß. 

Die Wahlperiode geht ihrem Ende zu. Wir haben bis 
zur Sommerpause nur noch vier Wochen, um Gesetze 
beraten und verabschieden zu können. Wir werden 
allein aus der Innenpolitik noch mit einer Reihe von 
Vorlagen kommen — Bundesdatenschutzgesetz, Da-
tenschutzbestimmungen für den gesamten Sicher-
heitsbereich und andere wichtige Vorlagen — , so daß 
wir als Parlamentarier uns verpflichtet fühlen, auch 
unsere Hausaufgaben zu machen und ein Gesetz, 
wenn es verabschiedungsreif ist, zu verabschieden. 

Da möglicherweise gleich der Vorwurf der Opposi-
tion kommen wird, es sei nicht Zeit genug gewesen zu 
beraten, sage ich schon jetzt: Diesen Vorwurf, der 
auch öffentlich erhoben wird, weisen wir zurück. Der 
Gesetzentwurf ist seit Ende letzten Jahres allen, die 
sich dafür interessieren, bekannt. Unsere Änderungs-
anträge, über 200, sind seit vier Wochen dem Haus 
und den Berichterstattern bekannt. Jeder konnte sich 
also vorbereiten. 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir auch bereit wa-
ren, Ende März sehr lange zu tagen. So haben die 
Beratungen mit Ausnahme des Vorsitzenden des In-
nenausschusses, der der sozialdemokratischen Frak-
tion angehört, am 29. März ohne Beteiligung der SPD 
stattgefunden. Das Interesse war an dem Tag offenbar 
anderen Dingen zugewandt. Wir wollten diesen Mon-
tag, den ganzen Montag bis 24 Uhr, anbieten. Bera-
tungsbedarf war nur bis 12 Uhr mittags. Offenbar hat 
also die Opposition selbst eingesehen, daß ausrei-
chend Zeit war. Deswegen gibt es auch keinen Grund, 
das verabschiedungsreife Gesetz heute nicht in zwei-
ter und dritter Beratung zu Ende zu lesen. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu der beantragten 
Ergänzung der Tagesordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Dem Antrag, das Gesetz zur Neu-
regelung des Ausländerrechts heute zu behandeln, 
widerspreche ich namens der SPD-Fraktion. 
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Jahn (Marburg) 

Es ist immer wieder dasselbe: Wichtige Gesetzge-
bungsvorhaben werden in letzter Minute vorgelegt 
und dann in kopfloser Hast verhandelt: von der soge-
nannten Gesundheitsreform über den Nachtrags-
haushalt bis zum Gentechnikgesetz, zu dem ich erst 
vor vier Wochen nahezu das gleiche hier habe sagen 
müssen. Immer wieder offenbaren Koalition und Re-
gierung, daß sie den Anforderungen nicht gewachsen 
sind, grundsätzliche Fragen unserer Gesellschaft 
sachgerecht zu beantworten. 

(Beifall bei der SPD) 

Immer wieder stellen sie unter Beweis, daß sie nicht 
einmal das Handwerk eines ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahrens beherrschen. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Niemand bestreitet, daß das Ausländerrecht eine 
grundlegende Reform erfordert. Aber bereits in den 
Regierungserklärungen von 1982 und 1983 hat die 
Regierung ihre Absicht angekündigt. Das war's dann 
auch erst einmal. 

Dann kamen Vorschläge von Herrn Zimmermann, 
mit denen Sie selber nichts zu tun haben wollten. 

(Fellner [CDU/CSU]: Das kann man nicht sa-
gen!) 

Dann war lange Zeit wieder nichts. 

Schließlich haben Sie fast acht Jahre gebraucht, um 
am 22. Januar dieses Jahres einen Gesetzentwurf ein-
zubringen. Sie haben sich acht Jahre lang Zeit gelas-
sen, um einen schließlich auch noch unzulänglichen 
Entwurf vorzulegen. Der Deutsche Bundestag soll nun 
in weniger als drei Monaten den Gesetzentwurf prü-
fen und verabschieden. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Ein Skandal!) 

Damit wird der Anspruch des Deutschen Bundesta-
ges auf eine sachgerechte Behandlung von der Mehr-
heit unterdrückt. Die gründliche Beratung in einem 
Unterausschuß haben Sie abgelehnt. Der federfüh-
rende Innenausschuß hatte ganze sechs Sitzungen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Die SPD hatte ge-
fehlt!) 

Dazu wurden noch zahlreiche Änderungsanträge ein-
gebracht. Die Beratungen sind abgeschlossen wor-
den, bevor überhaupt die Stellungnahme des mitbera-
tenden Rechtsausschusses vorlag. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist ein 
durchaus übliches Verfahren!) 

Das war eine unverantwortliche Hetzjagd, aber kein 
geordnetes Gesetzgebungsverfahren. 

Dabei hätte Ihnen die Anhörung im Innenausschuß 
am 14. Februar Anlaß geben müssen, von diesem Ver-
fahren abzulassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Kirchen, Wohlfahrtsverbände, Gewerkschaften und 
nahezu alle weiteren Sachverständigen haben 
schwerwiegende Einwendungen erhoben. Deren 
sorgfältige Prüfung wäre geboten gewesen. Jede Frau 
und jeder Mann wissen, daß dauerhafte Rechtsgrund

-

lagen für das zukünftige Zusammenleben von Deut-
schen und Ausländern Fragen sind, die Millionen 
Menschen in unserer Republik tief bewegen. Rege-
lungen von solcher Bedeutung bedürfen einer breiten 
politischen und gesellschaftlichen Zustimmung. Um 
des inneren Friedens willen wäre das geboten. 

Das alles haben Sie vom Tisch gefegt. Nicht einmal 
in den Ausschüssen des Bundesrates findet sich eine 
Mehrheit für ein derart überhastetes Verfahren. 

Niemand, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, bestreitet Ihnen das Recht, von Ihrer Mehrheit 
Gebrauch zu machen. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Das können 
Sie auch gar nicht!) 

Aber keine Mehrheit hat das Recht, ihre Möglichkei-
ten formaler Macht rechthaberisch zu mißbrauchen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das geht zu Lasten des Ganzen; das geht zu Lasten 
überzeugender inhaltlicher Regelungen; das geht zu 
Lasten der Glaubwürdigkeit der parlamentarischen 
Demokratie; das geht zu Lasten des Ansehens des 
Bundestages; 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

das geht zu Lasten der Glaubwürdigkeit und des An-
sehens jedes einzelnen Abgeordneten; nicht zuletzt 
geht es zu Lasten der Menschen, denen das Gesetz 
doch dienen soll. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: Ein 
bißchen niedriger hängen!) 

Ihre Angst vor dem Verlust der Mehrheit nach dem 
13. Mai rechtfertigt Ihr Vorgehen nicht. Das macht es 
nur noch verwerflicher. 

(Beifall bei der SPD — Fellner [CDU/CSU]: 
Dann dürften wir das Gesetz gar nicht ma

-chen!) 

Noch können Sie zurück; noch können Sie eine ver-
antwortliche Beratung möglich machen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Glauben Sie das alles sel

-

ber, was Sie sagen?) 

Dazu ist nicht mehr erforderlich, als unserem Antrag, 
den Antrag auf Aufsetzung abzulehnen, zu folgen und 
ihn zu unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Bohl [CDU/CSU]: Glauben 
Sie das alles selber, was Sie gesagt haben?) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Jahn, gerade weil Sie ein aner-
kanntes Mitglied dieses Hauses sind, kann ich Ihnen 
nicht durchgehen lassen, was Sie hier vortragen, of-
fenbar ohne wirklich Kenntnis des Beratungsablaufs 
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zu haben. Sie tragen hier etwas vor, was Ihnen wirk-
lich irreführend aufgeschrieben worden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Fellner [CDU/CSU]: Das war bestimmt der 

Wim Nöbel!) 

Der Vorhalt, daß hier ein Gesetzentwurf durchge-
peitscht wird, ist offenkundig falsch. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es gibt in der jahrelangen Diskussion um die Re-
form des Ausländerrechts seit vielen Jahren kein ein-
ziges neu auftauchendes Problem. Es gibt zahlreiche 
Gesetzentwürfe. Es gibt zahlreiche Gesetzentwürfe 
auch Ihrer eigenen Fraktion, auch der Fraktion der 
GRÜNEN. Wir haben als Koalition — hier muß man 
die Chronologie darstellen — im Ap ril vergangenen 
Jahres, also heute vor einem Jahr, die Eckwerte ver-
öffentlicht, nach denen wir uns eine Neuregelung vor-
stellen. Der Gesetzentwurf des Innenministers, der 
erste veröffentlichte Entwurf, stammt vom September 
vergangenen Jahres. Es hat sich daraufhin eine breite 
öffentliche Diskussion ergeben, auch Anhörungen im 
Ministerium, mit den Beteiligten und Betroffenen. 
Daraufhin hat es eine letzte Fassung vom 15. Novem-
ber vergangenen Jahres gegeben, die wieder allen 
Beteiligten zugegangen ist. Dann haben die Beratun-
gen in diesem Hause begonnen. 

Wir haben am 14. Februar eine lange ganztägige 
Anhörung gehabt. Ich möchte es dem Plenum erspa-
ren, darzustellen, wer von den Kollegen an dieser 
Anhörung teilgenommen hat. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Ich war 
da!) 

— Frau Kollegin Sonntag-Wolgast, ja. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Ich auch! Alle von uns!) 

— Wim Nöbel auch. Das war eine Bemerkung, die 
nicht primär an die SPD gerichtet war. 

(Fellner [CDU/CSU]: Dann hört es bald 
auf!) 

Wir haben auf Wunsch der SPD, auch auf Wunsch 
der GRÜNEN Beratungen und den Termin der Anhö-
rung vertagt. Wir hätten sie vierzehn Tage früher ha-
ben können. Wir haben Ihnen ganztägige Sitzungen 
angeboten. Wir haben Ihnen vorgeschlagen, jeden 
einzelnen Punkt mit Ihnen zu diskutieren und zu de-
battieren, solange Sie wollen. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Ja, am 
Karfreitag!) 

Sie haben davon keinen Gebrauch gemacht. 

(Fellner [CDU/CSU]: Sehr selektiv!) 

Das ist die Wirklichkeit der Beratung. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sie haben von unseren 
Vorschlägen noch nicht einmal ein Komma 

übernommen!) 

Wir haben den Vorschlag, einen Unterausschuß zu 
bilden, in der Tat nicht angenommen, und zwar des-
wegen, damit alle Mitglieder des Innenausschusses 
Gelegenheit haben, an den Detailberatungen teilzu-

nehmen, wenn sie es wollen, und nicht nur diejenigen, 
die in einen Ausschuß delegiert werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Fellner [CDU/CSU]: Das Angebot wurde 

aber nicht angenommen!) 

Während der Beratungen ist von der SPD, aber auch 
von den GRÜNEN, die immer schlicht die Streichung 
der Vorschriften verlangt haben, kein einziger Vor-
schlag gekommen, der über die seit langem von Ihnen 
vorliegenden Gesetzentwürfe hinausgegangen wäre. 
Das ist die Wirklichkeit der Beratungen gewesen. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Unser Entwurf ist abgerun

-

det!) 

Ich denke, daß es notwendig ist fertigzuwerden. Es 
gibt, auch wenn wir heute den Gesetzentwurf nicht 
beraten, keinen einzigen neuen Gedanken, der in die-
sem Hause oder im Innenausschuß bisher vorgetragen 
worden wäre, über den nicht erörtert worden ist. Es ist 
in der Tat so, daß die unter uns lebenden Ausländer in 
hohem Maße beunruhigt sind. Es ist so, daß über den 
Inhalt dieses Gesetzentwurfs eine verantwortungslose 
Kampagne entfesselt worden ist, 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Das haben 
Sie zu verantworten!) 

in der die Öffentlichkeit über das getäuscht wird, was 
in diesem Entwurf tatsächlich steht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Darum ist es notwendig, daß wir die Beratungen 
nun auch im Plenum zu Ende bringen, damit sich die 
Öffentlichkeit in Ruhe ein Bild von dem machen kann, 
was wir ausländerrechtlich beschließen wollen, und 
damit die Verwaltung das kommende halbe Jahr bis 
zum Inkrafttreten des Gesetzes nutzen kann, um sich 
auf die korrekte Anwendung des Gesetzes vorzube-
reiten, was auch notwendig ist und nicht vernachläs-
sigt werden sollte. 

Darum bitten wir, dem Antrag zu folgen und die 
Gesetze heute abschließend zu behandeln. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Trenz. 

Frau Trenz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Hirsch, ich muß Ihnen wider-
sprechen. Ich habe an allen Beratungen und Vorbe-
sprechungen zu diesem Gesetzentwurf teilgenommen 
und dabei die Erfahrung machen müssen, daß gerade 
der Zeitdruck, mit dem dieses Gesetz insgesamt von 
Ihnen als Regierungskoalition durch die Gremien or-
ganisiert worden ist, es mir zum Teil überhaupt nicht 
mehr möglich machte, mich zu Wort zu melden. Alles 
ist dermaßen schnell — auch im Ausschuß — über die 
Bühne gezogen worden. 

(Fellner [CDU/CSU]: Wo ist der Ausschuß

-

vorsitzende? Wo ist der Herr Bernrath, der 
wird sich dagegen verwehren!) 

Sie wissen ganz genau — auch wenn Sie jetzt die 
Fraktion der GRÜNEN angreifen — , daß ich mich be- 
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müht und versucht habe, mit Ihnen um jeden einzel-
nen Punkt eine Auseinandersetzung zu führen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

obwohl ich von Anfang an den Geist dieses Gesetz-
entwurfs kritisiert habe. Sie wissen ganz genau, daß 
ich versucht habe, noch Verbesserungen mit hinein-
zunehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Die Fraktion der GRÜNEN spricht sich gegen die 
Aufsetzung des Tagesordnungspunktes aus, weil sie 
insgesamt auch gegen den Ablauf dieses Verfahrens 
scharfe Bedenken hat. Dieser Gesetzentwurf ist mit 
einer besonderen Eilbedürftigkeit eingebracht wor-
den, ohne daß ein sachlicher Hintergrund gegeben 
war. Es ist unseres Erachtens ein Verstoß gegen das 
Grundgesetz, wenn lediglich ein politischer Grund, 
nämlich die Niedersachsen-Wahl, dafür herhalten 
kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das parlamentarische Verfahren und der ganze Ab-
lauf verliefen so weiter. Ich erinnere nur daran, daß 
der erste Durchgang im Bundesrat nach der öffentli-
chen Anhörung im Innenausschuß stattgefunden hat. 
Wenn ich mir dann die überwältigende Kritik in dieser 
Anhörung ansehe, die letztendlich im parlamentari-
schen Papierkorb gelandet ist, dann wundere ich mich 
doch sehr. Bis heute noch gehen Stellungnahmen und 
Briefe ein. Ich bekomme jeden Tag einen Berg von 
Post und Sie doch wohl auch. Die Leute schicken das 
an alle Abgeordneten. Das interessiert Sie, Herr Fell-
ner, keineswegs. 

(Fellner [CDU/CSU]: Nicht mehr!) 

Es interessiert Sie nicht. Ich denke, daß es ein Beispiel 
für die Arroganz der Macht ist. 

(Fellner [CDU/CSU]: Diese Leute haben un-
ser Gesetz nicht gelesen!) 

Es ist kein Zufall, daß gerade in diesem Fall in dieser 
Eile ein Gesetzentwurf durchgepeitscht wird, der sich 
gegen eine Minderheit in unserem Lande richtet, die 
zufälligerweise nicht die deutsche Nationalität hat. 

Ich denke — ohne daß ich jetzt auf den Inhalt weiter 
eingehen möchte — — 

(Fellner [CDU/CSU]: Das sollten Sie aber!) 

— Ja, Herr Fellner, ich werde noch Gelegenheit ha-
ben, auf den Inhalt weiter einzugehen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist eine 
schlimme Drohung!) 

Vielleicht beruhigen Sie sich wieder. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD — Gerster [Mainz] [CDU/-
CSU] und Fellner [CDU/CSU]: Wir sind ganz 

ruhig!) 

Ohne jetzt auf den Inhalt weiter einzugehen, 
möchte ich noch drei Punkte erwähnen. Gerade Sie 
von der Regierungskoalition wollen — Sie reden zu-
mindest in Ihren Wahlkampfreden so — die Heute-
auf-morgen-Wiedervereinigung. Gleichzeitig haben 
Sie für die Menschen in der DDR, die anderer Natio-

nalität sind und über Staatsverträge angeworben wor-
den sind und gleichzeitig das kommunale Wahlrecht 
in der DDR haben, keine Lösung — nicht eine ein-
zige — in dem Gesetzentwurf vorgesehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Das paßt doch alles nicht zusammen. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]) 

Gleichzeitig wird dieser Entwurf der gegenwärti-
gen Situation der Zuwanderung keineswegs gerecht. 
Wenn ich mir dann noch die Aussagen der Wirt-
schaftsfachleute und Demographen ansehe, die im-
mer wieder darauf hinweisen, daß wir im Jahr 2 000 
Einwanderungen in dieses Land brauchen, dann 
denke ich: Ziehen Sie Ihren Gesetzentwurf zurück, 
und lassen Sie uns erst einmal über Einwanderungs-
politik diskutieren, und lassen Sie uns weiterhin die-
sen Entwurf wirklich sachlich und in der Ausführlich-
keit beraten, wie das notwendig ist. Ich erinnere nur 
an das Ausländergesetz von 1965. Da war ein Bera-
tungszeitraum von fast fünf Jahren, nachdem der Ge-
setzentwurf eingebracht wurde, vorhanden. 
Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
wir kommen zur Abstimmung über den Erweiterungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Aufnahme in 
die laufende Tagesordnung. 
Wer stimmt für diesen Erweiterungsantrag? — Ge-

genprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Dann ist dieser Antrag mit Mehrheit angenommen. 
Die Vorlagen werden heute nachmittag nach der 

Aktuellen Stunde gegen 16.15 Uhr zur Beratung auf-
gerufen. Für die Aussprache sind zwei Stunden vor-
gesehen. 

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 2 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 1. Dezember 1987 über die was-
serwirtschaftliche Zusammenarbeit im Ein-
zugsgebiet der Donau 
— Drucksache 11/6943 —
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Interfraktio-
nell wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 11/6943 an den in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschuß zu überweisen. Gibt es dazu wei-
tere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Ist das Haus 
mit dem Vorschlag einverstanden, den ich vorgetra-
gen habe? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Es ist somit so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Schmitz (Baesweiler), Bauer, Dr. Bieden-
kopf, Dr. Blank, Dr. Blens, Borchert, Breuer, 
Dr. Daniels (Bonn), Daweke, Dr. Fell, Frau 
Fischer, Gerstein, Dr. Göhner, Dr. Grünewald, 
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Günther, Hauser (Krefeld), Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck, Herkenrath, Dr. Hoffacker, 
Dr. Hüsch, Frau Karwatzki, Krey, Kroll-Schlü-
ter, Dr. Kronenberg, Lamers, Frau Limbach, 
Louven, Marschewski, Dr. Meyer zu Bentrup, 
Michels, Dr. Möller, Müller (Wesseling), Pesch, 
Dr. Pinger, Dr. Pohlmeier, Reddemann, 
Dr. Rüttgers, Schemken, Schulhoff, Seesing, 
Dr. Stercken, Tillmann, Vogel (Ennepetal), 
Dr. Vondran, Wilz, Windelen, Dr. Wulff und 
Genossen und der Fraktion der CDU/CSU so-
wie der Abgeordneten Dr. Graf Lambsdorff, 
Cronenberg (Arnsberg), Dr.-Ing. Laermann, 
Baum, Gattermann, Dr. Hirsch, Dr. Hoyer, Nol-
ting und der Fraktion der FDP 

Finanzielle, wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung in Nordrhein-Westfalen 

— Drucksachen 11/6411, 11/6756 — 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 11/6981 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung zwei Stun-
den vorgesehen. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schmitz (Baesweiler). 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir diskutieren heute 
morgen die Antwort der Bundesregierung auf eine 
von uns gestellte Große Anfrage über die Lage des 
Landes Nordrhein-Westfalen, über die soziale und 
finanzielle Situation an Hand von Zahlen und Fakten, 
die der Öffentlichkeit seitens der Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen bisher leider nie gesagt 
worden sind. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Lachen des 
Abg. Dreßler [SPD]) 

Eines ist dabei, denke ich, unter uns unstreitig: daß 
die Bürgerinnen und Bürger des Landes Nordrhein-
Westfalen auf Grund der Politik der Bundesregierung 
an diesem Aufschwung erheblichen Anteil haben. 
Dieser Aufschwung hält mittlerweile im siebten Jahr 
an. 

Die Politik — auch das ist, meine ich, unstreitig — 
kann für eine florierende Wirtschaft die Rahmenbe-
dingungen leisten. Das haben wir getan, meine Da-
men und Herren. Und die Politik tut gut daran, wenn 
sie sich planwirtschaftlicher Steuerungselemente 
weitgehend enthält. 

Hier setzt meine Kritik ein. Wären wir Ihren Vorstel-
lungen nach 1982 und wären wir den Vorstellungen 
von Johannes Rau und anderen aus der Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen gefolgt, dann wären 
wir heute wahrscheinlich bei der dreizehnten, vier-
zehnten oder fünfzehnten Auflage von erfolglosen Be-
schäftigungsprogrammen, wie wir sie jahrelang in Ih-
rer Regierungszeit gehabt haben, meine Damen und 
Herren. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Statt dessen haben wir 1,5 Millionen neue Arbeits-
plätze geschaffen und das höchste Beschäftigungsni-
veau erreicht, das wir in der Bundesrepublik Deutsch-
land seit langem gehabt haben. 

Meine Damen und Herren, dies sind Erfolge, die im 
Grunde genommen dadurch ermöglicht wurden, daß 
hier eine Politik der konsequenten Anwendung der 
Sozialen Marktwirtschaft bet rieben worden ist. 

Gestalterische Politik aber, meine Damen und Her-
ren, und vor allen Dingen eigene Politik lassen sich in 
den Haushalten der Länder und auch des Bundes 
— das ist im übrigen ja immer auch Ihre These gewe-
sen, und Sie wissen, als Haushälter kann man es sich 
erlauben, das einmal zu sagen — an den investiven 
Anteilen des Haushalts feststellen. 

Meine Damen und Herren, die hiesige SPD-Frak-
tion erhebt ja immer Forderungen nach umfangrei-
cheren Investivprogrammen. Nun haben wir einmal 
nachgeprüft und festgestellt, daß der investive Anteil 
innerhalb des Haushalts des Landes Nordrhein-West-
falen seit Antritt der Regierung von Rau — in Nord-
rhein-Westfalen seit Antritt der SPD — sukzessive ge-
sunken ist. 

(Dr. Jens [SPD]: Wie auf Bundesebene!) 

1980 waren im Haushaltsplan des Landes Nordrhein-
Westfalen noch 11,5 Milliarden DM als investive Mit-
tel ausgewiesen, 1989 waren es knapp 9 Milliarden 
DM. 1980 waren es also 22,2 %. Heute beträgt die 
Quote 14,6 %, meine Damen und Herren. Wo ist denn 
hier eigenes Handeln der Regierung Rau? „Auf-
schwung aus eigener Kraft" nennt man das dann, 
meine Damen und Herren. — Also, ich denke, da kann 
von Kraft kaum die Rede sein, weil ja auch kein Saft 
drin ist. 

Hinzu kommt, meine Damen und Herren, daß we-
gen des geringen investiven Anteils und wegen des 
Sinkens des investiven Anteils nicht nur der Hand-
lungsspielraum innerhalb des Landes, sondern damit 
auch der Kommunen klar und eindeutig eingegrenzt 
worden ist. Dazu werden meine Kollegen das eine 
oder andere noch sagen. Aber eines ist unbestreitbar: 
daß durch das Absinken der investiven Anteile inner-
halb des Landeshaushalts Nordrhein-Westfalen, wie 
die Antwort auf die Große Anfrage beweist, die Inve-
stivkraft des Landes, d. h. auch der Kommunen, ein-
deutig geschwächt worden ist, meine Damen und 
Herren. Wenn Sie dann noch behaupten, daß das 
„Aufschwung aus eigener Kraft" sei, dann kann ich 
das nur mit einem einzigen Wort belegen: Das, was 
Sie hier betreiben, ist schlicht und einfach Etiketten-
schwindel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich ein weiteres Wort sagen. Wir haben 
seitens des Bundes das Strukturhilfegesetz geschaf-
fen. Sie betätigen sich draußen als Geldbriefträger. 
Wenn wir als CDU-Abgeordnete dies draußen aller-
dings einmal sagen, dann gehen Sie hin und behaup-
ten schlicht und einfach, dies seien Landesmittel. Prüft 
man das nach, dann stellt man fest, daß der größte 
Anteil Bundesmittel sind. Stellt man dies dann öffent-
lich dar, dann spielen Sie den Beleidigten. 
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Meine Damen und Herren, eines muß man Ihnen 
vorhalten: Sozial, verehrte Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, ist eigentlich nicht derjenige, der das 
Geld an andere Leute verteilt; sozial ist derjenige, der 
dafür sorgt, daß es überhaupt etwas zu verteilen gibt. 
Das hat diese Bundesregierung, das hat Norbert Blüm 
und das haben alle anderen Kollegen meiner Bundes-
tagsfraktion hier deutlich gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte ein weiteres Thema ansprechen und fra-
gen, meine Damen und Herren: Wer ist denn hier 
Investitionshemmnis, 

(Austermann [CDU/CSU]: Zöpel!) 

auch im Wohnungsbau? Ich darf Ihnen das einmal an 
einem Beispiel klar sagen. 

(Dreßler [SPD]: Beim Wohnungsbau solltet 
ihr euch schämen! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

—Lieber Herr Dreßler, Sie kommen ja noch dran. — 
Zuerst fassen wir hier die Beschlüsse über die Dotie-
rung, über die Finanzierung des Wohnungsbaus. Die 
Länder gehen hin und erklären, sie wollten das alles 
selber machen. 

(Dreßler [SPD]: Ihr habt den Wohnungsbau 
1985 auf Null gebracht! Darüber müssen wir 

wirklich einmal reden!) 

—Langsam, langsam! Das stimmt doch gar nicht. Sie 
wissen doch selber, daß die Länder eindeutig gefor-
dert haben, daß das Geld bei ihnen zu bleiben habe. 
Das ist doch der Punkt; das wissen Sie doch. 

So, und nun darf ich Ihnen folgendes sagen: Wenn 
der Bund zusätzliche Maßnahmen ergreift und Mittel 
auch dem Land Nordrhein-Westfalen zuweist, dann 
kriegen die Bürger, die dann im ländlichen Bereich 
bauen wollen, von Ihnen eine schöne Absage — weil 
Herr Zöpel im Jahre 1984 die Landesbauordnung ge-
ändert hat — : Erstens weil der Kindergarten nicht 
mehr am Ort, zweitens weil die Schule nicht mehr am 
Ort und — das habe ich dann auch noch gelesen — 
drittens weil die Kirche nicht mehr am Ort sei, könne 
man dem Betreffenden, der den Antrag stellt, aus Mit-
teln des sozialen Wohnungsbaus keine einzige Mark 
geben. Ich sage das einmal im Klartext: Sie schaffen 
Gesamtschulen, entvölkern durch Ihre Wohnungs-
baupolitik den ländlichen Raum, bauen keine Kinder-
gärten und sagen dann nachher, die Bundesregierung 
sei schuld — 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Widerspruch bei der 

SPD) 

frei nach der Methode „Haltet den Dieb!" . 

(Zuruf des Abg. Großmann [SPD]) 

—Herr Großmann, Sie wissen sehr genau, wovon ich 
rede. Ich gebe Ihnen gern die Schreiben. Aber Sie 
negieren das ja alles. Es hat keinen Zweck, mit Ihnen 
darüber zu reden. 

Meine Damen und Herren, eines ist klar: Verant-
wortete Politik bedeutet, daß man dem Bürger die 
Wahrheit sagt. 

(Zuruf von der SPD: Dann tut es mal!) 

Wer sich jetzt hinstellt und die Behauptung aufstellt, 
wie Johannes Rau dies getan hat und weiter tut, man 
müsse nach 24 Jahren SPD-Regierung das Land wie-
der zur Nummer eins machen, muß sich die Frage 
gefallen lassen: Wer hat denn das Land zur Nummer 
elf, nämlich zum Schlußlicht, gemacht? Deswegen ist 
dieser Vorwurf des Etikettenschwindels berechtigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wieczorek 
[Duisburg] [SPD]: Das ist beleidigend, was 

Sie sagen!) 

— Das ist keine Beleidigung. Sie müssen das hier 
ertragen; es tut mit leid. Wir müssen von Ihnen in 
Düsseldorf noch viel mehr ertragen, sogar Frechhei-
ten. 

Lassen Sie mich Ihnen abschließend sagen: Die 
wirtschaftliche und finanzielle Situation der Bundes-
republik Deutschland — dies haben das Bundeskabi-
nett, Helmut Kohl und Norbert Blüm geschafft — hat 
den Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen in er-
heblichem Maße begünstigt. Sonst stünden wir heute 
nicht so da, wie es der Fall ist. 

Zweitens. Neben den allgemeinen, durch die Bun-
desregierung gesetzten Rahmenbedingungen stellt 
die Bundesregierung mit ihrem langjährigen Sach-
walter der Interessen Nordrhein-Westfalens, Norbert 
Blüm, dem Land eine umfangreiche finanzielle Hilfe 
zur Verfügung. Ich sage das einmal ganz beiläufig. 
Die Probleme des Aachener Bergbaus und des Ruhr-
kohlenbergbaus hätten wir nicht lösen können, wenn 
Norbert Blüm nicht dagewesen wäre: nicht Johannes 
Rau, sondern Norbert Blüm. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich Ihnen abschließend folgendes sa-
gen — das ist mein Fazit; ich sage das etwas ironisch 
und meine es gar nicht beleidigend — : Was nutzt es 
uns hier in Bonn, wenn wir den Tiger in den Tank 
packen und in Düsseldorf jemand am Steuer sitzt, der 
nur den Rückwärtsgang kennt? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Minister für Bundesangelegenheiten des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Herrn Einert. Bitte sehr. 

Minister Einert (Nordrhein-Westfalen): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
eine Landtagswahl ansteht, scheinen die Koalitions-
parteien in Bonn besonders darunter zu leiden, daß sie 
zu wenig über das jeweilige Land wissen. Der Ausweg 
ist: Sie richten eine umfangreiche Anfrage an die Bun-
desregierung. Im konkreten Fall wird erneut klar, was 
wirklich dahintersteht — die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Schmitz haben das deutlich gezeigt —: 
Die Bundesregierung soll der Opposition in Düssel-
dorf Wahlkampfhilfe und -munition liefern. Das ist 
alles. 

(Gattermann [FDP]: Und Sie meinen, wir 
sollten nur Geld zahlen!) 

Sie müssen selber mit sich ins reine kommen, ob Sie 
Bundesbehörden auf Kosten des Steuerzahlers dazu 
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benutzen, hier im Bundestag die Wahlkampfmunition 
für ein Land und über ein Land zu liefern. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Sie müssen sich an 
die eigene Nase packen!) 

Sie haben das im Saarland versucht; das ist auch in die 
Hose gegangen. Sie werden das auch in Nordrhein-
Westfalen erleben. 

(Beifall bei der SPD) 

CDU und FDP aus Nordrhein-Westfalen kennen ihr 
eigenes Land wohl nicht gut genug. Sie brauchen 
Argumentationshilfe aus Bonn. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Das ist aber billig!) 

Eben wurde Klage darüber geführt, die Zahlen 
seien nicht auf dem Tisch. Das ist objektiv unwahr. 
Die gleichen Debatten, die Sie hier heute morgen ver-
anstalten wollen, sind mehrfach im Düsseldorfer 
Landtag geführt worden. Alle Zahlen, die Sie hier 
angefordert haben, lagen und liegen auf dem Tisch. 
Es kann lediglich damit zu tun haben, daß Sie wohl zu 
wenig von Nordrhein-Westfalen verstehen und des-
halb einer solchen Informationshilfe bedürfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist unver

-

schämt!)  

Sie haben behauptet, die Investitionen gingen zu-
rück. Dazu sage ich Ihnen — Sie haben selbst das 
Stichwort Wohnungsbau genannt — : Das, was Nord-
rhein-Westfalen für den Wohnungsbau tut, ist mehr 
als das, was die Bundesregierung für die gesamte 
Bundesrepublik tut. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sollten sich einmal Ihre eigenen Zahlenspielereien 
ansehen. Sie behaupten hier, in Nordrhein-Westfalen 
gäbe es einen Rückgang der Bevölkerungszahl im 
ländlichen Raum. Damit beweisen Sie, daß Sie über-
haupt keine Ahnung haben; denn in Nordrhein-West-
falen sind die Zuwachsraten der Bevölkerung im länd-
lichen Raum stärker als in fast jedem anderen Raum 
dieses Landes. Sie sollten sich einfach einmal die Zah-
len, die vorliegen, ansehen. 

(Rawe [CDU/CSU]: Wenn Sie so genau Be-
scheid wissen, dann sagen Sie mir einmal: 
Warum werden 20 Anträge aus meiner Ge-
meinde abgelehnt und nicht mit Wohnungs-

baumitteln bedient?) 

— Schauen Sie sich einmal an, wieviel der Bund für 
Nordrhein-Westfalen ausgibt und wieviel wir selber 
ausgeben. Die Bundesmittel machen nur einen Bruch-
teil aus. Auf der einen Seite wollen Sie die Erfolge der 
Landesregierung herunterreden. Insofern möchten 
Sie Nordrhein-Westfalen am liebsten schlecht darstel-
len. Die Möbelwagendiskussion vor fünf Jahren ha-
ben wir ja wohl alle noch im Ohr. Wir wissen, was Sie 
damit angerichtet haben. 

Auf der anderen Seite müssen Sie zugeben, daß die 
von der SPD geführte Landesregierung die Legislatur-
periode mit einer beeindruckenden Bilanz abschließt. 
Heute gilt unser Land in der Wirtschaft als ein „Mu-
sterbeispiel für Umstrukturierung". Nehmen Sie die 
Schlagzeile des „Handelsblatts" vom 2. Ap ril 1990. 
Die unabhängige Kommission „Montanregion" —  

sie ist von der Landesregierung auf einmütige Anre-
gung aller Landtagsfraktionen einberufen worden  — 
hat  einstimmig ganz nüchtern festgestellt — ohne je-
des Wahlkampfgetöse zitiere ich einen Satz — : 

Seit dem Beginn der 70er Jahre 

— Betonung: seit dem Beginn der 70er Jahre — 

haben sich die Produktionsstrukturen in Nord-
rhein-Westfalen stärker und schneller verändert 
als in allen anderen Ländern. 

Wer immer noch den Eindruck erwecken will, Nord-
rhein-Westfalen habe seine Spitzenstellung verloren 
und die SPD-geführte Landesregierung sei dafür ver-
antwortlich, treibt in jeder Hinsicht Etikettenschwin-
del. 

(Zuruf des Abg. Cronenberg [Arnsberg] 
[FDP] — Zurufe von der CDU/CSU) 

Erstens war es politisch gewollt, daß die anderen 
Länder in der Nachkriegszeit ihren Rückstand aufho-
len. Nordrhein-Westfalen selbst hat diesen Aufholpro-
zeß über viele Jahre hinweg durch Beiträge zum Fi-
nanzausgleich von insgesamt 11,5 Milliarden DM 
massiv unterstützt. 

(Austermann [CDU/CSU]: Was haben Sie zur 
Verschuldung gesagt?) 

Zweitens haben uns die Anpassungskrisen in den 
Montanregionen schwer benachteiligt. Bereits 1966 
— hören Sie einmal gut zu — hat die damalige Bun-
desregierung in ihrem Raumordnungsbericht festge-
stellt: 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat seine Spitzen-
stellung verloren, weil die Bedeutung von Kohle 
und Stahl zurückging. 

Das ist ein Zitat aus dem damaligen Bericht der Bun-
desregierung. 

Vielleicht haben Sie in der Zwischenzeit übersehen, 
daß damals Ludwig Erhard CDU-Bundeskanzler und 
Franz Meyers CDU-Ministerpräsident von Nordrhein-
Westfalen war. 

(Austermann [CDU/CSU]: Wie hoch war da 
die Arbeitslosigkeit?) 

Sie sollten Ihre Vorwürfe an Hand der Aussagen der 
damaligen Bundesregierung noch einmal überprü-
fen. 

Drittens — und das ist entscheidend — : Nordrhein-
Westfalen hat trotzdem den Anschluß an die Bundes-
entwicklung wieder hergestellt. Das gilt für Wirt-
schaftswachstum, für Beschäftigtenzuwachs, für den 
Anteil am Sozialprodukt und am Export. Bei der Pro-
duktivität liegen wir deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt. Belege für diese Aussagen finden Sie, wenn 
Sie uns nicht glauben, in der Antwort der Bundesre-
gierung auf Ihre eigene Große Anfrage. 

(Dreßler [SPD]: Hört! Hört!) 

Deshalb versuchen Sie es mit einem T rick: Die Lan-
desregierung wird pauschal kritisiert, am liebsten 
noch für das Wetter verantwortlich gemacht; und der 
Erfolg wird eindeutig nur den Einflüssen aus Bonn 
zugerechnet. So können Sie nicht überzeugend 
sein. 
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Wir haben immer gesagt: Nordrhein-Westfalen 
nimmt Gott sei Dank auch am bundesweiten Wirt-
schaftsaufschwung teil. Umgekehrt gilt aber ebenso, 
daß sich auf Bundesebene ohne Nordrhein-Westfalen 
kein wirtschaft licher Aufschwung erzielen ließe. 

Als zweites Argument werden die Hilfen des Bun-
des für Nordrhein-Westfalen genannt. Dazu sage ich 
deutlich: Die Bundesregierung zählt nahezu wahllos 
gesetzlich vorgeschriebene Leistungen auf, die jedem 
Bundesland zustehen. Sie müssen sich einmal die 
Antwort zu Gemüte führen. Kommt Ihnen das nicht 
selber etwas infantil und dümmlich vor, wenn Sie un-
ter den besonderen Leistungen für Nordrhein-Westfa-
len die Leistungen für BAföG, für Wohngeld, für Kin-
dergeld und ähnliches aufführen? 

(Austermann [CDU/CSU]: Der hat doch 
keine Ahnung!) 

—Gucken Sie Ihre eigene Anfrage an. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist alles ange-
hoben worden: BAföG, Wohngeld, Kinder

-

geld!)  

—Das zählen Sie als besondere Leistung für Nord-
rhein-Westfalen auf. 

(Austermann [CDU/CSU]: Wer hat denn den 
hierher geschickt, wenn er keine Ahnung 

hat?) 

Gleichgültig, ob ein Bürger in Flensburg, in Passau, in 
Dortmund, in Frankfurt wohnt, er hat dieselben ge-
setzlichen Ansprüche. Wie dümmlich wollen Sie ei-
gentlich noch sein? Das schreiben Sie als besondere 
Leistung für Nordrhein-Westfalen auf. Dümmer geht 
es wahrlich nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer uns das vorrechnet, muß sich auf gleichem 
Niveau die Zahlungen Nordrhein-Westfalens an den 
Bund entgegenhalten lassen. Ich sage Ihnen: Wir in 
Nordrhein-Westfalen finanzieren den Bundeshaus-
halt ebenso überdurchschnittlich. 27,4 % der Men-
schen in der Bundesrepublik wohnen in Nordrhein-
Westfalen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist doch kein 
Finanzausgleich!) 

In den letzten zehn Jahren haben die Bürger des Lan-
des Nordrhein-Westfalen aber 29,4 % der Steuerein-
nahmen des Bundes finanziert. 

(Austermann [CDU/CSU]: Was ist mit dem 
Finanzausgleich?) 

Wenn Sie einmal Ihre eigene Rechnung mit diesen 
Leistungen zugrunde legen, könnte man genausogut 
ein Zahlenspiel aufmachen und sagen: Dann haben 
die Steuerzahler Nordrhein-Westfalens an den Bund 
46 Milliarden DM zuviel gezahlt, gemessen am Bevöl-
kerungsanteil. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das ist 
nicht richtig, was Sie da sagen!) 

Solche Zahlenspielereien sollten Sie also, wenn Sie 
intellektuell und politisch redlich sein wollen, gefäl-
ligst sein lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Genausogut sollten Sie auch einmal in einer solchen 
Antwort — das wäre politisch und intellektuell red-
lich — die Zahlen auf den Tisch legen, die belegen, 
daß Sie das Land Nordrhein-Westfalen im Bundes-
maßstab unterdurchschnittlich behandeln. Etwa bei 
den Förderungsmitteln für Forschungsaufgaben, für 
Bahn, für Post, für Strukturhilfen, für Landwirtschaft 
liegen wir unter dem Bundesdurchschnitt. Gucken Sie 
sich einmal die Förderungsmittel an, die sich vor allem 
CDU-regierte Länder eingeheimst haben. Dort könn-
ten Sie einmal über Gerechtigkeit und ähnliches 
nachdenken. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/

-

CSU) 

Dennoch hat Nordrhein-Westfalen seine Kredit-
finanzierungsquote stärker als der Bund zurückge-
führt. Kein anderes Bundesland hat seit 1980 so spar-
sam gewirtschaftet wie wir. 

(Austermann [CDU/CSU]: Vor allen Dingen 
bei den Investitionen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Das bestätigt die Deutsche Bundesbank in ihrem neu-
esten Monatsbericht ausdrücklich, und von da aus ist 
die Debatte, die Sie führen, sehr, sehr ärmlich. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Er hat an 
der falschen Stelle gespart!) 

Wir haben nie einen Zweifel daran gelassen, daß wir 
gute Ergebnisse auch in gemeinsamen Anstrengun-
gen erzielt haben, weil Unternehmer und Arbeitneh-
mer den Strukturwandel als Chance beg riffen und die 
damit verbundenen Anpassungslasten auf sich ge-
nommen haben. 

Die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft Nordrhein-
Westfalens konnte sich entfalten, weil Landesregie-
rung, Wirtschaft und Arbeitnehmer frühzeitig die 
Weichen für eine ökonomische und ökologische Er-
neuerung gestellt haben. Wir haben von Anfang an 
gesagt, Arbeit und Umwelt gehören zusammen und 
sind für uns kein Gegensatz. Das haben wir mit einem 
hohen Stellenwert versehen, und zwar häufig gegen 
die Unkenrufe der Opposition in Nordrhein-Westfa-
len. 

Der Forschungspolitik haben wir einen Schwer-
punkt gegeben. Mit insgesamt 49 Hochschulen und 
zahlreichen Forschungseinrichtungen haben wir in 
Nordrhein-Westfalen eine wissenschaftliche und 
technologische Infrastruktur geschaffen, die bundes-
und europaweit ihresgleichen sucht. Wir haben neben 
allen Bundesleistungen Ausbildungsplätze gefördert. 
Fast kein anderes Land kann vergleichbare Leistun-
gen vorweisen. Wir haben frühzeitig erkannt, daß der 
Strukturwandel nur dann vorankommt, wenn alle 
Kräfte in den einzelnen Regionen mobilisiert werden 
können, und daher bauen wir konsequent die Mitar-
beit und Kooperation der Verantwortlichen vor Ort 
aus. Die Menschen akzeptieren den Strukturwandel 
in Nordrhein-Westfalen, weil wir weder eine Verelen-
dung einzelner Gebiete noch die Verarmung ganzer 
Bevölkerungsschichten zugelassen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Heute hat Nordrhein-Westfalen eine leistungs-
starke Wirtschaft und eine ausgebaute Infrastruktur 
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und damit eine gute Chance, bei den noch auf uns 
zukommenden Risiken bestehen zu können. Die Ant-
wort auf die Große Anfrage zeigt sehr deutlich: Er-
stens sollte das Verhalten des Bundes gegenüber den 
Ländern verbessert werden, und zwar gerechterweise 
gegenüber allen Ländern, und zweitens ist die ökono-
mische und ökologische Erneuerung Nordrhein-
Westfalens gut vorangekommen, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Ihr wollt noch mehr 
Geld haben!) 

und davon profitiert auch der Bund. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Verehrter Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
legen! Es ist, wie bei solchen Debatten üblich, Herr 
Minister Einert, zum Schmunzeln: Im Eingangssatz 
wird beklagt, daß, aus welchem Anlaß auch immer, 
eine Gelegenheit für eine wahlkampfmäßige Ausein-
andersetzung gesucht wird, und vom zweiten Satz an 
kommt dann — mit einem etwas verkürzten Realitäts-
sinn — die klassische polemische wahlkampfmäßige 
Beurteilung über die Lage und die Situation des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Möller [CDU/CSU]: An Primitivität nicht 

zu überbieten!) 
Lassen Sie mich etwas Positives an den Anfang stel-

len: Als Nordrhein-Westfale bin ich froh darüber, daß 
es seit einiger Zeit wieder aufwärtszugehen scheint. 
Dies begrüße ich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wenn ich z. B. an meine eigene Heimatstadt Dort-
mund denke, bin ich regelrecht stolz darauf, was dort 
teilweise geschieht. Aber lassen Sie mich auch sagen: 
Es geschieht erst, seitdem sich alle gesellschaftlichen 
und politischen Gruppen sozusagen untergehakt ha-
ben und ungeachtet irgendwelcher ideologischer 
Vorgaben darangegangen sind, Strukturwandel zu 
praktizieren. Erst seitdem dies passiert, funktioniert 
es. Der Erkenntnisprozeß, Herr Minister Einert, daß 
die SPD solches nicht länger behindern sollte, ist sehr, 
sehr spät zum Tragen gekommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Die Regie hat mir nur relativ wenig Redezeit zuge-

messen, so daß ich nur zu ganz wenigen Aspekten der 
Antwort der Bundesregierung über die finanzielle, 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Nordrhein-
Westfalen etwas anmerken kann. Mein Dortmunder 
Kollege, Norbert Blüm, hat gleich, denke ich, etwas 
mehr Zeit, das zu vertiefen, meine Damen und Her-
ren. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/CSU 
— Lachen bei der SPD — Roth [SPD]: Da muß 

er selber lachen!) 
Übrigens, es geht um mein Heimatland, um das Land 
von Freien Demokraten, von Christlichen Demokra-
ten und Sozialdemokraten. Ich pointiere das so, um 
die Anmaßung zurückzuweisen, die im derzeitigen 

Wahlkampf wieder einmal zu beobachten ist. Den 
Bürgern soll nämlich suggeriert werden, dies sei ein 
sozialdemokratisches Land, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

in dem man die Macht gepachtet habe. Man heftet 
sich alles Gute und Positive, was sich abzeichnet, un-
geniert — ungeachtet der Urheberschaft — an den 
Hut, obwohl man nur in einem gewissen bescheide-
nen Umfang, Herr Minister Einert, Anteil daran hat. 

(Weiermann [SPD]: Ihr aber überhaupt nicht 
in Dortmund! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Wenn es dabei um den positiven wirtschaftlichen 
Trend geht, dann muß man fast schon formulieren, 
daß es der Mehrheitsfraktion im Düsseldorfer Landtag 
und der Landesregierung nicht gelungen ist, den kon-
junkturellen Aufschwung mit Wachstum, mit mehr 
Beschäftigung, mit sprudelnden Einnahmen des Staa-
tes um Nordrhein-Westfalen herumzulenken. Gott sei 
Dank ist Ihnen das nicht gelungen. Dabei muß man 
besonders bedenken, daß die Rahmenbedingungen, 
die das ermöglicht haben, von Ihnen — sowohl in Düs-
seldorf als auch hier im Deutschen Bundestag — erbit-
tert bekämpft worden sind. Ich nenne als ein Beispiel 
nur die Steuerreform 1986/88/90, 

(Zurufe von der SPD) 

die, meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, nach 
Ihrer Aussage zum totalen wirtschaftlichen Ruin der 
Länder und Gemeinden führen sollte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Wahrheit ist, daß Sie niemals über so große Ein-
nahmezuwächse verfügt haben als in der Zeit, in der 
diese Reform zum Tragen kommt. Allein im vergan-
genen Jahr bedeuteten die 52,5 Milliarden DM Ein-
nahmen des Landes Nordrhein-Westfalen ein Plus 
von mehr als 10 % gegenüber dem Vorjahr. 

Auch der kräftig einsetzende und von mir und von 
allen begrüßte Strukturwandel — insbesondere auch 
im Ruhrgebiet — war nicht aufzuhalten, obwohl Sie, 
die Sie in Düsseldorf regieren, auf Grund Ihrer reich-
lich desolaten Haushalts- und Finanzpolitik praktisch 
kaum einen Beitrag dazu leisten konnten, diesen Pro-
zeß abzufedern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Der Bund stellt Hunderte von Millionen für diese 
Zwecke zur Verfügung. Die ganze Chuzpe zeigt sich, 
verehrter Herr Penner, am Beispiel des Strukturhilfe-
gesetzes. Jährlich fließen — auf zehn Jahre —
756 Millionen DM in die Landeskasse Nordrhein-
Westfalens. Dort erhalten sie dann — mit minimaler 
Anreicherung durch Landesmittel — hübsche neue 
Etikette wie „Landesinvestitionsprogramm" oder 
„Zukunftsinitiative für die Regionen des Landes" und 
werden dann vor Ort verteilt. Vor Ort lassen sich dann 
die SPD-Ortsgrößen und die SPD-Landesgrößen für 
jedes einzelne Projekt feiern 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

und verschweigen, daß sie das Geld dafür zum über-
wiegenden Teil aus Bonn bekommen haben. 
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Aber damit noch nicht genug. Es wird bei jeder pas-
senden und unpassenden Gelegenheit gerügt, wie die 
Bundesregierung das arme Land Nordrhein-Westfa-
len mit seinen berechtigten Forderungen zurück-
weise. Ich kann das nicht anders als „Chuzpe" nen-
nen. Aber schlimmer als das alles, meine Damen und 
Herren, ist, daß die schlechte Politik, die mindestens 
in der ersten Phase der elf Regierungsjahre der SPD 
gemacht worden ist, schwerwiegende Schäden hin-
terlassen hat, die durch die positiven Dinge, über die 
wir gesprochen haben, nur überlagert sind. Ich nenne 
das Stichwort Verschuldung. Laut Wahlplakaten soll 
Nordrhein-Westfalen, so sagt Johannes Rau, wieder 
Nummer eins werden. — Gut so, p rima! Aber, meine 
Damen und Herren, die Sozialdemokraten werden 
das nicht schaffen. 

(Müntefering [SPD]: Helfen Sie dabei?) 

1979, also noch Freie Demokraten bei den Sozialde-
mokraten für Finanz- und Haushaltsdisziplin gesorgt 
haben, 

(Beifall bei der FDP — Lachen bei der SPD) 

hatten wir 22,5 Milliarden DM Schulden. Jetzt sind es 
über 100 Milliarden DM. Das kostet politischen Hand-
lungsspielraum in der Zukunft. Der von mir hochge-
schätzte Diether Posser hat schon 1985 gesagt, daß die 
daraus resultierenden rasch steigenden Zinslasten die 
Haushalte erdrosseln. 1979 waren es 1,7 Milliar-
den DM an Zinsausgaben; das entspricht einer Quote 
von 3,4 %. Ende dieses Jahres werden es über 7 Mil-
liarden DM oder 10,7 % sein. 7 Milliarden DM Zinsen 
— das sind täglich 20 Millionen DM oder stündlich 
800 000 DM unproduktiv ausgegebene Steuergelder, 
grandios umverteilt von unten nach oben als Konse-
quenz einer verfehlten Haushalts- und Finanzpoli-
tik. 

(Dr. Penner [SPD]: Das wird ja alles noch viel 
schlimmer, wenn die FDP dazukommt! — 

Rixe [SPD]: Jetzt reicht es aber!) 

Meine Damen und Herren, das alles passiert, obwohl 
das Land gleichzeitig — „Konsolidierungspolitik" ha-
ben Sie das genannt — die Gemeinden in unerträgli-
cher Weise geschröpft hat. Die Verbundmasse wurde 
von 28 % auf 22 % gesenkt. Einzelne Steuerbeteili-
gungen der Gemeinden — ich nenne z. B. die Feuer-
schutzsteuer, die Grunderwerbsteuer und Anteile an 
der Kfz-Steuer — wurden völlig vereinnahmt. 

Meine Damen und Herren, es gäbe viele Kapitel zu 
beschreiben, bei denen es solche schadhaften Wir-
kungen gibt. Die Wohnungspolitik ist hier angespro-
chen worden. Natürlich werden Wohnungen gebaut. 
Aber mit den Mitteln des Landes und des Bundes, die 
dafür zur Verfügung stehen, wird aus verblendeter 
Ideologie jeweils nur eine statt möglicher drei Woh-
nungen wie z. B. in Baden-Württemberg gebaut. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ein anderes Beispiel ist das traurige Kapitel Energie-
politik, wo die Aufkündigung des Konsenses zwi-
schen Kohle und Kernenergie Probleme hinterläßt, an 
denen wir noch knacken werden, auch ökologische 
Probleme, meine Damen und Herren. 

Kurz zusammengefaßt: Wenn ich Licht und Schat-
ten der wirtschaftlichen, finanziellen und sozialen Si-

tuation in Nordrhein-Westfalen wiege, bin ich voller 
Optimismus. Nur einen Luxus werden wir uns nicht 
mehr leisten können: Nach elf Jahren Alleinregierung 
der SPD verträgt dieses Land keine weiteren fünf 
Jahre. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Dieses kann man den Wählerinnen und Wählern dort 
nicht eindringlich genug sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Stratmann-Mertens. Bitte sehr! 

Stratmann-Mertens (GRÜNE): Liebe Mitbürgerin-
nen! Liebe Mitbürger! Die Inszenierung dieser Gro-
ßen Anfrage der nordrhein-westfälischen CDU- und 
FDP-Abgeordneten ist etwas ganz Merkwürdiges, ich 
glaube, in der Geschichte der Großen Anfragen zu-
mindest der letzten zwei Legislaturpe rioden etwas 
Einmaliges. Da wird eine 75 Einzelfragen starke 
Große Anfrage Anfang Februar eingereicht, und 
sechs Wochen später wird sie in einem umfangreichen 
Opus mit detailliertestem Datenmaterial von der Bun-
desregierung beantwortet. 

(Müntefering [SPD]: 131 Seiten!) 
Wenn wir uns das Profil dieser Antwort und gleich-

zeitig die Kürze der Beantwortungszeit anschauen, 
müssen wir sagen, daß wir es hier mit nichts anderem 
als mit einer Zweckentfremdung des Apparates der 
Bundesregierung für die Wahlkampfparteien CDU 
und FDP in Nordrhein-Westfalen zu tun haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Ich bezeichne dies als eine sittenwidrige Zweckent-
fremdung von Staatsgeldern für Wahlkampfzwecke 
der beiden Parteien. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Wenn ich die Beantwortungszeit mit jener von Gro-

ßen Anfragen beispielsweise der GRÜNEN — wir 
müssen manchmal mehr als ein Jahr auf die Beant-
wortung z. B. grundsätzlicher ökologischer Anfragen 
warten — oder auch der SPD vergleiche, meine ich, 
daß wir es hier mit einem Wahlkampfskandal beson-
derer Art zu tun haben. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Kommen 
Sie mal zur Sache, Herr Stratmann! — Ge

-

genruf des Abg. Such [GRÜNE]: Das ist zur 
Sache!) 

Wenn wir uns die Antwort der Bundesregierung 
inhaltlich anschauen, muß ich in einer Hinsicht zu-
stimmen, nämlich darin, daß in den letzten Jahren und 
im letzten Jahrzehnt tatsächlich erhebliche Mittelzu-
weisungen von seiten der Bundesregierung, wie dort 
ausgewiesen, an das Land Nordrhein-Westfalen er-
folgt sind; das ist völlig unbestreitbar. Es stellt sich 
jedoch die Frage, wie diese Mittelzuweisungen poli-
tisch zu interpretieren sind. Das heißt, wir müssen uns 
die Art und Weise der Mittelzuweisung anschauen; 
wir müssen sie mit den Mittelkürzungen der Bundes-
regierung gegenüber dem Land Nordrhein-Westfalen 
im gleichen Zeitraum vergleichen, und wir müssen 
uns anschauen, in welche Kanäle diese Mittel gin-
gen. 
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Ich möchte einmal von den Mittelkürzungen spre-
chen, über die in der Antwort auf die Große Anfrage 
mit keinem Wort geredet wird. Sie weisen auf das hin, 
was die Bundesregierung im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe regionale Wirtschaftsförderung dem 
Land Nordrhein-Westfalen zugewiesen hat. Die Zah-
len sind unbestreitbar. Sie verschweigen jedoch, daß 
in dieser Legislaturperiode im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe regionale Wirtschaftsförderung die 
Bundesregierung die Mittel für Investitionskostenzu-
schüsse gestrichen und damit zu einer realen und ef-
fektiven Kürzung der regionalen Wirtschaftsförde-
rung in Nordrhein-Westfalen beigetragen hat. 

(Such [GRÜNE]: So ist es! So sieht es aus!) 

Herr Blüm, warum verschweigt das die Bundesregie-
rung? Ich halte dies für eine unehrliche und wahr-
heitswidrige Antwort. 

Sie verschweigen, daß die Bundesregierung seit 
Jahren daran beteiligt ist und sich damit letztendlich 
durchgesetzt hat, die Zuweisungen an das Land Nord-
rhein-Westfalen — auch für das Saarland — im Rah-
men des Kohlepfennigs zu reduzieren. Sie verschwei-
gen, daß die Bundesregierung, allerdings gemeinsam 
mit der unter Druck gesetzten Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen, den Jahrhundertvertrag für die 
Steinkohle gebrochen, die vereinbarte Verstro-
mungsmenge der Steinkohle gekürzt und durchge-
setzt hat, daß statt 45 Millionen Jahrestonnen nur 
noch ca. 41 Millionen Jahrestonnen heimische Stein-
kohle verstromt werden. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Bei der 
Wahrheit bleiben!) 

— Herr Cronenberg, wenn Sie die Wahrheit kennen, 
werden Sie mir zustimmen müssen, daß ich in diesem 
Falle nichts als die reine Wahrheit sage. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Niemand hat 
den Vertrag gebrochen!) 

Das ist vor einigen Wochen hier durch den Bundestag 
gegangen. Damit trägt die Bundesregierung eine Mit-
schuld an der Zuspitzung der Strukturprobleme in den 
Kohleregionen und an den finanziellen Folgelasten, 
die aus diesen Strukturproblemen entstehen. 

Durch die einseitige wachstumsfixierte Wirtschafts-
politik, die die Bundesregierung betreibt, ist sie mit-
verantwortlich — darüber haben wir im Rahmen der 
Debatte über den Jahreswirtschaftsbericht hier immer 
wieder diskutiert — für die hohe Massenerwerbslo-
sigkeit seit 15 Jahren, insbesondere auch in Nord-
rhein-Westfalen. Die Bundesregierung ist durch ihre 
Wirtschafts- und Sozialpolitik mitverantwortlich für 
das Ansteigen der Armut in der gesamten Bundesre-
publik und in Nordrhein-Westfalen. 

Laut Deutschem Paritätischem Wohlfahrtsverband 
haben wir in der Bundesrepublik nach den Kriterien, 
die für die Bundesrepublik gelten, eine Armut von 
10 % der Bevölkerung. Nach den gleichen Kriterien 
liegt die Armut in Nordrhein-Westfalen bei 11 %, 
d. h. über dem Bundesdurchschnitt. Daran hat die 
Bundesregierung ein gerüttelt Maß an Mitverantwor-
tung. Die Armutsproblematik und die Massener-
werbslosigkeit finden in Ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage mit überhaupt keinem einzigen Wort Erwäh-

nung. Ich frage, warum Sie grade in Wahlkampfzeiten 
über diese unangenehmen Seiten Ihrer Wirtschafts-
und Strukturpolitik schweigen wollen. 

Etwas anderes ist absolut kennzeichnend sowohl 
für die Konstruktion der Großen Anfrage als auch für 
deren Beantwortung. Die Bundesregierung und die 
sie tragenden Fraktionen versuchen seit einiger Zeit, 
auf den ökologischen Zug aufzuspringen und sich mit 
grünen oder ökologischen Vokabeln zu schmücken. 

In Ihrer Großen Anfrage, die sich auf die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen in NRW bezieht, gibt es 
überhaupt keine Frage nach dem Zusammenhang 
von Ökonomie und Ökologie. 

(Beifall des Abg. Müntefering [SPD]) 

Ich freue mich, daß die SPD in ihrem kritischen Antrag 
den Zusammenhang von ökonomischer und ökologi-
scher Entwicklung herausarbeitet. Sie von der CDU/

-

CSU zeigen, daß Sie nach wie vor, zumindest in Ihrer 
Mehrheit, völlig blind sind gegenüber dem Zusam-
menhang von Ökonomie und Ökologie, obwohl in Ih-
rer Fraktion selbst — das weiß ich aus dem Wirt-
schaftsausschuß und von den Interventionen von 
Herrn Biedenkopf — die Debatte über diesen Zusam-
menhang zwischen Ökonomie und Ökologie längst 
begonnen hat. 

Sie beklatschen in der Beantwortung der Großen 
Anfrage nach wie vor die Wachstumsraten in Nord-
rhein-Westfalen wie auch in der gesamten Bundesre-
publik und erwähnen mit keinem Wort die ökologi-
schen und sozialen Folgekosten des Wachstums, die 
wir schon des öfteren diskutiert haben. 

Die CDU und FDP auf Bundesebene als auch in 
Nordrhein-Westfalen marschieren an der Spitze der 
Umweltzerstörung. Sie sind nach wie vor für den er-
heblichen Ausbau der Atomenergie. Wir haben noch 
von vor zwei, drei Jahren die Inte rvention von Herrn 
Blüm beim Schnellen Brüter Kalkar in Erinnerung, wo 
er gefordert hat, daß diese Atomruine endlich ans 
Netz gehen muß. 

(Beifall des Abg. Such [GRÜNE]) 

Herr Blüm, ich garantiere Ihnen, genausowenig wie 
der „Schnelle Nicht-Brüter" werden auch Sie in Nord-
rhein-Westfalen ans Netz gehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie sind für den Ausbau der Gentechnik in Nord-
rhein-Westfalen wie im Bundesgebiet. Sie plädieren 
für den Vormarsch der Nordwanderung des Steinkoh-
lebergbaus in die intakten Landschafts- und Naturre-
gionen im Münsterland. Sie sind nach wie vor für den 
massiven Ausbau des Straßenverkehrs in Nordrhein-
Westfalen und für Streckenstillegungen bei der Bun-
desbahn. Insofern muß man sagen, daß die CDU und 
die FDP Hand in Hand mit der Wirtschaft eine unhei-
lige Allianz für die Umweltzerstörung in Nordrhein-
Westfalen wie im Bundesgebiet eingegangen sind. 

Ich komme jetzt zum Antrag der SPD. Ich stimme 
dem Antrag insofern zu, als er auf die Schwachstellen 
sowohl der Großen Anfrage als auch der Antwort der 
Bundesregierung hinweist, insbesondere bei dem 
völlig fehlenden Zusammenhang zwischen Ökonomie 
und Ökologie. 
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Ich werfe allerdings dem Antrag der SPD wie auch 
der Politik der Landesregierung in Nordrhein-Westfa-
len vor, daß sie einen Etikettenschwindel betreiben. 
Sie schmücken sich mit dem Etikett ökonomische und 
ökologische Erneuerung in Nordrhein-Westfalen. Sie 
schmücken sich — wie auch Herr Rau vor wenigen 
Wochen — mit dem Etikett, eine grüne Industrie-
region in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahre 1995 
schaffen zu wollen. Sie behaupten, das soziale Gewis-
sen in der Bundesrepublik zu sein. 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 
Wenn wir das mit der faktisch bet riebenen Landes-

politik der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 
vergleichen — was ich im folgenden tun werde — , 
kommen wir zum Ergebnis, daß die Landesregierung 
in weiten Bereichen in einer faktischen Großen Koali-
tion mit der Bundesregierung am Ausbau der Umwelt-
zerstörung beteiligt ist 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
und in vielerlei Hinsicht in sozialen Belangen noch 
schlechter dasteht als manches CDU-geführte Bun-
desland in der Bundesrepublik. 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?) 
— Zum Beleg: Fangen wir mit den sozialen Fragen an. 
Die Armut in Nordrhein-Westfalen liegt bei 11 %, 
d. h. über dem Bundesdurchschnitt. 

(Frau Weyel [SPD]: Woran liegt das denn?) 
— Das habe ich eben gesagt; damit wir uns nicht miß-
verstehen: Es liegt ganz wesentlich an der Wirt-
schafts-, an der verfehlten Arbeitsmarkt- und Sozial-
politik der Bundesregierung. — Aber mich interessiert 
die Mitverantwortung der Landesregierung. 
Im von Strukturproblemen geschüttelten NRW sind 

im Bundesdurchschnitt viele Menschen, insbesondere 
Frauen und Kinder, von der Sozialhilfe abhängig. Die 
finanziellen Möglichkeiten der Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen sind durch die Politik der Landesre-
gierung erheblich eingeschränkt worden. — Jetzt 
habe ich leider mein Konzept vergessen, aus dem ich 
Ihnen etwas vorlesen möchte. 

(Der Abgeordnete verläßt das Rednerpult 
und holt das weitere Konzept von seinem 

Platz — Heiterkeit) 

Vizepräsident Stücklen: Sie sind noch nicht am 
Ende? 

Stratmann-Mertens (GRÜNE): Natürlich nicht. 
(Heiterkeit und Beifall) 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat im Zeitraum von 
1980 bis 1989, also in den letzten zehn Jahren, seine 
eigenen Ausgaben von 37,5 Milliarden auf 49,4 Milli-
arden DM gesteigert, während die Zahlungen des 
Landes an die Gemeinden bei ca. 14,3 Milliarden DM 
stagnierten, und das, obwohl die kommunalen Bela-
stungen insbesondere infolge der Sozialhilfe drama-
tisch angestiegen sind. Das heißt, die Landesregie-
rung hat die eigenen Ausgaben um 32 % gesteigert 
und die Zahlungen an die Gemeinden eingefroren. 
Im Vergleich mit anderen Flächenländern, insbe-

sondere CDU-geführten Flächenländern, sieht NRW  

absolut schlecht aus. Im Durchschnitt aller Flächen-
länder erhöhten sich die Ausgaben der Länder um 
34 % . Die Zahlungen an die Kommunen erhöhten 
sich um durchschnittlich 22 %; in NRW haben sie 
stagniert. 

(Zuruf von der SPD: Auf welcher Basis 
denn?) 

— Zahlengrundlage: Deutscher Städtetag, Gemein-
definanzbericht 1990. 

Unter anderem auf Grund dieser schlechten Finanz-
ausstattung der Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
durch die Landesregierung, durch die Finanz- und 
Haushaltspolitik der Landesregierung, ist der finan-
zielle Handlungsspielraum und damit auch der soziale 
Handlungsspielraum der Kommunen in Nordrhein-
Westfalen eingeschränkt worden. Insofern kann man 
sagen, daß die Kürzung der Sozialleistungen in den 
unterschiedlichsten Bereichen in den NRW-Kommu-
nen nicht nur, aber wesentlich mit verantwortet ist 
durch die Politik der Landesregierung. 

Bei den Kindergartenplätzen sieht es so aus, daß 
das Land Nordrhein-Westfalen bei der Ausstattung 
mit Kindergartenplätzen fast an letzter Stelle aller 
Bundesländer liegt. Ein Drittel aller Kinder über 
3 Jahren bis zum Einschulungsalter haben keinen 
Kindergartenplatz. Damit liegen Sie weit unter dem 
Durchschnitt anderer, CDU-geführter, Bundesländer. 
Ich bezeichne eine solche mangelhafte Ausstattung 
mit Kindergartenplätzen nicht nur als kinderfeindlich, 
sondern auch als frauenfeindlich, solange die Kinder-
betreuung — das ist derzeit in unserer Gesellschaft so 
und wird auf absehbare Zeit so bleiben — maßgeblich 
noch den Hausfrauen obliegt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie wollen und die Landesregierung will im Ruhr-
gebiet, das heute schon die höchste Dichte von Müll-
verbrennungsanlagen in ganz Westeuropa hat, Hand 
in Hand mit Bundesumweltminister Töpfer doppelt 
soviel Müllverbrennungsanlagen, zum Teil gegen den 
Widerstand ihrer eigenen SPD-Kommunen, durchset-
zen. 

(Zuruf von der SPD: Aber auch Ihren Müll, 
den Sie produzieren!) 

— Den wir produzieren? — Wir haben es vorgeschla-
gen, und die Stadt Detmoldt hat zur Einschränkung 
des Hausmülls eine kommunale Verpackungsabgabe 
einführen wollen, was rechtlich möglich ist, aber das 
Land Nordrhein-Westfalen hat die Stadt Detmoldt 
daran gehindert, Müllvermeidungspolitik zu machen. 
Das Land Nordrhein-Westfalen im Verein mit der 
Bundesregierung! Ich möchte auf die doppelte Ver-
antwortlichkeit hinweisen, nicht jetzt einseitig der 
Landesregierung die Schuld in die Schuhe schieben. 
Das Land Nordrhein-Westfalen ist an einer mangel-
haften Müllvermeidungspolitik wesentlich mitbetei-
ligt und schafft damit die Zwänge für eine Abfallwirt-
schaft und möchte das Ruhrgebiet statt zu einer Öko-
Region zu einem Müllklo in der Bundesrepublik und 
des herannahenden EG-Binnenmarktes ausbauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Land Nordrhein-Westfalen behauptet, etwas 
für erneuerbare Energiequellen zu tun. In fünf Jah- 
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ren, von 1985 bis 1989, hat das Land Nordrhein-West-
falen zur Förderung erneuerbarer Energiequellen 
ganze 17,3 Millionen DM ausgegeben. Allein für die 
Kohleveredelung, eine völlig umweltzerstörerische 
Energietechnik, die sowieso auf absehbare Zeit kom-
merziell nicht einsetzbar ist, werden 1990, also in ei-
nem Jahr, mehr Mittel ausgegeben als in fünf Jahren 
für die Förderung erneuerbarer Energiequellen. Sie 
haben Hand in Hand mit der Bundesregierung das 
Programm „Kohleheizkraftwerke und Fernwärme -
ausbau" auslaufen lassen, obwohl Sie immer die öko-
logischen Vorteile und die Energiewirkungsgradvor-
teile der Fernwärme predigen. Sie machen das Ge-
genteil von dem, was Sie symbolisch ankündigen. Das 
nenne ich Etikettenschwindel. 
Aus Zeitgründen kann ich nicht mehr viel sagen. 

Nur noch zu dem einen Punkt im sozialen Bereich, der 
Bekämpfung der Erwerbslosigkeit: 
Die Auseinandersetzung der Belegschaft von 

Krupp-Rheinhausen um die Erhaltung ihrer Arbeits-
plätze und einen sozialverträglichen Strukturwandel 
in der Stahlindustrie ist uns noch allen bekannt. Uns 
ist bekannt, und das ist interessant vor dem Hinter-
grund des schon lange anhaltenden Stahlbooms, daß 
der Widerstand der Belegschaft gebrochen worden ist 
durch die Kumpanei der Landesregierung, nämlich 
von Herrn Rau und Wirtschaftsminister Jochimsen, 
mit dem Kruppstahl-Vorstand beim Kamingespräch. 
Uns ist bekannt, daß der damalige und heutige Be-
triebsratsvorsitzende von Krupp-Rheinhausen, Herr 
Bruckschen, damals von der Landes-SPD bestochen 
worden ist 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD) 
durch das Angebot eines Landtagsmandats. Dieses 
Landtagsmandat hat er trotz manchen kommunalen 
Widerstandes in Duisburg mittlerweile bekommen. 
Das wissen Sie ganz genau. Das ist der sozialdemo-
kratische Filz, den wir umgekehrt auch als CDU- und 
CSU-Filz in entsprechend geführten Bundesländern 
kennen. Das ist der Filz, mit dem Sie Kapitalinteressen 
auch gegen Belegschaften und Gewerkschaften 
durchsetzen. 
Dagegen sagen wir GRÜNEN: Angesichts der dop-

pelten Verantwortlichkeit der Bundesregierung und 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen für Um-
weltzerstörung und mangelhafte Bekämpfung der Ar-
mut fordern wir einen ökologischen und sozialen 
Kurswechsel in Nordrhein-Westfalen. Wir fordern 
eine stärkere Berücksichtigung von Umwelt- und Na-
turschutzverbänden und von Belegschafts- und ökolo-
gisch verträglichen Gewerkschaftsinteressen in der 
Landespolitik genauso wie in der Bundespolitik. Für 
diesen ökologischen und sozialen Kurswechsel wollen 
wir GRÜNEN in Nordrhein-Westfalen einen Beitrag 
leisten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Beckmann. 

Beckmann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Wir erinnern uns: Über 
viele Jahre hinweg sprachen Landesregierung und 

SPD in Nordrhein-Westfalen von einer „ Verelen-
dungsstrategie " des Bundes gegenüber diesem 
Lande. Die Antwort der Bundesregierung macht nun 
wirklich jedermann klar, und zwar mit sehr deutlichen 
Fakten und Zahlen, wie schon im Ansatz verfehlt 
diese Polemik gewesen ist. Ich will aber nicht ver-
schweigen, daß der Leiter der NRW-Staatskanzlei im 
Dezember vergangenen Jahres wahrheitsgemäß ein-
geräumt hat, daß zu dem Aufschwung in NRW die 
Zusammenarbeit mit der Bundesregierung und die 
gute Konjunktur, das heißt ja wohl die gute Finanz-
und Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung, er-
heblich beigetragen haben. So klare Aussagen, meine 
Damen und Herren, wünschte man sich häufiger, ins-
besondere in diesen bewegten Wahlkampftagen. 

Immer noch — das hört man, wenn man sich im 
Lande bewegt — geistert der unsinnige Vorwurf 
durch die politische Landschaft, der Bund wolle NRW 
aushungern, er benachteilige das Land durch proble-
matische Verteilungsregelungen. Das Gegenteil 
— das ist heute hier von Sprechern der Koalition 
schon mehrfach dargelegt worden — ist der Fall. Die 
Antwort auf die Große Anfrage der Koalitionsfraktio-
nen belegt dies schließlich auch im einzelnen. 

Lassen Sie mich bitte vier Gesichtspunkte hervorhe-
ben. 

Erstens. Der Bund unterstützt Nordrhein-Westfalen 
umfassend. Seit Jahren trägt die Bundesregierung 
dem sektoralen und damit zusammenhängenden re-
gionalen Anpassungserfordernissen durch finanzielle 
Hilfen Rechnung. Aus der Bundeskasse fließen jähr-
lich Milliarden nach NRW. Gut 6 Milliarden DM wer-
den im Landeshaushalt vereinahmt und weitergelei-
tet. Von den zahlreichen Bundesprogrammen für 
NRW nenne ich hier nur: Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur mit rund 200 Millionen DM, 
Verbesserung der Agrarstruktur mit 277 Millionen 
DM, Aus- und Neubau von Hochschulen mit 240 Mil-
lionen DM, Hochschulsonderbauprogramm mit 
40 Millionen DM, öffentlicher Personennahverkehr 
mit 337 Millionen DM, kommunaler Straßenbau mit 
320 Millionen DM und sozialer Wohnungsbau mit 
246 Millionen DM. 

(Müntefering [SPD]: Können Sie das einmal 
alles wiederholen?) 

Auch die Mittel für den Aussiedlerwohnungsbau 
sind durch den Nachtragshaushalt 1990 noch einmal 
erheblich aufgestockt worden. 

Allein die Kohlehilfen des Bundes belaufen sich 
1990 auf rund 3 Milliarden DM. Dazu kommen die 
Leistungen des Bundes nach dem Strukturhilfegesetz. 
NRW — darauf ist hingewiesen worden — erhält für 
die Dauer von zehn Jahren Jahr für Jahr 756 Millionen 
DM aus dem Bundeshaushalt zur Verbesserung seiner 
Struktur. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — von 
der Wiesche [SPD]: Das bekommen die an

-

deren pro Kopf!) 

Wenn das keine Leistungen sind, dann frage ich: Wo 
wollen Sie sie sonst hernehmen? 
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Meine Damen und Herren, aber was geschieht in 
NRW? Das Land vereinnahmt diese Gelder, stockt sie 
bisweilen aus eigenen Mitteln ein wenig auf 

(Lachen bei der SPD) 

und verteilt sie dann unter irreführenden Etiketten 
wie ZIM, ZIN, LIP, IBA und dergleichen mehr, bis die 
zugrunde liegende Bundesförderung gänzlich un-
kenntlich gemacht ist. Ich denke, meine Damen und 
Herren von der NRW-Landesregierung: Mehr Mut zur 
Ehrlichkeit wäre da wirklich sehr hilfreich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Müntefering [SPD]: Ist das nicht ein bißchen 

„beckmännerisch" ?) 

Außerhalb des Landeshaushalts fließen weitere be-
achtliche Summen nach Nordrhein-Westfalen, insbe-
sondere im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik, der Ver-
kehrspolitik — erinnert sei hier an die 1,1 Milliarden 
DM für Bundesfernstraßenbau und 153 Millionen DM 
für die Bundeswasserstraßen — und der Forschungs-
politik, etwa die 591 Millionen DM für die Großfor-
schungsvorhaben. Von den kräftig wachsenden Inve-
stitionsprogrammen für Bahn und Post will ich hier 
ganz schweigen. 

Zweitens. Die von der Bundesregierung und der 
diese Bundesregierung tragenden Koalition aus CDU/

-

CSU und FDP gesetzten günstigen wirtschafts - und 
steuerpolitischen Rahmenbedingungen sowie die ge-
zielten Bundeshilfen erleichtern Gott sei Dank den 
Anschluß Nordrhein-Westfalens an die wirtschaftli-
che Entwicklung in der Bundesrepublik. Ich habe be-
reits darauf hingewiesen, daß dies selbst von Verant-
wortlichen der Landesregierung eingestanden wird, 
wenn leider auch oft nur hinter der vorgehaltenen 
Hand und sicher gerade nicht in diesen Tagen. 

Es läßt sich angesichts der Tendenzen auf dem Ar-
beitsmarkt freilich auch nicht ernsthaft bestreiten: Die 
Zahl der Erwerbstätigen ist von 1984 bis 1989 erheb-
lich und kontinuierlich um gut 200 000 angestiegen, 
diejenige der sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten um 330 000. Die Zahl der Kurzarbeiter sank nach 
ihrem Höchststand von 319 000 im Januar 1983 auf ca. 
13 600 im Januar dieses Jahres ab. Die bundesweit 
steigende Nachfrage nach Arbeitskräften hat somit 
auch in Nordrhein-Westfalen spürbare Wirkung. 
Facharbeitermangel zeichnet sich auch hier immer 
deutlicher ab, und im Ausbildungsbereich fehlen mitt-
lerweile gar Lehrstellenbewerber. 

Meine Damen und Herren, zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze haben neben anderen die Regionalhil-
fen beigetragen. Allein durch die Förderung von ge-
werblichen Investitionen im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe wurde in den letzten fünf Jahren die 
Schaffung von rund 53 700 neuen Arbeitsplätzen un-
terstützt. Nicht nur der Wandel der Wirtschaftsstruk-
tur, auch die Anpassung der Infrastruktur an die mo-
dernen Herausforderungen ist durch Bundeshilfen 
vorangebracht worden: Allein 1980 bis 1988 sind etwa 
22,5 Milliarden DM Verkehrsinfrastrukturinvestitio-
nen des Bundes zu verzeichnen gewesen. Wichtige 
Investitionsvorhaben im Umweltschutz und in der Alt-
lastensanierung werden durch die Strukturhilfe er-
möglicht. 

Ich will der Landesregierung aber auch gerne und 
sehr deutlich zurufen: Ohne eigene Initiative gelingt 
keine Anpassung. Die umfassenden Leistungen und 
Hilfen der Bundesregierung, die ja zum wesentlichen 
Teil als Hilfe zur Selbsthilfe gedacht sind, werden 
auch gewiß nicht darüber hinwegtäuschen, daß es 
entscheidend auf die Bereitschaft vor Ort ankommt, 
die Zukunftsaufgaben anzugehen und zu bewältigen. 
Dies erfordert vornehmlich aber den Willen zum Wan-
del. Die ungünstige wirtschaftliche Entwicklung in 
Nordrhein-Westfalen, insbesondere im Ruhrgebiet, in 
der Vergangenheit und teilweise selbst heute noch ist 
nicht zuletzt auf regionspezifische Hemmnisse und 
Versäumnisse der Landesregierung zurückzuführen. 
Einen entscheidenden Stimmungsumschwung hat die 
Ruhrgebietskonferenz der Bundesregierung im 
Februar 1988 eingeleitet. Hier hatten wir diesen Kli-
mawechsel. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
letzten Punkt kommen: Die Chancen Nordrhein-
Westfalens, im Anpassungsprozeß weiter voranzu-
kommen, sind gut. Es ist NRW zwar bisher noch nicht 
gelungen, alle Defizite abzubauen, die seine Anzie-
hungskraft als moderner Industriestandort beein-
trächtigen. Die Hypothek des Kohle- und Stahlsektors 
bleibt deutlich spürbar. Die Bildungspolitik der Lan-
desregierung läßt immer noch nicht ab von den Zielen 
sozialistischer Gleichmacherei, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und in der Energiepolitik hat sich die Landesregie-
rung durch ihre offizielle Anti-Kernenergie-Haltung 
in eine wirtschaftliche und politische Sackgasse ma-
növriert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es gilt darum nun, die unzweifelhaften Vorteile der 
räumlichen Lage Nordrhein-Westfalens und der Qua-
lität seiner Arbeitskräfte handfest umzumünzen. 

Nicht nur das Zusammenwachsen Deutschlands, 
auch die Verwirklichung des europäischen Binnen-
marktes bieten große Entfaltungschancen. Diese Her-
ausforderung kann NRW meistern. Die Unterstützung 
des Bundes ist diesem Land sicher. Aber mehr denn je 
ist jetzt auch gute Landespolitik gefordert, diese 
Chancen zu nutzen, das wirtschaftliche Potential 
Nordrhein-Westfalens umzusetzen und den Men-
schen in diesem Lande die Perspektiven zu geben, die 
sie wirklich verdienen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Es fällt mir nach dem Mordan-
schlag auf Oskar Lafontaine persönlich nicht ganz 
leicht, hier zur Tagesordnung überzugehen, aber das 
Leben geht weiter. Deshalb wird hier auch ein wenig 
Wahlkampf gemacht; wir alle machen das sicher-
lich. 
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Zunächst glaube ich, daß das Land Nordrhein-
Westfalen die Strukturprobleme, die — keiner will 
das leugnen — sicherlich immens waren, gut gemei-
stert hat. Wir haben in Nordrhein-Westfalen — bitte 
lesen Sie die Zahlen nach; darüber kann man gar 
nicht polemisieren — mehr Neugründungen vor allem 
kleiner und mittlerer Unternehmen als im Durch-
schnitt der anderen Länder. Wir haben im letzten Jahr 
weniger Unternehmenszusammenbrüche als im 
Durchschnitt der anderen Länder gehabt. Das ist posi-
tiv. Der Anteil der kleinen und mittleren Unterneh-
men, der mittelständischen Unternehmen bis 500 Be-
schäftigte, hat sich von 23,3 % der Gesamtzahl der 
Unternehmen im Jahre 1981 auf 24,4 To  im Jahre 1989 
erhöht. Das ist der Beweis für meine These: Das Land 
Nordrhein-Westfalen hat den Strukturwandel erfolg-
reich bewältigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, Herr Schmitz und Herr 
Beckmann haben gesagt, das erfolgreiche Abschnei-
den des Landes Nordrhein-Westfalen sei einzig und 
allein auf die Politik des Bundes zurückzuführen. Ich 
finde, das sollten Sie lieber sein lassen. Wenn man sich 
in der Welt einmal umsieht, dann muß man feststellen: 
Der Erfolg in der Bundesrepublik Deutschland ist gar 
nicht so furchtbar groß. Weltweit hatten wir seit acht 
Jahren einen gewaltigen Konjunkturaufschwung. 
Wenn man die wichtigsten ökonomischen Daten 
nimmt, Preise, Beschäftigung, Wirtschaftswachstum, 
dann hatten wir 1980 im internationalen Vergleich die 
Spitzenposition, und mittlerweile sind wir in das Mit-
telfeld zurückgefallen. Also so furchtbar angeben mit 
der Politik des Bundes im wirtschaftlichen Bereich 
können Sie, wie ich meine, nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lesen Sie das 
Sachverständigengutachten auch nicht?) 

Tatsache ist vielmehr, meine Damen und Herren: 
Wenn es zu einer Entwicklung, zu einem erfolgrei-
chen Strukturwandel, kommt, haben immer die Men-
schen vor Ort daran mitgewirkt. An diesem erfolgrei-
chen Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen haben 
die Arbeitnehmer und die Unternehmer, die Kam-
mern, die Innungen und die verschiedenen Verbände 
mitgewirkt, aber vor allem auch die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall bei der SPD — Schmitz [Baesweiler] 
[CDU/CSU]: Genau die eben nicht!) 

Ich weiß doch noch, wie wir Sie zur Ruhrgebiets-
konferenz haben prügeln müssen. Was haben wir für 
Anträge eingebracht, bis es endlich dazu kam. 

(Rawe [CDU/CSU]: Wer anders als der Bun- 
deskanzler hat die initiiert?) 

— Natürlich hat es gewisse Erfolge gegeben — das 
will ich überhaupt nicht leugnen — , aber vor allem 
deshalb, weil sich die Menschen vor Ort um diese 
Erfolge bemüht haben. Das ist das Entscheidende. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will sagen: Der Strukturwandel basiert auf einer 
vernünftigen Strukturpolitik, marktwirtschaftlich 
orientiert, die die soziale Komponente beachtet hat — 
sonst wäre es zu Einbrüchen gekommen — und die 
auch die ökologische Komponente, wie ich meine, 

Herr Stratmann, beachtet hat. Dieses war ein Beispiel 
für eine vernünftige sozialdemokratische Wirtschafts-
politik. Soziale, ökologisch orientierte Marktwirt-
schaftspolitik, dieses ist die Politik in Nordrhein-West-
falen. — 

Ein Wort zu den Finanzen: Darüber haben Sie sich 
immer so aufgeregt. Das beste Testat hat die Bundes-
bank zur Zeit dem Land Nordrhein-Westfalen ausge-
stellt. Die Finanzpolitik in Nordrhein-Westfalen war 
grundsolide. Die Bundesbank schreibt in dem gestern 
veröffentlichten Monatsbericht: 

Besonders stark verbessert hat sich im Berichts-
zeitraum die Finanzsituation des Landes Nord-
rhein-Westfalen, dessen Defizit 1989 nur noch gut 
2 % der Ausgaben betrug und damit etwas unter 
dem Länderdurchschnitt von 2,5 % lag. 

Man hat also gut gewirtschaftet. Dies hat mit dazu 
beigetragen, daß die wirtschaftliche Entwicklung vor-
angekommen ist. 

Dafür gibt es auch verschiedene andere Daten. 

Ich möchte nur noch darauf hinweisen, daß Sie nach 
meiner Meinung dazu beigetragen haben, daß die 
Sozialhilfeausgaben in den Gemeinden und in den 
Kreisen kräftig gestiegen sind, vor allem wegen der 
Langzeitarbeitslosigkeit und wegen des zunehmen-
den Pflegegeldes. Das sind Aufgaben, die eigentlich 
Bonn zu erledigen hätte. Hier müßten Sie überlegen, 
wie Sie den Gemeinden, den Kreisen und dem Land 
verstärkt helfen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, unser Ministerpräsident 
Johannes Rau hat ja völlig recht: Das, was der Waigel 
da in den Raum gestellt hat, 8 Milliarden DM den 
Ländern zugunsten des Bundes wegnehmen, Anteil 
der Mehrwertsteuer von 35 auf 29 % senken, 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch alles gar nicht! Warten wir mal 

ab, was da bei Ihnen herauskommt!) 

das ist in der Tat ein finanzpolitischer Horrorkurs. Und 
ich finde furchtbar merkwürdig: Sie beschließen die 
Ausgaben im Hinbllick auf die DDR — das erfordert 
sicherlich Ausgaben, das will ich überhaupt nicht 
leugnen —, 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Sind Sie 
gegen die Wiedervereinigung?) 

und die Länder sollen sie bezahlen; aber in einem 
gemeinsamen Ausschuß mitreden, so wie wir Sozial-
demokraten das gefordert haben, sollen sie nicht. So 
läuft das nicht. Wenn Sie sich da nicht ändern, werden 
von den Ländern keine Gelder zur Finanzierung die-
ser Probleme kommen — wenn sie nicht mitbestim-
men dürfen; das ist das Entscheidende. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Wenn das, was der Herr Waigel in den Raum ge-
stellt hat, kommt, heißt das — das müssen wir den 
Bürgern sagen — : weniger Kindergartenplätze, weni-
ger Ausgaben für die innere Sicherheit, möglicher-
weise auch weniger Geld für Bildung und Wissen- 



16218 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. April 1990 

Dr. Jens 

schaft, obwohl die Ausgaben hier aus meiner Sicht 
dringend notwendig sind. 

(Stratmann-Mertens [GRÜNE]: Welche in-
nere Sicherheit meinen Sie denn jetzt auf 

einmal?) 

— Ich meine die innere Sicherheit der alten Menschen 
in den Parks zum Beispiel. Daß die verbessert wird, 
halte ich in der Tat für wichtig. 

(Such [GRÜNE]: Mehr Polizei? Den Schutz-
mann im Wohnzimmer? Lächerlich, was Sie 

da erzählen!) 

Ich will noch etwas zur Kohle sagen. Sie hat wie 
Herr Beckmann gesagt hat, viel Geld gekostet. Der 
Bund hat sich aber schadlos gehalten: Indem er sei-
nerzeit eine Heizölsteuer eingeführt hat, hat er sich 
auf diese Art und Weise finanziert, während das Land 
immer bezahlen mußte. Ganz klar ist jetzt, was die 
Mikat-Kommission festgestellt hat: Wir müssen den 
Sockel von 55 Millionen Fördertonnen unbedingt er-
halten. Wenn wir daruntergingen, würde das erhebli-
che Probleme zur Folge haben. Dann könnten wir den 
Bergbau im Grunde einstellen. Das machen wir So-
zialdemokraten nicht mit. 

Die Mikat-Kommission hat aber auch festgestellt, 
daß dies eine bundesweite Aufgabe ist. Die Kohle muß 
aus Gründen der Versorgungssicherheit gesichert 
werden. Wenn das so ist, muß ich Ihnen allerdings 
sagen, daß es nicht in Ordnung ist, daß das Land 
Nordrhein-Westfalen die Kosten trägt. Vielmehr muß 
der Bund die gesamten Kosten für die Kohle überneh-
men, wie das die Mikat-Kommission gesagt hat. Das 
ist auch eine sinnvolle Forderung des Landes Nord-
rhein-Westfalen, die schon lange hätte erfüllt sein 
müssen. 

(Beifall bei der SPD — Stratmann-Mertens 
[GRÜNE]: Und wie finanziert der Bund 

das?) 

Ich sage Ihnen: Wir werden eines Tages noch froh 
sein, daß wir durch diesen Sockel an Kohleförderung 
in diesem Lande einen Beitrag zur Versorgungssi-
cherheit leisten. Die Energiepreise werden weltweit 
kräftig steigen. Wir werden den Kumpels an Rhein 
und Ruhr danken, daß sie dazu beigetragen haben 
und daß sie — auch für ihre Arbeitsplätze, was ja wohl 
legitim ist — gekämpft haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer bestreitet 
das?) 

Die Zukunftsaussichten des Landes sind hervorra-
gend. Die Vereinigung mit der DDR ist — das sage ich 
immer wieder — kein Null-Summen-Spiel; es bringt 
Wachstumsimpulse. Aber der Standort Nordrhein-
Westfalen ist hervorragend geeignet, um hiervon zu 
profitieren. Er profitiert auch von der EG und von dem 
Binnenmarkt, der 1993 kommen soll. Auch hier gilt, 
daß Nordrhein-Westfalen im Herzen Europas liegt. 
Deshalb werden auch von dort aus zusätzliche Im-
pulse kommen. 

(Rawe [CDU/CSU]: Kassieren und nicht zah-
len geht nicht, mein Lieber!) 

Ich frage mich immer: Warum ist Düsseldorf eigent-
lich die größte japanische Stadt außerhalb Japans? — 

So ist es doch. Die Japaner rechnen kühl. Sie rechnen 
genau aus, daß dieses ein hervorragender Standort ist, 
der Zukunft hat. 

(Vosen [SPD]: Sehr richtig!) 

Die Landesregierung hat einen entscheidenden 
Beitrag dazu geleistet, daß der Standort Nordrhein

-

Westfalen so hervorragend ist. Sie kennen doch alle 
den Spruch: Never change a winning team. Man soll 
niemals eine erfolgreiche Mannschaft ablösen. Wir 
plädieren dafür, daß dies am 13. Mai auf keinen Fall 
passiert. Es gibt nur eine Möglichkeit: Man muß die 
Regierung von Johannes Rau unterstützen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Rawe [CDU/CSU]: 
Unterstützen beim Verschwinden!) 

Vizepräsident Stücklen: Für eine Kurzintervention 
hat der Herr Abgeordnete Cronenberg das Wort. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP) : Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Wenn ich Teile der 
Ausführungen des Ministers Einert und des Abgeord-
neten Stratmann außer acht lasse, ist das Bemühen um 
Objektivität beachtlich. Ich meine, daß das uns alle in 
dieser Debatte freuen sollte. 

Natürlich sieht das der eine oder andere der Redner 
durch seine parteipolitische B rille. Das nehme ich 
auch nicht übel. Genauso hat es mich gefreut, daß das 
Bemühen unter dem Motto „Selbsterkenntnis ist der 
erste Weg zur Besserung", wieder Nummer 1 zu wer-
den, allgemeine Zustimmung findet. Insofern kann 
die Sozialdemokratie mit ihrem Wahlschlager sehr 
zufrieden sein. 

Bei dem Abgeordneten Jens möchte ich mich noch 
für seine Erkenntnis bedanken, daß Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer — neben der Landesregierung — einen 
erheblichen Beitrag zu dem Aufschwung in Nord-
rhein-Westfalen geleistet haben. Das ist beachtlich. 

Warum ich mich gemeldet habe, ist folgendes: Alle 
Redner haben es nicht für nötig befunden, auf die, wie 
ich meine, außerordentlich bedrückende Situation 
des ländlichen Raums in Nordrhein-Westfalen hinzu-
weisen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich könnte mir vorstellen, daß der Kollege Franz Mün-
tefering oder der Kollege Grünewald außerordentlich 
großes Interesse daran haben, daß auch in dieser De-
batte deutlich gemacht wird, daß der ländliche Raum 
in Zukunft nicht so sträflich vernachlässigt wird, wie 
das bisher der Fall war. Deshalb wünsche ich mir in 
Düsseldorf auf jeden Fall eine bessere Mehrheit. 
Wenn es denn keine Mehrheit mit uns sein sollte, 
wünsche ich mir auf jeden Fall, daß keiner den länd-
lichen Raum außer acht läßt. 

Herr Präsident, das war meine Bitte, die ich durch 
diese Kurzintervention zum Ausdruck bringen 
wollte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Vosen [SPD]: Sprachen Sie von Bayern oder 

von was?) 
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Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Karwatzki. 

Frau Karwatzki (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann Ihrem 
Wunsch nicht Rechnung tragen, Herr Kollege Cronen-
berg, weil ich eben auch aus einer großen Stadt dieses 
schönen Landes komme. Ich bin stolz, ein Kind des 
Ruhrgebietes zu sein. 

(Sehr gut! bei der SPD) 
Ich möchte das mit allem Nachdruck sagen. Ich bin 
dort geboren. Ich wohne da, und ich lebe gerne da. 
Herr Minister Einert, nicht nur Sozialdemokraten 

lieben dieses Land. Ich bin ein Beispiel dafür, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber ein seltenes!) 
daß Christdemokraten, die dort geboren sind, dieses 
Land genauso lieben. Ich halte es nicht für einen gu-
ten Stil, wenn Sie von vornherein sagen, wir hätten 
eine Debatte angefangen, um dieses Land niederzu-
machen. Ich denke, sie sollten erst einmal zuhören. 
Das haben wir auch getan. Ein paar Zwischenrufe sind 
ganz prima. Dann kann man die Schlußfolgerung zie-
hen, ob man dieses Land wirklich niedermachen 
möchte oder nicht. 

(Dreßler [SPD]: Bisher hat die CDU nur mies 
gemacht! — Vosen [SPD]: Sagen Sie das 

Herrn Blüm!) 

Ich denke, für die Zukunft sollten wir so verfahren. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Kar-
watzki, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Stahl? 

Frau Karwatzki (CDU/CSU): Ich möchte zuerst ein-
mal reden. Herr Kollege Stahl, Sie dürfen sich zwi-
schendurch noch einmal melden. Vielleicht habe ich 
dann die Möglichkeit, Ihnen die Chance einzuräu-
men, eine Frage zu stellen. 
Es ist ein Zwischenruf gefallen, der Arbeitsminister 

Blüm würde dieses Land niedermachen. Ich finde, das 
ist eine gewagte Aussage. Herr Kollege Dreßler, wenn 
Sie das so gemeint haben, wie es bei mir angekommen 
ist — — 

(Dreßler [SPD]: Mies machen habe ich ge-
sagt!) 

— Das tut er auch nicht. Er wird gleich noch reden und 
wird sicherlich deutlich Akzente setzen. 

(Vosen [SPD]: Auch das noch! Uns bleibt 
auch nichts erspart! — Frau Weyel [SPD]: 
Wie immer am Schluß, damit man nicht mehr 

antworten kann!) 

— Frau Kollegin Weyel, darüber entscheide nicht ich. 
Das müßten Sie vielleicht anderswo sagen. 

(Frau Weyel [SPD]: Ich habe das nur schlicht 
festgestellt!) 

Sie sind Mitglied des Präsidiums. Vielleicht kann man 
das da regeln. 
Nun zu meinen Ausführungen. Meine Damen und 

Herren, die wirtschaftliche Entwicklung des Ruhrge-
bietes in den letzten Jahrzehnten war zunehmend  

vom Versuch der Umstrukturierung der herkömmli-
chen industriellen Festlegung geprägt. Der Rückzug 
der sogenannten Altindustrie warf nie gekannte Pro-
bleme auf wie den Konzentrationsprozeß im Bergbau, 
den Abbau von Arbeitsplätzen in der Eisen- und 
Stahlindustrie, die Rationalisierung und Dezimierung 
von Produktionsstandorten, die Freisetzung von Indu-
strie- und Gewerbeflächen ohne weitere Nutzung, die 
Hinterlassung von Industriebrachen mitsamt der Alt-
lastenproblematik. Hier gegenzusteuern war seit Be-
ginn der 80er Jahre Herausforderung kommunaler 
und regionaler Wirtschaftspolitik; eine Aufgabe, die 
das Vermögen der betroffenen Kommunen überstieg 
und — ich muß das leider sagen — von der SPD aus 
ideologischen Gründen nicht gesehen werden 
wollte. 

(Widerspruch bei der SPD — von der Wie

-

sche [SPD]: Wie viele Beispiele soll ich Ihnen 
bringen?) 

— Vorsichtig. 

Als Duisburgerin möchte ich am Beispiel meiner 
Heimatstadt die katastrophale finanzielle, wirtschaft-
liche und soziale Lage in NRW verdeutlichen. 

(Dreßler [SPD]: Ach, darum haben die Sozial

-

demokraten dort 62 % bekommen! Das war 
der Grund!) 

Sie erinnern sich noch an die Schlagzeilen aus Duis-
burg, die in die Stadtgeschichte eingehen werden. 
1987 standen wir in Duisburg vor der schwersten 
Strukturkrise. Das Problem Nummer eins war die 
Stahlkrise. Damit verbunden waren die Ängste der 
Duisburger Bürger um ihre Arbeitsplätze und um ihre 
wirtschaftliche Existenz. 

Liebe Kollegen auf allen Seiten des Hauses, 

(Kretkowski [SPD]: Sie haben die Arbeiter 
kriminalisiert!) 

die Schließung der Krupp-Hütte in Rheinhausen war 
das Stichwort, um Land und Stadt aus Agonie und 
Lethargie zu reißen. Der hiermit verbundene soziale 
Zündstoff zwang die Politik ebenso wie die Wirtschaft 
zum Handeln. 

(Oesinghaus [SPD]: Sagen Sie etwas zu den 
Ursachen!) 

Rheinhausen wurde, sicher ungewollt, bundesweit 
zum Signal des alten Industriegebietes. Rheinhausen 
wurde aber zugleich das Symbol des Neuanfangs. 
Rheinhausen zeigte, daß die Krise der monostruktu-
rierten Wirtschaft den Kollaps des Standortes bedin-
gen kann. Rheinhausen wurde gerade deswegen un-
sere Chance. 

Eine zuvor nie erlebte Welle der Hilfsbereitschaft 
und Solidarität erfaßte das Revier ebenso wie meine 
Heimatstadt Duisburg. Wirtschaft, Politik und Ge-
werkschaften ergriffen die Chance, die Rheinhausen 
bot: den Zwang zum gemeinsamen Handeln, die Er-
kenntnis kollektiver Verantwortung für die Menschen 
und ihr Umfeld dieser Region. Selbst der Oberbürger-
meister, von der SPD gestellt, erklärte rückschauend 
am 25. Februar dieses Jahres auf einer Pressekonfe-
renz — ich zitiere — : „Duisburg hat zehn Jahre lang 
unter dem massiven Abbau von Arbeitsplätzen gelit- 
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ten, ohne daß diese Entwicklung wirklich zur Kennt-
nis genommen worden ist." 

Ich möchte in Erinnerung rufen, daß das Elend für 
den deutschen Stahl mit seinen hochqualifizierten 
Mitarbeitern und seinen hochmodernen Anlagen un-
ter der Regierung der Sozialdemokraten begann. 

(Zurufe von der SPD: Ach!) 

Über ein Jahrzehnt hat man in Bonn unter der SPD-
Regierung tatenlos zugesehen, wie Brüssel die Vor-
stöße gegen das Subventionsverbot duldete. Für die 
Stahlarbeiter, die kurzarbeiten oder ausscheiden 
mußten, wurden unter Bundeskanzler Helmut Kohl 
gemeinsam mit Norbert Blüm die sozialen Hilfen auf 
den Höchststand gebracht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wider-
spruch bei der SPD) 

Auch die Hilfen für ältere Arbeitslose wurden erheb-
lich verstärkt. 

Duisburg mußte sich immer wieder die Frage stel-
len, ob die Stadt überhaupt noch eine Zukunft hat. 
Eine Arbeitslosenquote von 16 % , eine Stahlkrise, 
Tausende von bedrohten Arbeitsplätzen und ein 
finanzieller Handlungsspielraum, der gegen Null 
schrumpfte — dies alles waren Sorgen, die die Bürger 
unserer Stadt quälten. Wir haben nicht resigniert. 

Die strukturellen Probleme und Umbrüche allein 
zu bewältigen überstieg die Kräfte und vor allem 
— das sage ich jetzt mit Bewußtsein — die Fähigkei-
ten der Sozialdemokraten, die für die negative Ent-
wicklung verantwortlich waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei 
der SPD) 

Als es nicht mehr ging, erinnerte man sich an die 
CDU. 

Wir können heute mit Stolz feststellen: Wir haben 
die akuten Strukturprobleme angepackt. Wir haben 
die entscheidenden Vereinbarungen für die notwen-
digen Anpassungsprozesse im Bergbau und in der 
Stahlindustrie herbeigeführt. Wir haben den seit Jah-
ren blockierten Strukturwandel im Ruhrgebiet voran-
getrieben 

(Vosen [SPD]: Mein Gott!) 

und die politische Orientierung in der Region verän-
dert. Der Dank des Ruhrgebietes gilt vor allem dem 
Bundeskanzler und dem Arbeitsminister Norbert 
Blüm, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vosen [SPD]: Es 
bleibt uns nichts erspart!) 

der die Sache des Ruhrgebietes zur Chefsache im 
Kanzleramt gemacht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 

Norbert Blüm hat sofort nach Bekanntwerden der 
Stillegungsabsichten bei Krupp die ursprünglich ge-
plante sogenannte Stahlrunde in die erfolgreiche 
Montanrunde beim Bundeskanzler umgesetzt. 

Herr Kollege Jens, ich will den Sozialdemokraten 
nicht zu nahe treten, aber wenn Sie behaupten, Nor-
bert Blüm hätte erst auf den Dampfer geschoben wer-
den müssen, um in dieser Sache etwas zu tun, dann  

meine ich — mit Verlaub gesagt — , ist das nicht die 
Wahrheit. Herr Kollege Jens, eigentlich mögen wir 
uns ja und lügen nicht gerne. Darum meine ich, muß 
man hier der Wahrheit die Ehre geben und deutlich 
sagen, daß es ein Verdienst von Norbert Blüm ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 
Ministerpräsident Rau schmückt sich mit fremden Fe

-dern, wenn er sich und die SPD heute lobt, für den 
wirtschaftlichen Aufschwung in Nordrhein-Westfalen 
verantwortlich zu sein. 
Jährlich — das kann man nicht oft genug sagen — 

stehen Nordrhein-Westfalen für die Dauer von 10 Jah-
ren 756 Millionen DM nach dem Strukturhilfegesetz 
zu. 

(Rixe [SPD]: Wie anderen Ländern auch!) 

In allen Bereichen der Wirtschaftspolitik — vom Um-
weltschutz bis zur Verkehrspolitik, von der Technolo-
gieförderung bis zur Altlastensanierung — wurden 
konkrete Projekte zur wirtschaftlichen und ökologi-
schen Erneuerung NRWs verabredet und auf den 
Weg gebracht. Insgesamt sind es 900 Projekte. Die 
Finanzausstattung durch den Bund ist derart üppig, 
daß allein 1989 161 Millionen DM vom Land nicht 
abgerufen wurden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Man fragt sich, warum das so ist. 

(Rixe [SPD]: Falsche Zahlen!) 

— Das sind keine falschen Zahlen. Über Zahlen kön-
nen wir nicht streiten. Ich habe auch keine falschen 
Zahlen genannt, Herr Kollege Rixe. 
Herr Präsident, darf ich einmal fragen: Meine Uhr 

war vorhin auf 6 Minuten eingestellt, die Fraktion 
hatte mir aber 10 Minuten zugebilligt. 

(Müntefering [SPD]: So ist die Fraktion!) 
Wie lange darf ich noch reden? 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, reden 
Sie ruhig weiter. Wir gleichen das in der Gesamtab-
rechnung aus. 

Frau Karwatzki (CDU/CSU): Meine Damen und 
Herren, ich halte es für unehrenhaft, wenn die Lan-
desregierung ihr Engagement als Motor des Struktur-
wandels verkauft, aber verschweigt, daß von einem 
Investitionsvolumen in Höhe von 950 Millionen DM 
landesweit in Nordrhein-Westfalen 911 Millionen DM 
reine Bundesmittel sind und nur 43 Millionen DM von 
der Landesregierung getragen werden. Das sind nicht 
einmal 5 % der Summe. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das sind doch reine 
Milchmädchenrechnungen!) 

Soll doch Herr Rau eingestehen, daß er die notwendi-
gen Mittel zur Umstrukturierung nicht aufbringen 
kann oder will. 

(Zuruf von der SPD: Das sind doch alles 
Steuermittel aus Nordrhein-Westfalen!) 

Es ist doch ehrlicher, das finanzpolitische Unvermö

-

gen einzugestehen, als sich hinter der finanziellen 
Leistungskraft des politischen Gegners, der CDU/ 
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CSU-geführten Bundesregierung, zu verstecken und 
diese dann noch zu beschimpfen. 

(Zuruf von der SPD: Lesen Sie mal Ihre Wahl-
plakate!) 

Meine Damen und Herren, ich denke, wir in Nord-
rhein-Westfalen — Christdemokraten, Freie Demo-
kraten, Sozialdemokraten und mit einigen Unter-
schieden auch die GRÜNEN — lieben dieses Land. 
Wenn wir gemeinsam zusammenhalten und uns nicht 
gegenseitig beschimpfen, sondern Daten und Fakten 
benennen und daraus die Folgerungen ziehen, 

(Zuruf von der SPD: Dann reißen Sie einmal 
Ihre Plakate ab! Dann fangen Sie einmal da-

mit an!) 

dann — dieser Meinung bin ich — würden wir mehr 
für unser Land leisten. Unqualifizierte Zwischenrufe 
— ab und zu auch bei uns — können dem Land nicht 
gerade förderlich sein. Ich will diesen Appell an uns 
alle richten. Davon könnten wir am meisten profitie-
ren. 

Herzlichen Dank für ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir eine Vorbemerkung. Der 
erste Redner der CDU/CSU, der Kollege Schmitz 
(Baesweiler), hat geäußert, es werde hier ein Thema 
diskutiert, das in Nordrhein-Westfalen bisher keine 
Rolle gespielt habe. Wenn das so ist, wirft das ein 
deutliches Licht auf die Qualität der CDU-Landtags-
fraktion. Das muß ich Ihnen einmal sagen. Es gibt 
überhaupt kein Motiv angesichts der Tatsache, daß 
Ihre Kolleginnen und Kollegen dort fünf Jahre ge-
schlafen haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben die Zah-
len nicht veröffentlicht!) 

nun ausgerechnet kurz vor dem 13. Mai so zu tun, als 
wären sie fähig, in den kommenden fünf Jahren etwas 
anderes zu tun, als sie augenscheinlich in den letzten 
fünf Jahren getan haben, nämlich zu schlafen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Die zweite Rednerin der CDU/CSU, die Kollegin 
Karwatzki, hat als Duisburgerin ein Bekenntnis abge-
geben. Ich bin kein Duisburger, aber ich kenne Ihre 
Stadt. Ich habe mit Befriedigung festgestellt, daß die 
Einwohner von Duisburg vor wenigen Monaten bei 
der Kommunalwahl die Aufbauleistung innerhalb 
dieses Strukturwandels zur Abstimmung gestellt ha-
ben. Da bekam der Oberbürgermeister der Stadt 
Duisburg, der Sozialdemokrat Josef Krings, 62 %. Da 
kann ich nur mit Heiner Geißler sagen: Weiter so. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — 
Schmitz  [Baesweiler] [CDU/CSU]: Aufgebla-

sener Quatsch den Sie da erzählen!) 

Die Große Anfrage der Koalitionsfraktionen und die 
heutige Debatte dienen einem ganz vordergründigen 
Ziel. Aus durchsichtigen taktischen Erwägungen wird 
im Deutschen Bundestag von Teilen der Koalitionsab-

geordneten der Versuch unternommen, das Land und 
die Politik des Landes schlechtzureden. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die unbestreitbaren Erfolge der Landesregierung und 
ihres Ministerpräsidenten Rau in der Politik der Um-
strukturierung, der Überwindung der schwerwiegen-
den Strukturkrisen in der europäischen Stahl- und 
Bergbauindustrie sollen verleugnet werden. Miesma-
chen heißt das Stichwort. Es soll nicht wahr sein, was 
nicht wahr sein darf. 

Es soll nicht wahr sein, daß sich Nordrhein-Westfa-
len zum Zentrum der deutschen Umweltindustrie 
entwickelt. 

(Vosen [SPD]: Das ist wahr!) 

Es soll nicht wahr sein, daß sich Nordrhein-Westfalen, 
vor allem das östliche Ruhrgebiet, einen Spitzenplatz 
in der Forschung und Entwicklung moderner Compu-
tertechnologie und Software erkämpft hat. 

(Vosen [SPD]: Das ist auch wahr!) 

Es soll nicht wahr sein, daß sich Nordrhein-Westfalen, 
vor allem der Aachener Raum, einen Platz als Zen-
trum der modernen Hochleistungsmedizin und der 
Medizintechnologie erarbeitet hat. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Mit unse

-

rem Geld! — Lachen bei der SPD) 

Das sind nur drei augenfällige Beispiele. 

Der Bundesarbeitsminister, Kandidat der CDU in 
Nordrhein-Westfalen, hat sich dabei eine besondere 
Rolle ausgedacht: Er ist der Spitzenmiesmacher insbe-
sondere des Ruhrgebietes. Die Menschen an Rhein 
und Ruhr empfinden das als Zumutung, ja als Beleidi-
gung. Sie haben den Strukturwandel im Land hart 
erarbeitet. Sie empfinden Miesmacherei der Ergeb-
nisse ihrer Arbeit als Verhöhnung. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Da 
spricht der Obermiesmacher! — Weiterer Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Wissen Sie, was ein 
Miesmacher ist?) 

In der Antwort der Bundesregierung ist von der 
Verantwortung des Bundes für die soziale Entwick-
lung auch in den Ländern überhaupt nicht die Rede. 
Die sozialpolitischen Gesetze werden nämlich in Bonn 
gemacht, nicht in Düsseldorf, nicht in München oder 
anderswo. Was hier an sozialen Fehlentwicklungen zu 
kritisieren ist, geht an die Adresse des Ministers Blüm, 
nicht an die des Kandidaten Blüm. Aber wenn er das 
nun insgesamt sehen will, natürlich auch an den Kan-
didaten. Das allerdings ist sowohl in der Großen An-
frage als auch in der Antwort der Bundesregierung 
bewußt vergessen worden. Auch hier gilt: Es kann 
nicht sein, was nicht sein darf. 

Natürlich ist keine Rede von der sogenannten Ge-
sundheitsreform, vom Abkassieren zu Lasten der Ver-
sicherten und Kranken durch den Bundesarbeitsmini-
ster. Dieses Gesetz hat die sozialpolitische Landschaft 
nachhaltig verunstaltet. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Blank [CDU/CSU]: 
Was hat denn der SPD-Finanzminister in 
NRW mit den Beihilfevorschriften ge

-

macht?) 
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Die Menschen wissen und spüren: Das sogenannte 
Gesundheits-Reformgesetz ist sozial ungerecht, weil 
es einseitig Patienten und Versicherte belastet, ist so-
zialpolitisch schädlich, weil es das tragende Prinzip 
unseres Sozialstaates, den Grundsatz der Solidarität, 
aushöhlt, ist gesundheitspolitisch falsch, weil es sich 
auf symptomatische Kostendämpfung beschränkt und 
die die überhöhten Gesundheitsausgaben verursa-
chenden strukturellen Mängel des Gesundheitswe-
sens unangetastet läßt. 

(Abg. Dr. Blank [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Dreßler (SPD): Eine Sekunde. Bleiben Sie einen 
Augenblick stehen, Herr Blank. 

(Blank [CDU/CSU]: Danke gnädigst!) 
— Sie müssen mich auch anhören, Herr Blank. 
Was hat der Kandidat Blüm hier nicht alles verspro-

chen? Zum Beispiel Beitragssenkungen von 0,7 %. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das haben wir 
doch alles gehört!) 

Müde 0,1 % waren es am Anfang des Jahres, jetzt sind 
es im Durchschnitt 0,3 %. Das war's. 
Nun, Herr Blank, wollten Sie sicherlich eine Frage 

stellen. Bitte. 

Dr. Blank (CDU/CSU): Herr Kollege Dreßler, wenn 
das alles so wäre, wie Sie das gerade im Hinblick auf 
die Gesundheitsreform dargestellt haben, 

(Dr. Jens [SPD]: Das ist so!) 
können Sie mir dann freundlicherweise erklären, 
warum der SPD-Finanzminister des Landes Nord-
rhein-Westfalen die Vorschläge und Überlegungen 
der Gesundheitsstrukturreform in die Beihilfevor-
schriften des Landes Nordrhein-Westfalen mit exakt 
den Begründungen übernommen hat, mit denen wir 
die Gesundheitsreform betrieben haben? 

(Zuruf von der SPD: Weil er es mußte!) 

Dreßler (SPD): Herr Kollege Blank, das kann ich 
Ihnen genau erklären. Am Anfang der Begründung 
des Finanzministers stand die generelle Kritik an die-
sem Vorhaben. Dann hat das Land Nordrhein-Westfa-
len das gemacht, was in einem föderativen System 
jedes Land der Bundesrepublik macht. Es hat nämlich 
die Gleichbehandlung von Arbeitern und Angestell-
ten, die hier verletzt worden ist, auf die Beamten über-
tragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch nicht 
der Punkt! Es geht um die Begründung, die 
er dafür gewählt hat! Reden Sie doch nicht an 

den Fragen vorbei!) 

Alles andere wäre ja nun wirklich ein starkes Stück. 
Oder wollen Sie etwa von dem Finanzminister von 
Nordrhein-Westfalen verlangen, daß er das, was Sie 
Arbeitern und Angestellten hier abziehen, von sich 
aus den Beamten zusätzlich gewährt? Das ist aber eine 
merkwürdige Philosophie. Das muß ich Ihnen sa-
gen. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Man könnte auch fast sagen: Diese Philosophie ist 
typisch. 

Nun will ich Ihnen, Herr Blank, zu Ihrer famosen 
Einlassung aber noch eine Zahl nennen, sozusagen 
zum Nachdenken. Wissen Sie, was das, was ich vor 
Ihrer Frage gerade gesagt habe, für den Versicherten 
bedeutet, der sich mit 3 500 DM brutto im Monat aus 
dieser Beitragssenkung Ersparnisse errechnet? Je 
5,25 DM für ihn und für den Arbeitgeber. Demselben 
Versicherten muten Sie — auch Sie, Herr Blank — im 
Krankheitsfall bis zu 70 DM an Selbstbeteiligung zu. 
Dies ist eine sozial verheerende Bilanz, sage ich Ih-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Von den 9 Milliarden DM Überschuß der Kranken-
kasse, den Sie so feiern, gehen 4 Milliarden DM auf 
die Gesundheitsreform zurück. Der Rest sind Bei-
tragsmehreinnahmen. Von den 4 Milliarden DM ha-
ben die Patienten aber 3,8 Milliarden DM durch 
Selbstbeteiligungen aufgebracht. Das war Umvertei-
lung, sonst war das gar nichts. So sehen die „Erfolge" 
aus, die Herr Blüm zu verantworten hat. Davon ist in 
Ihrer Anfrage und in der Antwort natürlich keine 
Rede. Wie sollte es denn auch? 

Natürlich ist auch keine Rede von der Schwächung 
der Gewerkschaften. Es ist keine Rede vom Kaputt-
schlagen des § 116 des Arbeitsförderungsgesetzes. 

(Menzel [SPD]: Dafür schämt er sich auch!) 

Es ist keine Rede davon, daß die Arbeitgeberverbände 
durch diese Initiative von Herrn Blüm in Tarifver-
handlungen gestärkt worden sind. Der Arbeitsmini-
ster und Kandidat in Nordrhein-Westfalen hat die Ge-
wichte bei den Tarifauseinandersetzungen verscho-
ben, und zwar eindeutig zugunsten der Arbeitgeber-
verbände und zu Lasten der Arbeitnehmer und ihrer 
Gewerkschaften. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Den kalt Ausgesperrten wird weder Arbeitslosengeld 
noch Kurzarbeitergeld gezahlt. Es soll verweigert 
werden. 

Die Bundesregierung jongliert in ihrer Antwort mit 
Zahlen, redet über Bruttoinlandsprodukt und Steuer-
kraft. Das ist alles richtig. Aber wir sagen Ihnen: Wich-
tiger sind die Menschen. Reden Sie einmal über die 
sozialen Ungerechtigkeiten, die Sie mit Ihrer Politik in 
Nordrhein-Westfalen bewirkt haben. Da hat Herr 
Blüm eine federführende Rolle. 

(Beifall bei der SPD) 

In der Antwort der Bundesregierung ist keine Rede 
davon, daß Sozialpläne bei Konkursen und Verglei-
chen verschlechtert wurden, daß mit der Novelle zum 
Betriebsverfassungsgesetz die Bet riebsräte bei der Er-
füllung ihrer schwierigen und verantwortungsvollen 
Aufgabe geschwächt worden sind. Hat das nichts mit 
der sozialen Entwicklung in Nordrhein-Westfalen zu 
tun? Welche Gründe hat eigentlich die Tatsache, daß 
das in Ihrer Antwort fehlt? 

Es ist in der Antwort keine Rede davon, daß das 
Heuern und Feuern von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern vom Bundesarbeitsminister gefördert 
wurde und daß er das dazu erforderliche Gesetz auch 
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noch höhnisch Beschäftigungsförderungsgesetz ge-
nannt hat. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Unge-
heuerlich!) 

In der Antwort ist ebenfalls keine Rede davon, daß 
der Arbeitsminister die Rechte der Schwerbehinder-
ten beschnitten hat. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das 
glaubt selbst der Rau nicht, was Sie da sa-

gen!) 
Die unentgeltliche Beförderung gibt es nicht mehr. 
Der Kündigungsschutz für Schwerbehinderte wurde 
verschlechtert. Sie scheinen in den letzten Jahren 
nicht mit Schwerbehinderten zusammengekommen 
zu sein; sonst wüßten Sie das. 

(Beifall bei der SPD — Schmitz [Baesweiler] 
[CDU/CSU]: Was Sie erzählen, glaubt selbst 

Herr Rau nicht!) 
Natürlich ist in der Antwort der Bundesregierung 

auch kein Hinweis darauf enthalten, daß der Jugend-
arbeitsschutz, der junge Menschen vor Überforde-
rung und Überbeanspruchung schützen soll, ver-
schlechtert wurde. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dreßler (SPD): Das wird mir hoffentlich alles nicht 
auf die Redezeit angerechnet. 

Vizepräsident Stücklen: Nein. 
Bitte, Herr Abgeordneter Schmitz. 

Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Dreßler, wären Sie so freundlich, dem Plenum einmal 
zu erklären, warum das Land Nordrhein-Westfalen in 
Teilbereichen der Behörden die Behindertenquote 
überhaupt nicht erfüllt hat? 

Dreßler (SPD): Diesen Mangel, den Sie aufzeigen 
und der in weiteren acht oder neun Ländern der Bun-
desrepublik zu verzeichnen ist — nur das Saarland, 
Berlin und der Bund erfüllen diese Quote — , hat der 
vor Ihnen Stehende schriftlich und mündlich gegen-
über den entsprechenden Länderregierungen und 
Fraktionen in den Landesparlamenten mehrmals re-
klamiert. Ich habe gefordert, die Quote zukünftig zu 
erfüllen. Wir beide befinden uns also in diesem Punkt 
der Kritik auf derselben Wellenlänge. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Ich be-
danke mich für die Bestätigung!) 

In der Antwort der Bundesregierung auf die An-
frage ist zu lesen: Der Arbeitsmarkt liegt voll im Sog 
der Hochkonjunktur. Das klingt so, als gäbe es die 
Arbeitslosigkeit überhaupt nicht mehr. Aber mehr als 
2 Millionen Menschen sind nach wie vor als arbeitslos 
gemeldet, nicht gezählt schätzungsweise 150 000 Ar-
beitslose, die wegmanipuliert wurden. Ist das der 
„Sog der Hochkonjunktur"? Die Wahrheit ist: Die 
Hochkonjunktur ist in den acht Jahren, in denen Ar-
beitsminister Blüm im Amt ist, am Arbeitsmarkt vor-
beigegangen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die Verbesserung und Anpassung der beruflichen 
Qualifikation ist Kernbestandteil einer vernünftigen 
Arbeitsmarktpolitik. Warum verschweigen Sie, daß 
Sie hier einen Kahlschlag betrieben haben und betrei-
ben? Gehört das eigentlich nicht zur sozialen Lage im 
Land? 

Die Qualifizierungsmaßnahmen sind als Folge der 
9. Novelle des Arbeitsförderungsgesetzes um 13,4 
zurückgegangen, davon in der Fortbildung um 
13,5 %, in der Umschulung um 10,5 % und in der Ein-
arbeitung um 19,7 %. Glauben Sie wirklich, Sie könn-
ten durch eine solche Antwort auf eine gestellte An-
frage die Bilanz verdecken, die Sie auf diesem Sektor 
hinterlassen haben? 

Sie können — wie wir — sicher sein: Die Menschen 
in Nordrhein-Westfalen haben solche Ablenkungs-
manöver erkannt und werden sie auch weiter erken-
nen. Zu sehr haben sich die Ursachen und der Urheber 
dieser Politik in ihr Bewußtsein eingegraben. Sie kön-
nen noch so schön reden: Das Sündenregister ist zu 
lang, als daß es vertuscht werden könnte. 

Meine Damen und Herren, die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen haben ihr eigenes Bewußtsein. Sie 
sind stolz auf die Ergebnisse ihrer Arbeit und auf ihr 
Land. Das lassen Sie sich auch nicht schlechtreden, 
schon gar nicht von jemandem, der auf der Durchreise 
ist und der durch bestellte Große Anfragen und ein-
seitige Antworten ein schiefes Bild des Landes Nord-
rhein-Westfalen zeichnen will. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: Unverschämt 
ist das, was Sie da von sich geben!) 

Die Menschen in Nordrhein-Westfalen sind nicht 
nur fleißig, Frau Kollegin Karwatzki, sondern sie sind 
auch tolerant. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: Aber Sie 
nicht!) 

Daß allerdings Herr Blüm ihr Ministerpräsident wer-
den will, überschreitet selbst die Toleranzschwelle der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen. 

Schönen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Grünewald. 

Dr. Grünewald (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Minister Ei-
nert, lassen Sie sich gleich eingangs sagen, damit es 
sich bei Ihnen und bei Ihren Genossen unauslöschlich 
ins Gedächtnis einprägt: Noch nie in der Nachkriegs-
geschichte hat eine Bundesregierung für unser Land 
Nordrhein-Westfalen so viel getan wie die Regierung 
von Bundeskanzler Helmut Kohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fast 100 Milliarden DM sind seit 1983 von Bonn nach 
Düsseldorf geflossen. 

Nun wird gerade in unseren Tagen die Ernte dieser 
hilfreichen Bundespolitik in Form einer nachhaltig 
verbesserten wirtschaftlichen und finanziellen Lage 
des Landes in die Scheuern eingebracht. Darüber, 
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Herr Dreßler, freuen wir uns alle von ganzem Her-
zen. 

(Dreßler [SPD]: Na!) 

Nur, statt der geschuldeten dankbaren Anerkennung 
erfahren wir Schelte und Polemik am heutigen Mor-
gen. Der Ministerpräsident und auch Herr Einert 
schmücken sich mit fremden Federn und behaupten 
angesichts der vorliegenden Zahlen und Fakten 
wahrheitswidrig, das Land habe den Aufschwung aus 
eigener Kraft geschafft. 

(Vosen [SPD]: Aber selbstverständlich!) 

Der Chef der Staatskanzlei disqualifiziert unser par-
lamentarisches Recht auf Einbringung einer Großen 
Anfrage als — ich zitiere — „bundesstaatswidrigen 
Mißbrauch von Bundesbehörden". 

(Vosen [SPD]: Recht hat er!) 

Einfach unglaublich. Dies um so mehr, wenn man 
bedenkt, daß in Nordrhein-Westfalen gleich ganze 
Stäbe von zur parteipolitischen Neutralität verpflich-
teten Landesbediensteten im Wahlkampf eingesetzt 
werden. 

(Vosen [SPD]: Was soll denn dieser Satz?) 

In diesen Kontext gehören auch Bemerkungen von 
Herrn Farthmann, der im Landtag von einer „bewuß-
ten Verelendungsstrategie zur Abstrafung einer so-
zialdemokratischen Landesregierung" sprach, 

(Richtig! bei der SPD) 

sowie der mich persönlich sehr betroffen gemacht ha-
bende Vorwurf des ehemaligen Finanzministers Pos-
ser, ich hätte als Berichterstatter für den bundesstaat-
lichen Finanzausgleich die Loyalität zu meiner Partei 
über das Wohl meines Heimatlandes gestellt. 

Meine Damen und Herren von der Opposition und 
von der Landesregierung, angesichts solcher Vor-
kommnisse gehört für uns in der nordrhein-westfäli-
schen Landesgruppe der CDU und allen voran für 
Norbert Blüm schon verdammt viel guter Wille dazu, 
das alles abzupacken 

(Vosen [SPD]: Er sollte es lassen!) 

und dennoch aus der Verantwortung heraus eine kon-
sequente Politik zur Stärkung unseres Landes zu be-
treiben 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

sowie mit Erfolg gegen die naturgemäß widerstreiten-
den Interessen der Kollegen aus den anderen Bundes-
ländern, insbesondere den revierfernen Ländern, 
durchzusetzen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wer hat denn eigentlich wirklich die Überschul-
dung des Landes zu verantworten? Herr Posser hat 
schon vor Jahren die redliche Antwort mit dem Zuge-
ständnis gegeben, seinem Lande drohe eine Ver-
schuldung, vergleichbar der der Länder Brasilien, Me-
xiko und Polen, und zwar aus hausgemachten Grün-
den, auf Grund einer verfehlten eigenen Landespoli-
tik. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Weil die Sozen noch 
nie mit Geld umgehen konnten!) 

Dieses ehrliche Zugeständnis löste damals große Tur-
bulenzen aus. 

Nur, geändert hat sich nichts. Inzwischen hat das 
Land weit über 100 Milliarden DM an Schulden auf-
gehäuft. In der Regierungszeit von Herrn Rau wuch-
sen die Schulden um mehr als das Vierfache. 

Für diese Schuldenlast sind allein an Zinsen 
— wohlgemerkt: ohne Tilgungen — jährlich rund 
7 Milliarden DM — das sind täglich 20 Millionen DM 
und stündlich rund 833 000 DM — zu zahlen; jahraus, 
jahrein, von Silvesternacht zu Silvesternacht. 

Angesichts solcher bedrückender Zahlenreihen er-
scheint ein Buchtitel des ehemaligen SPD-Bundes-
finanzministers Alex Möller mehr als berechtigt: Ja, 
die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen hat 
„Schuld durch Schulden" auf sich geladen. Sie hat seit 
Jahren vorkonsumiert, was dereinst wird nachgespart 
werden müssen. 

(Dr. Jens [SPD]: Der ist doch schon acht 
Jahre tot!)  

Sie hat also unerlaubt auf die künftige Leistung fleißi-
ger und strebsamer Bürger Zugriff genommen und 
diese zu bloßen Abgabeschuldnern von morgen de-
gradiert. Ein gröblicher Verstoß gegen den Genera-
tionenvertrag. 

Noch schlimmer als die verfehlte, an Konsum, Ideo-
logie und Prestigeobjekten orientierte Ausgabepolitik 
aber wiegen, Herr Jens, die Sünden einer unterlasse-
nen wirtschaftlichen Fortentwicklung des Landes. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Die Investitionsquote wurde von 22,4 % im Jahr 1980 
auf gerade 13 % im Jahr 1988 zurückgefahren. Wie 
der nach wie vor sinkende landeseigene Anteil an die-
ser Quote beweist, würde sich dieser negative Trend 
ohne die Bundeshilfen fortsetzen. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Die müs

-

sen wir rausrechnen!) 

Zukunftssichernde Investitionen aber sind die ökono-
mischen Lebensgrundlagen unserer Nachkommen. 
Wenn sie — aus welchen Gründen auch immer — un-
terbleiben, verliert die Wirtschaft ihre Leistungsfähig-
keit und ein stetiges und angemessenes Wachstum ist 
nicht zu erwirtschaften. 

In Nordrhein-Westfalen aber ist in den letzten 20 
Jahren das wirtschaftliche Wachstum immer hinter 
dem Bundesdurchschnitt zurückgeblieben. Unver-
dächtige Fachleute haben errechnet, daß von etwa 
1965 bis 1987 das Wachstumsdefizit des Landes unge-
fähr 16 % betrug. 1 % weniger Bruttoinlandsprodukt 
bedeutet 500 Millionen DM Steuermindereinnahmen 
in der Landeskasse. Weil also in unserem Lande das 
Wirtschaftswachstum politisch nicht richtig organi-
siert und nicht hinreichend gefördert worden ist und 
weil Investitionshemmnisse nicht energisch genug 
beseitigt worden sind, fehlen dem Landesfinanzmini-
ster allein aus diesen Gründen in diesem Jahr 8 Milli-
arden DM in der Landeskasse. 

In der Antwort, die Herr Einert soeben gegeben hat, 
hat er sich berühmt, Nordrhein-Westfalen habe seit 
1980 am sparsamsten gewirtschaftet. Ich will gern zu-
geben, Herr Einert, daß das rein arithmetisch richtig 
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ist, aber die Gründe für diesen vermeintlichen Sparer-
folg liegen einfach ganz woanders. Betrachtet man 
nämlich die reinen Landesausgaben, so sind die Per-
sonalausgaben und die Sachaufwendungen ganz er-
heblich und überproportional angestiegen. Die Sach-
investitionen hingegen — das war Struktur- und ar-
beitsmarktpolitisch falsch — sind gesunken, und ins-
besondere sind die Zuweisungen an die Kommunen 
gesunken. 
Den Gemeinden und Gemeindeverbänden wurden 

in dieser Zeitspanne auf sehr trickreichen Wegen 
— ich kann die Instrumente aus Zeitgründen nicht 
alle darlegen — insgesamt 25 Milliarden DM genom-
men, obgleich in der gleichen Zeitspanne die Steuer-
einnahmen des Landes um gut 50 % angewachsen 
sind. Während die anderen Flächenländer ihre Zu-
weisungen an die Kommunen im Schnitt um 24 
erhöht haben, hat Nordrhein-Westfalen seinerseits 
seine Zuweisungen um 6 % zurückgefahren. Insbe-
sondere darin liegt die unglaubliche Benachteiligung 
des ländlichen Raumes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir sehen das ja heute in exorbitant anwachsenden 
Abwasserbeseitigungsgebühren, in den gekürzten 
Mitteln auch — und nicht zuletzt — für die Investitio-
nen, die wir bei den Abwasserbeseitigungsmaßnah-
men bräuchten. 
Ich habe leider keine Zeit mehr. Ich schließe mit 

einem ganz ausdrücklichen Dank an die Bundesregie-
rung für dieses für unser Land Geleistete, und ich 
schließe in diesen Dank auch und sehr aufrichtig 

(Vosen [SPD]:... den Herrn Blüm ein!) 
meine Kollegen aus den anderen Ländern ein, die 
trotz ihrer widerstreitenden Interessenlage uns in 
Nordrhein-Westfalen unterstützt haben. 
Unser Land Nordrhein-Westfalen muß und wird 

eine Zukunft haben. Das liegt in unserem bundes-
staatlichen und auch in unserem föderalen Interesse, 
und deshalb möge es hoffentlich bald und weiter auf-
wärts mit und in Nordrhein-Westfalen gehen! 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Vor fünf Jahren ist die CDU in Nord-
rhein-Westfalen mit Herrn Worms durch das Land 
gezogen und hat gesagt: Da stehen die Möbelwagen 
gepackt, da sitzen Tausende von Familien auf ihren 
Koffern, die aus Nordrhein-Westfalen wegziehen, das 
Land ist im Stadium der absoluten Verelendung. Das 
haben die Menschen Ihnen nicht geglaubt. 
Hier sind so viele Prozentzahlen genannt worden, 

und ich will  Ihnen jetzt auch gleich zu Beginn ein paar 
nennen, und zwar vom 12. Mai 1985: Die SPD gewann 
3,7 % dazu, sie erhielt 52,1 %; die CDU sackte um 
6,7 % auf 36,5 % ab, eine ganz erbärmliche Nieder-
lage. 

(Vosen [SPD]: Das wird aber noch schlim-
mer!) 

Dabei haben die Sozialdemokraten und Johannes 
Rau 1985 den Menschen nicht die Probleme verharm-
lost, und wir haben ihnen auch nicht das Paradies ver-
sprochen, weil wir genau wissen, daß wir das nicht 
halten können. Wir haben gesagt: Das ist eine 
schwere Zeit, die vor uns ist, da gibt es große Pro-
bleme, und daran müssen wir miteinander arbeiten. 
Die Menschen haben in den Jahrzehnten, in denen 
Sozialdemokraten in Nordrhein-Westfalen regieren, 
gelernt: Wenn man in einer solch schwierigen Situa-
tion auf jemanden vertrauen kann, dann sind das die 
Sozialdemokraten. 

Deshalb haben die Menschen auch bei der Kommu-
nalwahl, die im letzten Jahr stattgefunden hat, 

(Beifall bei der SPD) 

zum 1. Oktober wieder eine interessante Prozentrech-
nung aufgemacht. Die CDU hat mit dem groß plaka-
tierten Kandidaten Blüm wieder verloren, 4,7 % minus 
für Blüm und die CDU, insgesamt noch 37,5 % für die 
CDU, nach über zwei Jahren „Blüm-Besuch" in Nord-
rhein-Westfalen eine bittere Niederlage. Mit Blüm ist 
die CDU in Nordrhein-Westfalen endgültig eine Ver-
liererpartei geworden, und das wird sich auch am 
13. Mai so fortsetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber nun hat Herr Blüm wohl gemerkt, daß das mit 
dem Möbelwagen nichts war. Den läßt er in der Ga-
rage stehen und bestellt eine Große Anfrage. Der 
Tenor der Antwort der Großen Anfrage war natürlich 
schon klar, ehe die Antworten auf 131 Seiten und 
100 Schaubildern geschrieben waren. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Aber Sie 
können doch die Wahrheit vertragen!) 

Die Melodie dieser Antwort heißt: In Nordrhein-West-
falen geht es eigentlich gut, aber so ganz gut geht es 
doch nicht, weil da die Sozialdemokraten regieren. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Das ist richtig! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Daß es so gut geht, hängt damit zusammen, daß der 
Bund so großartig gewesen ist. — Das ist der Tenor 
Ihrer Antwort; das versuchen Sie hier heute morgen 
zu vermitteln. 

Nun kennen die Menschen in Nordrhein-Westfalen 
die Wahrheit, und sie wissen, wie die Zusammen-
hänge insgesamt darzustellen sind. Der Herr Blüm 
wird die Quintessenz der Antwort auf die Große An-
frage natürlich auf seine Art noch einmal zusammen-
fassen. Ich warte darauf, daß er heute morgen hier 
hinkommt und sagt: Wenn an Rhein und Ruhr die 
Sonne lacht, dann hat das Dr. Blüm gemacht. — 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Er reimt ja immer ein bißchen; er macht das nicht so 
prosaisch, wie wir anderen es tun. Aber es wird dem 
Kandidaten Blüm nicht helfen; denn in Nordrhein-
Westfalen ist in der Zeit seiner gelegentlichen Anwe-
senheit im Lande deutlich geworden, was man von 
einem zu halten hat, der immer unterwegs, aber nie da 
ist. 

Blüm ist ein unse riöser Mann. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 



16226 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Ap ril 1990 

Müntefering 

Während der Kanzler ankündigt, Projekte müßten ge-
streckt und der Anteil der Länder an der Umsatzsteuer 
müsse reduziert werden — das bedeutet für Nord-
rhein-Westfalen 2,5 Milliarden DM weniger pro 
Jahr — , macht Blüm in seiner Wahlplattform munter 
Versprechungen für Nordrhein-Westfalen. 
Blüm geht durchs Land, beschimpft das Land, weil 

es Schulden hat, und sagt aber gleichzeitig: ich ver-
spreche euch zusätzliches Geld für Altlastensanie-
rung, Verkehrsinvestitionen, Wohnungsbau, Land-
wirtschaft, Erziehungsgeld, Landesstiftung Mutter 
und Kind, Kindergärten, Kleinkinderbetreuung, 
Schulkinderbetreuung, Wohnen im Alter, Pflege 
Schwerstbedürftiger allgemein, Schulen, Polizei, 
Theater, Sport und Kultur. Blüm verspricht: 4 Milliar-
den DM mehr, 6 Milliarden DM mehr. Blüm verspricht 
in Nordrhein-Westfalen das Blaue vom Himmel her-
unter, aber — das ist typisch Blüm, das ist typisch 
CDU — unseriös. Anders kann man das nicht bezeich-
nen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/-
CSU) 

Besonders pikant sind die Parolen Blüms und seiner 
Helfershelfer im Wohnungsbau. Fast 80 % der Mittel 
für die 26 700 Sozialwohnungen, die in diesem Jahr in 
Nordrhein-Westfalen bewilligt werden, kommen aus 
dem Landeshaushalt; der Bund steuert nur 20 % bei. 
Das ist etwas, worüber sich der Sozialminister des 
Bundes einmal aufregen sollte. Wo ist der Sozialmini-
ster in Bonn? Die Wohnungsnot in der Bundesrepublik 
bewegt Millionen Menschen. Es fehlen 1,7 Millionen 
Wohnungen. Der Sozialminister sitzt in Bonn, rührt 
sich nicht und hilft nicht, daß der Bund mehr Geld zur 
Verfügung stellt, damit Sozialwohnungen gebaut 
werden können, die dann auch vergeben werden. Ich 
spreche in diesem Zusammenhang Herrn Rawe und 
all  die anderen, die hier monieren, es müßten noch 
Wohnungen gebaut werden, an. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kroll-Schlüter? 

Müntefering (SPD): Nein, ich möchte diesen Gedan-
ken jetzt zu Ende führen. Ich möchte den Sozialmini-
ster beim Thema Wohnungen doch einmal packen. — 
Wo war der Sozialminister — der sich auch darum zu 
kümmern hat, wenn Menschen keine Wohnungen ha-
ben — in den vergangenen Monaten, und wo ist er 
jetzt in Bonn, wenn es darum geht, daß sich der Bund 
stärker engagieren muß und sich nicht vor diesem rie-
sengroßen Problem, mit dem die Menschen es zu tun 
haben, drücken darf? 

(Beifall bei der SPD) 

Der Zuzug vieler Menschen aus der DDR und aus 
dem Ausland — überdurchschnittlich viele von ihnen 
wollten ja nach Nordrhein-Westfalen — bringt zusätz-
liche Belastungen mit sich, und zwar bei Kindergär-
ten, Wohnungen, Arbeitsplätzen und auch in den 
Schulen. Es wäre schon viel geholfen, wenn der Bund 
außer Willkommensadressen den Ländern und Ge-
meinden auch finanzielle Hilfe gegeben hätte, um die 
Kostenprobleme zu lösen, mit denen diese es zu tun 
haben. 

In der Zeit des Bundessozialministers Blüm ist die 
Zahl der sozialhilfebedürftigen 25- bis 50jährigen in 
der Bundesrepublik von 219 000 auf 560 000 Personen 
gestiegen. Das ist keine Empfehlung für Blüm; hinzu 
kommt: Er läßt die Gemeinden die Kosten tragen. Das 
ist keiner, der das Format zum Ministerpräsidenten 
hat. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Es wäre auch gut, wenn sich der Kandidat Blüm 
endlich bei Oskar Lafontaine entschuldigte. Oskar La-
fontaine wurde von Blüm als „Solidaritätsverräter" 
beschimpft, als er forderte, im Interesse beider deut-
scher Staaten den Übersiedlerstrom zu stoppen, die 
Eingliederungshilfe zu streichen, die Aufnahmelager 
zu schließen und statt dessen den Aufbau in der DDR 
zu unterstützen. Plötzlich kann es auch den CDU/

-

CSU-regierten Bundesländern nicht mehr schnell ge-
nug gehen mit den Einschränkungen. Sind das auch 
lauter „Solidaritätsverräter", Herr Blüm? Wann ent-
schuldigen Sie sich für Ihre Ausfälle gegenüber Oskar 
Lafontaine? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Spitze an Verdrehungen leisten sich die Bun-
desregierung und der Kandidat Blüm, wenn in der 
Antwort auf die Große Anfrage die Zahlung von 
Wohngeld, Sparprämien und Kindergeld als groß-
artige Leistung des Bundeshaushalts an Nordrhein-
Westfalen gefeiert wird. Rechtsansprüche werden als 
Geschenke dargestellt. 

Nun komme ich auf das Kindergeld zu sprechen, 
Herr Blüm: In der Amtszeit des Sozialministers Blüm 
ist das Klassenrecht im Kinderzimmer wieder einge-
führt und ausgebaut worden. Kindergeld per Freibe-
trag ist Klassenpolitik. Die Kinder reicher Eltern be-
kommen viel Kindergeld; die anderen Kinder hinge-
gen bekommen deutlich weniger. Das ist ungerecht, 
das ist unsozial. Es ist der Sozialminister, der das mit 
zu verantworten hat. Dieser gescheiterte Sozialmini-
ster soll nun Ministerpräsident in Nordrhein-Westfa-
len werden. Weshalb eigentlich? 

(Beifall bei der SPD) 

Nordrhein-Westfalen bleibt tolerant und weltoffen. 
Nordrhein-Westfalen paßt in eine europäische Zu-
kunft. Pluralität ist in Nordrhein-Westfalen selbstver-
ständlich. Die Menschen in Nordrhein-Westfalen re-
den nicht viel darüber, aber sie sind stolz auf ihr Land 
und auf das, was dort geleistet worden ist. 

Wir wollen in Nordrhein-Westfalen keine gönner-
haften Geschenke, nicht von Kohl und nicht von Blüm. 
Wir fordern unseren gerechten Anteil an den Dingen, 
die gemeinsam erwirtschaftet worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen nicht mehr, auch nicht weniger; den Rest 
machen wir in Nordrhein-Westfalen schon. Den 
Schritt Nordrhein-Westfalens nach vorn jedenfalls hat 
nicht Herr Blüm in Bonn ausgelöst, den haben die 
Menschen vor Ort, die Arbeitnehmer und die Unter-
nehmer, die Gewerkschaften und die Verbände zu-
sammen mit dem Land bewirkt. Sie sollten nicht ver-
suchen, sich das gutzuschreiben. 
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Das Ganze führt zu zwei abschließenden Feststel-
lungen angesichts einer überwiegend statistischen 
Antwort auf eine kleinkarierte Große Anfrage: 

Zweitens. Blüm steckt mit seiner eigenen Partei 
knietief im Sumpf in Nordrhein-Westfalen. Keiner 
hilft ihm. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Er muß sich am eigenen Schopf herausziehen. Aber 
auch da hat er schlechte Karten, wie man weiß. 

(Zuruf von der SPD: Er hat wenig Haare!) 

Mit Recht! 
Erstens. Die Menschen in Nordrhein-Westfalen wis-

sen: Mit Johannes Rau als Ministerpräsident hat das 
Land eine gute Zukunft. Blüm ist keine Alternative für 
das Land Nordrhein-Westfalen. 

Nun hat der Ministerpräsident des Landes Nord-
rhein-Westfalen heute morgen erklärt, daß er heute 
keine Wahlkampfauftritte macht. Und Herr Blüm hat 
mitgeteilt, daß auch er heute, mindestens heute, keine 
Wahlkampfauftritte macht. 

(Bundesminister Blüm: Im Unterschied zu Ih- 
nen!) 

Ich bin gespannt, wie der Kandidat Blüm nun seine 
Möglichkeit nutzt, hier 20 Minuten lang zu spre-
chen. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Nachdem Sie vorher 
draufgekloppt haben!) 

Ich habe dies angeführt, um deutlich zu machen, 
welchen Mut dieser Kandidat hat. Herr Blüm hätte 
sich ja hier in die Diskussion einspannen und mit uns 
diskutieren können. Er hat aber darauf bestanden, als 
letzter hier anzutreten und dann 20 Minuten lang zu 
reden. Er hat noch nicht einmal Mut, hier mit uns offen 
zu diskutieren und sich der Debatte zu stellen. Das ist 
der Kandidat, mit dem Sie es zu tun haben! 

(Beifall bei der SPD — Schulhoff [CDU/CSU]: 
Der Schluß war niveaulos!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr 
Dr. Blüm. Sie sprechen als Minister? — Das Wort hat 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auf 
das Niveau meines Vorredners werde ich nicht herab-
steigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bekenne mich ausdrücklich 

(Zuruf von der SPD: Schuldig!) 

zum demokratischen Meinungskampf. Der gehört zur 
Demokratie. 

(Müntefering [SPD]: Weshalb wollten Sie als 
letzter sprechen?) 

Doch gerade deshalb und an einem Tag wie dem heu-
tigen gilt es darauf hinzuweisen, daß die parteipoliti-
sche Gegnerschaft nicht in Feindschaft umschlagen 
darf 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und daß alle Demokraten in der Pflicht stehen, sich 
gemeinsam gegen Gewalt und Fanatismus in der Po-
litik zu wehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es geht in dieser Anfrage um Nordrhein-Westfalen. 
Es ist keine Blüm-Anfrage. Es geht um unser Land. Es 
ist kein SPD-Land. Es ist kein CDU-Land. Es ist kein 
FDP-Land. Es ist kein Land der GRÜNEN. Es ist über-
haupt kein Land, das im Besitz der Parteien ist, son-
dern es ist Heimat aller Bürger. Wer in Nordrhein-
Westfalen regiert, bestimmt nicht eine Partei, das be-
stimmen Gott sei Dank alle Wähler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und deren Votum wollen wir abwarten. 

Nordrhein-Westfalen hat alle Chancen — es gilt, 
die Chancen zu nutzen — , Kernland im werdenden 
Europa zu sein, Herzstück, auch industrielles Herz-
stück in einem wiedervereinigten Deutschland zu 
sein. Nordrhein-Westfalen hat eine große Tradition, 
an die es wieder anzuknüpfen gilt. Denn, Herr Einert: 
Wenn es seinen Spitzenplatz gehalten hätte, dann 
hätten Sie ja nicht plakatiert, wieder Nummer 1 wer-
den zu wollen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Unser gemeinsames Interesse ist, diesem Land zu hel-
fen. 

Der Bund — das will ich Ihnen sagen, um Ihnen 
gegen alle parteipolitischen Einseitigkeiten diese 
Antwort zu geben — habe dieses Land im Stich gelas-
sen; so lautet Ihr Vorwurf. Sie wissen ja, noch vor 
wenigen Jahren war eine Arbeitsgruppe in der Staats-
kanzlei damit beschäftigt, der Frage nachzugehen, 
wie man die Proteste nach Bonn umleiten könne. Ich 
nehme an, daß die Arbeitsgruppe inzwischen umge-
schult ist und daß die gleiche Arbeitsgruppe den Auf-
trag hat, dem Wähler zu erläutern, daß alle Erfolge 
von Düsseldorf kommen. 

In dieser Großen Anfrage und der Antwort darauf 
geht es darum, den Beitrag des Bundes zu zeigen, 
nicht mit dem Anspruch, daß wir das Alleinverdienst 
der Besserung hätten. 

(Müntefering [SPD]: Weshalb schreiben Sie 
dann das Kindergeld, das Wohngeld und die 

Sparprämien da hinein?) 

Nein, Millionen von Arbeitnehmern und Unterneh-
mern, Millionen von fleißigen Handwerksmeistern 
haben zur Besserung beigetragen. Nur, der Bund be-
ansprucht, mit dabeigewesen zu sein und mitgeholfen 
zu haben. Der Bund hat in den vergangenen acht Jah-
ren dem Land Nordrhein-Westfalen mehr geholfen als 
jedem anderen Land in der Bundesrepublik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vosen [SPD]: Es hat ja auch mehr einge

-

zahlt!) 

Ich füge hinzu: Der Bund hat in den vergangenen acht 
Jahren dem Land Nordrhein-Westfalen mehr gehol-
fen als jede Bundesregierung vor uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zustimmung bei 
der FDP) 
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Die Hilfen bestehen u. a. in direkter Unterstützung. Im 
übrigen ist Nordrhein-Westfalen keine Insel in der 
Bundesrepublik. Es profitiert vom Aufschwung in der 
Bundesrepublik als ein Land unter elfen; Gott sei 
Dank profitiert es mit davon! 

Von 1983 bis heute sind Hilfen in Höhe von nahezu 
100 Milliarden DM von Bonn nach Düsseldorf geflos-
sen. 100 Milliarden DM entsprechen der Höhe der 
Schulden des Landes Nordrhein-Westfalen. In dieser 
Zahl sind die Kredite aus zinsvergünstigten Förde-
rungsprogrammen im Umfang von 17 Milliarden DM, 
steuerbegünstigte Umweltinvestitionen von 15,6 Mil-
liarden DM und Bundeszuschüsse zur Knappschaft 
von 72,4 Milliarden DM nicht enthalten. Nicht darin 
enthalten sind die Hilfen für den Verstromungsfonds 
deutscher Steinkohle. Sie addieren sich von 1983 bis 
1989 auf 18,3 Milliarden DM. 

(Vosen [SPD]: Das sind doch Selbstverständ-
lichkeiten, von denen Sie da sprechen!) 

Herr Einert hat gesagt, das seien Leistungen, die 
auch anderen Ländern zustünden. Lieber Herr Einert, 
wollen Sie sagen, die Ruhrgebietskonferenz sei eine 
Konferenz gewesen, die auch allen anderen Ländern 
zugestanden habe? Das war eine Sonderhilfe für 
Nordrhein-Westfalen. Sie sollten es der Fairneß hal-
ber anerkennen. 

Herr Jens, wenn Sie sagen, zu dieser Ruhrgebiets-
konferenz habe die Bundesregierung geprügelt wer-
den müssen, frage ich Sie: Warum haben Sie sich, als 
Sie die Bundesregierung stellten, nicht selber geprü-
gelt? Sie hätten doch diese Ruhrgebietskonferenz in 
den 13 Jahren Ihrer Regierungszeit in eigener Zustän-
digkeit veranstalten können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat da wohl 
geschlafen, Herr Dreßler?) 

Die Strukturkrise begann doch nicht erst 1982. Sie 
hätten eine solche Konferenz schon vorher durchfüh-
ren können. 

Allein 1989 hat Nordrhein-Westfalen mit 25 Milliar-
den DM von Bonn profitiert. Ich will einmal ein paar 
Zahlen nennen, die leicht vergessen werden. Nord-
rhein-Westfalen hat 5,2 Milliarden DM Steuermehr-
einnahmen infolge der Bonner Steuergesetzgebung. 
Die Landesregierung hat von der Steuerreform profi-
tiert, die sie bekämpft hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zuerst protestie-
ren und dann profitieren!) 

Freilich leuchtet Sozialdemokraten wahrscheinlich 
nie ein, wieso man durch Steuernachlaß mehr Steuern 
einnehmen kann. Das ist in einem rein auf Vertei-
lungspolitik fixierten Denken überhaupt nicht enthal-
ten. 

Durch die drei Stufen der Steuerreform haben die 
Bürger in Nordrhein-Westfalen zusammen 34 Milliar-
den DM an Kaufkraft gewonnen, davon allein in die-
sem Jahr 14,6 Milliarden DM. Das ist der Erfolg unse-
rer Politik. 

Ich gebe zu, die Verteilungspolitik hat einen leich-
ten öffentlichen Wettbewerbsvorteil. Das Geld wird 
erst leise, klammheimlich eingenommen und dann  

wie ein Geschenk von einem Geschenkonkel zurück-
gegeben. 

(Vosen [SPD]: Das machen Sie doch!) 

Wir folgen der Philosophie: Eine vernünftige Steuer-
politik bringt das Geld in die Hände, die es erwirt-
schaftet haben und die es auch besser ausgeben kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Dreßler — weil Sie mir auch diesen 
Ball vor die Füße gelegt, vors Tor gespielt haben —: 
Von den 17,7 Milliarden DM im Jahre 1989 und 1990, 
um die die Beitragszahler durch die Gesundheitsre-
form entlastet werden, entfallen rd. 4,8 Milliarden 
DM auf die Bürger von Nordrhein-Westfalen — fast 
5 Milliarden DM durch die Gesundheitsreform, die 
Sie bekämpft haben! Das ist Kaufkraft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dreßler [SPD]: Geteilt durch zwei! Davon ha- 
ben doch die Unternehmen 2 Milliarden DM 

bekommen!) 

Diese 5 Milliarden DM durch die Gesundheitsreform 
sind für die Bürger von Nordrhein-Westfalen 24mal 
mehr, als das ganze Land Nordrhein-Westfalen 1989 
für den Wohnungsbau ausgegeben hat — 24mal 
mehr, nur durch die Entlastungen durch die Gesund-
heitsreform! 

Nordrhein-Westfalen hat auch an den Erfolgen der 
Beschäftigungspolitik teil. — Wenn ich das in Paren-
these sagen darf, Herr Dreßler: Sie werfen mir in der 
Beschäftigungspolitik, in der Arbeitsmarktpolitik Kür-
zungen vor. Wenn ich richtig rechne, sind doch über 
17 Milliarden DM für Arbeitsmarktpolitik 1990 mehr 
als das Doppelte von dem, was Sie in Ihrer Regie-
rungsverantwortung ausgegeben haben; da waren es 
nämlich 7 Milliarden DM. Wie jemand, der 7 Milliar-
den DM zu verantworten hat, über 17 Milliarden DM 
als Kürzung ausgeben kann, das ist höhere sozialde-
mokratische Mathematik. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Blank [CDU/

-

CSU]: Gesamtschul-Mathematik!) 

Wir haben seit 1983 im Bund 1,5 Millionen neue 
Arbeitsplätze geschaffen, nachdem es vorher Arbeits-
platzverluste gab. Mit 28 Millionen Erwerbstätigen 
haben wir in diesem Frühjahr das höchste Beschäfti-
gungsniveau seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland erreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Frauen hatten am Beschäftigungsgewinn zu annä-
hernd zwei Dritteln Anteil. Die Beschäftigungssitua-
tion für junge Menschen ist so günstig wie nie zuvor. 
Wir haben keine Lehrstellenkatastrophe, sondern wir 
haben mehr Ausbildungsplätze als Lehrlinge. Das 
halte ich für einen Erfolg. Das gilt natürlich auch für 
Nordrhein-Westfalen. Wir freuen uns darüber, daß 
dieser Erfolg in allen Bundesländern, Gott sei Dank 
auch in Nordrhein-Westfalen, vorhanden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Allein 1989 wurden bundesweit 570 000 zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen, in Nordrhein-Westfalen 
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148 000. Der Arbeitsplatzaufbau liegt in Nordrhein-
Westfalen allerdings unter dem Bundesdurchschnitt. 
Sie wollen Nummer 1 werden, wir wollen Nummer 1 
werden. Aber die Arbeitsplatzgewinne sind noch 
nicht einmal Durchschnitt — noch nicht einmal Durch-
schnitt! Von den 570 000 neuen Arbeitsplätzen im 
Bundesgebiet hätten in Nordrhein-Westfalen propor-
tional — Herr Einert, immer Zahlen — 170 000 ge-
schaffen werden müssen; in Wirklichkeit sind 148 000 
geschaffen worden. 

(Müntefering [SPD]: Unse riöse Rechnung ist 
das!) 

— Das scheint heute morgen Ihr Lieblingswort zu sein. 
Herr Müntefering, wenn Sie außer Beleidigungen der 
deutschen Öffentlichkeit auch ein paar Fakten mittei-
len würden, wäre ich Ihnen sehr dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Müntefering [SPD]: Gucken Sie sich doch 
einmal Ihre Plakate an; dann wissen Sie, wer 

wen beleidigt!) 

Wir haben Nordrhein-Westfalen auch in den beson-
deren Hilfen überproportional beteiligt, z. B. im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" mit 37 %. Wissen Sie, 
wieviel Prozent das in SPD-Zeiten waren? — 9 %! 

Wir haben Maßnahmen zur Schaffung von Ersatz-
arbeitsplätzen ergriffen. Ich erinnere an die Hilfen für 
die Arbeitsmarktregion Dortmund, Duisburg, Ober-
hausen und Bochum. Ich hoffe, Sie geben der Wahr-
heit den Vorzug vor parteipolitischer Befangenheit. 
Wenn Sie der Wahrheit den Vorzug geben, sehe ich 
der Auseinandersetzung mit großer Gelassenheit ent-
gegen. Nicht Ideologie verändert das Leben der Men-
schen, sondern handfeste Hilfen verändern es. Wir 
haben handfeste Hilfen gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Müntefering [SPD]: Was war denn bei der 

Kommunalwahl?) 

— Wir reden über Hilfen für Nordrhein-Westfalen. Ich 
sage Ihnen hier: Auch die CDU Nordrhein-Westfalen 
hat mitgeholfen. Ich kenne überhaupt keine Opposi-
tion in einem Bundesland, die ihrem Land soviel Mit-
tel von Bonn beschafft hat wie die CDU Nordrhein-
Westfalen. Darauf bin ich stolz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben nicht schadenfroh auf den Zuschauerbän-
ken gesessen, sondern wir haben dem Land und sei-
nen Bürgern geholfen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch Ihre Auf-
gabe!) 

Es geht nicht um Parteien, sondern es geht um Arbeit-
nehmer, Handwerker, Unternehmer, denen wir hel-
fen wollten und geholfen haben. Darauf bin ich 
stolz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben mit dem Strukturhilfegesetz geholfen. 
Im Rahmen dieses Programms hilft der Bund den 
Kommunen bei Investitionen. Nordrhein-Westfalen 
hat die eigenen Investitionen — das sind die Arbeits-
plätze von morgen — von 11,5 Milliarden DM im 

Jahre 1980 auf heute 8 Milliarden DM zurückgenom-
men. 

Herr Einert, Sie sprachen vom Wohnungsbau. Dazu 
gleich die Zahlen: Die Landesmittel für den Woh-
nungsbau wurden drastisch zurückgefahren, von 
2,8 Milliarden DM im Jahre 1980 auf 179 Millionen 
DM 1988! 

(Zuruf von der SPD) 

— Wollen Sie die Zahlen des Bundes hören? Die kann 
ich Ihnen auch nennen. Während der Bund im glei-
chen Zeitraum die Mittel von 2,15 Milliarden DM auf 
2,65 Milliarden DM aufgebessert hat, zeichnet sich 
die Wohnungsbaupolitik von Nordrhein-Westfalen 
ausweislich der Zahlen dadurch aus, daß diese Lan-
desregierung immer doppelt soviel Wohnungsbau an-
kündigt, wie sie anschließend durchführt. Das ist die 
Arbeitsteilung: sich für Ankündigungen feiern lassen 
und darüber die Durchführung vergessen. 

Den Gemeinden wird seit 1982 jährlich 4 Milliarden 
DM Investitionskraft durch das Land entzogen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist die Wahr

-

heit!) 

Bei den kostenintensiven Zukunftsaufgaben wer-
den die Kommunen im Stich gelassen. Ich will auf 
die Probleme der Abwasserbeseitigung hinweisen. 
622 Millionen DM weist der Landeshaushalt für 1990 
für Abwasserbeseitigung aus. Davon kommen — man 
höre und staune — 317 Millionen DM vom Bund, und 
301 Millionen DM kommen aus dem Anteil der Kom-
munen an Landes-Steuereinnahmen. Bund und Kom-
munen liefern das Geld, und die Landesregierung läßt 
sich dafür feiern. Diese Arbeitsteilung sollte in der 
heutigen Debatte durchkreuzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die im Land Nordrhein-Westfalen geförderten rund 
900 Projekte beweisen die fruchtbare Partnerschaft 
zwischen Kommunen und Bund, die das Strukturhil-
fegesetz möglich macht. Sie haben ein Ausgabevolu-
men von ca. 1 Milliarde DM. Davon trägt der Bund 
rund 580 Millionen DM, die Gemeinden tragen 
429 Millionen DM, und das Land — man höre und 
staune — trägt 27,5 Millionen DM. Der Bund über-
nimmt also 56 %, die Gemeinden 41 % und das Land 
weniger als 3 % ! Und mit diesen 3 % reist der Mini-
sterpräsident durch das Land, um sie zu verteilen, als 
wäre es Geld aus seiner eigenen Kasse. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Der Grüß-Gott-Jo

-

hannes! — Weitere Zurufe von der CDU/

-

CSU) 

Ich will aber auf noch etwas hinweisen, was man in 
dieser Debatte nicht verschweigen darf. Wir wollen 
helfen, und wir helfen. Ich sprach von den 756 Millio-
nen DM Strukturhilfe. 193 Millionen DM hat das 
Land 1989 gar nicht abgeholt. Für 100 Millionen DM 
hat das Land keine Vorhaben angemeldet. Gründe 
dafür hat das Land nicht mitgeteilt. Das ist mir unbe-
greiflich. Sie haben das Geld nicht abgeholt, Herr 
Einert. Das müssen Sie dem Wähler deutlich machen. 
Und während Sie, Herr Einert, anklagen und die Un-
terstützung für die Wissenschaft einfordern, weisen 
Sie jene Projekte ab, die wissenschaftliche Flagg-
schiffe in Nordrhein-Westfalen sein könnten. Warum 
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liefern Sie nicht die nötigen Planungsvorbereitungen 
und Trassenfestlegungen für Transrapid? 

(Kraus [CDU/CSU]: Das können die doch 
nicht!) 

Solange Transrapid für Niedersachsen vorgesehen 
war, stand Johannes Rau anklagend, einfordernd an 
unserer Tür. Und jetzt, nach dieser Entscheidung für 
Nordrhein-Westfalen — ich gebe es zu: mit unserer 
Hilfe —, was macht die nordrhein-westfälische Lan-
desregierung? 

(Stratmann-Mertens [GRÜNE]: Sie „kneift" 
vor den GRÜNEN! — Zuruf von der CDU/-

CSU: Die schläft!) 

Sie ist dort, wo ihr Lieblingsaufenthalt ist, wenn es 
Widerstände gibt: auf Tauchstation. Das werden wir 
auch von Bonn her anzuklagen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich bleibe dabei: Hilfe 
kann allerdings nicht nur in Geld bestehen, sondern 
wir brauchen für Nordrhein-Westfalen — dazu rufe 
ich alle auf — eine Aufbruchsmentalität, die private 
Initiativen fördert. 

(Müntefering [SPD]: Das müssen Sie uns 
nicht sagen! Diese Rede hätten Sie auch frü-

her halten können!) 

— Das sind die Reden und die Zahlen, die ich Ihren 
Beleidigungen entgegengesetzt habe. 

Ich wollte heute keine sozialpolitische Debatte füh-
ren; aber Sie haben darum gebeten, daß ich auf Dis-
kussionsbeiträge antworte. Ich will doch hinzufügen, 
daß das Sozialbudget von 525 Milliarden DM im Jahre 
1982 auf 680 Milliarden DM in Jahre 1989 gewachsen 
ist. Wie man eine solche Steigerung zum Kahlschlag 
erklären kann, ist das Geheimnis der SPD. 

Herr Dreßler, wenn wir schon vergleichen, dann 
wollen wir uns einmal die Sozialpolitik in Nordrhein-
Westfalen ansehen. Seit 1980 wurden insgesamt über 
2 Milliarden DM zu Lasten von Jugend, Familien, al-
ten Menschen und Behinderten eingespart, beispiels-
weise im Landesjugendplan um 27 % , bei der Alten-
hilfe und dem Altenheimbau um 57 % und bei der 
Behindertenarbeit, Herr Dreßler, deren Anklagever-
treter Sie gegenüber der Bundesregierung waren, 
um 37%. 

(Such [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Nennen Sie mir einmal eine vergleichbare Zahl von 
Sparmaßnahmen unsererseits! 

(Dr. Jens [SPD]: Niedersachsen: 39 %!) 

Wir mußten sparen; insgesamt allerdings erfüllen wir 
unsere sozialen Verpflichtungen. 

Ich sehe auch im Gesundheits-Reformgesetz einen 
wichtigen Beitrag. Zum erstenmal wird hier Pflege mit 
über 5 Milliarden DM unterstützt. Wir haben die Vor-
sorge mit 1 Milliarde DM ausgebaut. Meine Damen 
und Herren, wir sparen doch nicht für staatliche Fi-
nanzquellen; wir sparen für die Versicherten. Der 
nordrhein-westfälische Finanzminister hat unsere Re-
gelungen nicht nur pflichtgemäß übernommen, son-

dern mit lautem Lob für den Festbetrag. Mit lautem 
Lob! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Deshalb lassen wir das beiseite! 

Die Versicherten werden selber entscheiden müs-
sen, ob Ihr Plakat „Ab 1. Januar 1989 dürfen Sie nicht 
mehr krank werden" der Wahrheit entsprochen hat. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Lüge! — 
Müntefering [SPD]: Was machen Sie denn 

für Plakate? Tun Sie doch nicht so!) 

Das überlasse ich Millionen von Mitbürgern, die Sie 
mit diesem Plakat in Angst und Schrecken versetzt 
haben und die jetzt erfahren, daß für dieses Plakat 
kein Anlaß bestand. Im Gegenteil: Rezeptblattgebüh-
ren fallen weg. Dort, wo man bisher zuzahlen mußte, 
gibt es keine Zuzahlung. 350 Millionen DM Ersparnis 
für Versicherte. Festbeträge sinken, die Arzneimittel-
preise bis zu 50 %. 
Ich stehe hier vor Ihnen mit dem guten Gewissen, 

daß wir unseren Beitrag zum Sozialstaat geleistet ha-
ben. Er hat noch viele Probleme. Ich sehe in der Pflege 
ein großes Problem. Wir können die Hände nicht in 
den Schoß legen. Aber er ist der sozialste Staat, der auf 
deutschem Boden je existiert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich sehe noch viele Probleme; aber zur Wahrheit 

gehört auch: Es ging den Bundesrepublikanern noch 
nie so gut wie 1990. Es ist unsere Aufgabe, in Solida-
rität auch dafür zu sorgen, daß unsere Landsleute im 
anderen Teil Deutschlands einer gemeinsamen Zu-
kunft mit uns hoffnungsvoll entgegensehen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Dazu wollen wir auch von Nordrhein-Westfalen aus 
unseren Beitrag leisten. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Gilges [SPD]: Das war ja ein Stück 

aus der Wahlkampfrede!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-

ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
11/6981. Wer für diese Entschließung stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser Entschlie-
ßungsantrag mit der Mehrheit der Koalitionsfraktio-
nen und der GRÜNEN abgelehnt worden. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Matthäus-Maier, Schmidt (Nürnberg), Poß, Ad-
ler, Bachmaier, Becker-Inglau, Blunck, 
Dr. Böhme (Unna), Börnsen (Ritterhude), Bul-
mahn, Catenhusen, Conrad, Dr. Diederich 
(Berlin), Diller, Egert, Esters, Faße, Fuchs 
(Köln), Fuchs (Verl), Ganseforth, Gilges, 
Dr. Götte, Hämmerle, Dr. Hartenstein, 
Dr. Hauchler, Huonker, Jungmann (Witt-
moldt), Kastner, Kastning, Kühbacher, Kuhl-
wein, Luuk, Dr. Mertens (Bottrop), Müller 
(Düsseldorf), Nehm, Odendahl, Oesinghaus, 
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Opel, Peter (Kassel), Purps, Renger, Reschke, 
Rixe, Schmidt (München), Schmidt (Salzgitter), 
Schulte (Hameln), Seuster, Sieler (Amberg), 
Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. Soell, Dr. Sonntag-
Wolgast, Steinhauer, Dr. Struck, Terborg, 
Dr. Timm, Waltemathe, Walther, Dr. Wegner, 
Weiler, Westphal, Weyel, Wieczorek (Duis-
burg), Dr. Wieczorek, Wieczorek-Zeul, Wittich, 
Zander, Ibrügger, Jaunich, Leidinger, Kolbow, 
Müller (Pleisweiler), Bernrath, Zumkley, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

Für einen kinderfreundlichen, gerechten, ein-
fachen und finanziell soliden Familienlasten-
ausgleich 
— Drucksache 11/6751 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (fede rführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 90 Minuten vorgesehen. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Angenommen, 
hier im Deutschen Bundestag würde ein Gesetz mit 
dem Titel „Entlastung von Familien mit Kindern" ein-
gebracht, und es würde in § 1 dieses Gesetzes hei-
ßen: 

Beträgt das zu versteuernde Einkommen einer 
Familie mit einem Kind 24 000 DM, so ergibt sich 
eine Entlastung von 50 DM im Monat 

und § 2 würde lauten: 

Beträgt das zu versteuernde Einkommen einer 
Familie mit einem Kind 240 000 DM im Jahr, 

— also zehnmal soviel — 

dann ergibt sich eine Entlastung von 134 DM im 
Monat 

dann würde jeder gerecht denkende Mensch sagen: 
Das ist aber komisch; die Kleinverdienerfamilie erhält 
wenig Kindergeld, und die reichen Leute erhalten fast 
dreimal soviel Kindergeld; das muß ein Irrtum sein, 
sicher sind die Beträge vertauscht worden.  — 

(Schmidt  [Salzgitter] [SPD]: Das ist der So-
zialstaat nach Herrn Blüm!) 

Meine Damen und Herren, das ist nicht der Fall, son-
dern dies entspricht leider der Wirklichkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland. Dies ist die Wirkung 
der ungerechten steuerlichen Kinderfreibeträge in 
unserem Steuerrecht. Dies wird leider nicht so deut-
lich sichtbar, weil diese Auswirkung hinter der Kom-
pliziertheit des Steuerrechts versteckt wird. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Gatter-
mann? 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Sofort. — Nur noch 
Fachleute können erkennen, daß bei der Entlastung 
der Kinder in unserem Land das Prinzip gilt: Wer hat, 
dem wird gegeben, und wer mehr hat, dem wir mehr 
gegeben. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Nein! Wer Kin

-

der hat, dem wird gegeben!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Gattermann, bitte 
schön. 

Gattermann (FDP): Frau Kollegin Matthäus-Maier, 
würden Sie zustimmen, daß man diesen Gesetzent-
wurf noch dahin gehend ergänzen könnte, daß derje-
nige, der kein Einkommen hat, null Mark Entlastung 
bekommt, und stimmen Sie mir zu, daß dann offen-
kundig würde, daß Ihr Vergleich mit absoluten Zahlen 
Nehmen und Geben verwechselt? 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Nein, Herr Gatter-
mann, ich habe hier von Entlastungen gesprochen, 
und es ist genau das der Fall, was Sie sagen. Die Folge 
wäre in der Tat: Wer gar kein Einkommen hat, erhält 
null Mark. Aber weil sogar Sie sehen, daß das ein 
skandalöser Zustand wäre, haben Sie den Kinder-
geldzuschlag erfunden, um dieses ungerechte Ergeb-
nis zu vermeiden. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Zu mildern!) 

— Zu mildern. — Es bleibt der Tatbestand: Je mehr Sie 
verdienen, um so mehr bekommen Sie an Entlastung 
für Ihr Kind, je weniger Sie verdienen, um so geringer 
ist die Entlastung. 

(Glos [CDU/CSU]: Aber das ist doch bei je

-

dem Steuerfreibetrag so!) 

Übrigens, in den Versammlungen bis weit hinein in 
die Union können die Menschen das nicht verste-
hen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, obwohl die Kinder von 
Empfängern kleiner Einkommen sehr viel mehr auf 
die Hilfe angewiesen sind, bekommen sie viel weni-
ger. Jeder weiß doch, daß die Kinder von Abgeordne-
ten, von höheren Beamten, von Ärzten, von Rechtsan-
wälten und Professoren es ohnehin leichter im Leben 
haben, weil die Eltern von dem Berufsstand wie vom 
Einkommen her ihren Kindern, etwa bei dem schuli-
schen Fortkommen, besser helfen können. Deswegen 
ist es besonders ungerecht, daß zusätzlich zu den so-
zialen Ungerechtigkeiten, die ohnehin bestehen, das 
Geld auch noch ungleichmäßig verteilt wird. 

Wenn wir Sie fragen: „Warum machen Sie das?", 
dann antwortet Frau Lehr: „Was haben Sie denn da-
gegen? Der Kinderfreibetrag ist für alle gleich hoch." 
Das trifft zu, aber die Auswirkungen sind höchst unge-
recht. Dann fragt uns Frau Lehr, ob die SPD nicht die 
Aufwendungen der Eltern für ihre Kinder als so not-
wendige Ausgaben ansehe wie solche — jetzt zitiere 
ich wörtlich — „für Versicherungsbeiträge, für Steu-
erberatung, für Kirchensteuer und für Werbung". 
Meine Damen und Herren, die SPD sieht allerdings 
einen Unterschied zwischen den Aufwendungen für 
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Kinder einerseits und Steuerberatungskosten auf der 
anderen Seite. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hoffacker [CDU/-
CSU]: Das ist ein Vergleich! — Glos [CDU/-

CSU]: Keine logische Argumentation!) 
Übrigens, Herr Gattermann, dieses System der gleich 
hohen Entlastung haben wir doch auch beim Grund-
freibetrag für die Eltern selber. Der Grundfreibetrag 
bei der Steuer entlastet alle Steuerzahler in gleicher 
Höhe, nämlich progressionsunabhängig. Und warum 
darf das, was für die Eltern gilt, so frage ich Sie, nicht 
eigentlich auch für die Kinder gelten? 
Nein, unser Gegenkonzept ist: Dem Staat muß jedes 

Kind gleich lieb und damit auch gleichwert sein. Des-
wegen das gleich hohe Kindergeld für alle. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? — Bitte schön, Frau Abgeordnete Will-
Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU): Frau Kollegin, unterlie-
gen Sie da nicht einer Täuschung? Sie haben zu Recht 
gesagt, die Kinderfreibeträge seien für alle gleich. Das 
Kindergeld ist nicht für alle gleich; denn Kindergeld 
wird brutto für netto gezahlt. Teilen Sie deshalb meine 
Meinung, daß, wer einer Besteuerung von 50 % unter-
liegt, nicht 200 DM hat, so wie in Ihrem Programm 
vorgesehen, sondern 400 DM? 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Frau Will-Feld, ich 
weiß, daß Sie wie Frau Lehr und wie Herr Gattermann 
seit Jahren alle möglichen Konstruktionen erfinden, 
um diese ungerechte Situation steuersystematisch 
oder wie auch immer zu erklären. Daß Sie hier auf der 
falschen Linie liegen, zeigt doch eines ganz deutlich: 
Die CDU/CSU und die FDP haben im Jahre 1974 im 
Deutschen Bundestag einen Antrag eingebracht, in 
dem es wörtlich heißt: Aus familien- und sozialpoliti-
schen Gründen — ich will das nicht alles zitieren — ist 
die CDU für die Aufhebung der Kinderfreibeträge im 
Einkommensteuergesetz und für ein gleich hohes Kin-
dergeld. 
Ich darf Sie zurückfragen: Was um Himmels willen 

hat Sie veranlaßt, von dieser Gemeinsamkeit im Deut-
schen Bundestag abzuweichen? 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Das ist 
keine Antwort!) 

Meine Damen und Herren, die heutige Situation im 
Familienlastenausgleich ist nicht nur ungerecht, sie 
ist sehr bürokratisch und unübersichtlich. Wir haben 
nebeneinander das Kindergeld, die steuerlichen Kin-
derfreibeträge, eine Einkommensgrenze beim Kin-
dergeld und den Kindergeldzuschlag. Dieses Durch-
einander führt dazu, daß niemand in unserem Lande 
weiß, was ihm denn nun wirklich für sein Kind im 
Monat zusteht. Dieses unkoordinierte Durcheinander 
führt auch zu Ungereimtheiten. So entsteht z. B. bei 
Nettojahreseinkommen zwischen 45 000 und 
65 000 DM das sogenannte Mittelstandsloch. Einer-
seits verdienen die Bezieher dieser mittleren Einkom-
men nicht genug, um in den vollen Genuß der steuer-
lichen Kinderfreibeträge zu kommen, andererseits  

verdienen sie aber so viel, daß sie die Einkommens-
grenzen beim Kindergeld überschreiten und nur ge-
kürztes Kindergeld erhalten. Meine Damen und Her-
ren, dies ist ein offensichtlicher Widerspruch zu dem 
Prinzip „Leistung muß sich lohnen". 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Die SPD ist doch immer 
so für Einkommensgrenzen!) 

— Wir sind nicht für Einkommensgrenzen, Herr Ei-
mer. Gut, daß Sie das dazwischenrufen. Ich bitte um 
Entschuldigung, aber unser Konzept sieht seit Jahren 
vor — und es steht auch in diesem Antrag, den Sie 
bitte nachlesen wollen — : gleich hohes Kindergeld für 
alle, vom ersten Kind an, von mindestens 200 DM. 

Übrigens, warum können Sie eigentlich nicht Ihre 
ideologischen Scheuklappen ablegen und sich ein 
Beispiel an Ihrer Schwesterpartei, der Ost-CDU neh-
men? In den Koalitionsvereinbarungen mit der SPD 
hat die Allianz ausdrücklich das einheitliche Kinder-
geld vereinbart. Ich halte das für eine gute Lösung 
und rate Ihnen, sich dieses, was noch vor 15 Jahren 
Ihre eigene Meinung war, wieder zu eigen zu ma-
chen. 

(Frau Verhülsdonk [CDU/CSU]: Sie werden 
auch noch klüger, Frau Kollegin!) 

Wir geben Ihnen hier heute dazu mit unserem Antrag 
Gelegenheit. 

Unser Antrag verbindet die zwei Hauptgrundsätze 
unseres Programms, nämlich einerseits soziale Ge-
rechtigkeit und andererseits finanzpolitische Solidität. 
Wir wollen, daß die ungerechten Kinderfreibeträge 
bei der Steuer durch ein einheitliches Kindergeld in 
Höhe von mindestens 200 DM im Monat für jedes 
Kind ersetzt werden. Übrigens, sobald dem Staat zu-
sätzliche finanzielle Mittel zur Verfügung stehen, 
möchten wir diesen Betrag gerne von 200 auf 250 DM 
pro Monat und Kind anheben. 

Zusätzlich zu diesem erhöhten Kindergeld sehen 
wir die Einführung eines Familienzuschlages für kin-
derreiche Familien vor, weil kinderreiche Familien 
selbstverständlich größere Probleme hab en.  Dieser 
Familienzuschlag, der ab dem vierten Kind gewährt 
wird, beträgt 100 DM im Monat und erhöht sich für 
jedes weitere Kind um zusätzliche 100 DM im Monat. 
Wir möchten, daß dieses für alle gleich hohe Kinder-
geld sofort von der Steuer abgezogen wird, so daß die 
Eltern von Kindern weniger Steuern als die Bürger 
ohne Kinder zahlen. Selbstverständlich soll für die 
Verschiebungen zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden ein finanzieller Ausgleich durchgeführt wer-
den. 

Diese kräftige Erhöhung, insbesondere des Erstkin-
dergeldes, führt auch zu einer deutlichen Verbesse-
rung der Situation der Mehrkinderfamilien, denn je-
dermann, der Kinder hat, weiß: Jede Mehrkinderfa-
milie ist erst einmal eine Erstkinderfamilie und eine 
Zweitkinderfamilie. Das ist so. 

Dazu kommt: Wenn das älteste Kind aus der Mehr-
kinderfamilie herauswächst, haben wir heute die Un-
gerechtigkeit, daß man nicht das niedrige Erstkinder-
geld verliert, sondern das hohe Drittkindergeld. Dies 
alles würde mit unserem Konzept erledigt. Da es für 
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jedes Kind 200 DM gibt, würde diese Ungerechtigkeit 
nicht mehr auftauchen. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Sie haben lange ge-
braucht, um das zu begreifen!) 

Wir verbinden mit unserem Konzept eine Reform 
des Ehegatten-Splittings. Warum? — Zum einen gibt 
uns das die finanzielle Masse, um die 200 DM Kinder-
geld für jedes Kind zu bezahlen; zum anderen wird 
damit eine wirklich skandalöse Ungerechtigkeit be-
schnitten. Sie besteht in folgendem: Heiratet ein Spit-
zenverdiener — das ist nach unserem Steuerrecht je-
mand, der 240 000 DM oder mehr verdient — eine 
nicht erwerbstätige Frau oder umgekehrt, 

(Glos [CDU/CSU]: Die Aschenputtel-Story!) 

wird man für diese pure Eheschließung durch 
22 842 DM im Jahr steuerlich entlastet; eine unge-
heure Summe für zwei Menschen, ohne daß in dieser 
Ehe Kinder vorhanden sein müssen. Vergleichen Sie 
einmal diese Entlastung, die Jahr für Jahr gewährt 
wird, mit der Entlastung, wenn Sie ein Kind großzie-
hen. Die Entlastung für die Kinderbetreuung bei ei-
nem Kind ist, wenn Sie Kindergeld und die Mindest-
entlastung beim Kinderfreibetrag im Jahr addieren, in 
18 Jahren nicht so hoch wie der Splittingvorteil für 
Spitzenverdiener ohne ein Kind in einem einzigen 
Jahr. Dieser Unterschied ist so grotesk, die Ungerech-
tigkeit ist so grotesk, daß bis weit hinein in den Be-
reich der Kirchen, der Familienverbände und — ma-
chen wir uns doch nichts vor — bis weit hinein in die 
Reihen Ihrer eigenen Familienpolitiker jedermann 
weiß: Das Splitting muß gekappt und begrenzt wer-
den. 

Aus den Mitteln, die wir durch eine maßvolle Kap-
pung freimachen, muß das Kindergeld erhöht wer-
den. 

(Zuruf der Abg. Frau Verhülsdonk [CDU/-
CSU]) 

—Bitte schön? 

(Frau Verhülsdonk [CDU/CSU]: Die dazu 
notwendigen Mittel wollen Sie aber gleich 

dreimal ausgeben!) 

—Nein. Ich bitte um Entschuldigung, Frau Verhüls-
donk: Dies ist unzutreffend. Das Splitting kostet den 
Staat heute 24 Milliarden DM. Wir möchten durch 
eine Kappung auf einen maximalen Splitting-Vorteil 
von 6 000 DM 6 Milliarden DM — ein Viertel des ge-
samten Splittings; das ist wirklich maßvoll — frei ma-
chen und diesen Betrag zum Kindergeld umschichten. 
Bitte sagen Sie mir, an welcher anderen Stelle wir die-
ses Geld verwenden wollen! Das wäre unzutreffend. 
Ich unterstelle, daß Sie sich hier vielleicht geirrt ha-
ben. Wir haben das nicht vor. Es handelt sich um eine 
klassische Reform des Splittings zugunsten der Fami-
lien mit Kindern. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich weiß, Herr Gattermann sagt dann gerne in der 
Öffentlichkeit, das würde schon Familien mit Einkom-
men von 60 000 DM treffen. Das ist aber nicht der Fall. 
Sie haben unser Konzept längst nachgerechnet und 
wissen, daß unsere Kappung bei Einkommen von 
Ehepaaren ab 100 000 DM brutto aufwärts beginnt.  

90 % aller Ehepaare würden von einer solchen Kap-
pung überhaupt nicht betroffen. 
Um ein weiteres klarzumachen: Selbstverständlich 

würden auch die Ehepaare oberhalb der 100 000 DM 
noch den Splittingvorteil weiterhin erhalten. Er wäre 
aber eben bei 6 000 DM eingefroren und würde nicht 
zu den — ich bitte um Entschuldigung — idiotisch und 
ungerecht hohen 22 842 DM führen, die wir leider 
heute durch Ihre Steuerpolitik im Gesetz vorgesehen 
haben. Ich weiß, daß Sie heute ganz still sind und gar 
nicht laut dazwischenrufen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Der Herr Dregger, Ihre Familienpolitiker, die Kirchen, 
wen Sie auch immer fragen, sie sagen entweder offen 
oder hinter vorgehaltener Hand: Wir geben euch So-
zialdemokraten ja nicht immer recht, aber das ist un-
gerecht. Deswegen brauchen wir eine Reform des 
Splittings zugunsten der Familie mit Kindern. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Frau Will-Feld 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Vizepräsident Westphal: Sie gestatten noch eine 
Zwischenfrage? — Bitte schön, Frau Kollegin Will-
Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU) : Frau Kollegin, darf ich 
Ihren Ausführungen entnehmen, daß Sie dann auch 
die Unterhaltspflichten ändern wollen, daß Sie einen 
einheitlichen Unterhalt bei Scheidung für die Ehe-
frau einsetzen wollen, oder wollen Sie nur das Ehegat-
tensplitting ändern? 

Frau Matthäus-Maier (SPD) : Selbstverständlich 
würde eine solche Reform des Splittings analog für die 
Menschen gelten müssen, die dann geschieden sind. 
Denn man darf als Geschiedener nicht besserstehen 
denn als Ehegatte. Das halte ich für selbstverständ-
lich. 

(Frau Will-Feld [CDU/CSU]: Aber Sie ken

-

nen doch die Düsseldorfer Tabe lle, die Rie

-

senunterschiede macht!) 
— Frau Will-Feld, ich finde, es gibt in der Politik 
manchmal gute Argumente, wenn A-, B-, C-, D-Ge-
genargumente gegen etwas vorgebracht werden: Se-
hen Sie einmal ins Ausland. Fast in der gesamten aus-
ländischen Steuerwelt, in der gesamten westlichen 
Welt hat fast kein einziges Land den seltsamen Zu-
stand wie wir, daß das Verheiratet-Sein soviel besser 
behandelt wird als die Kinderziehung. Bei uns ist das 
so. Deswegen gelten wir weltweit zwar als das ehe-
freundlichste, bei weitem aber nicht als das kinder-
freundlichste Land. Und das möchten wir ändern. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, ich glaube, daß unser 

Vorschlag insbesondere zwei große Vorteile hat. Wir 
kommen ja nicht hier hin und sagen: Wir möchten 
300 DM Kindergeld für alle — was wir am liebsten 
hätten. Wir sagen offen: Das kann der Staat im Mo-
ment nicht bezahlen. Wir machen einen Vorschlag, 
der, wie es so schön heißt, aufkommensneutral ist. Das 
heißt, er verbindet die soziale Gerechtigkeit mit der 
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finanziellen Solidität. Denn wir schichten um. Wir er-
setzen den Kinderfreibetrag bei der Steuer. Wir kap-
pen das Ehegatten-Splitting. Deswegen haben wir 
eine Reform, die nicht mehr Geld kostet, meine Da-
men und Herren. Mir liegt sehr daran. Denn manch-
mal hat man das Stichwort Reform dadurch diskrimi-
niert, daß man sagt: Reformen kosten immer nur Geld. 
Im Gegenteil: Dies ist eine klassische Reform, die 
durch Einsparungen und Umschichtung eine Sache 
gerechter macht, obwohl sie nicht teurer ist. 
Wir fordern Sie auf: Geben Sie sich einen Ruck! Fol-

gen Sie uns in einer Frage, in der die große Mehrheit 
der Bevölkerung, ob mit oder ohne Kinder, hinter uns 
steht. Denn auch die Menschen ohne Kinder empfin-
den es als nicht gerecht, daß die mit Kindern so 
schlecht dastehen, wie sie heute dastehen. Geben Sie 
sich einen Ruck, folgen Sie unserem Vorschlag, min-
destens 200 DM Kindergeld pro Kind pro Monat! Wir 
meinen, Gemeinsamkeit in dieser Frage im Parlament 
täte uns allen gut. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Glos. 

Glos (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit ihren Forde rungen  — 
die  gerade noch einmal mündlich bekräftigt worden 
sind -- nach Abschaffung der Kinderfreibeträge und 
Einschränkung des Ehegatten-Splitting wirft die SPD 
tragende Prinzipien unseres Steuerrechts einfach 
über Bord, nämlich das Gebot der Steuergerechtigkeit 
und der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungs-
fähigkeit. 

(Poß [SPD]: Denken Sie sonst einmal nach 
Prinzipien!) 

Wir haben erst vor kurzem einstimmig, auch auf den 
Druck aus Ihrer Fraktion hin, eingeführt, daß man z. B. 
Beiträge für Kaninchenzüchtervereine von der Steuer 
absetzen kann. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Aha, Kanin-
chenzüchter und Kinder! Das haben wir 

gern!) 
Das ist so angenommen worden. Aber das, was für 
Kinder aufgebracht werden soll, soll nicht von der 
Steuer abgesetzt werden können. Ich sehe da einen 
gewaltigen Widerspruch. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Falsch!) 
Seit dem Jahre 1984 ist es ständige Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts, daß zwangsläufige 
Unterhaltslasten des Steuerpflichtigen — dazu gehö-
ren auch Unterhaltsaufwendungen für Kinder — im 
Einkommensteuerrecht realitätsnah zu berücksichti-
gen sind, um nicht gegen das Leistungsfähigkeits-
prinzip und damit gegen den Gleichheitsgrundsatz 
des Grundgesetzes zu verstoßen. Genau das wäre die 
Folge einer Umstellung des Familienlastenausgleichs 
auf ein reines Transfersystem, wie die SPD es for-
dert. 
Frau Matthäus-Maier, Sie haben 1974 angespro-

chen. Vielleicht hat 1974 die CDU den Fehler ge-

macht, den Antrag so zu stellen, wie Sie ihn darge-
stellt haben. Denn man hat sich damals noch nicht 
vorstellen können, 

(Gilges [SPD]: Die FDP!) 

daß sieben Jahre danach eine Regierung kommt, von 
Ihnen getragen, 

(Gilges [SPD]: Die das macht!) 

die einkommensundifferenziert am Kindergeld für 
das zweite und dritte Kind glatt wegstreicht, nur um 
den Haushalt zu sanieren, was letztendlich nicht ge-
lungen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist doch der Grund. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weil wir nicht wollen, daß die Leistungen für Kinder 
willkürlichen Haushaltsprinzipien unterstellt werden, 
deswegen wollen wir die Dynamisierung über die 
Freibeträge. 

Die Freibeträge führen zur Dynamisierung. Wenn 
Sie alles auf Transferleistungen schieben, dann ist die 
Kindergeldzahlung jährlich willkürlich gestaltbar. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Freibeträge 
sind genauso willkürlich gestaltbar!) 

Ich komme jetzt zum Ehegatten-Splitting. Das ist 
eine komplizierte Geschichte. Sie wissen, daß an den 
Freibeträgen Bund, Länder und Gemeinden beteiligt 
sind, weil die Einkommensteuer entsprechend aufge-
teilt wird. Sie wissen, daß das Kindergeld eine reine 
Bundesleistung 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Dann muß 
man einen Finanzausgleich schaffen!) 

und deswegen ganz gleich disponierbar ist, weil hier 
lediglich der Haushaltsgesetzgeber des Bundes ge-
fragt ist. Insofern ist das doch qualitativ ein großer 
Unterschied. Tun Sie doch nicht so, als ob Sie das nicht 
wüßten! Sie haben jedenfalls Persönlichkeiten in Ih-
ren Reihen, die es genau wissen. 

Ich möchte jetzt noch einmal versuchen, ein kompli-
ziertes Thema anzusprechen. Ich meine den Splitting-
bereich. Auch hier ist mit Polemik wenig gedient, son-
dern man benötigt Sachaufklärung. 

Das sogenannte Ehegatten-Splitting kann nach un-
serer Überzeugung nicht ohne Verstoß gegen das Lei-
stungsfähigkeitsprinzip eingeschränkt werden. Ich 
begründe das. Das einkommensteuerrechtliche Split-
tingverfahren ist, wie das Bundesverfassungsgericht 
seit dem sogenannten Alleinerziehungsurteil vom 
3. November 1982 wiederholt ausgeführt hat, kein 
Steuerprivileg. Das Splittingverfahren ist danach eine 
an dem Schutzgebot des Art. 6 Abs. 1 des Grundge-
setzes und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Ehepartner orientierte sachgerechte Besteue rung, die 
an die bürgerlich-rechtlich vorgesehene Erwerbs-
und Verbrauchsgemeinschaft der Ehegatten an-
knüpft, 

(Zuruf von der SPD: Das glauben Sie doch 
wohl selbst nicht!) 

an der ein Ehegatte an den Einkünften und Lasten des 
anderen wirtschaftlich jeweils zur Hälfte teilhat. 
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An diese bürgerlich-rechtliche Vorgabe hält sich 
das geltende Einkommensteuerrecht. Durch das Split-
tingverfahren wird den Ehegatten das gemeinschaft-
lich erwirtschaftete Einkommen jeweils zur Hälfte zu-
gerechnet. Die sich aus den Hälften ergebenden Steu-
erbeträge werden dann zur gemeinsamen Steuer-
schuld zusammengerechnet. Dieses Verfahren be-
wirkt, daß den Ehegatten zwei tarifliche Grundfrei-
beträge zugute kommen und sie hinsichtlich der 
Steuerprogression zwei ledigen Steuerzahlern gleich-
gestellt werden, die jeweils ein Einkommen in glei-
cher Höhe erwirtschaften. 

Eine Einschränkung des Ehegatten-Splittings ent-
sprechend den Plänen der SPD mißachtet diese zivil-
rechtliche Ausgangslage, denn im Ergebnis wird 
dann das gemeinsame Einkommen für die Steuerbe-
rechnung insoweit nicht mehr im Verhältnis 1 zu 1 
aufgeteilt, sondern in einem anderen, willkürlich ge-
wählten Verhältnis. Die Folge ist eine höhere Steuer-
progression auf das gemeinsame Einkommen der 
Ehepartner. Wer also das Ehegatten-Splitting kriti-
siert, wer es einschränken oder gar gänzlich abschaf-
fen will, dem ist in Wahrheit das bürgerlich-rechtliche 
Institut der ehelichen Wirtschaftsgemeinschaft ein 
Dorn im Auge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Er sollte dies dann aber auch offen sagen, und er sollte 
nicht den Sack schlagen, wenn er den Esel meint. 

Eine Einschränkung des Ehegatten-Splittings wäre 
auch verfassungsrechtlich äußerst bedenklich. 

(Gilges [SPD]: Das ist doch überhaupt nicht 
wahr!) 

— Hören Sie doch bitte einmal zu, bevor Sie 
schreien. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das können 
die gar nicht!) 

Denn sie würde die vom Bundesverfassungsgericht in 
ständiger Rechtsprechung betonte Wahlfreiheit der 
Ehegatten beeinträchtigen. Danach unterliegt die 
Verteilung der Haus- und Berufsarbeit auf die Ehe-
partner ihrer freien Entscheidung. Sie propagieren 
den Hausmann — ich meine jetzt nicht den von der 
FDP. Er ist doch eigentlich Ihre Idealvorstellung. Bei 
einer Einschränkung des Ehegatten-Splittings greift 
die Steuer in diese Wahlfreiheit ein, weil bei gleichem 
Einkommen des Ehepaars unterschiedliche Steuern 
zu zahlen sind, je nach dem, ob es sich um ein Allein-
verdienerehepaar oder um ein Beidverdienerehepaar 
handelt. 

Im übrigen — und deswegen muß ich mich sehr 
wundern, daß die Forderung ausgerechnet von der 
SPD kommt, die von sich behauptet, sie sei arbeitneh-
merfreundlich — ist eine Abschaffung des Ehegatten-
Splittings extrem arbeitnehmerfeindlich. 

(Zurufe von der SPD: Wieso das denn?) 

— Ich erkläre es Ihnen. Wenn Sie zuhören, erkläre ich 
es Ihnen. 

Gewerbetreibende, Freiberufler, Kapitalbesitzer 
oder Wohnungsvermieter usw. können durch Arbeits-
verträge, Darlehensverträge, Wertpapierpensionsge-
schäfte oder durch Einräumung von Nießbrauchrech-

ten ihre Einkunftsquellen so auf den anderen Ehepart-
ner verlagern, daß eine Einschränkung des Ehegat-
ten-Splittings für sie völlig ins Leere geht. Bezieher 
von Arbeitslohn können dies dagegen nicht; denn 
Arbeitslohn kann als originäre Einnahme des Arbeit-
nehmers nicht mit steuerlicher Wirkung auf den Ehe-
gatten übertragen werden. 
Das gelbe Licht leuchtet, meine Redezeit ist abge-

laufen. Ich hätte diese komplizierte Materie gern noch 
ausführlicher dargestellt. Wir werden in den Aus-
schüssen des Bundestages Gelegenheit haben, dar-
über zu diskutieren. 
Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Saibold. 

Frau Saibold (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Beg riff „Familienlastenaus-
gleich" ist irreführend, wenn wir uns nicht deutlich 
machen, daß unsere Gesellschaft nicht geschlechts-
neutral ist. Deswegen ist es notwendig, zu klären, zu 
wessen Gunsten hier Lasten ausgeglichen werden 
müssen. 
Es betrifft Frauen und Kinder, für die das geltende 

Recht in seiner Dreifaltigkeit der Kinderförderung mit 
Kindergeld, Steuerersparnis oder Zuschlag bzw. Kür-
zung eher einfältig und kinderfeindlich ist. Die beste-
hende antiquierte steuerrechtliche Heiratsbelohnung 
geht längst an den gesellschaftlichen Realitäten ver-
schiedener Familienkonstellationen vorbei. Obwohl 
es trotz dieser Ehesubvention mittlerweile rund 1 Mil-
lion Einelternfamilien mit ca. 1,3 Millionen Kindern 
gibt, hält die Bundesregierung unverdrossen am Ehe-
gattensplitting fest, so, als gäbe es entweder den Pa-
triarchen als Familienoberhaupt, der imstande ist, 
seine Großfamilie allein zu ernähren, oder als wäre 
der Ehestand an sich unterstützenswerter als unver-
heiratete Mütter oder Väter mit ihren Kindern. 
Die GRÜNEN sind für die Abschaffung des Ehegat-

tensplittings und für die Gewährung eines doppelten 
Grundfreibetrages. 
Zur „Normalfamilie" gehören heute statt dessen 

schon längst auch Stieffamilien, Wohngemeinschaf-
ten und Einelternfamilien. Daß Frauen den überwälti-
genden Teil der Alleinerziehenden ausmachen und 
die meiste Arbeit haben, dürfte sich auch auf der Re-
gierungsbank herumgesprochen haben. Eine Famili-
enpolitik kann erst dann kinderfreundlich und ge-
recht genannt werden, wenn sie unterschiedliche Fa-
milienkonstellationen weder belohnt noch bestraft. 
Die steuerlichen Kinderfreibeträge sind ungerecht, 
weil die steuerliche Entlastung mit steigendem Ein-
kommen wächst. Frauen gehören aber nicht zu den 
Spitzenverdienerinnen, sondern haben als Mütter an-
gesichts der schlechten Arbeitsmarktlage und der 
völlig unzureichenden Kinderbetreuung oft nicht ein-
mal die Wahl zwischen Sozialhilfe und Berufstätig-
keit. Insofern ist jeder Initiative, die den gesellschaft-
lichen Veränderungen im Interesse der Frauen Rech-
nung trägt, zuzustimmen. Deswegen ist zu fragen, ob 
ein einheitliches Kindergeld, wie es die SPD will, zur 
Beseitigung der gravierenden Benachteiligungen von 
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Frauen in unserer stark arbeitsteiligen Gesellschaft 
beiträgt und zum Wohl der Kinder ist. 

Auf den ersten Blick scheint der SPD-Antrag, der 
ein einheitliches Kindergeld von 200 DM fordert, die 
beste Lösung zu sein; denn die jetzige Regelung, nach 
der es 50 DM für das erste Kind, 130 DM für das zweite 
Kind und 240 DM für jedes weitere Kind gibt, ist für 
einkommensschwache Familien lediglich ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Die Tatsache, daß Höchstverdie-
ner für ihre Kinder heute fast dreimal so viel erhalten 
wie Erziehende mit niedrigem Einkommen, reicht 
schon als Argument für einen gerechteren Lastenaus-
gleich. 

Bei einem konsequenten Familienlastenausgleich 
geht es aber um mehr als um die Abschaffung der 
diskriminierenden Kindergeldförderung der materiell 
oder sozial benachteiligten Einelternfamilien. 

Das unkoordinierte Nebeneinander von Kinderfrei-
beträgen, Kindergeld, einkommensabhängiger Kür-
zung des Kindergeldes und Kindergeldzuschlag ist in 
der Tat verwirrend für die Bürgerinnen und Bürger. 

Diese bürokratiefreundliche Regelung ist aber 
keine zufällige Gedankenlosigkeit, die es abzuschaf-
fen gilt. Diese Bürokratie ist eben jener Ausdruck des 
Festhaltens an Familienbildern, die längst nicht mehr 
mit der Wirklichkeit übereinstimmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welch ein 
Quatsch!) 

Die GRÜNEN favorisieren zwar ebenfalls ein Kin-
dergeld, aber eines, das nicht mehr nach der Ord-
nungszahl der Kinder gestaffelt ist. Es soll vielmehr 
ein Kindergeld sein, das wirklich bedarfsdeckend ist; 
denn Familienlastenausgleich meint ja hier Ausgleich 
für Kinder. Familienpolitik kann nicht in erster Linie 
aus der Sicht der Erwachsenen gestaltet sein, so wie es 
die SPD vorschlägt. 

Notwendig ist eine Kindergeldregelung, die sich am 
Existenzminimum eines Kindes orientiert. Diese Lö-
sung halten wir für die beste. Ein Mindestbedarf ist 
aber bei einer gleichbleibenden Summe für Kinder 
nicht gegeben. Alltägliche, praktische Erfahrungen 
sagen jeder und jedem, daß sich das Existenzmini-
mum bei einem Kind am Alter und nicht an den Eltern 
orientiert. Die GRÜNEN fordern hier entsprechend 
den Forderungen von Familienverbänden eine Staffe-
lung von 210 DM im Monat für Kinder unter sieben 
Jahren bis zu 450 DM im Monat für 15jährige und 
ältere. 

Ich möchte noch einmal betonen, daß es sich hier 
um eine Forderung der Familienverbände handelt 
und daß es hier nicht um irgendeine grüne Spinnerei 
geht. 

Wir halten eine stufenweise Kürzung des Kinder-
geldes für Haushalte mit hohem Einkommen aus fi-
nanziellen und sozialen Gründen für vertretbar und 
notwendig. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das machen wir 
doch!) 

—Moment, Sie müssen sich aber die Einkommens-
höhe bei unserer Lösung ansehen. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sie ha

-

ben eben die Bürokratie beklagt! Und das ist 
jetzt die bürokratische Lösung, die Sie ge

-

macht haben!) 

—Sie müssen sich die Einkommenshöhe bei unserer 
Lösung anschauen. Dann muß man wirklich sagen: 
Bei höherem Einkommen muß hier eine Kürzung vor-
genommen werden. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Dann 
kommt Ihre Bürokratie!) 

Denn staatliche Fürsorge hat sich an einem realitäts-
gerechten Familienlastenausgleich zu orientieren, 
und zur Realitätstüchtigkeit gehört auch, die Fami-
lienlasten tatsächlich auszugleichen. Wir wissen, daß 
die Entwicklung und das Aufwachsen von Kindern 
ganz massiv mit der wirtschaftlichen Versorgung der 
Familie und ihrem sozioökonomischen Status zusam-
menhängen. Deshalb muß die Bundesregierung von 
dem überzogenen Vorteil für wenige Höchstverdiener 
Abschied nehmen. 

(Beifall des Abg. Such [GRÜNE]) 

Unter denen — das ist ja hinlänglich bekannt — sind 
kaum alleinerziehende Frauen zu finden. 

Einen Familienzuschlag für eine Familie mit vier 
Kindern in Höhe von 100 DM, wie ihn die SPD vor-
schlägt, halten wir für halbherzig. Man weiß auch 
nicht recht, wem sie denn mit diesem kleinen Ge-
schenk eine kleine Freude machen will. Das soll wohl 
die finanziell solide Familienpolitik der SPD unter-
streichen, hat aber wirklich nichts mit irgendeinem 
großen Wurf zu tun. 

Die SPD kritisiert die ungerechte und bürokratische 
Familienpolitik. Ich kann ihr nicht den Vorwurf erspa-
ren, daß sie ein Kästchendenken hat. Solange sich 
auch die SPD-regierten Länder an der chronischen 
Unterversorgung öffentlicher Kinderbetreuung betei-
ligen, kann von einem gerechten Familienlastenaus-
gleich tatsächlich nicht die Rede sein. Das muß hier 
mitbedacht und problematisiert werden. 

Das jüngst verabschiedete Kinder- und Jugendhil-
ferecht zeigt ebenso, wie sparsam die großen Parteien 
werden, wenn es um die Kinder geht. Auch hier zeigt 
sich das Prinzip, eher an die Rechte der Eltern als an 
die Rechte der Kinder zu denken. Kinderkriegen ist 
eine Privatsache. Aber Kinder gehen alle an. Für die 
GRÜNEN gehört zu einem Familienlastenausgleich 
eben auch die angemessene Betreuung von Kindern, 
ohne daß die Mutter oder der Vater bei ihrer sozialen 
Sicherung benachteiligt werden. 

(Beifall des Abg. Such [GRÜNE]) 

Eine familienfreundliche Arbeitszeitgestaltung ist 
daher nach unserer Auffassung unverzichtbarer Be-
standteil einer umfassenden Familienpolitik. Es gilt, 
endlich Abschied zu nehmen von der Großzügigkeit 
gegenüber denen, die staatliche Unterstützung nicht 
nötig haben, und dem Verteilen von Brosamen als ver-
meintlich verantwortungsbewußte Gemeinschafts-
aufgabe gegenüber denen, die unsere Solidarität tat-
sächlich brauchen. 
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Ein realitätsgerechter Familienlastenausgleich hat 
die deutsch-deutsche Entwicklung mit einzubezie-
hen. Hier möchte ich — um ihren Einwendungen ent-
gegenzutreten — Pater Oswald von Nell-Breuning zi-
tieren, der sagte: 

Und komme mir keiner mit dem Einwand: Wer 
soll das bezahlen? Alles, was sich güterwirtschaft-
lich erstellen läßt, das läßt sich auch finanzieren, 
unter der einzigen Bedingung, daß er 

— ich füge dazu: oder sie — 

es  ehrlich und ernsthaft will! 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die SPD hat ihren Antrag überschrieben: 
„Für einen familienfreundlichen, gerechten, einfa-
chen und finanziell soliden Familienlastenausgleich". 
Eine derartige Forderung kann jeder unterschreiben, 
zumal ich zugeben muß, daß ich die Kritik der SPD, 
unser System sei umständlich und unübersichtlich 
und verstoße bei den Einkommensgrenzen gegen das 
Leistungsprinzip, teile. Deswegen habe ich auch bei 
der Abstimmung im Bundestag zur ersten Stufe der 
Steuerreform, als es um die Familienkomponente 
ging, nicht nur dagegen gestimmt, sondern auch da-
gegen gesprochen. Auch die FDP ist für einen kinder-
freundlichen, gerechten, einfachen und finanziell soli-
den Familienlastenausgleich. 

Der SPD-Antrag erreicht diese Ziele aber nicht; 
ganz im Gegenteil. Eine derartige Debatte könnte 
eine wertvolle Hilfe sein für diesen Bundestag, für uns 
alle, darüber nachzudenken, wie ein derartiges Sy-
stem eines Familienlastenausgleichs beschaffen sein 
könnte. 

Der Antrag der SPD und die Debatte sind aber nicht 
so angelegt. Das Problem wird gebraucht — ich sage: 
mißbraucht — für die vor uns liegenden Wahl-
kämpfe. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Leider! — 
Schmidt  [Salzgitter] [SPD]: Das darf ja wohl 

nicht wahr sein!) 

Beginnen wir mit dem Wort „solide". Schon der alte 
Vorschlag der SPD sollte ebenso finanziert werden, 
durch die Streichung der Freibeträge und durch die 
Kappung des Ehegatten-Splittings. Das Finanzmini-
sterium rechnete uns damals vor, daß das so nicht 
geht. Am 6. Oktober wurde mir in einem Zwischenruf, 
der leider nur teilweise im Protokoll vermerkt ist, an-
geboten, die Zahlen vorzulegen, damit ich die Mög-
lichkeit habe, diese zu überprüfen. Natürlich hätte ich 
als mißtrauischer Liberaler auch gern die Möglichkeit 
gehabt, die Angaben des Finanzministers zu überprü-
fen. Es ist leider nicht geschehen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Das kön-
nen wir liefern!) 

— Ich wäre sehr froh, wenn Sie mir das liefern wür-
den. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ich habe es 
dabei! Sie kriegen es heute noch!) 

Im Gegenteil, der Vorschlag der SPD wurde verän-
dert. Jetzt will die SPD mehr ausgeben als beim dama-
ligen Vorschlag, nämlich 300 DM statt 200 DM beim 
vierten und bei jedem weiteren Kind, und beim Ehe-
gatten-Splitting wird weniger gekappt. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Beim Ausge

-

ben sind sie immer groß!) 

Die SPD hat wohl selbst eingesehen, daß bei ihren 
ursprünglichen Vorstellungen ihre eigene Klientel, 
nämlich Facharbeiter, betroffen gewesen wäre. Statt 
bei 81 700 DM, wie es ein Zwischenruf von Frau Mat-
thäus-Maier im Protokoll dokumentiert, wird nun die 
Kappungsgrenze bei 100 000 DM Einkommen ange-
setzt. Zusammengefaßt heißt das doch: Die SPD will 
mehr ausgeben, sie will weniger einsparen. Da muß 
ich schon fragen, was daran noch solide ist. 

Nun kann natürlich eine Opposition blind verspre-
chen; Sie müssen ja nicht den Haushalt aufstellen, Sie 
müssen es nicht finanzieren, und Sie werden nicht zur 
Verantwortung gezogen. Man kann nur hoffen, daß 
eine solche Opposition vom Wähler nicht in die Ver-
antwortung gelassen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da auch diesmal wieder von der Kappung des Ehe-
gatten-Splittings gesprochen wird, muß ich noch ein-
mal darauf eingehen. Das Kappen klingt ja sehr gut, 
vor allem, wenn ich Neidkomplexe ansprechen will. 
Ich kann mir aber nicht vorstellen, daß ein Kappen des 
Ehegatten-Splittings verfassungsgemäß wäre. Für die 
FDP ist das Einkommen von Mann und Frau immer 
gemeinsames Einkommen der Familie, partnerschaft-
liches Einkommen der Familie. Das Einkommen des 
Ehemannes gehört zur Hälfte der Ehefrau, zur Hälfte 
ihm — und umgekehrt. So verfahren auch alle Ge-
richte in Deutschland bei einer Ehescheidung. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Theo rie ist immer 
schön!) 

— Das ist Praxis unseres Steuergesetzes. Wenn sich 
einzelne nicht daran halten, kann ich das nur bedau-
ern. Aber wir können doch nicht hingehen und ein 
System, das wir wohl gemeinsam als schlecht empfin-
den, noch durch ein Steuersystem dokumentieren. — 
Ich verstehe nicht, warum dieses Prinzip der Partner-
schaft nur bei einer Scheidung, aber nicht bei einer 
intakten Ehe gelten soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das heißt aber doch auch, daß man in dieser Part-
nerschaft, von der ich gerade gesprochen habe, nur 
das Durchschnittseinkommen pro Kopf besteuern 
kann. Wenn man das nicht tut, wird ein Partner — das 
ist derjenige, der weniger verdient; das ist heute mei-
stens immer noch die Frau — nicht als gleichberech-
tigter Partner anerkannt. 

Will die SPD, will Frau Matthäus-Maier tatsächlich 
zwei Ehepaare unterschiedlich besteuern, die beide 
gemeinsam dasselbe verdienen, und zwar in dem ei- 
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nen Fall der eine Partner allein, in dem anderen Fall 
jeder Partner jeweils die Hälfte? 

(Frau Weyel [SPD]: Das wollen wir doch gar 
nicht!) 

—Das ist aber doch die Folge Ihres Systems. Haben 
Sie das nicht verstanden? Leider habe ich nicht die 
Einkommensteuertabelle, die sich aus Ihrem Antrag 
ergäbe. Wenn ich sie von Ihnen bekäme, wäre es 
sicherlich sehr einfach und sehr schnell möglich, Bei-
spiele zu finden, wo ein Ehepaar mehr Steuern zahlt, 
obwohl es gemeinsam weniger hat als ein anderes. 
Das wollen Sie als gerecht bezeichnen? 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das stimmt über- 
haupt nicht!) 

Dazu kommt noch etwas anderes. Diejenigen, die in 
der Lage sind, das Einkommen hin- und herzuschie-
ben, wie z. B. Selbständige — das sind ja oft die viel-
zitierten Großverdiener —, können sich beide das 
Ehegatten-Splitting selbst genehmigen, und zwar 
ganz legal. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Wie heute 
auch! — Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das wird 

doch dadurch gar nicht verändert!) 

— Ja; natürlich. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wir haben damit 
überhaupt gar nichts verändert!) 

—Nein. Sie wollen das Ehegatten-Split ting für dieje-
nigen erhalten, die es sich selber genehmigen kön-
nen; 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Nein!) 

und für die Arbeitnehmer wollen Sie es abschaffen. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wir wollen es 
wirkungsloser machen!) 

Genau das gleiche habe ich am 6. Oktober in einer 
ähnlichen Debatte gesagt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Gehen Sie zu Frau Matthäus-Maier, die versteht 
das. Das Protokoll verzeichnet nämlich einen Zwi-
schenruf von Frau Matthäus-Maier (SPD): „Das ist ein 
Problem,  ja!"  

(Gilges [SPD]: Die versteht nicht, daß Sie das 
nicht verstehen!) 

Dem ist nichts entgegenzusetzen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Das ist tat-
sächlich ein Problem!) 

— Na, jetzt begreifen Sie das plötzlich, nachdem es 
auch von Frau Matthäus-Maier beg riffen worden ist. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Da hat sich 
nichts verändert, Herr Eimer! — Gegenruf 
des Abg. Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Beide 
Seiten müssen Sie doch lösen, nicht nur eine! 

Das verstehen Sie nicht!) 

Wir meinen, das Ehegatten-Splitting ist das Prinzip 
der Partnerschaft. Das brauchen vor allem diejenigen, 
die lohnabhängig sind. 

Die SPD begründet ja ihre Ablehnung der Freibe-
träge immer mit dem Schlagwort: Dem Staat müssen 
alle Kinder gleich viel wert sein. Ich füge hinzu: Nach  

unserem Grundgesetz müssen wir sogar alle gleich 
behandeln. 

Es gibt aber drei Möglichkeiten, eine Gleichbe-
handlung vorzunehmen, und die sieht in allen drei 
Fällen unterschiedlich aus. 

Der erste Fall: Alle Eltern bekommen für ihre Kinder 
das gleiche Geld vom Staat, das gleiche Kindergeld. 
Dann dürften wir aber auch keine Einkommensgren-
zen vorsehen. Da stimme ich mit Ihnen überein. Die-
ses Modell sieht aber Eltern als Einkommensbezieher 
des Staates vor. Nach liberalem Verständnis sind wir 
nicht Lohnempfänger des Staates, 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das wollen auch 
wir so; nur in anderer Form!) 

sondern ist der Staat Empfänger eines Teiles unseres 
Lohnes über die Steuern. 

(Zustimmung bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Das zweite Modell: Allen Eltern werden die glei-
chen Ausgaben für ein Kind zugebilligt. Um diesen 
Betrag haben die Eltern ein geringer zu versteuerndes 
Einkommen. Entsprechend niedriger ist ihre Steuer. 
Dieses Modell, das ebenfalls von der Gleichheit, und 
zwar der Ausgaben für ein Kind, ausgeht, führt zu 
dem Prinzip der Freibeträge. 100 DM Einkommen in 
den oberen Einkommensbereichen kosten mehr Steu-
ern als 100 DM in den unteren. Um ein Beispiel zu 
sagen: Hat ein Ehepaar 2 000 DM Einkommen pro 
Monat, also 24 000 DM pro Jahr, so zahlt es für die 
letzten 100 DM 16 DM Steuern. Ein Paar, das 
100 000 DM Einkommen im Jahr hat — um bei den 
ominösen 100 000 DM der SPD zu bleiben —, zahlt 
dagegen für die letzten 100 DM 30 DM Steuern. Wenn 
nun jeder um 100 DM weniger Einkommen hat, ist 
klar, daß der Bezieher eines höheren Einkommens, 
der für seine letzten 100 DM fast doppelt so viel Steu-
ern zahlt wie der Geringverdienende, entsprechend 
weniger Steuern zahlen muß. 

Ich will gleich dazusagen, meine Kollegen von der 
SPD, daß ich von diesem System nicht voll überzeugt 
bin, weil ich Kinder nicht gern als Kostenfaktoren 
bezeichne, so als wenn ich mir ein Buch kaufe und es 
über Sonderausgaben absetze. Apropos steuerliche 
Freibeträge: Bei der Absetzung eines Fachbuchs oder 
bei steuerlichen Freibeträgen, z. B. dem Weihnachts-
freibetrag, hat die SPD diese Wirkung der Freibeträge 
noch nie kritisiert. 

Das dritte Beispiel einer Gleichbehandlung wäre: 
Alle Familienmitglieder werden steuerlich gleichbe-
handelt; besteuert wird das pro Kopf zur Verfügung 
stehende Einkommen. Das wäre Familiensplitting. 
Das käme dem Prinzip der Partnerschaft in einer Fa-
milie am ehesten entgegen, und wir hätten erstmals 
die Möglichkeit, Alleinerziehende gerecht zu besteu-
ern. 

(Zuruf der Abg. Frau Saibold [GRÜNE]) 

— Das müßte eigentlich den Vorstellungen der GRÜ-
NEN entgegenkommen. 

Ich sage gleich dazu: Das würde auch meinen Vor-
stellungen von Partnerschaft am ehesten entsprechen. 
Aber ich weiß, wenn ich an solide Finanzen denke: Es 
ist im Moment nicht zu finanzieren. Es ist vor allem 
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deswegen nicht zu finanzieren, weil wir eine im Ver-
hältnis zu anderen Ländern unheimlich hohe Steuer-
progression haben. 

Wenn wir ein vernünftiges System entwerfen wol-
len, müssen wir uns für ein Grundprinzip entscheiden. 
Dieses Grundprinzip entspricht einem Menschenbild. 
Entweder sind wir Geldempfänger des Staates, oder 
die Kinder sind ein Kostenfaktor, oder die Familie ist 
eine Partnerschaft. 

Ich mache kein Hehl daraus, daß für mich das Opti-
mum ein Familiensplitting und zusätzlich als soziale 
Grundsicherung ein Kindergeld ist, das für alle gleich 
ausgezahlt wird, und zwar als Maßnahme des sozialen 
Ausgleichs für die Bezieher kleiner Einkommen. Aber 
ich kann dieses eine Prinzip nicht zum Gesamtprinzip 
machen, weil ich dann davon abgehe, daß wir Herr 
über unser eigenes Einkommen und nicht Almosen-
empfänger des Staates sind. 

Aber die SPD ist offensichtlich auch blind gegen-
über den zur Zeit laufenden Entwicklungen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft. Wir haben Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtshofs, die uns zu 
einem Sozialexport in andere EG-Länder zwingen. 
Das bedeutet, daß wir durch diese Entscheidungen 
gezwungen sind, unser ganzes System der direkten 
Transferleistungen neu zu überdenken. 

Wenn wir bei unserem System aber vielleicht doch 
bleiben könnten, dann teile ich die Meinung der SPD, 
daß eine Erhöhung des Erstkindergeldes dringend 
erforderlich ist. Ich teile auch die Meinung der SPD, 
daß die Verwaltungswege umständlich und für die 
Bürger unübersichtlich geworden sind, und das 
könnte am besten überwunden werden, wenn wir zu 
einer Finanzamtslösung kommen würden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD — Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ge-

nau das wollen wir!)  

Aber die SPD will ja mit ihrem Antrag und mit ihrer 
Debatte noch etwas anderes darstellen. Sie tut so, als 
ob die Steuerreform unsozial wäre und die Bezieher 
hoher Einkommen unangemessen stark entlastet wür-
den. Sie kennen auch die Drucksache 11/6828, und da 
sind ja die Wirkungen ausgerechnet. Ein Verheirate-
ter ohne Kinder mit einem Bruttojahresverdienst von 
30 000 DM hat eine Entlastung von 27,7 0/s, einer mit 
80 000 DM Einkommen nur eine von 19,3 %. Bei Ver-
heirateten mit einem Kind ist die Entlastung 47,5 % 
bzw. 21,8 %, bei Verheirateten mit drei Kindern 90 % 
zu 27,3 %. 

(Frau Weyel [SPD]: Jetzt sagen Sie mal, was 
das in D-Mark bedeutet! — Dr. Weng [Ger-
lingen] [FDP]: Um Neid zu schüren, dreht die 

SPD es um!) 

— Ich komme gleich dazu. Ich habe das natürlich 
erwartet. 

So sehr ich auch immer die Vielstufigkeit und die 
Unübersichtlichkeit unseres Systems kritisiert habe, 
eines kann man ihm nicht vorwerfen: daß es unsozial 
sei und daß die Bezieher kleiner Einkommen nichts 
davon hätten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Beispiele der SPD — da komme ich zu den abso-
luten Zahlen — sind unse riös, solange sie nicht zu den 
Steuern ins Verhältnis gesetzt werden, die die Bezie-
her hoher Einkommen trotzdem immer noch zahlen 
müssen. 

(Frau Weyel [SPD]: Und zahlen können!) 
— Natürlich auch zahlen können. 

(Zuruf von der SPD: Es geht um die Kin

-

der!) 
Ich bedaure, daß die Diskussion um den Familien-

lastenausgleich nicht als Chance genutzt worden ist, 
nicht als Anlaß genommen werden kann, sich gemein-
sam Gedanken zu machen über einen kinderfreundli-
chen, gerechten, einfachen und finanziell soliden Fa-
milienlastenausgleich. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Denn das ist notwendig, wenn wir ehrlich sind. Vor 
allem im Hinblick auf die Entscheidungen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft müssen wir das tun, 
und wir sind noch nicht so weit, daß wir das wissen. 
Geben wir doch zu, daß wir kein optimales System 
haben! 
Diese Debatte wird für den Wahlkampf mißbraucht. 

Ich habe in allen Debatten bewiesen — ich glaube, 
auch in dieser — , daß ich der eigenen Regierung sehr 
kritisch gegenüberstehe, und ich habe es nicht nur 
durch Reden im Bundestag, sondern auch durch mein 
Abstimmungsverhalten bewiesen. Ich hätte mir von 
der Opposition in dieser Debatte wenigstens ein biß-
chen mehr Objektivität in dieser Frage gewünscht. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Hoffacker [CDU/CSU]: Das war eine 

gute Rede!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, Herr Pfei-
fer. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte zu-
nächst mal feststellen, weil ich meine, daß das auch in 
diese Debatte gehört, daß für die Familien mit  Kin
-dern in den letzten Jahren von der Bundesregierung 
und den sie tragenden Parteien wesentliche Verbes-
serungen erreicht worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich erinnere an die Einführung von Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub, an die Einführung der Kinder-
erziehungszeiten in der Rentenversicherung, an die 
Einführung des Kindergeldzuschlages, an die Erhö-
hung des Kindergeldes für das zweite Kind ab dem 
1. Juli dieses Jahres, an die Wiedereinführung des 
Kindergeldes für arbeitslose Jugendliche über 
18 Jahre, an die Erhöhung des Kinderfreibetrages auf 
3 024 DM pro Kind, an die Erhöhung der Ausbil-
dungsfreibeträge. Meine Damen und Herren, das sind 
Leistungen, die sich sehen lassen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Für die wichtigste dieser Leistungen halte ich die 
Einführung von Erziehungsgeld und Erziehungsur-
laub, für die wir im nächsten Jahre rund 5,5 Milliarden 
DM ausgeben werden. Wenn heute rund 97 % der 
Eltern nach der Geburt ihres Kindes Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub in Anspruch nehmen, wenn 
heute also in 97 % der Fälle nach der Geburt eines 
Kindes ein Elternteil, in der Regel die Mutter, Erzie-
hungsgeld und Erziehungsurlaub beansprucht und 
damit ganz oder überwiegend für ein und demnächst 
eineinhalb Jahre auf Berufstätigkeit verzichtet und 
diese Zeit dem Kind zuwendet, dann ist das ein fami-
lienpolitischer Durchbruch von großem Wert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Ausbau und die Verlängerung von Erziehungs-
geld und Erziehungsurlaub ist und bleibt für uns in 
der Familienpolitik deshalb von hoher Priorität. Es 
fällt ja auf, daß in dem vorliegenden Antrag davon 
überhaupt nicht die Rede ist, obwohl auch das ein 
wichtiger Beitrag zum Familienlastenausgleich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Beim Familienlastenausgleich halten wir am be-
währten dualen System aus Kindergeld und Kinder-
freibeträgen bei der Steuer fest. Kinderfreibeträge 
halte ich nicht für ungerecht. Im Gegenteil, in meinen 
Augen wäre es ungerecht, wenn wir im Steuerrecht 
das, was die Eltern mit ihrem Einkommen für den 
Lebensunterhalt ihrer Kinder erarbeitet haben, ge-
nauso mit Steuern belasten würden, als ob sie keine 
Kinder hätten. 

Die SPD begründet ihren Antrag, das duale System 
im Familienlastenausgleich aufzugeben und für alle 
Kinder das gleiche Kindergeld zu zahlen, u. a. damit, 
daß sie sagt: Jedes Kind ist gleich viel wert. Meine 
Damen und Herren, es ist unbest ritten, daß jedes Kind 
gleich viel wert ist, aber beim Familienlastenausgleich 
geht es darum, den Familien mit Kindern in ihren 
unterschiedlichen Ausgangssituationen gerecht zu 
werden. Das heißt doch, daß es das Ziel des Familien-
lastenausgleichs sein muß, Familien mit Kindern desto 
mehr zu fördern, je geringer das Einkommen der El-
tern und je höher die Zahl der Kinder ist. Das ist ein 
gerechter Familienlastenausgleich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich weiß, wir haben dieses Ziel noch nicht in dem 
Umfang erreicht, wie wir uns das vorstellen. Aber an 
dem Ziel, daß die Förderung desto höher sein muß, je 
geringer das Einkommen der Eltern und je höher die 
Zahl der Kinder ist, halten wir fest. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieses Ziel ist am ehesten mit einem ausreichend dif-
ferenzierten und sozial ausgewogenen dualen System 
des Familienlastenausgleichs erreichbar. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Aber nicht mit 
200 DM pro Kind! Das ist nicht erreichbar!) 

Die Einführung des Kindergeldzuschlags belegt dies 
ebenso wie die Regelung, daß Eltern mit höherem Ein-
kommen nur ein geringeres Kindergeld bekommen. 

Im übrigen ist die Forderung, ein einheitliches Kin-
dergeld einzuführen und die Kinderfreibeträge abzu-
schaffen, ja keine neue Idee. Darauf ist heute morgen  

schon hingewiesen worden. Dies gab es bereits ein-
mal zwischen 1975 und 1982. 

(Glos [CDU/CSU]: Das war eine trübe Zeit 
für unser  Land!)  

Frau Kollegin Schmidt, Sie haben damals in der SPD 
gesagt, daß die Steuermehreinnahmen, die Sie durch 
die Abschaffung der Kinderfreibeträge erreichen, den 
Familien mit Kindern über das Kindergeld wieder in 
vollem Umfang zukommen sollen. Sie haben damals 
demgemäß zugesagt, das Kindergeld regelmäßig ent-
sprechend der wirtschaftlichen Entwicklung erhöhen 
zu wollen. Diese Zusage ist zu keiner Zeit eingehalten 
worden. 

(Glos [CDU/CSU]: Sehr richtig! Im Gegen

-

teil!) 
Im Gegenteil, als Sie zwischen 1980 und 1982 mit dem 
Haushaltsausgleich in große Schwierigkeiten gerie-
ten, haben Sie beim Kindergeld eingespart: 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Das war ein 
Fehler! — Glos [CDU/CSU]: Das war Frau 
Matthäus-Maier, damals noch auf der FDP

-

Seite!) 
20 DM beim zweiten Kind, 20 DM beim dritten Kind. 
Ja, Sie haben sogar das Kindergeld für arbeitslose 
Jugendliche über 18 Jahre abgeschafft. Wir haben mit 
dem Konzept, das Sie uns heute vorlegen, schon ein-
mal schlechte Erfahrungen gemacht. Deswegen halte 
ich dieses Konzept für nicht glaubwürdig und für nicht 
gut. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Unser Ziel bleibt der weitere Ausbau des dualen 

Systems des Familienlastenausgleichs. Sicher müs-
sen auch wir dabei auf die Entwicklung der finanziel-
len Spielräume in den kommenden Jahren Rücksicht 
nehmen. Aber gerade dabei gilt für uns, was der Bun-
deskanzler in seinen Regierungserklärungen der 
Jahre 1983 und 1987 immer wieder betont hat: Die 
Familienpolitik ist für uns ein Herzstück unserer Poli-
tik und genießt damit hohe Priorität. — Entsprechend 
werden wir weiter handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Ver-
hülsdonk. 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nur Böswillige kön-
nen bestreiten, daß die Regierung Kohl die Familien-
politik wieder in das Zentrum der Politik zurückgeholt 
hat, nachdem sie in der Zeit der sozialliberalen Regie-
rung ins Abseits geraten war. Erziehungsgeld, Erzie-
hungsurlaub, die Anerkennung von Erziehungslei-
stungen für Frauen im Rentenrecht sind nicht nur aus 
frauenpolitischer Sicht, sondern auch aus familienpo-
litischer Sicht Glanzleistungen. Aber auch auf dem 
klassischen Feld der Familienpolitik, dem Familienla-
stenausgleich, können wir uns sehen lassen. Wir ha-
ben ihn kräftig ausgebaut. Dabei hat sich erwie-
sen — das ist ja heute hier vielfach vorgetragen wor-
den — , daß sich das duale System des Familienlasten-
ausgleichs bewährt hat. Immerhin geben wir zur Zeit, 
Frau Kollegin Schmidt, jährlich 16,5 Milliarden DM 
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mehr für Familien aus, als das zu Ihrer Zeit der Fall 
war. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Das ist ob- 
jektiv falsch!) 

Das ist ein erheblicher Batzen. Der Kollege Pfeifer hat 
ja die Punkte noch einmal genannt. 

(Gilges [SPD]: Da müssen Sie mal einen Blei- 
stift zur Hand nehmen!) 

— Das kann ich Ihnen zuschicken, Herr Kollege. — 
Die  SPD und vor allem Sie, Frau Matthäus-Maier, zie-
hen seit langem gegen dieses duale System zu Felde. 
Gebetsmühlenhaft verbreiten Sie Ihre Ideologie, nur 
ein einheitliches Kindergeld sei gerecht. Daß sich da-
mit leicht Neidkomplexe erwecken lassen, will ich 
Ihnen gern zugestehen. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Darum geht es 
überhaupt nicht! Es geht um die  Kinder!)  

Aber ich kann mir nicht denken, daß Sie nicht selbst 
wissen, liebe Kollegen, daß die von Ihnen aufgestellte 
Behauptung falsch ist. Sie haben nur einen Vorteil: 
Die Bürger durchschauen das nicht sofort. 
Deshalb zur Sache: Für die Familie zählt, was sie 

netto in der Tasche hat, und zwar an Einkommen und 
an Transferleistungen des Staates. Wenn Sie nun bei 
dem vielzitierten Generaldirektor mit einem Steuer-
satz von, sagen wir, 50 % 200 DM Kindergeld zahlen 
wollen, dann entsprechen diese 200 DM netto bei sei-
ner Steuerschuld ja doch einem erheblich höheren 
Bruttoeinkommen, als das gleiche Kindergeld von 
200 DM bei einem Familienvater ausmacht, der nur 
mit 20 %besteuert wird. So betrachtet — ich rate Ih-
nen, es mal so zu betrachten — ist auch bei Ihrem 
Modell Kind eben nicht gleich Kind. Aus unserer Sicht 
kann das auch gar nicht erstrebenswert und gerecht 
sein. Unser progressives Steuersystem geht ja schließ-
lich von dem Prinzip der Besteuerung der Bürger nach 
der Leistungsfähigkeit aus. Und die ist eben nicht bei 
allen gleich. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Weyel? 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Ich habe so wenig 
Zeit; es tut mir leid. — Für Gerechtigkeit haben wir 
gesorgt; denn Familien mit hohem Einkommen, die 
stärker steuerlich entlastet werden, erhalten infolge 
der bestehenden Einkommensgrenzen ein niedrige-
res Kindergeld, und Familien mit sehr geringem Ein-
kommen, die die Steuervorteile nicht nutzen können, 
erhalten statt dessen einen Kindergeldzuschlag. 
Ich gebe zu, das duale System ist recht kompliziert 

und deshalb nicht so leicht zu vermarkten. Das er-
leichtert Ihnen die Polemik. Aber das System ist ge-
recht; das ist ja eben hier noch einmal deutlich ge-
macht worden. 

(Gilges [SPD]: Nein, ist es eben nicht!) 
Meine Damen und Herren, trotz der großzügigen 

Leistungen, die wir in der Familienpolitik neu ge-
schaffen haben, wissen auch wir von der Union, daß 
der Familienlastenausgleich weiter ausgebaut wer-
den muß. Ich sage dies deutlich auch angesichts der  

noch nicht überschaubaren Haushaltsbelastungen, 
die die deutsche Einheit mit sich bringt. Wir Familien-
politiker der Union sind uns darin einig, daß als näch-
stes der Ausbau der direkten Leistungen für die Fami-
lie ansteht, nachdem in dieser Legislaturpe riode ganz 
besonders die steuerliche Entlastung weiterentwik-
kelt worden ist. 

(Frau Weyel [SPD]: Können Sie mal sagen, 
was das heißt?) 

Also an erster Stelle mehr Kindergeld. Klar ist aber 
auch, daß die weitere Verlängerung von Erziehungs-
urlaub und Erziehungsgeld aus frauen- und familien-
politischer Sicht unabdingbar ist. 
Ich habe die Hoffnung, daß gerade das Zusammen-

wachsen der beiden deutschen Staaten uns zwingt, 
auch in der Familienpolitik zukunftsträchtige Lösun-
gen zu finden. Davon können dann die Frauen und 
Familien in beiden Teilen Deutschlands profitieren. 
Die Frauen in der DDR treten zu Recht dafür ein, daß 
die Kinderbetreuungsangebote dort dem Umfang 
nach erhalten bleiben, daß aber das pädagogische 
Konzept auf das Qualitätsniveau in der Bundesrepu-
blik hin weiterentwickelt werden muß. Das kostet na-
türlich Geld. Die Frauen in der Bundesrepublik kön-
nen in diesem Zusammenhang zu Recht hoffen, daß 
der Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen bei 
uns erheblich beschleunigt wird. Das geht zunächst 
einmal die Länder und Kommunen an. Zunehmend 
erkennen aber auch Unternehmer, daß sie ihren Ar-
beitnehmerinnen in der Frage der Kinderbetreuung 
hilfreich sein müssen. 
Meine Damen und Herren, wer mit Frauen und 

Frauenverbänden in der DDR spricht, hört aber noch 
eine andere Forderung. In der DDR wünschen sich 
viele Menschen endlich mehr Zeit für ihre Kinder, 
Zeit, die sie in den vergangenen Jahrzehnten nicht 
aufwenden durften, weil das sozialistische System sie 
als Arbeitnehmer voll in Anspruch genommen hat. 
Die Frauen fordern drüben die Wahlfreiheit, die wir 
von der Union hier bei uns politisch verwirklicht ha-
ben. 

(Widerspruch bei der SPD) 
— Doch, wir haben sie in einem großen Umfang ver-
wirklicht. Wir wollen sie ja weiter ausbauen. 
Deshalb werden wir fortfahren, die Arbeit in der 

Familie durch soziale Leistungen zu fördern, Mütter 
sozial abzusichern und zumindest einem Elternteil die 
Möglichkeit zu geben, daß er bei seinen Kindern zu 
Hause bleiben kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Schmidt 
(Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kollegen! Liebe Kolleginnen! Herr 
Glos, ich möchte gerne — ich weiß nicht, ob man 
jemandem so etwas an einer solchen Stelle dann 
glaubt — das, was Herr Eimer gesagt hat — ich bin 
ihm für seine Rede dankbar, obwohl ich nicht mit 
allem einverstanden bin — jetzt zum Anlaß für eine 
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Bitte nehmen: Versuchen wir doch wirklich in einen 
Wettstreit darüber zu treten, welches das beste Sy-
stem ist, um zu einem vernünftigen Familienlasten-
ausgleich zu kommen. 

Sie haben hier in sieben oder acht Minuten ver-
sucht, den Menschen das Ehegatten-Splitting zu er-
klären und zu erklären, warum das Ganze doch sozial 
gerecht ist. Ich habe in den ganzen Jahren meiner 
Berufstätigkeit bisher etwas gelernt: Wenn ich es 
nicht schaffe, einem Menschen in fünf bis zehn Minu-
ten auch komplizierte Sachverhalte so deutlich zu ma-
chen, daß er sie verstehen kann, dann ist etwas an 
dem Sachverhalt faul, und dann sind nicht etwa die 
Menschen zu blöd. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das kann auch 
an Ihnen liegen!) 

Insoweit glaube ich, daß Ihr Fraktionsvorsitzender, 
Herr Glos, sehr recht hat, der uns hier gesagt hat 
—und nicht nur er, sondern z. B. auch der Postmini-
ster — , irgend etwas sei an diesem System nicht in 
Ordnung; da müßten Änderungen eintreten. Wir neh-
men Ihren Herrn Dregger, Ihren Herrn Schwarz-Schil-
ling in Anspruch, die uns alle vorgeschlagen haben: 
Ändern wir doch an diesem System des Ehegatten

-

Splitting etwas. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Eimer, ich habe jetzt gerade nachgeschaut. Ich 
habe nur einen Teil dabei: Aber ich verspreche Ihnen, 
daß ich Ihnen heute noch unsere Berechnungen in die 
Post gebe, die nachgerechnet worden sind. 

(Glos [CDU/CSU]: Aber die Briefmarken ko-
sten auch für alle gleich viel!) 

—Ohne Briefmarken; das geht mit der Hauspost. 

Diese Berechnungen sind nicht nur auf unserem 
Mist gewachsen, sondern dankenswerterweise hat 
das BMJFFG sämtliche auf dem Markt befindlichen 
Modelle nachgerechnet und hat festgestellt, unser 
Modell geht. Wir haben keine Daten, wie es beim 
Splitting ganz genau ist. Sie kamen bei unserem Mo-
dell einschließlich Kindergeldzuschlag ab dem vier-
ten Kind und allem Drum und Dran auf einen Fehlbe-
darf von einer halben bis 1 Milliarde DM. Es ist nach-
gerechnet, und es ist solide. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sie soll-
ten den Bundesfinanzminister einmal nach-

rechnen lassen, Frau Kollegin!) 

Nun noch einige Ausführungen zu der Frage des 
Ehegatten-Splittings. Ich werde mir das, was Sie 
heute gesagt haben, noch einmal zu Herzen nehmen 
und auch, was die Ehepaare betrifft, noch einmal 
nachrechnen; das ist vollkommen klar. Wenn ein Feh-
ler darin ist, kann man so etwas korrigieren. 

Aber das stellt doch nicht das ganze System in 
Frage. Ich meine, daß unser heutiges System nicht in 
Ordnung ist. Wir werden doch nicht nur von Herrn 
Dregger und nicht nur von Herrn Schwarz-Schilling, 
sondern z. B. auch vom Wissenschaftlichen Beirat des 
BMJFFG bestätigt, der gesagt hat, so sei es nicht in 
Ordnung, und der ebenfalls die Umschichtung vor-
schlägt, wobei er allerdings sagt — da sind wir ja mit 
Ihnen einig — , nicht etwa als Transferleistung, son-

dern als Abzug von der Steuerschuld. Das ist also die 
Finanzamtslösung, und genau diese wollen wir. 
Ich habe in den Jahren, in denen ich hier als Fami-

lienpolitikerin versucht habe, etwas beizutragen, ei-
nes gelernt: Wir Familienpolitiker können uns alle viel 
ausdenken, Gutes und weniger Gutes; wir können 
Modelle und sonstige Dinge ausrechnen. Das alles 
bleibt Gedankenspielerei und Makulatur, wenn wir 
die Finanzleute nicht an unserer Seite haben. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Das ist leider wahr!) 
Deshalb trete ich — das wird Sie manchmal vielleicht 
gewundert haben — in letzter Zeit immer mit der Fi-
nanzverantwortlichen unserer Fraktion wie Siamesi-
sche Zwillinge auf. Diese will ich mit im Boot haben, 
und für jede 20 DM, die ich ausgeben will, möchte ich 
ihre Zustimmung haben, damit ich weiß, daß wir das, 
was wir da machen wollen, auch machen können. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: In der Opposi

-

tion ist das etwas leichter! — Dr. Meyer zu 
Bentrup [CDU/CSU]: Sie beide sind keine 

Zwillinge! ) 
—Nein, wir sehen ganz unterschiedlich aus. 

(Abg. Glos [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

—Gleich, Herr Glos. 
Es ist der Vorteil unseres Modells, das wir Ihnen mit 

diesem Antrag vorstellen, daß wir das alles wirklich 
tun wollen und nicht in irgendwelchen Fachzeitschrif-
ten vorstellen wollen, wie es mit dem Modell Pfeifer 
oder dem Modell Hoffacker oder dem Modell Wagner 
oder wie sie alle heißen, geschieht — übrigens ist es 
nicht ganz untypisch, daß es ein Modell Lehr nicht 
gibt —, die alle den Nachteil haben, daß sie zusätzlich 
8 bis 10 bis 14 Milliarden DM mehr ausgeben wollen, 
ohne bei einer einzigen Milliarde davon zu sagen, 
woher sie eigentlich kommen soll. 
Jetzt, Herr Glos. 

Vizepräsident Westphal: Ah ja, Sie haben es nicht 
vergessen. 

Glos (CDU/CSU): Frau Kollegin, darf ich Sie fragen, 
ob Sie in Anbetracht der vernünftigen Dinge, die Sie 
gesagt haben, noch voll hinter dem Vorschlag stehen, 
der anscheinend von Frau Matthäus-Maier ausgear-
beitet worden ist, und darf ich Ihnen ausnahmsweise 
bestätigen, daß Sie anscheinend mehr davon verste-
hen als Ihre Kollegin? 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Wieso denn? 

Glos (CDU/CSU): Weil es Unterschiede gibt. Sie 
haben grundsätzlich anerkannt, daß das duale System 
richtig ist, fortentwickelt und ausgebaut gehört. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Nein!) 
—Dann habe ich Sie mißverstanden. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Da haben Sie mich 
grundsätzlich mißverstanden. Ich habe gesagt — Herr 
Eimer hat uns das erläutert — , daß ich nicht der Mei-
nung bin, daß das die herkömmliche Transferleistung 
sein soll — ich komme noch einmal darauf — , sondern 
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daß wir unsere einheitlichen Kindergeldbeträge von 
der Steuerschuld abziehen wollen. Ich habe weiterhin 
gesagt, daß unser Modell vom BMJFFG — nicht nur 
von uns — nachgerechnet ist und daß das, was wir 
Ihnen vorschlagen, mit den Mechanismen, die Frau 
Matthäus-Maier Ihnen schon genannt hat, solide fi-
nanziert ist. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Ihre Auf-
merksamkeit auf ein Wörtchen dieses Antrags lenken, 
auf das wir beide großen Wert legen, nämlich auf das 
Wörtchen „mindestens" 200 DM Kindergeld und ab 
dem vierten Kind den Zuschlag von 100 DM; denn wir 
sind der Meinung, daß dies tatsächlich eine untere 
Grenze ist. Auch wir werden, wenn tatsächlich 8, 10 
oder 14 Milliarden DM mehr zur Verfügung stehen, 
die wir nicht für den sozialen Wohnungsbau, nicht für 
die Bekämpfung der Armut auch gerade junger Fami-
lien, nicht für die Reduzierung von Langzeitarbeitslo-
sigkeit und nicht für die Sanierung und Bewahrung 
unserer Umwelt brauchen, diesen Betrag deutlich auf-
stocken. Aber auch da gilt wieder das Prinzip: für alle 
Kinder gleich. 

An der Diskussion zum Familienlastenausgleich är-
gern mich — wie auch wohl viele andere — zuneh-
mend die Unehrlichkeit und Verschleierung sowie die 
gegenseitigen Unterstellungen. Ich unterstelle Ihnen 
doch allen, wie Sie da sitzen, daß Sie etwas für Fami-
lien tun wollen. Bitte, unterstellen Sie doch dasselbe 
auch uns, auch wenn wir das auf verschiedenen We-
gen erreichen wollen. 

Wir können aus unserer Sicht auf eine ganze Reihe 
familienpolitischer Leistungen aus unserer Regie-
rungszeit, Frau Verhülsdonk, stolz sein, z. B. auf das 
von Ihnen damals befürwortete Kindergeld, auf das 
von Ihnen dann auf Null reduzierte Schüler-BAfÖG, 
die Unterhaltsvorschußkassen, die von uns eingeführt 
worden sind, den Mutterschaftsurlaub und vieles an-
dere. Aber auch wir — da haben Sie recht — haben 
uns nicht mit Ruhm bekleckert, als wir 1982 das Kin-
dergeld gekürzt haben. 

Sie haben ebenfalls nicht nur familienpolitischen 
Mist gebaut; das behaupten wir überhaupt nicht. Wir 
erkennen neidlos an — da gebe ich Herrn Pfeifer 
recht — , daß Erziehungsurlaub und Erziehungs-
geld — auch wenn wir viele Einzelheiten für verbes-
serungswürdig halten — positive Leistungen sind. 
Aber auch Sie haben wahrhaftig keine familienpoli-
tisch weiße Weste — wenn Sie das doch endlich ein-
mal zugeben würden —; denn Ihre ersten Taten in 
Ihrer Regierungszeit waren das Zusammenstreichen 
wichtiger familienpolitischer Leistungen wie Schüler-
BAfÖG, Mutterschaftsurlaub, Kindergeld. Alles sank 
im Vergleich zu den Jahren davor auf einen Tief-
stand. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Erblast, 
Frau Kollegin!) 

— Lassen Sie doch die blöden Worte; es bringt uns 
doch nichts. 

Wenn das Familienministerium in seinen Pressever-
lautbarungen die familienpolitischen Leistungen des 
Jahres 1990 am liebsten mit denen des Jahres 1985, 
nicht mit unseren Regierungszeiten, sondern mit 
Ihren Regierungszeiten vergleicht, stimmt Ihr Ver-

gleich, Frau Verhülsdonk, weil in jenem Jahr so wenig 
für Familien getan worden ist — das ist nachweisbar; 
ich habe die Zahlen hier; sie können sofort nachge-
prüft werden — wie in den 10 Jahren davor kein ein-
ziges Mal. Also, bitte, ein bißchen mehr Ehrlichkeit, 
ein bißchen weniger Manipulation der Statistiken 
würde uns vielleicht einander endlich näherkommen 
lassen. 

Ich hoffe das, denn ich kann wirklich nicht glauben, 
daß Sie Ihr System für das beste aller möglichen hal-
ten, weil es nämlich undurchsichtig, bürokratisch 
und ungerecht ist. Undurchsichtig, weil keine Mutter 
und kein Vater kalkulieren können, wieviel Geld ih-
nen eigentlich monatlich für ihre Kinder zur Verfü-
gung steht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wissen die 
sehr genau!) 

Freibeträge, einkommensabhängiges Kindergeld mit 
unterschiedlichen Grundlagen! 

Sie müssen sich mal vorstellen, wie viele Einkom-
mensbegriffe es in der Zwischenzeit im Familienla-
stenausgleich gibt! Das ist völlig undurchschaubar. 
Das Zusatzkindergeld kann erst beim Lohnsteuerjah-
resausgleich oder der Einkommensteuererklärung 
überhaupt beantragt werden, ohne daß die betroffe-
nen Eltern überhaupt eine Ahnung davon haben, ob 
sie einen Anspruch darauf haben. Dadurch wächst 
sich dieser Kindergeldzuschlag, den Sie eingeführt 
haben, um die ungerechte Wirkung der Kinderfreibe-
träge zugunsten sehr gut Verdienender wenigstens in 
einem gewissen Umfang auszugleichen, zunehmend 
zum Skandal aus. Nur circa die Hälfte aller An-
spruchsberechtigten beantragt diesen Zuschlag, weil 
sie nicht darüber informiert sind, weil es viel zu kom-
pliziert ist, und weil z. B. diejenigen, die wegen eines 
zu geringen Einkommens gar keine Steuern zahlen, 
gar nicht erfahren, daß sie ihre Kinderfreibeträge 
nicht ausgenutzt haben, aber diesen Anspruch noch 
hätten. Das heißt, Ihr Familienlastenausgleich be-
nachteiligt auch hier insbesondere Familien mit gerin-
gem Einkommen. 

(Zuruf von der SPD: Ein Skandal ist das!) 

Die Entlastungsbeiträge von 98 DM für ein Kind oder 
von 216 DM für zwei Kinder stehen für Alleinerzie-
hende und für Familien mit geringem Einkommen 
teilweise nur auf dem Papier. Sie bekommen nur das 
Kindergeld, und ihre obersten Vorgesetzten, die viel-
leicht in dem gleichen Betrieb arbeiten, bekommen 
jeden Monat alles, was ihnen zusteht, ohne den Finger 
krumm machen zu müssen, ohne einen Antrag zu stel-
len, pünktlich aufs Konto überwiesen. Das kann doch 
nicht gerecht sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben das auch selbst erkannt, und Frau Ver-
hülsdonk hat es gerade gesagt; ich zitiere aus einem 
Papier der Arbeitsgruppe Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit der CDU/CSU-Fraktion, die dort 
schreibt: Da wir aber in der nächsten Legislaturpe-
riode insbesondere Familien mit geringem Einkom-
men wirksamer entlasten wollen, geht dies effektiv 
nur über das Kindergeld. Das heißt auf gut deutsch: 
Nur über eine Erhöhung des Kindergeldes können 
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Familien mit geringem Einkommen wirksam entlastet 
werden. Genau das schlagen wir vor: die Mittel dort 
einzusetzen, wo sie vor allem benötigt werden. Denn 
es kann uns doch nicht unberührt lassen, daß nahezu 
die Hälfte aller Familien mit allen Einkommensarten 
weniger als 3 000 DM monatlich zur Verfügung ha-
ben. 

Sie konzentrieren mit Ihrem Familienlastenaus-
gleich Ihre Bemühungen auf die weniger als 16 % der 
Familien, die mehr als 5 000 DM im Monat zur Verfü-
gung haben. 

(Frau Verhülsdonk [CDU/CSU]: Aber das 
stimmt doch nicht!) 

— Weisen Sie mir das Gegenteil nach! — Wir wollen 
vor allem den 48 % helfen, die weniger als 3 000 DM 
im Monat für sich und ihre Kinder ausgeben kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun haben Sie auch heute wieder dafür plädiert, 
daß die Kinderfreibeträge deshalb zu bevorzugen 
sind, weil damit der Kinderlastenausgleich automa-
tisch steigt und man nicht auf Festbeträge angewiesen 
ist. Aber das wird doch durch Kinderfreibeträge nicht 
vermieden. Sie haben doch keine Gewähr dafür, daß 
der Finanzminister die Kinderfreibeträge regelmäßig 
erhöht. Das wird sich doch auch nach der Finanzlage 
richten. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Durch die Einkom-
menserhöhung erhöht sich das!) 

Zum anderen ist es so, daß sich dann der Kinderlasten-
ausgleich nur für diejenigen erhöht, deren Einkom-
men steigt. Für diejenigen, deren Einkommen stag-
niert oder z. B. wegen Arbeitslosigkeit sinkt, reduziert 
sich der Kinderlastenausgleich. Das ist doch ebenfalls 
sozial ungerecht. Das bringt's doch nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb ist auch hier das einheitliche Kindergeld 
besser, wenn es mit einer regelmäßigen Anpassung 
verbunden ist, und das könnten wir doch gemeinsam 
organisieren, ähnlich wie wir es bei der Rentenanpas-
sung ebenfalls tun. 

Sie kritisieren weiterhin, daß wir durch die Trans-
ferleistungen Kindergeld-Wohltaten verteilen wollten 
und den Familienlastenausgleich als disponible So-
zialleistung betrachten. Dies ist Schlichtweg Unsinn. 
Wir sind auch der Meinung, daß die Entlastung der 
Familien eine Pflicht des Staates ist und nicht irgend-
eine soziale Wohltat. Das ist kein Kann, sondern ein 
Muß. Deshalb plädieren wir dafür, für jedes Kind 
diese 200 DM gleich von der Steuerschuld abzuzie-
hen, wie es der Wissenschaftliche Beirat des Ministe-
riums vorschlägt. 

Dies ist in der Vergangenheit — auch daraus haben 
wir gelernt — immer wieder am Widerstand der Län-
der gescheitert. Wir haben uns deshalb in unserer 
Arbeitsgruppe Fortschritt '90 unter Vorsitz von Oskar 
Lafontaine der Unterstützung der Länder versichert, 
aber ihnen natürlich zugesichert, daß sie einen ad-
äquaten Ausgleich bekommen, wenn wir hier tatsäch-
lich eine Veränderung des Systems vornehmen. 

Nun wird uns auch noch vorgeworfen, wir würden 
mit unserem Vorschlag für einen sozial gerechten, 
unbürokratischen und kalkulierbaren Familienlasten-
ausgleich Geld nur umschichten und nicht mehr Geld 
für Kinder ausgeben. Das stimmt: Wir schichten um 
von Kinderlosen zu denjenigen, die Kinder haben. 
Das stimmt: Wir schichten um von den sehr gut ver-
dienenden Familien zu Familien mit geringem Ein-
kommen. Das möchten wir auch. Das beabsichtigen 
wir damit auch und nicht etwa das Gegenteil. 

(Beifall bei der SPD) 

Mehr soziale Gerechtigkeit durch das Ausgeben 
nicht vorhandender Milliarden herzustellen, das kann 
jeder. Dies finanzierbar und mit Verstand und Augen-
maß zu tun, das ist die Kunst, die unserem Antrag 
zugrunde liegt. 

(Rauen [CDU/CSU]: Kunst? Das ist wirklich 
Kunst?) 

Nicht zuletzt die Sozialunion mit der DDR müßte 
Sie eigentlich dazu zwingen, den derzeitigen Fami-
lienlastenausgleich zu überdenken und mit uns ge-
meinsam ein einheitliches Kindergeld einzuführen. Es 
kann doch nicht Ihr Ernst sein, daß Sie mit dem lapi-
daren Satz aus Anlage 4 des Entwurfs eines Staatsver-
trags — ich zitiere: — gültig für die DDR: „übernom-
men werden mit Wirkung ab 1. Januar 1991 das Ein-
kommen- und Lohnsteuerrecht" — unser ungerech-
tes, bürokratisches System mit Kindergeldkassen und 
Anträgen beim Finanzamt, beim Arbeitsamt und bei 
den Sozialämtern, die es dort alle nicht gibt, einführen 
wollen. 

Zudem steht dem die Koalitionsvereinbarung der 
DDR-Regierung entgegen, die ausdrücklich von einer 
einheitlichen Leistung für Kinder, unabhängig von 
der Einkommenshöhe der Familie, spricht. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Bei dem geringen Ein

-

kommen! Wenn sie keine Steuern zahlen, ist 
das für eine Übergangszeit ganz vernünf

-

tig!) 

Wollen Sie sich über dieses Votum nach Ihrem Dau-
ermotto „Bei uns ist alles gut, besser, am besten" ein-
fach hinwegsetzen? 

Aber wir wollen selbstverständlich auch materiell 
mehr für Familien tun; denn Familienlastenausgleich 
ist mehr als Kindergeld oder Steuerpolitik. Dazu ge-
hört die Wiedereinführung des Schüler-BAföG. Dazu 
gehört, daß wir für einen Rechtsanspruch auf Kinder-
gartenbetreuung mit einem Ausgleich durch den 
Bund bei den Ländern und Kommunen sorgen müs-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehört, daß wir Requalifzierungsprogramme für 
die Frauen, die wieder in den Beruf einsteigen wollen, 
mit Rechtsansprüchen und nicht nur mit Modellvorha-
ben schaffen. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Keine 
neuen Wohltaten versprechen! — Rauen 

[CDU/CSU]: Immer mehr Sozialstaat!) 

All das haben wir Ihnen vorgelegt oder werden wir 
Ihnen noch vorlegen. 
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Unser Antrag zur Änderung des Familienlastenaus-
gleichs ist ein Beitrag zu mehr sozialer Gerechtigkeit, 
zu einer kinder-, frauen- und familienfreundlicheren 
Gesellschaft und nicht zuletzt zu einer Sozialunion mit 
der DDR, die die Wünsche unserer und Ihrer Partei-
freunde in der DDR respektiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Werner (Ulm). 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Verehrte Frau Schmidt, ich 
möchte einige Anmerkungen zu dem, was Sie gesagt 
haben, machen. Sie sprachen nicht zuletzt davon, was 
Sie alles noch herbeiführen wollen. Sie hätten in den 
70er Jahren Zeit genug gehabt, in die Richtung zu 
gehen, die Sie heute hier so lautstark ankündigen. 
Wenn Sie von der Schaffung von Rechtsansprüchen 
auf Kindergartenplätze sprechen, sage ich: Damals 
wäre die Möglichkeit dazu gewesen. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Denken Sie ein-
mal an unseren Koalitionspartner von da-

mals!) 
Ich sage es bewußt: Es wäre die Möglichkeit dazu 
gewesen, wenn Sie in gleichem Maße auf Ihre Mini-
sterpräsidenten eingewirkt hätten, wie diese Regie-
rung und wir an diesem Punkt gearbeitet haben. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Wenn Sie 
die paar müde Mark locker gemacht hätten, 
dann wäre das keine Schwierigkeit gewe-

sen!) 

— Wenn Sie von Geld sprechen, dann muß ich doch 
sagen: Sie sprechen immer davon, daß sämtliche zu-
sätzliche Leistungen im Bereich des Familienlasten-
ausgleichs, aber auch der gesamten Familienpolitik 
stets beim Bund in Anrechnung gelangen sollen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Nein!) 
Politik für die Familie ist eine Aufgabe für alle Glie-
derungen, für alle staatlichen Bereiche. Ich meine, 
dies sollte man nicht vergessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Haben wir 

doch auch gar nicht!) 
Ich möchte die Debatte zur sozialen Lage der Familien 
in der Bundesrepublik Deutschland deswegen auch 
gar nicht wiederholen, sondern hier nur wenige Worte 
zu Ihrem Antrag sagen. 
Ich billige Ihnen zu, daß Ihr Antrag, wenn man ihn 

durchliest und vor allen Dingen im Detail bis 
100 000 DM hochrechnet, verlockend klingt. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Er ist es 
auch!) 

Er ist es wert — ich sage das bewußt — , nachgerech-
net zu werden. Ich habe es versucht. Er ist natürlich 
nicht ungeschickt, gerade in einem Wahljahr, weil er 
unter dem Motto „Was kommt in Heller und Pfennig 
sichtbar heraus?" in manchen Bereichen denjenigen, 
der der Empfänger dieser staatlichen Transferlei-
stung ist, zunächst einmal besserstellt. Er sieht deutli-
cher, was er bekommt. 

Er sieht allerdings nicht: Was wurde in anderen Tei-
len dafür weggenommen? Ich möchte Ihnen fairer-
weise einräumen, daß wir uns im Ausschuß auch über 
die Form der Gegenrechnungen unterhalten sollten. 
Ich sage bewußt „fairerweise", denn wir sollten — ich 
knüpfe an den Kollegen Eimer an — diese Diskussion 
führen, ohne auf der einen Seite die Neiddiskussion 
herbeizuführen und ohne auf der anderen Seite im-
mer gleich zu unterstellen, daß jedwede Umstellung 
im Steuerrecht gleichsam ein Staatsverbrechen sei. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr schön!) 

Ich möchte daran erinnern, daß die CDU/CSU, 
wenn ich mich nicht täusche, die erste Fraktion war, 
die damals in dem Althammer-Bericht einen breitan-
gelegten Vorschlag in Sachen Familien-Splitting aus-
gearbeitet hatte. In diese Richtung, glaube ich, lohnte 
es sich, erneut auf den Weg zu gehen — und zwar 
gemeinsam! Ich meine, daß gerade die Entwicklung, 
in der die beiden deutschen Staaten aufeinander zu-
kommen, jetzt eine Chance bietet, auch hier einen 
Schritt möglichst gemeinsam voranzukommen, aber 
dies läßt sich anhand eines derartigen SPD-Vorschla-
ges jetzt nicht so schnell über das Knie brechen! 

Ich möchte die Sinnhaftigkeit auch von Kinderfrei-
beträgen nicht wiederholen. Norbert Eimer hat darauf 
hingewiesen, daß man immer die wirtschaftliche Lei-
stungsfähigkeit und das Pro-Kopf-Einkommen der Fa-
milie berücksichtigen muß. Ich räume Ihnen aller-
dings sofort ein, daß dieser Gesichtspunkt bei Ihnen 
auch gesehen wird, aber Sie gehen den Weg, den 
Eimer mit Recht kritisiert hat, daß Sie das Ganze pri-
mär als eine Anlage staatlicher Transferleistungen se-
hen und weniger unter der Frage behandeln: Was 
bleibt als Familieneinkommen im Vergleich zu jenem 
Einkommen, das einer ohne Familie bzw. ohne Kinder 
hat? Ich glaube, auch hier sollten wir uns noch etwas 
offener darüber unterhalten, welches Maß an Ge-
meinsamkeit wir erreichen können. 

Eines, glaube ich, sollte nicht der Fall sein: daß wir 
in der Diskussion über das Ehegatten-Splitting zulas-
sen, aus der Richtung des Steuerrechts — ich bin fast 
verleitet, andere Bereiche der Gesetzgebung aufzu-
zeigen, wo Sie derartige Vorstöße unternehmen — 
jetzt unterschwellig Angriffe gegen die Sinnhaftigkeit 
der Ehe, deren Anerkennung und Förderungswürdig-
keit in dieser Gesellschaft zu führen. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das tun wir doch 
nicht! Sie bringen doch einen völlig falschen 

Zungenschlag hinein!) 

Gerade der Gesichtspunkt, daß ein Ehepaar das erar-
beitete Familieneinkommen gemeinsam besitzt, sollte 
gesehen werden. 

Wir sollten — Herr Präsident, ich sehe das Zei-
chen — die Dinge gemeinsam diskutieren. Wir sollten 
auch den Vorschlag, den Max Wingen jüngst gemacht 
hat, 8 000 DM pro Jahr und Kind zu berücksichtigen, 
einbeziehen. Allerdings sollten wir dabei immer be-
denken, welche finanziellen Mittel wir in dieser Situa-
tion zur Verfügung haben, damit auch wir, die Fami-
lienpolitiker, Realisten bleiben. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das sind wir!) 
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Bei all unserem Sehnen nach mehr Geld dürfen wir 
nicht in den Bereich der Träumerei abstürzen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schmidt  [Salzgitter] [SPD]: Das klang immer-
hin sehr viel versöhnlicher als bei Herrn 

Glos!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium der 
Finanzen, Herr Voss. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Mit dem vorliegenden SPD-Antrag soll das beste-
hende duale System zur Berücksichtigung der Unter-
haltsbelastungen der Eltern durch Steuerermäßigung 
und Einkommensübertragungen abgeschafft werden. 
Der Antrag lehnt sich an einen Entschließungsantrag 
an, der bereits am 14. Juni 1989 eingebracht und hier 
am 16. Juni debattiert worden ist. Er wurde damals 
mehrheitlich abgelehnt, denn er führt dazu, daß ein 
Ehepaar mit Kindern ebensoviel Steuern zu zahlen hat 
wie ein kinderloses Ehepaar mit gleichem Einkom-
men. Das Prinzip der Besteuerung nach der finanziel-
len Leistungsfähigkeit bei Familien mit Kindern wird 
also außer acht gelassen, und das widersp richt mei-
nem Gerechtigkeitsempfinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich schließe mich hier nahtlos an das an, was die 

Kollegin Verhülsdonk eben ausgeführt hat, der ich im 
übrigen recht herzlich zu ihrem heutigen Geburtstag 
gratuliere. 

(Beifall) 
Aber auch die in der Antragsbegründung, meine 

Damen und Herren, vorgetragenen Argumente, die 
hier noch einmal wiederholt worden sind, halten einer 
Nachprüfung nicht stand. 
Im übrigen, Frau Kollegin Schmidt, haben Sie eben 

gesagt, der Finanzminister gebe keine Gewähr für 
eine Erhöhung des Kindergeldes. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ich habe 
gesagt: der Kinderfreibeträge!) 

— Der Kinderfreibeträge. 
Hier erinnere ich Sie nur einmal daran, daß im Jahre 

1982, als diese Regierung die Verantwortung über-
nahm, der Kinderfreibetrag 432 DM betrug.  Diesel-
war  nur deshalb entstanden, weil wir damals als Op-
position sehr großen Wert darauf gelegt und uns hier 
durchgesetzt haben. Inzwischen beträgt der Kinder-
freibetrag 3 024 DM. Ich kann hier durchaus sagen, 
daß wir daran denken, daß im weiteren Verlauf unse-
rer Steuergesetzgebung in der nächsten Legislaturpe-
riode hier Erhöhungen durchaus vorgesehen sind. 
Also das, Frau Kollegin, was Sie hier eben gesagt 
haben, entspricht nicht den Tatsachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie mich ein paar weitere Bemerkungen 
machen: 
Erstens. Die Steuerermäßigung durch den Kinder-

freibetrag ist keine staatliche Leistung. Eltern erhal-

ten, wenn sie eine kindbedingte Steuerermäßigung in 
Anspruch nehmen, vom Staat nichts. Der Kinderfrei-
betrag sorgt vielmehr nur dafür, daß sie im Vergleich 
zu Kinderlosen nicht zu hoch besteuert werden. Ein-
kommensteile, die in einer Familie mit Kindern für 
deren Unterhalt verwendet werden müssen, werden 
also nicht besteuert. Wenn aber keine staatliche Lei-
stung vorliegt, meine Damen und Herren, geht der 
Appell an das Neidgefühl, Kinder von begüterten 
Steuerpflichtigen erhielten mehr als die von weniger 
begüterten, fehl. 

Die andere Ansicht beruht meiner Einschätzung 
nach auf einem etwas als sozialistisch zu qualifizieren-
den Denksystem, nämlich daß der Staat das Recht 
habe, das Einkommen seiner Bürger zu 100 % in An-
spruch zu nehmen und dann auf Grund seiner Gnade 
und Güte davon einen Teil wieder dem Bürger zu-
rückzugeben. Meine Damen und Herren, das kann 
nicht richtig sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schmidt  [Salzgitter] [SPD]: So etwas Ver

-

korkstes habe ich lange nicht gehört!) 

Zweitens. Wer von der progressiven Gestaltung des 
Einkommensteuertarifs ausgeht, muß die bei den Ein-
kommensminderungen spiegelbildlich eintretenden 
regressiven Auswirkungen mit einbeziehen. Sie erge-
ben sich in ähnlicher Weise auch bei vielen anderen 
Abzügen, wie bereits gesagt worden ist, bei Betriebs-
ausgaben, Werbungskosten, aber auch bei Unter-
haltsaufwendungen für andere Angehörige sowie 
beim Behindertenpauschbetrag und generell bei allen 
Steuerbefreiungen. Ich sehe also keinen überzeugen-
den Grund, warum diese Wirkung bei Kinderfreibe-
trägen entfallen soll. 

Drittens. Der von Ihnen, meine Damen und Herren 
von der SPD, aufgezeigte Finanzierungsvorschlag für 
den Familienlastenausgleich ist nicht haltbar. Die 
Wirkung des Ehegatten-Splitting läßt sich nicht auf 
maximal 6 000 DM begrenzen. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat das Ehegatten-Splitting aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht als ein nicht beliebig veränder-
bares, sogenanntes Steuervergünstigungssystem 
qualifiziert, sondern als eine an dem Schutzgebot des 
Art. 6 Abs. 1 des Grundgesetzes und der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit der Ehepaare — Art. 3 
Abs. 1 — orientierte sachgerechte Besteuerung be-
wertet. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Man sollte 
Verfassungsgerichtsurteile vollständig zitie

-

ren, um sich ein Bild zu machen!) 

Deshalb ist es irreführend, sogenannte Vorteile dieses 
Verfahrens abbauen zu wollen. 

Viertens. Aus steuer- und familienpolitischer Sicht 
spricht insbesondere folgendes für die Beibehaltung 
des Ehegatten-Splitting: Das uneingeschränkte Ehe-
gatten-Splitting entspricht den Wertungen des bür-
gerlichen Rechts und den Anforderungen des Lei-
stungsfähigkeitsprinzips. 

(Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Abenteuerliche 
Auslegung!) 

Es knüpft an die Lebensverhältnisse der intakten 
Durchschnittsehe als Erwerbs-, Verbrauchs- und Ver- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Voss 
sorgungsgemeinschaft an. Das uneingeschränkte 
Ehegatten-Splitting ist Ausdruck der Gleichwertig-
keit der Arbeit von Mann und Frau, ohne Rücksicht 
darauf, ob es sich um Haus- oder Berufsarbeit handelt. 
Diese Unterscheidung, meine Damen und Herren von 
der SPD, dürfte doch auch für Sie nicht gleichgültig 
sein. 
Von der Begrenzung der Splittingwirkung wären 

vielfach diejenigen Ehen betroffen, bei denen die Kin-
der bereits aus dem Hause sind und beide Ehegatten 
bei ihrer Erwerbstätigkeit unterschiedlich hohe Ein-
künfte erzielen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Darum 
auch nur kappen und nicht abschaffen!) 

Fünftens. Die Begrenzung der Splittingwirkung auf 
6 000 DM bedeutet für eine Reihe von Familien mit 
noch im Haushalt lebenden Kindern Verschlechterun-
gen. Die eintretende Steuererhöhung wird nämlich 
durch die von Ihnen vorgeschlagene Kindergelderhö-
hung nicht ausgeglichen. Die Begrenzung der Split-
tingwirkung wirkt sich deshalb bei Wegfall der Kin-
derfreibeträge in der Regel bereits bei einem Brut-
toeinkommen von rund 93 000 DM und nicht erst, 
wie Sie in Ihrer Antragsbegründung sagen, bei 
100 000 DM aus. 
Sechstens. Die von Ihnen vorgeschlagene Finanz-

amtslösung wird wohl auch bei Ihrem reinen Kinder-
geldvorschlag keine entscheidende Vereinfachung 
bringen. 
Siebtens. Die vorgeschlagene Neuregelung läßt 

sich auch nicht durch finanzielle Umschichtungen 
aufkommensneutral durchführen. Nach Berechnun-
gen, die wir im Bundesfinanzministerium angestellt 
haben, besteht in dem zur Abstimmung gestellten 
Antrag eine erhebliche Deckungslücke in der Grö-
ßenordnung von bis zu 3 Milliarden DM. 
Die vorgetragenen Argumente überzeugen also 

nicht. Wir sollten deshalb am bestehenden Rechtszu-
stand festhalten. Nach dem Verständnis der Bundes-
regierung hat der Staat zwingende Unterhaltsver-
pflichtungen bei der Einkommensbesteuerung zu be-
rücksichtigen. 
Aus der Sicht der Bundesregierung ist daher der von 

der SPD-Opposition gestellte Antrag abzulehnen. Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren! Ich schließe die Aussprache. 
Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vorla-

gen der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/6751 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vor. Sind Sie damit einverstanden? — Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 
Wir treten in die Mittagspause ein. Die Sitzung wird 

um 14.00 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt. 
Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.07 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich eröffne die Sitzung wieder. 

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 
Fragestunde 
— Drucksache 11/6944 — 

Ich rufe zunächst den Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns dankenswerterweise Herr 
Staatsminister Schäfer zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 31 des Abgeordneten Jäger 

auf: 
Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung in die Wege 

geleitet oder erwägt sie, allein oder zusammen mit ihren EG-
Partnern, um nach der Öl-Liefersperre der UdSSR gegenüber 
Litauen und der dadurch eingetretenen Versorgungskrise dem 
bedrängten litauischen Volk zu helfen? 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Kollege, die zwölf Außenminister der EG haben in 
ihrem Treffen in Dublin am 21. Ap ril 1990 ausführlich 
die Lage in Litauen erörtert. Sie haben eine gemein-
same Erklärung abgegeben, in der sie ihre ernste Be-
sorgnis über die von Moskau gegen Litauen verfügten 
Maßnahmen zum Ausdruck gebracht haben.. Sie ha-
ben keinen Zweifel daran gelassen, daß Zwangsmaß-
nahmen keinen Beitrag zur Suche nach einer Lösung 
leisten können, die nur im Wege eines Dialogs mög-
lich ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Abgeordneter. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, nachdem 
Sie den eigentlichen Kern der Frage 31 in Ihrer Ant-
wort gar nicht berührt haben, darf ich Sie fragen, wel-
che Maßnahmen zur Hilfe für das litauische Volk, sei 
es von der EG, sei es von der Bundesregierung, denn 
nun erwogen oder in die Wege geleitet werden? 

Schäfer, Staatsminister: Ich glaube, es ist zunächst 
einmal notwendig, daß das litauische Volk, vertreten 
durch seine Regierung, in Verhandlungen mit der so-
wjetischen Regierung zu einem einvernehmlichen 
Weg findet, damit die Sanktionen, die Moskau ver-
hängt hat, aufgehoben werden können. Ich glaube, 
erst in zweiter Linie können wir davon ausgehen, daß 
europäische Staaten — das sollten wir nicht allein tun, 
sondern gemeinsam mit unseren europäischen Nach-
barstaaten — über mögliche Hilfsmaßnahmen bera-
ten. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist denn die 
Bundesregierung bereit, für die zu leistende Hilfe für 
das litauische Volk die besondere Verantwortung der 
Bundesregierung anzuerkennen, die sich daraus er-
gibt, daß durch den Hitler/Stalin-Pakt dieses Volk wie 
die anderen baltischen Völker der stalinistischen 
Herrschaft in der Sowjetunion ausgeliefert worden 
ist? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich glaube, 
Sie sind mit mir der Meinung, daß der Hitler/Stalin-
Pakt nicht von der Bundesregierung zu verantworten 
war, daß die Bundesregierung diesen Pakt niemals 
anerkannt hat und daß das, was an Folgen für das 
litauische Volk entstanden ist, natürlich gerade in die- 
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ser Zeit der Reformen in Osteuropa und auch in der 
Sowjetunion nur durch ein vernünftiges Vorgehen ge-
mildert werden kann, zu dem wir unseren Beitrag lei-
sten werden. Mit einer Dramatisierung der Lage in 
Litauen wäre sicher weder uns noch den Litauern ge-
dient. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr, Herr Abge-
ordneter Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist die 
Bundesregierung nicht der Meinung, daß angesichts 
der Tatsache, daß die von Ihnen apostrophierten Ver-
handlungen nicht stattfinden können, nachdem die 
litauische Verhandlungsdelegation in Moskau nicht 
empfangen wird und andererseits die Zwangsmaß-
nahmen der Sowjetunion gegen das litauische Volk, 
die auch Kinder und Frauen treffen, eine neue Situa-
tion eingetreten ist und daß die Bundesregierung ge-
rade auf Grund der deutschen Verantwortung für den 
Hitler/Stalin-Pakt aufgerufen ist, unverzüglich zu 
handeln, um wenigstens die Not der Menschen zu lin-
dern? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich darf wie-
derholen, was ich gerade gesagt habe. Wir sollten 
nicht zu einer Dramatisierung der Lage beitragen, in-
dem wir die Not des litauischen Volkes, wie Sie das 
eben getan haben, so dramatisch darstellen. Was wir 
gemeinsam mit unseren Freunden in der Europäi-
schen Gemeinschaft tun, ist, die Lage sehr sorgfältig 
zu beobachten und auch bei unseren Kontakten und 
den Kontakten unserer Nachbarstaaten mit der So-
wjetunion darauf hinzuwirken, daß es keine zusätzli-
che Steigerung der bereits — Sie haben das qualifi-
ziert — verhängten Maßnahmen gegenüber Litauen 
geben darf, sondern daß eine Verhandlung stattfinden 
muß. Es gibt Anzeichen dafür, daß die Sowjetunion 
diesen Weg auch so sieht. 
Wir sollten uns also in der jetzigen Phase darauf 

verständigen, alles zu tun, um die Möglichkeit des 
Dialogs zwischen Litauen und der Sowjetunion zu 
eröffnen und nur im Falle einer weiteren Zuspitzung 
der Lage den Weg zu gehen, den Sie in Ihrer Frage 
eben angedeutet haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Der Abgeordnete Hins-
ken hat eine Zusatzfrage. Bitte schön. 

Hinsken (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind der 
Bundesregierung private Hilfen bekannt, die even-
tuell an die Litauer gegeben werden? Wenn ja: In wel-
chem Umfang sind diese bisher geflossen? 

Schäfer, Staatsminister: Es tut mir leid, daß ich Ih-
nen im Augenblick zu privaten Hilfen nichts sagen 
kann. Ich kann mich gerne umhören, aber Sie wissen, 
daß es Bemühungen der Ministerpräsidentin von 
Litauen gegeben hat, in Norwegen 01 als Ersatz für 
ausgefallene Lieferungen zur Verfügung gestellt zu 
bekommen. Daß es wohl auch, wie heute zu lesen ist, 
Bemühungen der Litauer gibt, mit bestimmten sowje-
tischen Republiken eine Zusammenarbeit zu ermögli-
chen, auch mit der Nachbarregion Leningrad, ist rich-
tig. Aber p rivate Hilfen aus der Bundesrepublik kann 
ich Ihnen im Augenblick nicht belegen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
liegen nicht vor. 
Dann rufe ich die Frage 32 des Abgeordneten Jäger 

auf : 
Ist aus der Antwort der Staatsministerin Frau Dr. Adam-

Schwaetzer auf meine schriftliche Frage vom März 1990 zu fol-
gern, daß jedenfalls die Bundesregierung in den internationalen 
Gremien, in denen die Bundesrepublik Deutschland vertreten 
ist, die Auffassung vertritt, daß auch dem ungeborenen Kind der 
menschenrechtliche Schutz des Rechts auf Leben (Artikel 3 der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 
1948) zukommt, und wenn ja, welche dem Europarat angehö-
renden Staaten unterstützen diese Auffassung der Bundesregie-
rung? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, die Bundes-
regierung versteht Art. 3 der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte und die einschlägigen interna-
tionalen Menschenrechtsgarantien, z. B. Art. 6 des In-
ternationalen Paktes über bürgerliche und politische 
Rechte, Art. 2 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention, wie Art. 2 Abs. 2 unseres Grundgesetzes in 
der Auslegung durch das Bundesverfassungsgericht 
dahin, daß das sich im Mutterleib entwickelnde Le-
ben als selbständiges Rechtsgut vom Staat zu schüt-
zen ist, wobei es — wie das Bundesverfassungsgericht 
besonders betont — Sache des Gesetzgebers ist, zu 
entscheiden, wie der Staat seine Verpflichtungen zu 
einem effektiven Schutz des sich entwickelnden Le-
bens erfüllt. 
Diese Auslegung ist indessen nicht zwingend. Sie 

wird international nicht allgemein akzeptiert. Bei der 
Diskussion des Entwurfs eines Übereinkommens über 
die Rechte des Kindes hat darum die Delegation der 
Bundesrepublik Deutschland ihr Eintreten für die 
wörtliche Wiederholung des in der Erklärung der 
Rechte des Kindes vom 20. November 1958 veranker-
ten Bekenntnisses zur Schutzbedürftigkeit des unge-
borenen Lebens in der Präambel der Konvention in 
erster Linie auf die innerstaatliche Verfassungslage 
sowie besonders auf das Argument gestützt, daß ohne 
die gewünschte Klarstellung die Ratifikation der Kin-
derkonvention durch die Bundesrepublik Deutsch-
land erschwert, wenn nicht unmöglich sei. 
Sie ist bei der Durchsetzung ihrer Forderungen von 

anderen Mitgliedstaaten des Europarats, etwa von Ir-
land und Italien, unterstützt worden. Inwieweit diese 
und andere Staaten — so wie es in Ihrer Frage zum 
Ausdruck kommt — die eingangs genannte Ausle-
gung teilen, entzieht sich der Kenntnis der Bundesre-
gierung. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Jä-
ger zu einer Zusatzfrage. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, darf ich 
nach dieser sehr positiven Antwort, für die ich mich 
bedanke, die Frage stellen, ob denn die Frage der 
Auslegung des Art. 3 und auch des von Ihnen heran-
gezogenen Art. 6 des IPBPR dazu geführt haben, daß 
innerhalb der Bundesregierung Überlegungen ange-
stellt werden, also z. B. auch in Ihrem Hause, immer 
dann, wenn von Menschenrechten und vom Recht auf 
Leben die Rede ist, auch diesen Abschnitt, also insbe-
sondere die in großer Zahl bedrohten und getöteten 
ungeborenen Kinder, mit zu erfassen? 
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Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich bin nicht 
sicher, ob wir immer, wie Sie das jetzt fragen, bei allen 
Menschenrechtsdiskussionen, die ja in vielfältiger 
Form an den verschiedensten Orten und in den ver-
schiedensten Gremien stattfinden, auch diese Frage 
mit einbeziehen können, wenn sich der Sachverhalt 
ganz anders stellt. 
Aber ich habe Ihnen in meiner Antwort deutlich 

gemacht, daß — soweit das vom Auswärtigen Amt 
überhaupt geschehen kann; das ist ja eigentlich eine 
Materie, die weitgehend in den Bereich des Bundes-
ministers der Justiz gehört — wir bei vergleichbaren 
Vorgängen, wie Sie sie angesprochen haben, auf un-
sere Verfassungslage und die Interpretation des 
Grundgesetzes durch das Bundesverfassungsgericht 
hinweisen, die international nicht überall entspre-
chend gesehen wird. Wir haben aber jedenfalls diesen 
Standpunkt dort so vertreten. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
Herr Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist Ihnen 
denn irgendeine Erklärung greifbar, weshalb in dem 
Menschenrechtsbericht der Bundesregierung — nach 
dem ich auch damals in meiner schriftlichen Frage 
gefragt hatte, die Ihre Kollegin dann beantwortet 
hat — , in dem es ja ausschließlich um die Menschen-
rechtssituation in der Bundesrepublik Deutschland 
geht und nicht um die in dritten Ländern, dieses 
Thema entgegen der von Ihnen gerade vorgetragenen 
Auffassung der Bundesregierung überhaupt nicht 
aufgetaucht ist? Gibt es dafür irgendeine Erklärung, 
oder hat man das schlicht vergessen? 

Schäfer, Staatsminister: Weil ich nicht zu den Ver-
fassern des Berichts über die Menschenrechte zähle, 
fällt es mir sehr schwer, zu qualifizieren, ob das be-
wußt nicht gemacht wurde oder ob es unbewußt nicht 
geschehen ist. Ich bin aber gern bereit, das nachzu-
prüfen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Cronenberg: Nachdem der Abgeord-
nete Lowack gebeten hat, seine Frage 33 schriftlich zu 
beantworten — die Antwort wird als Anlage abge-
druckt — , kann ich nunmehr die Frage 36 des Abge-
ordneten Hinsken aufrufen: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach zwischen der italieni-
schen und der CSFR-Regierung Einigkeit erzielt wurde, ab 
1. Juli 1990 auf Ausstellung von Visa zu verzichten, und wenn ja, 
ab wann gibt es diese Visafreiheit, ggf. das „Schengener Ab-
kommen" unterlaufend, auch zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der CSFR? 

Herr Staatsminister! 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, nach der Be-
richterstattung unserer Botschaften in Rom und in 
Prag unterzeichneten Italien und — jetzt muß man 
acht geben, weil es hier eine neue Abkürzung gibt — 

die  CSFR beim Besuch des tschechoslowakischen Mi-
nisterpräsidenten Calfa am 29. März 1990 in Rom eine 
Vereinbarung, wonach die Sichtvermerkspflicht im 
bilateralen Verhältnis für touristische Reisen bis zu 
30 Tagen aufgehoben wird. Die Vereinbarung soll 
nach Abschluß des innerstaatlichen Zustimmungsver-
fahrens am 1. Juli 1990 in Kraft treten. 

Wie bereits in der Antwort auf die mündliche Frage 
des Abgeordneten Stiegler in der Fragestunde am 
29. März 1990 mitgeteilt wurde, wurden im Schen-
gen- und im EG-Rahmen Konsultationen über die 
Aufhebung der Visapflicht gegenüber der CSFR ein-
geleitet. Der Allgemeine EG-Rat wird sich mit dieser 
Frage erneut auf seiner Sitzung am 7. Mai befassen. 
Die Bundesregierung hat bereits bei den Beratun-

gen im Allgemeinen Rat am 2. Ap ril dieses Jahres 
erklärt, sie beabsichtige, nach Ungarn auch die Sicht-
vermerkspflicht gegenüber der CSFR aufzuheben. Sie 
wird eine abschließende Entscheidung hierüber nach 
der Ratstagung am 7. Mai treffen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfragen? — Bitte 
schön, Herr Abgeordneter Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatsminister, was den-
ken Sie denn, bis wann diese Visafreiheit zwischen 
der CSFR auf der einen Seite und uns auf der anderen 
Seite in etwa umgesetzt werden kann? 

Schäfer, Staatsminister: Ich habe darauf verwiesen, 
daß wir zunächst einmal die Ratstagung am 7. Mai 
und die Haltung unserer im Schengener Abkommen 
versammelten westlichen Nachbarstaaten abwarten 
wollen. Dort wird sich herausstellen, wie man zu der 
Aufhebung der Visapflicht, die wir beabsichtigen, 
steht. Je nach dem Ausgang dieser Besprechungen 
am 7. Mai werden wir dann zu entscheiden haben, 
wie schnell wir uns mit einer Aufhebung der Visa-
pflicht befassen können. 

Vizepräsident Cronenberg: Noch eine Zusatzfrage? 
— Bitte schön. 

Hinsken (CDU/CSU): Das wäre sehr wünschens-
wert, Herr Staatsminister. 
Aber ich habe noch eine Frage. Herr Bundesaußen-

minister Genscher hat mir gegenüber in einem Ge-
spräch geantwortet, daß er gegebenenfalls bereit ist, 
einen eigenen Weg einzuschlagen und dieses Schen-
gener Abkommen zu unterlaufen, falls hier kein be-
friedigendes Ergebnis herauskommt. Kann das hier 
von Ihnen als Vertreter der Bundesregierung amtli-
cherseits bestätigt werden? 

Schäfer, Staatsminister: Wenn Sie im persönlichen 
Gespräch mit dem Bundesaußenminister etwas fest-
gestellt haben, dann ist es für mich schwierig, wenn 
ich Ihnen das jetzt amtlich bestätigen soll. Ich gehe 
davon aus, daß ein Staatsminister grundsätzlich sei-
nem Minister nicht widerspricht und dessen Aus-
künfte nachträglich auch nicht aufhebt. 
Nur, Herr Kollege Hinsken, ich darf Ihnen in dem 

Zusammenhang sagen, von einem Unterlaufen des 
Schengener Abkommens kann deshalb keine Rede 
sein, weil im zweiten Schengener Abkommen die 
Konsultationspflicht vorgesehen ist, die aber noch 
nicht verabschiedet worden ist, so daß wir durchaus in 
der Lage sind — insofern hat der Bundesaußenmini-
ster recht — , unabhängig von dem, was dort am 
7. Mai geschieht, hier eine Entscheidung zu treffen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Lüder. 
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Lüder (FDP): Herr Staatsminister, bisher galt, daß 
Konsultation nicht Abhängigkeit von Zustimmung be-
deutet. Gilt das auch heute noch?  

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich habe kei-
nen Grund, daran zu zweifeln, daß es immer gegolten 
hat und auch heute noch gilt. Dabei darf ich allerdings 
hinzufügen, daß wir nach Möglichkeit keine Reizun-
gen provozieren sollten, bevor wir nicht solche Kon-
sultationen geführt haben. Das heißt, daß wir nicht 
jetzt schon unsere Absicht verdeutlichen sollten, be-
vor diese Runde über die Bühne gegangen ist. Sonst 
würde dort der Eindruck entstehen, wir würden uns 
unabhängig von dem, was andere Staaten dazu sa-
gen, so entscheiden. Ich hielte das nicht für sehr 
klug. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ich kann 
mich zwar nicht auf ein Gespräch mit dem Bundesmi-
nister des Auswärtigen berufen, 

(Heiterkeit) 
aber ich habe die Frage an Sie, wie es denn kommt, 
daß die Italiener mit den Tschechen und Slowaken auf 
diesem Gebiet schon so weit sind, während wir da 
offenbar noch ein bißchen im zeitlichen Rückstand 
sind. Was haben die Italiener für besondere Einflüsse 
und Gnaden in Prag, daß sie schon so weit vorange-
schritten sind? 

Schäfer, Staatsminister: Es ist sicher nicht so sehr 
die tschechoslowakische Seite, die hier Schwierigkei-
ten macht, sondern es war unsere vielleicht größere 
Rücksichtnahme auf andere europäische Staaten, die 
uns hier etwas vorsichtiger vorgehen ließ, als es von 
Ihnen den Italienern unterstellt wird. Es hängt sicher 
nicht an Prag, sondern es hängt einfach an der Frage 
einer Absprache. Aber wir haben deutlich gemacht, 
daß wir den Willen haben, diese Politik fortzusetzen 
und die Visafreiheit nicht nur auf Ungarn zu be-
schränken. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatsminister, ich 
möchte mich bei Ihnen bedanken und rufe den Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern auf. 
Hier steht uns Staatssekretär Spranger zur Beantwor-
tung der Fragen zur Verfügung. Ich rufe zunächst die 
Fragen 34 und 35 des Abgeordneten Dr. Emmerlich 
auf: 

Wie viele Rechnungen des Versicherungsdetektivs Mauss an 
seine Auftraggeber in der Versicherungswirtschaft hat das Bun-
deskriminalamt in welchen Zeiträumen überprüft? 

Auf welche Ermittlungsverfahren bezogen sich die Abrech-
nungen des Versicherungsdetektivs Mauss, die das BKA auf 
ihre sachliche Richtigkeit überprüft hat, und von wem wurden 
diese Ermittlungsverfahren geführt? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Emmerlich, die Beant-
wortung beider Fragen ist in der Kürze der zur Verfü-
gung stehenden Zeit nicht möglich. Das Bundeskrimi-
nalamt hält hierfür umfangreiche personal- und zeit-
aufwendige Überprüfungen der dort vorliegenden 
Akten für nötig. Die diesbezüglichen Recherchen 
werden voraussichtlich zwei bis drei Wochen in  An-

spruch nehmen. Soweit mir die entsprechenden Daten 
und Fakten vorliegen, werde ich Ihnen, wenn Sie ein-
verstanden sind, die Antwort auf schriftlichem Wege 
übermitteln. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Em-
merlich, bitte schön. 

Dr. Emmerlich (SPD): Ich gehe davon aus, daß sich 
die Antwort — wie Sie es auch sagten — auf beide 
Fragen bezieht. Im Hinblick auf die Bereitschaft zur 
schriftlichen Beantwortung bin ich einverstanden, daß 
wir die weitere Erörterung für heute einstellen. 

Vizepräsident Cronenberg: Dann bedanke ich mich 
im Namen des Hauses. 
Die Fragen 37 und 38 der Abgeordneten Frau Häm-

merle werden schriftlich beantwortet — die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt —, so daß ich 
nunmehr die Fragen des  Abgeordneten Funke aufru-
fen müßte, der aber noch nicht im Saale ist. 
Ich rufe daher zunächst einmal die Frage 41 des 

Abgeordneten Baum auf: 
Wieweit sind die Überlegungen der Bundesregierung gedie-

hen, auf Grund des Zusammenbruchs des politischen Linksex-
tremismus in der Bundesrepublik Deutschland die Tätigkeit des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz auch durch Verringerung 
des dafür eingesetzten Personals einzuschränken? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Baum, 
die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß von 
einem Zusammenbruch des politischen Linksextre-
mismus in der Bundesrepublik Deutschland ausge-
gangen werden kann. Wohl gibt es Verfallserschei-
nungen im Bereich des orthodoxen Kommunismus; es 
ist aber nicht damit zu rechnen, daß sich beispiels-
weise alle aus der DKP ausscheidenden Personen von 
ihrer grundsätzlich verfassungsfeindlichen Einstel-
lung gegenüber unserem Grundgesetz lösen. Man 
wird vielmehr zu erwarten haben, daß sich neue links-
extremistische Gruppierungen bilden werden. Insge-
samt wird man deshalb allenfalls von Verlagerungen 
im Bereich des politischen Linksextremismus spre-
chen können. Die Bundesregierung verweist insofern 
auf die Beantwortung von Fragen des Herrn Abgeord-
neten Lüder am 21. Dezember 1989, wo sie sich be-
reits zu der Problematik im einzelnen geäußert hat. 
In dieser Antwort hat die Bundesregierung ferner 

mitgeteilt, daß geprüft werde, ob und gegebenenfalls 
welche konzeptionellen und organisatorischen Kon-
sequenzen aus den Verlagerungen im Bereich des 
Linksextremismus zu ziehen sind. Über erste Ergeb-
nisse ihrer Überlegungen hat die Bundesregierung 
am 15. März 1990 dem Vertrauensgremium des Bun-
destages in einer vertraulichen Sitzung berichtet. Die 
Prüfungen sind aber insgesamt noch nicht abge-
schlossen. Zur Zeit befaßt sich eine Arbeitsgruppe der 
Innenministerkonferenz mit den Folgerungen, welche 
sich für den Verfassungsschutz aus dem deutsch-
deutschen Einigungsprozeß ergeben. Die von Ihnen 
angesprochenen Probleme werden dabei einbezogen 
werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte 
schön. 
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Baum (FDP): Herr Kollege Spranger, auch wenn ich 
zugebe, daß die Feststellung, der Linksextremismus 
sei zusammengebrochen, etwas zu apodiktisch ist: 
Sind Sie nicht dennoch der Meinung, daß durch den 
Wegfall der SED und des alten DDR-Regimes und des-
sen Infiltrations- und Agitationsmaßnahmen hier eine 
wesentliche Veränderung der Lage eingetreten ist, 
die auch Konsequenzen in den Ämtern nach sich zie-
hen muß? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wir sind uns sicher-
lich darin einig, daß es hier Veränderungen gegeben 
hat. Über den Grad, die Art und die Auswirkungen 
dieser Veränderungen kann man unterschiedlicher 
Meinung sein. Das ergibt sich auch aus dem Prüfungs-
auftrag der Innenminister von Bund und Ländern an 
eine dafür eingesetzte Arbeitsgruppe. Ich sagte, auf 
dieser Ebene wird über die Konsequenzen, die auch in 
Ihrer Frage angesprochen werden, beraten. 
Ich bitte um Nachsicht, wenn ich heute angesichts 

des Sachstandes, auch angesichts der Beteiligung der 
Länder sowie angesichts der Tatsache, daß man hier 
Vertraulichkeit vereinbart hat, über die Perspektive 
und über die zu gegebener Zeit fälligen Entscheidun-
gen noch nichts Näheres sagen kann. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Baum. 

Baum (FDP): Herr Kollege Spranger, teilen Sie nicht 
Befürchtungen, daß, wenn man sich jetzt nicht konse-
quent auf eine neue Lage einstellt, die Ämter in einem 
gewissen Beharrungsvermögen, was z. B. ihr Personal 
angeht, auf die Idee kommen könnten — darüber gibt 
es ja schon Informationen — , sich neue Aufgaben zu 
suchen, beispielsweise die Bekämpfung des organi-
sierten Verbrechens, die nun wirklich keine originäre 
Aufgabe eines Verfassungsschutzes ist? Wie wird die 
Regierung hier ihrem politischen Auftrag gerecht? 
Was tut sie selber aktiv, um der Situation gerecht zu 
werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, 
Herr Kollege Baum, daß sich die Ämter Tätigkeitsfel-
der suchen werden, die ihrem Auftrag widersprechen 
oder nicht im Rahmen ihres Auftrags liegen. Ich bin 
davon überzeugt, daß sich die Ämter und die politisch 
Verantwortlichen in Bund und Ländern wirklich kon-
sequent Gedanken über die notwendigen und richti-
gen, im Interesse der Ämter und auch des Staates lie-
genden Konsequenzen aus den stattgefundenen Ver-
änderungen machen werden und die Ämter die ent-
sprechenden politischen Entscheidungen beachten 
werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, zu Ihrer ersten 
Antwort habe ich folgende Zusatzfrage. Nach meiner 
Beobachtung existiert der real existierende Sozialis-
mus real nicht mehr. Dieses würde bedeuten, daß dar-
aus Menschen vielleicht Konsequenzen ziehen. Des-
wegen frage ich Sie: Gibt es tatsächlich Kenntnisse 
Ihres Amtes, daß es neue Bestrebungen von früher an 
den real existierenden Sozialismus glaubenden Perso-

nen gibt, sich nun erneut für einen neuen real zu exi-
stieren habenden Sozialismus einzusetzen? 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es mag für Sie ange-
sichts der Entwicklungen und Erfahrungen nach 
40 Jahren real existierendem Sozialismus — bei-
spielsweise in der DDR — absurd erscheinen, daß es 
noch Menschen gibt, die diesen Ideen und Ideologien 
anhängen. Nach dem jetzigen Sachstand — ich habe 
das in der Antwort auf die Frage des Kollegen Baum 
schon vorgetragen — müssen wir leider feststellen, 
daß es zwar Verfallserscheinungen im Bereich des 
orthodoxen Kommunismus gibt, daß es aber noch 
große Gruppierungen gibt — ich glaube, im Dezem-
ber sprach ich in meiner Antwort auf Ihre Frage von 
etwa 15 000 sonstigen Linksextremisten, Marxisten 
und Anarchisten — , die nach wie vor solchen Ideolo-
gien anhängen. 
Es ist, so bedauerlich das sein mag, eine Tatsache, 

daß der Zusammenbruch des real existierenden So-
zialismus nicht zu dem von Ihnen an sich gewünsch-
ten Ergebnis geführt hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
nicht die Auffassung, daß gerade der in jüngster Zeit 
bekanntgewordene Vorgang, daß die Stasi einen ge-
radezu flächendeckenden Teppich von Kontakten 
und Unterwanderungen in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgebaut hatte, der erst jetzt in seinem 
vollen Umfang sichtbar geworden ist, zusätzliche Auf-
gaben für die Behörden des Verfassungsschutzes mit 
sich bringt 

(Baum [FDP]: Des Innenministers Diestel!) 
und daß zuerst einmal diese Aufgaben erledigt wer-
den müssen, ehe man an Verringerungen und Zu-
rückstufungen denkt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
ich möchte mich irgendeiner Bewertung mit Bezug 
auf den Bereich der DDR zu diesen Fragen enthalten. 
Es sind hier Fragen zur Arbeit des Verfassungsschut-
zes in der Bundesrepublik Deutschland gestellt, und 
darauf möchte ich mich beschränken. 
Sollte sich aber beispielsweise — wie schon ange-

deutet oder diskutiert — eine Partei wie die PDS hier 
mit Programmen der Art, wie sie drüben bereits exi-
stieren, hier konstituieren, stellen sich auch hier neue 
Fragen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Die letzte Bemerkung des Staats-
sekretärs bringt mich fast von der Frage ab, die ich 
stellen wollte, weil sie wirklich sehr interessant war. 
Herr Kollege Spranger, Sie können sich hier nicht 

einfach hinter der uns allen bekannten Tatsache ver-
stecken, daß Gespräche zwischen Bund und Ländern 
geführt werden. Wir möchten von Ihnen, der Sie hier 
als Vertreter der Bundesregierung sprechen, wissen, 
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welche Konsequenzen die Bundesregierung für ihren 
eigenen Verantwortungsbereich ziehen will; nicht, 
welche Gespräche sie führen will, sondern was sie 
selber tun will. Verstehe ich alles, was Sie gesagt 
haben, richtig, wenn ich davon ausgehe, daß sie gar 
keine Konsequenzen ziehen will? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, niemand will hier eine Antwort hintanhal-
ten. Tatsache ist aber, daß hier ein Themenbereich 
angesprochen wird, den wir zusammen mit den Län-
dern einer Lösung zuführen müssen. Tatsache ist, daß 
wir aus diesen unabhängig von der Thematik vertrau-
lich geführten Gesprächen hier in der Öffentlichkeit 
nicht irgendwelche Ergebnisse oder Gesprächsin-
halte vortragen, was die Kooperation in diesem Gre-
mium nicht zu Unrecht erheblich beeinträchtigen 
würde. Ich kann hier nur noch einmal um Verständnis 
bitten, daß ich hier angesichts des Verhandlungs-
stands und des Diskussionsstands nicht in der Lage 
bin, hier irgendwelche Gesprächstendenzen vorzutra-
gen. Aber ich habe zum Ausdruck gebracht — und 
das bitte ich auch der Antwort an den Herrn Kollegen 
Baum zu entnehmen — , daß natürlich diese Tenden-
zen und auch das, was Herr Kollege Baum angespro-
chen hat, in die Gespräche mit eingebracht wird. Es 
wird darüber diskutiert, und dann wird entschieden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Opel. 

Opel (SPD): Herr Staatssekretär, die Bemerkung 
des Kollegen Dr. Hirsch gibt mir Anlaß zu versuchen, 
zu empfinden, welche Frage er nicht gestellt hat. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Sie wissen ja, daß Drei-
ecksfragen nicht erlaubt sind. Sie beachten das bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Opel (SPD): Herr Präsident, ich werde das gern 
tun. 
Ihre Bemerkung zwingt mich wirklich zu der Frage, 

Herr Staatssekretär, ob Sie unter der Voraussetzung, 
daß wir eine gesamtdeutsche Verfassung auf der 
Grundlage des Grundgesetzes im wesentlichen ge-
meinsam wollen, die PDS grundsätzlich als verfas-
sungsfeindlich einstufen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe hier über-
haupt keine Einstufung vorgenommen. Ich habe nur 
zum Ausdruck gebracht, daß man sich nach der Frage 
des Kollegen Jäger natürlich auch unter dem Ge-
sichtspunkt von verfassungsfeindlichen Bestrebun-
gen und Linksextremismus immer wieder neu Gedan-
ken machen muß, auch angesichts der Entwicklun-
gen, die auf uns zukommen können. 

Vizepräsident Cronenberg: Nun rufe ich die 
Frage 42 des Abgeordneten Baum auf: 

Welche Verfassungsschutzbehörden der Bundesländer wer-
den nach Kenntnis der Bundesregierung ihren Arbeitsumfang 
auf Grund des Zusammenbruchs des politischen Linksextremis-
mus in der Bundesrepublik Deutschland einschränken? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Baum, 
ich gebe eine Antwort, die Sie selber früher öfters in  

ähnlicher Form zu solchen Themen gegeben haben: 
Die Bundesregierung äußert sich nach ständiger 
Übung nicht öffentlich zu Fragen, die den Kompetenz-
bereich der Länder betreffen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage. 

Baum (FDP): Herr Kollege, ich bin jetzt in einer 
anderen Rolle, 

(Heiterkeit bei der FDP) 
und mein parlamentarisches Bewußtsein ist in den 
letzten Jahren auch sehr stark gewachsen. 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD) 
Angesichts der Tatsache, daß einige Länder, näm-

lich Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein, be-
reits Zahlen über die Reduzierung des Verfassungs-
schutzpersonals bekanntgegeben haben, frage ich 
Sie: Wird auch die Bundesregierung so etwas tun; 
oder bleibt sie beim Status quo? Angesichts klarer 
öffentlicher Erklärungen von Bundesländern, nämlich 
von Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein, 
CDU-regiert und SPD-regiert, eine Reduzierung des 
Personals, auf eine bestimmte Zahl bezogen, vorzu-
nehmen, frage ich: Warum zögert der Bund, und wann 
wird er möglicherweise nachziehen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Baum, 
ich habe doch zum Ausdruck gebracht, daß es ange-
sichts der Veränderungen, gleich wie man sie wertet, 
gewichtet und einschätzt, sicher nicht beim Status quo 
bleiben kann und bleiben wird, sondern daß Verän-
derungen stattfinden werden. In welcher Zielrich-
tung? In welchem Ausmaß? Auf welchen Sektoren? 
Hierüber jetzt schon irgendwelche öffentlichen Erklä-
rungen abzugeben, halte ich angesichts des Verhand-
lungsstands und des Gesprächsstands mit den Län-
dern für verfrüht. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage? — 
Bitte schön! 

Baum (FDP): Herr Kollege Spranger, jetzt ganz kon-
kret die Frage: Werden vom Bundesamt für Verfas-
sungsschutz mit Billigung des Bundesministeriums 
des Innern neue Aufgaben für den Verfassungsschutz 
des Bundes angepeilt? Ja oder nein? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Mir ist nicht be-
kannt, daß bereits neue Aufgaben im Verfassungs-
schutzamt in Köln vorbereitet werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, ich glaube, der 
Präsident wird es als unzulässig rügen, wenn ich sage, 
daß ich meine, daß Sie uns nicht damit abspeisen kön-
nen, über Länder nicht zu berichten, nachdem Sie auf 
die Frage vorher gesagt haben, Sie könnten nicht ant-
worten, weil Sie mit den Ländern sprechen müßten. 
Das macht mich bissig. 
Jetzt aber zum legalen Teil meiner Frage: Ist die 

Aussage des Berliner Senators Pätzold in öffentlicher 
Sitzung des zuständigen Ausschusses des Berliner 
Abgeordnetenhauses der Bundesregierung bekannt, 
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daß auch das Bundesland Bayern und weitere Länder 
personelle Konsequenzen ziehen würden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Mir ist die Aussage 
von Herrn Pätzold nicht bekannt, und ich kann sie 
jetzt auch nicht verifizieren. Ich bitte sehr um Nach-
sicht; ich kann gern versuchen, das auf Grund von 
öffentlichen Informationen nachzuprüfen und Ihnen 
zugänglich zu machen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, das 
ist zu respektieren. Ich glaube, das ist in Ordnung. 
Bitte schön, Herr Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Spranger, da sich die 
Frage 42 des Kollegen Baum nicht auf einen Vorgang 
in den Ländern bezieht, sondern auf die Kenntnis der 
Bundesregierung und die Kenntnis der Bundesregie-
rung, hoffe ich, etwas ist, was im Bereich der Bundes-
regierung liegt, möchte ich Sie noch einmal fragen, ob 
Ihnen andere Bundesländer bekannt sind, die die Zahl 
der Mitarbeiter des Verfassungsschutzes wie Schles-
wig-Holstein — um ein Drittel — und Baden-Würt-
temberg — um mindestens 100 Planstellen — redu-
zieren wollen. Sie brauchen sie ja nicht zu nennen. 
Sagen Sie uns doch wenigstens, ob der Bundesregie-
rung weitere Länder bekannt sind. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie versuchen sehr 
geschickt, Herr Dr. Hirsch, nun doch noch die Zuläs-
sigkeit einer Auskunft bei dieser Frage zu konstru-
ieren, aber ich bitte wirklich um Verständnis, daß ich 
der üblichen Handhabung hier im Hause entspreche 
und mich über Verfassungsschutzbehörden, gleich 
welcher Länder, mit ihren Intentionen auch personel-
ler Art hier nicht äußere. Ich bitte sehr um Verständ-
nis. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kalisch. 

Kalisch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, abgese-
hen von den Äußerungen des Innensenators von Ber-
lin, der den Verfassungsschutz schon vor der Wende 
in der DDR weitgehend reduzieren, wenn nicht gar 
abschaffen wollte, frage ich Sie: Glauben Sie, daß man 
in einem so sensiblen Bereich — es gab ja 40 Jahre 
lang real existierenden Sozialismus — hier schon Vor-
leistungen, wie ich es einmal nennen möchte, erbrin-
gen sollte, bevor man sicher ist, daß das Unwesen 
nicht weiter getrieben wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ka-
lisch, die Tatsache, daß sich hier die Bundesländer 
und der Innenminister in der zuständigen Arbeits-
gruppe in der Innenministerkonferenz, welche auch 
weiterhin tätig sein wird, zusammengesetzt haben, 
zeigt die Schwierigkeit und das Risiko jedweder Ent-
scheidungen in dieser Mate rie. Sie zeigt auch, daß 
man hier sehr viele Überlegungen anstellen muß, um 
Gefährdungen für die Bundesrepublik Deutschland 
und ihre freiheitlich-demokratische Grundordnung 
auszuschließen. Deswegen bin ich der Meinung, daß 
man hier nicht Entscheidungen über das Knie brechen 
sollte, sondern jeweils sehr sorgfältig abzuwägen 
hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, 
dann rufe ich jetzt die Frage 39 des Abgeordneten 
Funke auf und bitte Sie, diese zu beantworten: 

Wieviel Prozent der Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz sind eingesetzt für Aufgaben im Bereich des Links- 
bzw. des Rechtsextremismus, des Terrorismus und sonstiger 
Tätigkeiten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Funke, 
in den zur Bearbeitung der Fachaufgaben des Bun-
desamtes eingerichteten Abteilungen des Amtes sind 
ohne Berücksichtigung der zentralen Dienste, die al-
len Abteilungen dienen und die ich gesondert nenne, 
derzeit an Mitarbeitern eingesetzt: Rechtsextremis-
mus 4,1 %, Linksextremismus 5,7 %, davon in bezug 
auf orthodoxe Kommunisten 2,9 % , Terrorismusab-
wehr 6,9 %, Spionageabwehr 16,4 %, Geheim- und 
Sabotageschutz 9,4 %, Ausländerextremismus, -terro-
rismus 6,1 %. In den erwähnten sonstigen zentralen 
Bereichen sind 51,4 % der Mitarbeiter des Amtes tätig. 
Das betrifft die allgemeine Verwaltung, die Oberser-
vation, die Datenverarbeitung, zentrale Hilfsdienste, 
das Sicherheitsreferat, das Pressereferat, Schule und 
anderes. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Funke (FDP): Herr Staatssekretär, können Sie mir 
auch sagen, wie viele Mitarbeiter in bezug auf die 
DDR eingesetzt sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das kann ich Ihnen 
jetzt nicht sagen. Ich kann mich bemühen, das noch 
aufzuschlüsseln. 

(Funke [FDP]: Dafür wäre ich dankbar!) 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, Sie wissen ja, daß 
ich auf die Zahl von 5,7 % im Dezember schon einmal 
eingegangen bin. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Schon mehrfach. Bis 
zu 6 % haben wir — aufgerundet — schon gehabt. 

Lüder (FDP): Ich frage: Wieviele von den gut 51 
der Mitarbeiter, die Sie generell für die Observation 
etc. einsetzen — von Gemeinkosten würde man in der 
Betriebswirtschaft sprechen — , rechnen Sie dabei der 
Bekämpfung des Linksextremismus zu? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann das aus 
dem Stegreif nicht sagen. Ich kann jetzt auch nicht 
sagen, ob man überhaupt in der Lage ist, das genau zu 
quantifizieren. Ich kann es versuchen, aber ich kann 
das jetzt nicht im einzelnen aufteilen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Dr. Hirsch, Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
— wie wir — der Meinung, daß die Prozentzahlen, die 
Sie angeben, schlicht irreführend sind, und daß es 
nicht weiterhilft, wenn Sie 51 % der Mitarbeiter, die 
zentralen Diensten angehören, pauschal herausneh-
men und dann Gruppierungen wie z. B. die Beschaf-
fung auch noch herausnehmen und auf diese Weise zu 



16254 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. April 1990 

Dr. Hirsch 
einer relativ geringen Zahl, nämlich zu gut 4 % kom-
men? Sind Sie nicht in der Lage — jeder geordnete 
Betrieb ist dazu in der Lage — , uns zu sagen, wie die 
zentralen Dienste auf die einzelnen Gruppierungen 
aufzuschlüsseln sind? Das läßt sich ja machen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, ob 
sich das machen läßt. Ich habe vorhin schon Herrn 
Kollegen Lüder zugesichert, daß ich versuchen werde, 
es nochmals zu quantifizieren. Aber nach dem jetzi-
gen Sachstand habe ich meine Zweifel, ob das mög-
lich sein wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe Frage 40 des 
Abgeordneten Funke auf: 

Hat die Bundesregierung im Sicherheitsbereich einschließlich 
des BND bereits personalwirtschaftliche Konsequenzen aus den 
polizeilichen Veränderungen in der DDR gezogen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Prüfungen zu 
konzeptionellen und organisatorischen Konsequen-
zen aus den politischen Veränderungen in der DDR 
sind noch nicht abgeschlossen. Was den Bereich des 
Verfassungsschutzes anlangt, so verweist die Bundes-
regierung auf das, was sie über erste Ergebnisse ihrer 
einschlägigen Überlegungen am 15. März 1990 in ei-
ner vertraulichen Sitzung dem Vertrauensgremium 
des Bundestages berichtet hat. Zur Zeit befaßt sich 
eine Arbeitsgruppe der Innenministerkonferenz mit 
den Folgerungen, welche sich aus dem deutsch-deut-
schen Einigungsprozeß für den Verfassungsschutz er-
geben. Die von Ihnen angesprochenen Probleme wer-
den hier einbezogen werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Funke, bitte. 

Funke (FDP): Herr Staatssekretär, wann rechnen 
Sie damit, daß Ihnen die Zahlen, die Ihnen jetzt noch 
nicht vorliegen, vorliegen und die zeitlichen Abläufe 
bekannt sein werden? Sie sagten ja, daß die Überle-
gungen zur Zeit noch nicht abgeschlossen seien. 
Wann werden sie abgeschlossen sein? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich wage hier keine 
Vorhersage. Die gemeinsame Kommission hat vor we-
nigen Tagen getagt. Sie tritt, glaube ich, im Mai er-
neut zusammen. Ich bin gerne bereit, Ihnen in den 
nächsten drei Wochen einen weiteren Sachstandsbe-
richt über die Arbeitsfortschritte zu übermitteln. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, da ich diesem 
Vertrauensgremium nicht angehöre, frage ich Sie 
— aber ich würde diese Frage auch stellen, wenn ich 
ihm angehörte — : Sind Sie bereit, die Zwischenergeb-
nisse zu veröffentlichen, sobald die Möglichkeit dazu 
besteht, da die Ergebnisse ansonsten schon vorher auf 
Grund der Kenntnisse des Innenministers der DDR 
entsprechend den Regeln der Verfassung der DDR 
und der Geschäftsordnung der Volkskammer der 
DDR veröffentlicht werden? Stünde es uns nicht gut 
an, wenn die Bundesrepublik zuerst Öffentlichkeit 
herstellen würde? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Lieber Kollege Lü-
der, ich mache mir überhaupt keine Sorgen darüber. 
Das, was man der Öffentlichkeit ohne Nachteile für 
die Bundesrepublik Deutschland oder für die Ver-
handlungen oder für die Sicherheitsbehörden vortra-
gen kann, sollte man auch vortragen. Sie können da-
von ausgehen, daß die Bundesregierung der Öffent-
lichkeit und vor allen Dingen auch dem Parlament das 
rechtzeitig zugänglich machen wird, was in dem Zu-
sammenhang möglich ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Opel. 

Opel (SPD): Herr Staatssekretär, bisher wurde von 
verantwortlicher Seite — unwidersprochen — immer 
wieder betont, daß sich der Hauptzweig der Aufklä-
rung des BND gegen die DDR richte. Können Sie mir 
wenigstens grob sagen, wieviel Prozent der Kräfte des 
BND gegen die DDR eingesetzt waren? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich muß Ihnen leider 
sagen, daß ich nicht für den BND, sondern nur für das 
Bundesamt für Verfassungsschutz Verantwortung 
trage. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Das fehlte uns 
auch gerade noch!)  

Das wäre eine Sache, nach der an anderer Stelle zu 
fragen wäre. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Dr. Hirsch, eine 
Zusatzfrage. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
Rücksicht auf den nun ja alsbald anstehenden Staats-
vertrag bereit, uns zuzusichern, daß Sie dem Innen-
ausschuß noch vor der Sommerpause einen detaillier-
ten Bericht über die Fragen geben werden, deren Be-
antwortung Sie hier zur Zeit verweigern? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, daß ich 
Ihnen im Rahmen der Möglichkeiten und der Gren-
zen, die ich heute aufgezeigt habe, zusichern kann, 
daß wir dem Innenausschuß vor der Sommerpause 
einen Bericht zugänglich machen. 

Vizepräsident Cronenberg: Dann kommen wir zur 
Beantwortung der Frage 43 des Abgeordneten Lü-
der: 

Gibt es Gespräche, Verhandlungen oder Vereinbarungen von 
Dienststellen des Bundes oder der Länder mit irgendwelchen 
Stellen in der DDR über die Zusammenarbeit beider deutscher 
Staaten im Bereich der Aufgaben, für die das Bundesamt für 
Verfassungsschutz zuständig ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lüder, 
soweit Dienststellen des Bundes angesprochen sind, 
lautet die Antwort nein. Soweit Dienststellen der Län-
der angesprochen sind, weist die Bundesregierung 
darauf hin, daß sie sich nach ständiger Übung hierzu 
nicht öffentlich äußert. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage? — Bitte! 

Lüder (FDP): Ist im Rahmen der Verhandlungen der 
Innenminster beider deutscher Staaten in Aussicht 
genommen, Gespräche über eine Zusammenarbeit 
auf Verfassungsschutzebene zum Zwecke der Vertei- 
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Lüder 

digung der Demokratie in beiden deutschen Staaten 
vor der Herstellung der Einheit zu führen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich war bei den Ge-
sprächen der beiden Minister nicht dabei. Ich habe 
nur aus der Öffentlichkeit erfahren, daß darüber ge-
sprochen wurde, die gegenseitigen nachrichten-
dienstlichen Aktivitäten einzustellen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen? 
— Bitte sehr, Herr Abgeordneter. 

Lüder (FDP): Im Hinblick auf die Vereinbarung zum 
Zusatzabkommen zum Schengener Abkommen, die 
ja noch vor dem Inkrafttreten des deutsch-deutschen 
Abkommens verabschiedet werden soll, frage ich: 
Wie beabsichtigt die Bundesregierung, Regeln über 
die Zusammenarbeit von Sicherheitsdienststellen mit 
den Schengener Partnern durchzuführen, wenn sie 
vorher nicht mit dem Partner DDR darüber gespro-
chen hat, wie man zusammenarbeitet? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lüder, 
wenn Sie einverstanden sind, kommen wir auf das 
Thema Schengener Abkommen bei der Frage von 
Herrn Irmer zu sprechen. Ich würde dann gern mit 
darauf antworten. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
vorhin interessanterweise die Bemerkung gemacht 
haben, daß eine Gründung der PDS in der Bundesre-
publik zu neuen Fragestellungen führen könnte, darf 
ich Sie fragen, ob Sie die Frage der Beobachtung der 
PDS zum gegenwärtigen Zeitpunkt in der DDR oder 
zu einem späteren Zeitpunkt in einem Gesamt-
deutschland mit ihren Gesprächspartnern in der DDR 
als eine dieser gemeinsamen Aufgaben, nach denen 
Herr Lüder fragte, erörtert haben. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Vielleicht war ich in 
der Frage der PDS etwas voreilig. Ich habe nur die 
Perspektive aufgegriffen, die Herr Kollege Jäger an-
geschnitten hat. Es war meines Erachtens richtig, 
auch diese Perspektive einer Auffassung entgegenzu-
setzen, die unter dem Motto, der Linksextremismus 
sei jetzt verschwunden, er werde nicht wieder aufer-
stehen, zu falschen Entscheidungen führen würde. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
zu dieser Frage werden nicht gestellt. 
Dann rufe ich die Frage 44 des Abgeordneten Lüder 

auf: 
Gibt es solche Gespräche, Verhandlungen oder Vereinba-

rungen, für die der Militärische Abschirmdienst oder der BND 
zuständig ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lüder, 
die Antwort lautet einfach nein. 

Vizepräsident Cronenberg: 	Zusatzfragen? — 
Nein. 
Dann rufe ich die Frage 45 des Abgeordneten 

Dr. Hirsch auf. 

Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland Überlegungen, im 
Rahmen der zunehmenden Offenheit und Öffentlichkeit politi-
scher Auseinandersetzungen in beiden deutschen Staaten mehr 
Daten über den Verfassungsschutz zu veröffentlichen als bis-
her? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung nimmt Bezug auf die Beantwortung Ihrer Fragen 
in der Fragestunde am 8. März 1990. Sie sieht derzeit 
keinen Anlaß, von der dort mitgeteilten grundsätzli-
chen Übung abzugehen, Strukturdaten des Verfas-
sungsschutzes, wie insbesondere die seit Jahren rück-
läufige Zahl der Speicherungen personenbezogener 
Daten, aber auch die Zahl der überwachten Telefon-
anschlüsse sowie Aufschlüsselungen des Personalbe-
standes und der Haushaltsansätze, nicht öffentlich be-
kanntzugeben. Das wäre, wie auf Ihre einschlägige 
Frage hin am 8. März gesagt, mit den Belangen eines 
Nachrichtendienstes nicht vereinbar. Welche Rege-
lungen der Gesetzgeber im übrigen in dieser Hinsicht 
in dem beabsichtigten neuen Bundesverfassungs-
schutzgesetz treffen wird, bleibt abzuwarten. Wie Ih-
nen bekannt ist, wird in diesem Zusammenhang der-
zeit erwogen, die Bekanntgabe einzelner Strukturda-
ten des Verfassungsschutzes im jährlichen Verfas-
sungsschutzbericht vorzusehen. Soweit sich Ihre 
Frage auf Überlegungen außerhalb des Bereichs der 
Bundesregierung bezieht, weist die Bundesregierung 
darauf hin, daß sie sich in ständiger Übung zur Tätig-
keit von Landesstellen nicht öffentlich äußert. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Dr. Hirsch (FDP): Nachdem Sie sich in der von Ihnen 
eben erwähnten Fragestunde nur auf allgemeine Ge-
heimhaltungsinteressen bezogen haben, können Sie 
uns nach der Zeit, die nun vergangen ist, etwas näher 
darlegen, worin eigentlich eine Gefährdung irgend-
welcher Sicherheitsinteressen besteht, wenn Sie, wie 
auch in anderen Ländern, die Zahl der überwachten 
Telefonanschlüsse oder vielleicht sogar die Zahl der 
gespeicherten Personendaten bekanntgeben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, ich habe am 25. Januar 1990 laut Protokoll 
und auch nach meiner Erinnerung keineswegs nur mit 
dem einen Satz, den Sie eingangs zitiert haben, die 
Situation begründet und die Haltung der Bundesre-
gierung deutlich gemacht. Ich bin gerne bereit — an 
sich ist es überflüssig — , Ihnen das gesamte Protokoll 
mit der Fülle von Argumenten zu diesem Thema zu 
übermitteln. Ich halte es nicht für sinnvoll, wenn wir 
erneut in diese Debatte eintreten. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Das sollten Sie uns in der Tat 
ersparen. Die Frage war ja nur, ob es seitdem irgend-
welche Fortschreibungen Ihrer Überlegungen gege-
ben hat. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, daß 
meine Antwort deutlich gemacht hat, was die Haltung 
der Bundesregierung ist. 
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Vizepräsident Cronenberg: Der Abgeordnete Lü-
der hat eine Zusatzfrage. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, würden Sie bei 
Ihrer Haltung auch dann bleiben, wenn etwa aus 
Ländern mit öffentlich tagenden Ausschüssen Derar-
tiges bekannt würde? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung wird immer gute Erfahrungen in ihre Entschei-
dungen einbeziehen. 

(Heiterkeit — Frau Schulte [Hameln] [SPD]: 
Eigentlich ist das eine Unverschämtheit!) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 46 
des Abgeordneten Dr. Hirsch auf: 

Gibt es in der Bundesregierung Überlegungen, ob und wie der 
Verfassungsschutz bei Herstellung der deutschen Einheit orga-
nisiert werden soll? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Zur Zeit befaßt sich 
eine Arbeitsgruppe der Innenministerkonferenz unter 
Beteiligung des Bundesministers des Innern mit den 
Folgerungen, die sich aus dem deutsch-deutschen Ei-
nigungsprozeß für den Verfassungsschutz ergeben. 
Die von Ihnen angesprochenen Fragen werden dabei 
einzubeziehen sein. 
Auch im Bereich der Bundesregierung sind Überle-

gungen dieser Art bereits angestellt worden. Ergeb-
nisse können indessen auch im Hinblick auf die er-
wähnte Arbeitsgruppe noch nicht mitgeteilt werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Keine Zusatzfrage, 
Dr. Hirsch? — Danke schön. 
Dann rufe ich die Frage 47 des Abgeordneten Irmer 

auf: 
Gibt es Überlegungen in der Bundesregierung, die beabsich-

tigte Zusammenarbeit der Sicherheitsdienste im Rahmen des 
geplanten Zusatzabkommens zum Schengener Abkommen 
auch auf die Zusammenarbeit mit Dienststellen der DDR auszu-
dehnen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das Schengener Ab-
kommen vom 14. Juni 1985 hat zum Ziel, die Freiheit 
des Personenverkehrs durch Verzicht auf Personen-
kontrollen an den gemeinsamen Grenzen der Ver-
tragsstaaten zu gewährleisten. Zur Vermeidung un-
vertretbarer Sicherheitsrisiken durch den Wegfall der 
Grenzkontrollen sind Ausgleichsmaßnahmen auf dem 
Gebiet der inneren Sicherheit erforderlich, die insbe-
sondere eine verstärkte Zusammenarbeit der Sicher-
heitsbehörden der Schengener Vertragsstaaten not-
wendig machen. Diese Ausgleichsmaßnahmen sind 
Gegenstand des in Ihrer Frage genannten Zusatzab-
kommens. 
Die neue Situation in Deutschland und der abseh-

bare Wegfall der innerdeutschen Grenze im Zuge der 
deutschen Vereinigung bedingen naturgemäß eine 
sich verstärkende Zusammenarbeit mit den Polizei-
behörden der DDR. Diese Entwicklung hat unmittel-
bare Rückwirkungen auf die Sicherheitsinteressen 
der übrigen Schengener Vertragsstaaten. Sie ist des-
halb Gegenstand der laufenden Verhandlungen, die 
zur Unterzeichnung des Schengener Zusatzüberein-
kommens führen sollen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Irmer. 

Irmer (FDP): Sind die Verhandlungen der Bundes-
regierung mit den anderen Vertragsstaaten schon so-
weit gediehen, daß man sich darauf geeinigt hat, mit 
welchen Stellen in der DDR man diesbezüglich zu-
sammenarbeiten kann? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, soweit 
konnte das noch nicht gediehen sein, da man ja auch 
im Verhältnis zur DDR hier noch im Status nascendi 
ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage, bitte schön. 

Irmer (FDP): Sehen die Partner des Schengener Ab-
kommens hier Probleme, wenn sie die Art, Natur und 
Vergangenheit der einschlägigen Institutionen in der 
DDR betrachten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Irmer, 
ich kann jetzt nicht beantworten, welche offen geäu-
ßerten oder nur versteckten Bedenken möglicher-
weise bei den Vertragspartnern vorhanden sind. Viel-
leicht ergeben die nächsten Gespräche da auch Nähe-
res. Es soll ja am 7. Mai wieder eine Diskussionsrunde 
stattfinden. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, vielleicht liegt es 
an meiner mangelnden Aufmerksamkeit. Aber die 
Antwort auf meine vorhin gestellte Zusatzfrage, die 
Sie in diesem Zusammenhang geben wollten, ver-
misse ich. 
Um es noch einmal zu verdeutlichen: Sie haben 

eben von Polizeidienststellen gesprochen, die zusam-
menarbeiten. Ich hatte nach der Zusammenarbeit der 
Verfassungsschutze im Hinblick auf das Schengener 
Abkommen gefragt, weil dazu auch entsprechende 
Passus im Abkommensentwurf vorgesehen sind. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Vielleicht darf ich in 
Ergänzung zu den Antworten an den Kollegen Irmer 
sagen, daß nach meiner Kenntnis der Dinge diese Art 
von Zusammenarbeit mit den Schengener Partner-
staaten im einzelnen noch nicht erörtert worden ist. 
Ich bitte um Nachsicht; ich müßte das eruieren. Ich bin 
gerne bereit, da nachzufragen und Ihnen das Ergebnis 
schriftlich zu übermitteln. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 48 
des Abgeordneten Irmer auf: 

Gibt es Konsultationen der Bundesregierung mit Schengener 
Vertragsstaaten darüber, welche Veränderungen im geplanten 
Zusatzabkommen zum Schengener Abkommen hinsichtlich der 
Sicherheitsdienste vorgenommen werden müssen, wenn 
Deutschland in den Grenzen von 1990 vereinigt ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die in der Antwort 
zur vorigen Frage genannten Verhandlungen schlie-
ßen auch die Situation eines künftig vereinten 
Deutschlands ein. Aus Sicht der Bundesregierung 
macht die Vereinigung Deutschlands eine Änderung 
des vorliegenden Entwurftextes des Zusatzüberein-
kommens über die Zusammenarbeit im Bereich von 
Polizei und Sicherheit, Titel III, nicht erforderlich. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. April 1990 	16257 

Parl. Staatssekretär Spranger 

Die Auswirkungen der deutschen Vereinigung lie-
gen in erster Linie bei der praktischen Durchführung 
dieses Zusatzübereinkommens. Auch von den übri-
gen Schengener Vertragspartnern sind redaktionelle 
Änderungswünsche bisher nicht geltend gemacht 
worden. 
Es geht z. B. um die Frage, wie in der Übergangszeit 

bis zur deutschen Vereinigung an der innerdeutschen 
Grenze und nach der Vereinigung an den Außengren-
zen Deutschlands zu Polen und zur Tschechoslowakei 
die Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
nach den Grundsätzen des Schengener Zusatzabkom-
mens gewährleistet werden kann. 
Eine weitere wichtige Frage, die aber ebenfalls 

nicht den Text des Zusatzabkommens berührt, bet rifft 
die Behandlung der Deutschen aus der DDR bei Ein-
reise in das Hoheitsgebiet der übrigen Schengener 
Vertragsstaaten. Es ist das Anliegen der Bundesregie-
rung, daß Deutsche aus der DDR wie Bundesbürger 
sichtvermerksfrei einreisen können. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte 
sehr. 

Irmer (FDP) : Liegen Ihnen, Herr Staatssekretär, ir-
gendwelche Erkenntnisse darüber vor, daß in den 
Vertragsstaaten des Schengener Abkommens in die-
sem Zusammenhang Ihre Besorgnisse, die Sie vorher 
in der Antwort auf eine andere Frage im Hinblick auf 
die PDS geäußert haben, geteilt werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Mir liegen dazu 
keine Erkenntnisse vor. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
bitte sehr, Herr Abgeordneter Irmer. 

Irmer (FDP) : Die vereinbarte Visafreiheit zwischen 
Ungarn und der Bundesrepublik Deutschland sowie 
die beabsichtigte Visafreiheit zwischen der Tschecho-
slowakei und der Bundesrepublik Deutschland be-
treffen auch die Partner des Schengener Abkommens. 
Gibt es Widerstände in den Partnerstaaten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Gegenüber der Vi-
safreiheit im Zusammenhang mit Ungarn und der 
Tschechoslowakei? 

Irmer (FDP): Gegenüber den Vereinbarungen, die 
hier getroffen werden. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das hängt mit der 
ursprünglichen Frage wohl nicht mehr zusammen, 
aber ich glaube, ich kann in Fortführung der Aussa-
gen des Kollegen Schäfer zum Ausdruck bringen, daß 
es offensichtlich Bedenken gegeben hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Lüder. 

(Schreiner [SPD]: Ist das ein FDP-Partei-
tag?) 

Lüder (FDP): Auf dem Parteitag sind wir freundlich 
miteinander; hier fragen wir nur freundlich. — Herr 
Staatssekretär, darf ich fragen, ob aus Ihrer Antwort 
die erfreuliche Tatsache zu entnehmen ist, daß für die 
Reisefreiheit im Schengener Vertragsgebiet keinerlei 

Daten, die bisher von den Sicherheitsdiensten der 
DDR gesammelt worden sind, Berücksichtigung fin-
den? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das können Sie mei-
nen bisherigen Antworten wohl nicht entnehmen. 

Lüder (FDP) : Dann müßten wir doch darüber re-
den. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie haben mir etwas 
unterstellt, was ich meiner Meinung nach nicht gesagt 
habe. Das habe ich noch einmal bekräftigt. 

Lüder (FDP): Herr Präsident, darf ich versuchen, 
meine Frage zu präzisieren? — Sie haben gesagt — so 
habe ich Sie verstanden — : Es gibt keine Verhandlun-
gen mit der DDR um die Einbeziehung von Daten im 
Zusammenhang mit den Sicherheitsdiensten, mit dem 
Verfassungsschutz. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Zur Zeit, habe ich 
gesagt. 

Lüder (FDP): Am 1. Juli soll das in Kraft treten. Das 
wird zur Konsequenz haben — das war meine 
Frage — , daß man Daten von drüben nicht berück-
sichtigen darf. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Erstens. Wann das in 
Kraft tritt, ist unbekannt. Zweitens. Was bis dahin 
geschieht und vereinbart wird, ist ebenfalls unbe-
kannt. Insofern ist die Schlußfolgerung vielleicht et-
was voreilig. 

Vizepräsident Cronenberg: Nun bitte ich die Groß-
zügigkeit nicht weiter zu strapazieren. — Bitte sehr, 
Herr Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß Sie der Meinung sind, daß ent-
gegen den bisher mit Staatsminister Stavenhagen 
zum Schengener Zusatzabkommen geführten Bespre-
chungen in dem Zusatzabkommen die Vereinbarung 
einer uneingeschränkten Generalklausel der Zusam-
menarbeit der Sicherheitsdienste enthalten bleiben 
sollte, obwohl sie mit dem Schengener Abkommen 
eigentlich nichts zu tun hat? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich weiß nicht, Herr Kollege Hirsch, was 
der Kollege Stavenhagen gesagt hat, aber die Schluß-
folgerung, die Sie jetzt ziehen, können Sie aus meinen 
Aussagen auch nicht herleiten. 

Vizepräsident Cronenberg: Dann rufe ich die 
Frage 49 des Abgeordneten Richter auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob bei dem in der Regel 
öffentlich tagenden Parlamentsausschuß des Landes Berlin Pro-
bleme im Sicherheitsbereich aufgetreten sind, die auch für die 
Bundesbehörden beachtlich sein können? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung äußert sich in ständiger Übung nicht öffentlich zu 
Tätigkeiten von Landesstellen. Sie gibt daher keine 
Beurteilung zu der Frage ab, ob bei dem in der Regel 
öffentlich tagenden Parlamentsausschuß des Landes 
Berlin Probleme im Sicherheitsbereich aufgetreten 
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sind, die auch für die Bundesbehörden beachtlich sein 
könnten. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön, eine Zu-
satzfrage. 

Richter (FDP): Herr Staatssekretär, darf ich Ihrer 
Antwort entnehmen, daß es für die Sicherheitserwä-
gungen der Bundesregierung uninteressant ist, was 
aus Ländern bekannt wird? Denn die Frage ist ja be-
wußt sauber formuliert. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es ist völlig klar, wie 
Sie formuliert haben, und meine Antwort ist auch ein-
deutig. Die Ablehnung einer öffentlichen Äußerung 
zur Arbeit von Landesbehörden ist nicht das gleiche 
wie die Bewertung dieser Tätigkeit durch die Bundes-
regierung und ihre nichtöffentlichen Schlußfolgerun-
gen aus dieser Tätigkeit. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
liegen nicht vor. 
Dann, Herr Abgeordneter Schreiner, kommen wir 

zur Frage 50: 
Aus welchen Gründen ist das Bundesministerium des Innern 

der Auffassung, daß einer deutschen Ehefrau christlichen Glau-
bens sowie ihren erwachsenen Töchtern zugemutet werden 
kann, als eine Voraussetzung für die von ihrem Ehemann bzw. 
Vater angestrebte Entlassung aus der iranischen Staatsangehö-
rigkeit, sich mit dem Tschador verschleiert bei dem iranischen 
Generalkonsulat einzufinden? 

Herr Staatssekretär! 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Der Wartezeit ist 
auch die Dauer der Antwort gemäß, Herr Kollege 
Schreiner. 
Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß bisher im Rah-

men von Entlassungsverfahren deutschverheirateter 
iranischer Einbürgerungsbewerber aus der irani-
schen Staatsangehörigkeit nur Forderungen nach 
Paßfotos der Ehefrau mit schwarzem Kopftuch be-
kannt geworden sind. Ich betone, daß es sich hier aus-
schließlich um Forderungen des Iran und nicht des 
Bundesministeriums des Innern handelt. 
Es sind hier drei Fallgestaltungen zu unterschei-

den: 
Erstens. Die Botschaft des Iran hat im Jahre 1987 

mitgeteilt, daß ein iranischer Staatsangehöriger, des-
sen Ehe bei iranischen Behörden nicht registriert ist, 
nur für sich einen Entlassungsantrag zu stellen 
braucht. Die Einbeziehung der Ehefrau und der Kin-
der in den Entlassungsantrag eines Iraners mit den in 
der Frage geschilderten Folgen ist damit in diesen Fäl-
len nicht erforderlich. Fotos mit der Abbildung der 
verschleierten Ehefrau sind nicht beizufügen. 
Zweitens. Nach Mitteilung iranischer Behörden im 

Jahre 1984 kann die Registrierung einer Ehe nur erfol-
gen, wenn der deutsche Partner zum Islam übergetre-
ten ist. Diese Forderung des Übertritts der Frau zum 
Islam wird auch bei sogenannten Alt-Ehen, das heißt 
Ehen, die zu Schah-Zeiten registriert worden sind, 
verlangt. Tritt die Ehefrau nicht zum Islam über, ist 
ihre Ehe nicht gültig, und der Ehemann kann seine 
Entlassung als Unverheirateter betreiben. Die Ehe-
frau braucht in diesem Fall ebenfalls kein Paßfoto mit 
Schador vorzulegen. 

Drittens. Ist eine Ehe nach islamischem Ritus ge-
schlossen, von iranischen Behörden registriert und die 
Ehefrau islamischen Glaubens — sie ist dann nach ira-
nischem Recht auch iranische Staatsangehörige — , so 
ist sie, ebenso wie ihre aus der Ehe hervorgegangenen 
Kinder, in den Entlassungsantrag des Ehemannes auf-
zunehmen. 
Die Forderung des Iran, in diesem letztgenannten 

Fall, Paßfotos der weiblichen Familienangehörigen, 
auf denen sie mit einem schwarzen Kopftuch abgebil-
det sind, einzureichen, steht nicht im Widerspruch mit 
verfassungsrechtlichen und sonstigen grundlegenden 
Prinzipien der Rechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland. Was ein Staat im Rahmen seiner Perso-
nalhoheit von seinen Staatsangehörigen verlangt, 
kann nur dann von einem anderen Staat wegen Unzu-
mutbarkeit mit rechtlichen Konsequenzen belegt wer-
den, wenn es als Verstoß gegen seine Ordre public zu 
werten wäre. 
Herr Präsident, ich bitte sehr um Nachsicht, daß die 

Antwort so lang ausfiel, aber die Kompliziertheit des 
Sachverhalts ließ eine andere Lösung nicht zu. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, ich 
gehe davon aus, daß der Abgeordnete Schreiner Ihre 
Bemühungen zu schätzen weiß. — Bitte, Herr Abge-
ordneter. 

Schreiner (SPD): Herr Vizepräsident, ich muß Sie 
leider enttäuschen, weil meine Frage nicht beantwor-
tet worden ist. Deshalb will ich die schriftliche Frage, 
die Frage 50, hier mündlich wiederholen: 
Trifft es zu, daß das Bundesinnenministerium der 

Auffassung ist, daß einer deutschen katholischen Ehe-
frau sowie den deutschen katholischen Töchtern eines 
persischen Staatsangehörigen zuzumuten ist, mit dem 
Schador verschleiert, was von ihnen als Symbol einer 
reaktionären Frauenhaltung empfunden wird, auf 
dem persischen Generalkonsulat zu erscheinen, dort 
Fingerabdrücke auf internationalen Formularen ab-
zuliefern, und das Ganze als eine Voraussetzung für 
die denkbare Entlassung des Ehemannes bzw. Vaters 
aus der persischen Staatsangehörigkeit beg riffen 
wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schrei-
ner, das ist nicht eine Frage der Auffassung des Bun-
desministeriums des Innern. Es gibt eine Reihe von 
Gerichtsentscheidungen, die angesichts des Wun-
sches des Ehemannes, aus der iranischen Staatsbür-
gerschaft auszuscheiden, und angesichts der Ver-
tragslage aus dem Jahre 1929 ein Entlassungsverfah-
ren zwingend vorschreiben. 

Schreiner (SPD): Das ist schon wieder nicht richtig. 
Nun reicht es langsam! Herr Staatssekretär, können 
Sie mir zustimmen, daß nach Auffassung der obersten 
Gerichte das Ermessen des Bundesinnenministeriums 
bei einem Einbürgerunsantrag eines Persers dann ge-
gen Null schrumpfen kann, wenn Forderungen von 
der persischen Seite erhoben werden, die als nicht 
vertretbar gelten? Ist es — ich wiederhole jetzt die 
Frage — nach Auffassung des Bundesinnenministeri-
ums vertretbar, daß in diesem Fall sowohl eine katho-
lische Ehefrau deutscher Staatsangehörigkeit als auch 
ihre beiden Töchter, mit dem Schador verschleiert, in 
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Frankfurt zu erscheinen haben? Ist das nach Auffas-
sung des Ministe riums zumutbar? Ist das vertretbar? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Erstens. Ihren Vor-
wurf, den Sie eingangs machten, weise ich zurück. 
Zweitens. Der Sachverhalt, den Sie ganz allgemein 

beschrieben haben, wann es zumutbar ist oder nicht, 
ist, da die Einzelfälle das Entscheidende sind, so gene-
rell nicht zu beantworten. 
Drittens. Die Bundesregierung und das Bundesin-

nenministerium halten sich an die Rechtsprechung 
und bewerten nicht von sich aus etwas als zumutbar 
oder unzumutbar. 

Schreiner (SPD): Das ist ja unglaublich. Sie mißach-
ten das ganze Parlament mit diesem Geschwafel. So 
kann man das nicht stehenlassen, Herr Vizepräsi-
dent. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Schreiner, dann müssen wir das später klären. Ich 
kann die Antwort des Staatssekretärs Spranger nicht 
kritisieren. Wenn er glaubt, diese Antwort so geben zu 
müssen, dann ist das von mir nicht zu beanstanden. 
Der Abgeordnete Irmer hat eine Zusatzfrage. Ich 

wäre an sich dankbar, Herr Abgeordneter Lüder, 
wenn Sie auf Ihre Zusatzfrage verzichten könnten; 
denn wir sind jetzt über die Zeit. 
Herr Abgeordneter Irmer. 

Irmer (FDP) : Herr Staatssekretär, mich interessiert, 
ob aus der Tatsache, daß viele der Antworten hier 
doch sehr verschleiert gegeben werden, auf ein Fort-
schreiten des Islam im Bundesinnenministerium ge-
schlossen werden darf. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, Herr Kol-
lege Irmer, dies können Sie daraus nicht schließen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Lü-
der, bitte schön. 

Lüder (FDP): Herr Präsident, die Frage, die ich 
stelle, ist mit Ja oder Nein zu beantworten. 
Herr Staatssekretär, wäre ein Fall, wie er vom Kol-

legen gebildet worden ist, nach Ihrer Auffassung un-
zumutbar oder nicht? Ja oder nein? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lüder, 
darf ich daran erinnern, daß so, wie Herr Schreiner das 
beschrieben hat, mindestens drei Fallgestaltungen 
denkbar sind, davon zwei, die überhaupt nicht zu der 
genannten Konsequenz führen. Bei dem dritten Fall, 
den ich geschildert habe, entspricht es der Verfas-
sungsrechtslage, unter Anerkennung der Vertrags-
lage, zu sagen: Es ist angesichts der von der Recht-
sprechung bestätigten rechtlichen Notwendigkeit, 
diesen Vertrag zu erfüllen, zumutbar, daß der Forde-
rung des Iran entsprochen wird. 

(Schreiner [SPD]: Das stimmt nicht, weil die 
Voraussetzungen nicht vorliegen! Sie liegen 

voll neben der Kiste!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Schreiner, ich kann jetzt nicht eine Debatte über die-

ses Thema zulassen, so interessant sie zu werden 
scheint. Es tut mir schrecklich leid. Die Fragestunde 
ist zu Ende. 

Nun kommen wir zum Zusatztagesordnungs-
punkt 3: 

Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zu militärischen 
Flugübungen über bewohntem Gebiet 

Diese Aktuelle Stunde wurde von der Fraktion der 
SPD gemäß unserer Geschäftsordnung beantragt. 
Meine Damen und Herren, ich eröffne die Ausspra-

che. Zunächst einmal hat die Abgeordnete Frau Häm-
merle das Wort. 

Frau Hämmerle (SPD) : Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wie durch ein Wunder entging 
die Stadt Karlsruhe einer Katastrophe. „Absturz 
zweier kanadischer Düsenjäger über dem Stadtge-
biet" : So begannen am Dienstag nach Ostern die Mel-
dungen des Rundfunks und des Fernsehens. Wir ha-
ben es alle gehört. Was wäre heute, wenn es das Wun-
der nicht gegeben hätte: Hunderte von Toten, spie-
lende Kinder in den Osterferien erschlagen, ahnungs-
lose Passanten durch Trümmer verletzt oder getötet, 
brennende Häuser. Dies ist keine bloße Horrorvision. 
Nein, dies wäre beinahe zur grausigen Wirklichkeit in 
meiner Heimatstadt geworden. 200 m Luftlinie von 
meinem Haus schlugen der Rumpf, Tragflächen und 
der tote Pilot auf. Wenn man bedenkt, daß in Sicht-
weite der Hauptabsturzstelle Millionen Liter Rohöl in 
den Raffinerien am Rhein lagern und daß sich eben-
falls unweit davon das Kernforschungszentrum befin-
det, dann wird klar, welche Katastrophe zum Greifen 
nahe war, Entfernungen, die für die Geschwindigkeit 
dieser Maschinen nur Sekunden bedeuten. 
Wut und Entsetzen hat die Bevölkerung ergriffen. 

Wut vor allem aus zwei Gründen: erstens, weil über-
haupt eine Luftkampfübung über dem Stadtgebiet 
von Karlsruhe und Bruchsal stattgefunden hat, und 
zweitens, weil noch Stunden nach dem Unglück Dü-
senjäger über der Stadt gekreist sind. Ich habe den 
letzten um 18.22 Uhr abdrehen sehen, um 16.00 Uhr 
aber war das Unglück. Als Erklärung wurde dazu ge-
sagt, es sei nicht möglich gewesen, die Piloten so 
schnell über den Vorfall zu unterrichten und zum Ab-
drehen aufzufordern. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Hört! Hört!) 
Dies ist so absurd, daß die Menschen sich an der Nase 
herumgeführt fühlen müssen. 
Aber mit dieser Antwort war es noch nicht genug. 

Nicht nur am Dienstag, nein, auch am Mittwoch und 
den ganzen Donnerstag wurde weitergeflogen. Was 
für eine Stillosigkeit, was für ein Mangel an Gespür, 
und was für eine Verächtlichmachung der Menschen, 
die die Angst ergriffen hat! 

(Frau Beer [GRÜNE]: Sehr wahr!) 

Die Präsidenten Bush und Mitterand haben am ver-
gangenen Freitag in Flo rida erklärt, daß ein vereintes 
Deutschland die volle Souveränität haben müsse. Die 
Karlsruher Bevölkerung hat auf einer großen Demon-
stration am Samstag erklärt: Wir wollen keine Tief- 
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flüge und keine Luftkampfübungen mehr. — Das ist 
unsere Souveränität. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir wollen keine Tiefflüge, und wir brauchen sie auch 
nicht. Die politischen Veränderungen in Ost und West 
machen diese Flüge überflüssig, sie bedrohen nur 
noch Leib und Leben der Bevölkerung. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Was muß eigentlich noch passieren? Genügt Ram-
stein nicht, genügt Forst bei Bruchsal nicht, genügt 
Remscheid nicht? Die Bevölkerung stellt voller Wut 
und Groll fest, daß die Verantwortlichen aus dem Leid 
und dem Tod der Menschen, auch dem der Piloten 
und ihrer Angehörigen, nichts lernen. Ich fordere für 
die betroffene Bevölkerung die sofortige Einstellung 
der Tiefflüge und der Luftkampfübungen. Die Erfül-
lung dieser Forderungen und der Abzug der Truppen 
ist eine ganz neue Qualität der Abrüstung. Aber wir 
werden im Südwesten Zeugen eines verwirrenden 
Vorgangs. CDU-Abgeordnete, wie z. B. Heiner Geiß-
ler, und CDU-Organisationen stellen sich in der Re-
gion als energische Gegner dieser Flüge dar, stimmen 
aber in Bonn, wie z. B. am 29. September letzten Jah-
res, gegen einen SPD-Antrag, der einen Tiefflug

-

Stopp fordert. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Sehr richtig!) 

Auch der Bundesrat hat am 10. November 1989 eine 
Entschließung verabschiedet, die von der Regierung 
sofort keinen Tiefflug unter 300 m und keine Luft-
kampfübungen über bewohntem Gebiet verlangt. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Mit den CDU-Län-
dern!) 

Ich gehe weiter. Meine persönliche Forderung heißt: 
überhaupt keinen Tiefflug mehr, überhaupt keine 
Luftkampfübungen mehr. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wer weiterhin Tiefflug und Luftkampf zuläßt, macht 
sich mitschuldig an einem nächsten Absturz, bei dem 
es dann kein Wunder mehr geben wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Breuer. 

Breuer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Unfall über Karlsruhe muß uns inne-
halten lassen, und er muß uns nachdenklich stim-
men. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Bravo! — Graf [SPD]: 
Zum wievielten Male?) 

Nachdenklich stimmen heißt, genau zu überdenken, 
was der Tod eines jungen Piloten und die gerade noch 
verhinderte Katastrophe für die politische Verantwor-
tung bedeuten. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Wie oft haben Sie das 
schon gesagt?) 

Ich denke, daß man das Ganze auf dem Hintergrund 
der sicherheitspolitischen Situation sehen muß. Diese  

sicherheitspolitische Situation — das ist für mich ein-
deutig — hat sich gegenüber der sicherheitspoliti-
schen Situation der Vergangenheit geändert. Sie hat 
sich insofern geändert, als das Risiko eines Ang riffs 
auf die Bundesrepublik Deutschland 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Gegen Null  ten
-diert!) 

und unsere Verbündeten gegen Null geht. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Und nun?) 

Das heißt, meine Damen und Herren, daß man Flug-
übungen, ob dies Luftkampfübungen in der Art, wie 
sie über Karlsruhe stattgefunden haben, oder Tief-
flugübungen sind, für die Zukunft unter anderen Ge-
sichtspunkten sehen muß. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Welchen? — Dr. Em- 
merlich [SPD]: Wann beginnt die Zukunft?) 

Ich möchte zunächst sagen, daß auch in Zukunft 
Übungen stattzufinden haben. Aber es ist nicht mehr 
zu verantworten, daß in einer Art und Weise geübt 
wird, als wenn keine politische Veränderung in Ost-
und Mitteleuropa stattgefunden hätte. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Das ist aber schon 
länger so!) 

Meine Damen und Herren, hier gilt es Unterschiede 
zu machen hinsichtlich dessen, was die Bundesluft-
waffe tut, und dessen, was von den verbündeten 
Streitkräften praktiziert wird. Was Luftkampfübun-
gen angeht, so trainiert die Bundesluftwaffe heute, im 
Jahre 1990, nur noch zu 14 To  über Land, 86 To  werden 
über See oder im Ausland geübt. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Das ist das Ziel!) 

— Das sind die Zahlen, die uns von der Bundesluft-
waffe zur Verfügung gestellt werden. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Nein, die Ziel

-

marke!) 

Ich bin der Meinung, daß wir uns dafür einsetzen 
müssen — und das ist meine Bitte, die ich an den Ver-
teidigungsminister richten möchte — , daß sich die al-
liierten Streitkräfte hier bei uns in der Bundesrepublik 
Deutschland genauso verhalten wie die Bundesluft-
waffe. 

(Wilz [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Nun könnte man leger sagen: Bei der Bundesluft-
waffe 86 % im Ausland oder über See, das gilt auch für 
die alliierten Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland; auch das ist Ausland. Aber ich denke, 
hier gilt es erhebliche Unterschiede zu machen. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist mehr als andere Län-
der ein sehr dicht besiedeltes Gebiet. Hier gelten an-
dere Gesichtspunkte. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß die Hal-
tung der SPD, kategorisch zu sagen, wir könnten es 
verantworten, in Zukunft überhaupt keine Flugübun-
gen mehr zu machen, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das können wir ver

-

antworten!) 
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nicht realistisch ist. Das könnte auch ich nicht verant-
worten. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Doch, doch!) 

Die Zielsetzung muß sein, daß wir die neue politi-
sche Situation erkennen, 

(Dr. Feldmann [FDP]: Drastisch reduzie-
ren!) 

drastisch reduzieren und insofern Einschränkungen 
machen, als daß besondere Risiken, die beispiels-
weise von Übungen über großen Städten, von Übun-
gen über kerntechnischen Anlagen und anderen In-
dustrieanlagen ausgehen, durch klare Einschränkun-
gen weiter vermindert werden. Das muß die Zielset-
zung sein. 
Ich denke, es ist noch ein anderes notwendig: Es 

gibt eine neue politische Situation. Früher war die 
Abrüstungsinitiative vor der politischen Entwicklung. 
Heute ist die politische Entwicklung vor der Abrü-
stung. Das hat sich überrollt. 

(Gerster [Worms] [SPD]: An wem liegt das 
denn? — Frau Beer [GRÜNE]: Weil Sie sich 

sträuben!) 
Es ist notwendig, daß wir dieser neuen politischen 
Situation Rechnung tragen. Wir müssen Übungskon-
zepte entwickeln, die für die Zeit, wo gleichzeitige 
und gleichgewichtige Abrüstung noch nicht möglich 
ist — sie wird kommen, davon bin ich überzeugt —, 
den Konsens mit der Bevölkerung, aber gleichzeitig 
auch das Funktionieren der Landesverteidigung mög-
lich machen. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Beer. 

Frau Beer (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Da-
men und Herren! Verehrte Kollegen und Kolleginnen! 
Zehn Abstürze, 200 Tote, das ist die traurige Bilanz 
militärischer Übungsflüge. Immer wieder Beinahe-
Katastrophen, die hier noch nicht mitgezählt sind. 

Wir haben heute wunderschönes Wetter. Wir haben 
Sonne, und wir haben eine Regierung, die die Bevöl-
kerung durch ihre unvernünftige Beibehaltung von 
militärischen Kampfübungen dazu gebracht hat, daß 
sie sich zum Teil nicht mehr über diese Sonne freuen 
kann; denn schönes Wetter ist der Startbefehl für 
Tiefflieger, für Luftkampfübungen, weil es sich dann 
am besten üben läßt. 
Herr Stoltenberg, es reicht. Der Warschauer Vertrag 

löst sich auf. Und die NATO spielt mit Ihrem Einver-
ständnis über dem Gebiet der Bundesrepublik den 
Krieg. 

Während der Tiefflug und die Luftkampfübungen 
zu einer unerträglichen Belastung in der Bevölke-
rung geworden sind, übt sich vor allem das Bundes-
verteidigungsministerium in der Akrobatik des Recht-
fertigungskampfes für die Beibehaltung militärischer 
Übungsflüge und vor allen Dingen offensiver An-
griffsübungen. Die Haltung der Bundesregierung zu 
diesem Thema ist eindeutig: Gut eine Woche nach  

dem Absturz, nämlich heute, stimmt sie dem Wieder-
einsetzen der Luftkampfübungen der kanadischen 
Flieger mit den gleichen Maschinen ab Montag zu; 
das ist heute morgen bekanntgeworden. Das ist ein 
ungeheurer Skandal und eine Ignoranz gegenüber 
der Bevölkerung. 

Ich möchte kurz aus der ersten Stellungnahme des 
Bundesverteidigungsministeriums zitieren, die in gra-
vierender Art an die Äußerungen von Herrn Scholz 
erinnert, der diese Politik auf Dauer nicht rechtferti-
gen konnte: 

Die kanadische Luftwaffenführung wurde gebe-
ten, die Unfallursachen rasch und umfassend auf-
zuklären und über das Ergebnis und mögliche 
Folgerungen zu unterrichten. 

Das ist die Reaktion, ohne auf die Sorgen der Bevöl-
kerung einzugehen, ohne den gestorbenen Piloten 
auch nur mit einem Wort zu erwähnen. Diese Erklä-
rung, Herr Stoltenberg, ist der Versuch, jede Verant-
wortung des Bundesverteidigungsministeriums auf 
die Alliierten abzuschieben. 

Ihre zweite Sorge gilt der Flugsicherheit eines Erd-
kampfflugzeuges, das mit Luft-Luft-Lenkwaffen be-
stückt werden kann. Fahrlässige Ignoranz zeigen Sie 
bezüglich der Sicherheit der Menschen, die diese Ma-
schinen fliegen, und der Sicherheit der vom Luft-
kampfterror bedrohten Bevölkerung. 

Das Festhalten an Luftkampfübungen und am Tief-
flug ist ein Verstoß gegen die Fürsorgepflicht und die 
Schutzaufgabe der Bundesregierung gegenüber der 
Bevölkerung in der Bundesrepublik, aber auch ge-
genüber anderen Menschen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Es ist das bewußte Ignorieren der Chance, angesichts 
der Veränderungen in Osteuropa den Kalten Krieg 
und militärische Abschreckung endlich, endlich zu 
beenden. Statt dessen werden neue Bedrohungsäng-
ste und -bilder aufgebaut. Die Luftkampffähigkeit ge-
genüber Ost und Süd soll angesichts der Rüstungs-
beschränkungen, über die gerade in Wien verhandelt 
wird, erhöht werden. 

Die Stellungnahmen der FDP und der SPD sind bei 
weitem nicht weitreichend genug. Das vorgestrige 
Lippenbekenntnis der SPD zur NATO macht deutlich, 
daß eine abrüstungsunwillige NATO nicht dazu füh-
ren wird, Tiefflugübungen und alles andere an ag-
gressiven Operationen einzustellen. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Kollegin Beer, Ihre 
Position ist doch überholt!) 

Herr Kollege Feldmann, es ist unlauter, durch eine 
Verlagerung auf See oder in die Türkei — etwa nach 
Konya — , wo genauso Menschen leben, Sicherheit 
vorzugaukeln. Es gibt nur eine Alternative, die wir als 
Antrag eingebracht haben: Abschaffung sämtlicher 
Militärübungen und sämtlicher Übungsflüge. Selbst 
nach dem Bundeswehrverständnis macht das keinen 
Sinn mehr. Was Sie sich leisten, ist die Gefährdung 
der Bevölkerung in Friedenszeiten und das Verspie- 
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len der möglichen Sicherheit in einer neuen Friedens-
ordnung, die Sie nicht begreifen wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Karlsruhe ist am 
17. April 1990 knapp einer Katastrophe entgangen. In 
der Stadt schlugen die verunglückten Flugzeuge und 
über 200 Flugzeugtrümmer ein. Jedes davon hätte 
Menschen töten können. Auch der Sachschaden war 
beträchtlich, ganz zu schweigen von dem Schock für 
die Menschen. 
Unser Mitgefühl gilt aber auch den Angehörigen 

des kanadischen Piloten, der beim Absturz ums Leben 
kam. Seiner Familie und den kanadischen Streitkräf-
ten möchte ich im Namen der FDP-Fraktion unser Bei-
leid aussprechen. 
Wir sind nicht im Krieg. Wir können daher nicht so 

weitermachen wie bisher. 

(Zustimmung bei der SPD — Frau Beer 
[GRÜNE]: Dann hören Sie auf!) 

Es geht heute nicht nur um Karlsruhe. Die Kette tra-
gischer Unfälle mit Militärflugzeugen reißt nicht ab. 
Dieses Unglück hätte jede andere Stadt im Bundesge-
biet treffen können. Es ist schon Schlimmes passiert; 
aber jeden Tag kann noch Schlimmeres passieren, 
wenn so weitergeflogen wird wie bisher. Eine Kata-
strophe kann nicht ausgeschlossen werden. Daran 
sollten wir gerade heute, am vierten Jahrestag von 
Tschernobyl, denken. 
Diese Unfälle haben nicht nur die Piloten zu verant-

worten. Verantwortlich ist letztendlich die Politik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Die Politik definiert den Verteidigungsauftrag. Sie be-
stimmt, womit, wo und wieviel geflogen wird. Wir sind 
daher als Parlament gefordert, Konsequenzen zu zie-
hen. 
Die Risiken militärischer Flugübungen sind in un-

serem dicht besiedelten Land besonders hoch. Den-
noch findet in keinem Land der Welt ein solch inten-
siver militärischer Flugbetrieb statt wie bei uns. Diese 
Risiken sind weder unserer Bevölkerung noch den 
Piloten weiter zuzumuten. Ost und West sind nicht 
mehr im Kalten Krieg. Wir sind auf dem Weg von der 
Konfrontation zur Kooperation, auf dem Weg zu einer 
blockübergreifenden kooperativen Sicherheitspoli-
tik. 
Die sicherheitspolitische Lage in Europa hat sich 

grundlegend geändert. Das muß in unserer Verteidi-
gungspolitik stärkere Berücksichtigung finden. Die 
FDP hat bereits auf ihrem Wiesbadener Parteitag 1988 
einen umfassenden Forderungskatalog zur Reduzie-
rung der militärischen Flugbewegungen verabschie-
det. Wir anerkennen, daß erste Schritte in dieser Rich-
tung getan wurden, Herr Verteidigungsminister. Da-
bei ist die Bundesluftwaffe vorangegangen. Wir aner-
kennen, daß auch in Verhandlungen mit den Alliier-
ten einiges erreicht wurde. Angesichts der erreichten  

militärischen und politischen Entspannung reicht das 
allerdings bei weitem nicht aus. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Das Luftverteidigungskonzept der NATO muß der 
sicherheitspolitischen Entwicklung entschiedener an-
gepaßt werden. 

(Beifall des Abg. Gerster [Worms] [SPD] — 
Frau Beer [GRÜNE]: Verteidigung gegen 

wen denn? Sagen Sie es doch!) 

Wir müssen die Risiken neu bewerten — ich meine, da 
werden auch Sie zustimmen, Frau Beer — und die 
Sicherheitsvorschriften diesen Risiken unverzüglich 
anpassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Frau 
Beer [GRÜNE]: Tiefflug ist das Risiko!) 

— Frau Beer, wir können uns als Regierungskoalition 
diesen Dingen nur etwas differenzierter nähern und 
werden das nicht so pauschal abtun, wie Sie es im 
allgemeinen machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die FDP hat am Dienstag auf meine Initiative ein 
Bündel von Sofortmaßnahmen beschlossen. Jetzt hö-
ren Sie gut zu, damit Sie nicht wieder Falsches be-
haupten. Wir fordern, Luftkampfübungen drastisch 
einzuschränken 

(Gerster [Worms] [SPD]: Wieviel denn?) 

und soweit wie möglich bis auf weiteres nur über See 
durchzuführen. Darüber muß schnellstens mit den Al-
liierten verhandelt werden. Ab sofort sind Luftkampf-
übungen der Bundesluftwaffe nur noch in einem deut-
lichen Sicherheitsabstand zu Städten und Risikoob-
jekten wie kerntechnischen Anlagen oder chemi-
schen Fabriken zu erlauben. 

Von den Bündnispartnern erwarten wir die Bereit-
schaft, Auflagen, die der Bundesminister für Verteidi-
gung im Interesse der Sicherheit für den militärischen 
Flugbetrieb der Bundesluftwaffe erläßt, zu überneh-
men. Wir fordern Verhandlungen mit den Alliierten 
über die bündniseinheitliche Definition ausreichen-
der Risikozonen um Städte und Risikoobjekte. 

Zum Schluß: Die Zulassung des Flugbetriebs der 
kanadischen F-18-Flugzeuge darf erst dann wieder 
erteilt werden, 

(Frau Beer [GRÜNE]: Sie ist erteilt!) 

wenn überzeugend dargelegt wird, wie das hohe Ab-
sturzrisiko dieser Maschinen — 

(Frau Beer [GRÜNE]: Heute erteilt!) 

sei es auf Grund menschlicher oder technischer Män-
gel — drastisch verringert werden kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Die FDP will  diesen Maßnahmenkatalog auch als 
ein abrüstungspolitisches Signal verstanden wissen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Heistermann. 
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Heistermann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn man liest, daß der Absturz der bei-
den kanadischen Düsenjäger seit 1980 der 140. Ab-
sturz von militärischen Strahlflugzeugen in der Bun-
desrepublik war und der 23., der bei Luftkampfübun-
gen passierte, könnte man meinen, daß eigentlich 
nichts Außergewöhnliches passiert ist. Wieder einmal 
ist ein Düsenjäger abgestürzt. 

Darf man eigentlich so denken? Ich denke: Nein, so 
darf man nicht zur Tagesordnung übergehen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Feldmann [FDP]: 
Sind wir doch nicht! Niemand geht zur Ta-

gesordnung über!) 

Der Verteidigungsminister bittet in diesem Fall die 
kanadische Luftwaffe, Unfallursachen rasch und um-
fassend aufzuklären und über das Ergebnis und mög-
liche Folgerungen zu unterrichten. So seine Erklärung 
vom 18. April 1990. Herr Minister, wer hat denn hier 
eigentlich mögliche Folgerungen zu ziehen: die Kana-
dier oder wir? 

Als Ergebnis kommt nach längerer Zeit, wenn das 
öffentliche Interesse bereits merklich nachgelassen 
hat, heraus, daß es sich bei der Ursache entweder um 
menschliches oder technisches Versagen handelt. 
Damit ist dann bis zum nächsten Absturz erst einmal 
wieder Ruhe an der Fliegerfront; denn die Anträge der 
SPD, den Tiefflug und die Luftkampfübungen über 
der Bundesrepublik einzustellen, wurden von den Re-
gierungsfraktionen mit schöner Regelmäßigkeit ab-
gelehnt. So geschehen selbst nach den fürchterlichen 
Abstürzen in Remscheid und in Ramstein. 

Das, was sich in den letzten Jahren abgespielt hat, 
ist nicht mehr zu ertragen. Im Verteidigungsausschuß, 
im Unterausschuß „Militärischer Fluglärm" und auch 
im Plenum des Deutschen Bundestages wurden 
wahre Hymnen auf die absolute Notwendigkeit des 
Tiefflugs und der damit verbundenen Tiefflugausbil-
dung gesungen. Wer es wagte, Sinn und Nutzen der 
bisherigen Luftverteidigungskonzeption in Frage zu 
stellen, wurde doch mit allerlei Verdächtigungen 
überzogen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Vaterlandsverräter!) 

Wer auf die Gefährdungspotentiale wie Kernkraft-
anlagen und chemische Industriebetriebe hinwies, 
wurde der Schwarzmalerei geziehen. 

(Breuer [CDU/CSU]: Das ist doch gar nicht 
wahr! — Frau Beer [GRÜNE]: Das ist rich

-tig!) 

Man muß es doch deutlich aussprechen: Wir haben 
Glück gehabt, daß keine Großanlagen und — das ist 
noch wichtiger — keine großen Wohnsiedlungen be-
troffen waren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber gilt das auch für das nächste Mal? 

Kollege Breuer, wir hören auf Ihre Zwischentöne. 
Wir hoffen, daß es nicht nur Worte bleiben, sondern 
daß es Taten werden. 

(Breuer [CDU/CSU]: Keine Sorge!) 

Dabei hätte es die großpolitische Wetterlage in Eu-
ropa schon längst geboten, neue Wege einzuschlagen. 
Die Entspannungssignale im Ost-West-Verhältnis  

wurden ignoriert. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat damit zugelassen, daß die Akzeptanz des verteidi-
gungspolitischen Auftrages der Bundeswehr und der 
Alliierten dramatisch gesunken ist. 

Für die Bundesregierung kommt die Nagelprobe 
am 9. Mai 1990; denn an dem Tag muß sie verbindlich 
erklären, ob sie dem SPD-Antrag auf sofortige Einstel-
lung aller Luftkampfübungen über dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland folgen wird. Das Aus-
setzen der Abstimmung über unseren Antrag in der 
gestrigen Sitzung des Verteidigungsausschusses ist 
eine Chance, endlich aus dem bisherigen Denken 
auszusteigen. Diese Chance zu einem gemeinsamen 
Neubeginn sollte von uns allen genutzt werden. 

Militärisch jedenfalls gibt es keine Begründung da-
für, daß Luftkampfübungen über dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland stattfinden müssen. Lassen 
Sie uns deshalb gemeinsam dafür sorgen, derartige 
Luftkampfübungen sofort einzustellen, auch wenn wir 
damit die Unglücke der Vergangenheit mit ihren 
schrecklichen Folgen nicht ungeschehen machen 
können. Gefragt ist jetzt die menschliche Vernunft. 
Geben wir ihr gemeinsam eine Chance. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir sind alle erschüt-
tert über den Tod eines hochqualifizierten Soldaten 
unseres Verbündeten Kanada, 

(Frau Beer [GRÜNE]: Oh nein, wenn man 
sich das allein anhört!) 

eines Soldaten, der unsere gemeinsame Freiheit, die 
des Bündnisses, verteidigen wollte, der sich dafür aus-
gebildet hat; eines Bündnisses, das wie kein anderes 
in der Welt dadurch erfolgreich war, daß es eine funk-
tionierende Abrüstung erreichen konnte, das beson-
ders in der Zukunft erfolgreich sein will, weil es näm-
lich stabilisiert, Abrüstungsverhandlungen führt und 
dann eines Tages mit Verträgen ein Ergebnis errei-
chen kann, das diese Flüge — so hoffen wir — nicht 
mehr notwendig macht. 

Wir sollten eigentlich viel mehr darüber erschüttert 
sein — ich bedauere, daß das bisher noch keine Rolle 
gespielt hat — , daß auch heute noch, 45 Jahre nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges, fast 400 000 
sowjetische Soldaten auf deutschem Boden stehen 

(Zuruf von der SPD: Die fliegen alle tief? So 
ein Quatsch!) 

mit modernster Rüstung nicht nur für eine Armee oder 
für ein Heer, sondern mit Tausenden von Kurzstrek-
kenraketen, chemischen, konventionellen, nuklearen 
Waffensystemen 

(Heistermann [SPD]: Thema!) 

und vor allen Dingen mit Hunderten modernsten 
Flugzeugen, denen wir von deutscher Seite gar nichts 
entgegenzusetzen haben. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Oje! Oje!) 
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Das wiederum bedingt, daß wir nur im Verbund mit 
unseren Alliierten in der Lage sind, die Luftverteidi-
gung vernünftig aufzubauen. 

Ich bedauere, daß die Erschütterung über den Tod 
eines Soldaten zum Teil ausgenutzt wird, um mehr 
oder weniger opportunistische Gründe vorzuschie-
ben. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Unverschämt! Man 
sollte Ihnen wirklich das Wort verbieten!) 

Es geht gar nicht so sehr darum, daß man echte Er-
schütterung zeigt, sondern man möchte die Gunst der 
Stunde nur nutzen, um von seiten der Opposition in 
irgendeiner Art und Weise beim Bürger gut anzukom-
men. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das ist ja eine Unver-
schämtheit sondergleichen!) 

Man sollte auch einmal anerkennen, was in der Zwi-
schenzeit geleistet wurde. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Deshalb 
kommt die CSU auch unter 40 %!?) 

— Liebe Frau Kollegin Schulte, die Flugzeuge, die wir 
heute fliegen, sind alle in der Zeit der sozialliberalen 
Koalition eingeführt worden. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Die F-18 
auch?) 

Die Anzahl der Tiefflüge und die Anzahl der Flüge, 
die für die Luftkampfübungen notwendig sind, sind 
seit 1982 permanent und drastisch reduziert wor-
den. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Ihr boxt doch den Jä-
ger 90 durch! Was soll denn diese ganze 

Polemik?) 

Sie haben es ja gehört: Nur noch 14 % der Flüge wer-
den heute über Land durchgeführt; die anderen be-
reits über dem Meer oder im Ausland. 

Vielleicht an dieser Stelle ein kleiner Hinweis: Sie 
wissen, daß die Luftkampfausbildung deswegen auch 
ein Problem über unserem Territorium bleibt, weil sie 
nur dann wirklich abschreckend wirken kann, wenn 
wir den Vorteil der Kenntnis des eigenen Geländes 
nutzen können. Nur dann dient sie ihrer Aufgabe, 
wirklich die Spitze der Abschreckung darzustellen. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Aber doch nicht 
Luftkämpfe in 4 000 m Höhe!) 

Für mich ist der entscheidende Ansatz — da sollten 
wir zusammenarbeiten — , daß wir möglichst schnell 
bei den anstehenden Wiener Verhandlungen die 
Sowjetunion davon überzeugen können, daß tatsäch-
lich die Obergrenze an Fluggeräten so reduziert wird, 
daß diese Art von Übungen in Zukunft entfallen kann. 
Da brauchten wir Unterstützung und Ihre Hilfe. 

Da frage ich, warum die Sowjetunion gerade in die-
sem Bereich nicht bereit ist nachzugeben, weshalb sie 
über den NATO-Vorschlag hinaus fast 4 000 Kampf-
flugzeuge mehr in ihren Arsenalen behalten will. 

(Zuruf von der SPD: Das sind doch keine 
Kampfflugzeuge! Das sind Jäger!) 

Dort wird die Auseinandersetzung geführt. Wenn wir 
dort zu vernünftigen Ergebnissen kommen, dann 

— so hoffe ich — können wir auch eines Tages das, 
was heute noch notwendig ist, nämlich die Durchfüh-
rung von Luftkampfübungen über dem Bundesgebiet, 
so stark reduzieren, daß Gefahren weitgehend auszu-
schließen sind. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe 

die herzliche Bitte, daß wir über allem, was uns nach 
so einem furchtbaren Unfall bewegen kann, nicht ver-
gessen: Es geht immer noch darum, daß wir auf lange 
Sicht unseren Frieden stabil halten, indem wir nicht 
vorzeitig alles aufgeben, was bisher den Frieden er-
halten hat, sondern indem wir das in vernünftige Ver-
handlungen einbringen. 
Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat noch ein-
mal die Abgeordnete Frau Beer. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Schon wieder?) 
— Es war Ihr Wunsch, Frau Abgeordnete. 

Frau Beer (GRÜNE) : Ich hatte gehofft, daß sich der 
Verteidigungsminister vorher zu Wort melden 
würde. 
Ich möchte noch einmal ganz deutlich machen, was 

Tiefflug eigentlich bedeutet. Tiefflug heißt: Militäri-
sche Manöver und Übungen — egal, ob am Boden 
oder in der Luft — sind eine Bedrohung für den Frie-
den. Sie dienen der Vorbereitung und der Führbar-
keit von Kriegen. Das ist das, was wir verhindern und 
abschaffen wollen und müssen, um glaubhaft zu blei-
ben. 
Ich möchte auch folgendes noch einmal ganz deut-

lich sagen — vor allen Dingen zur SPD — : Sie wissen 
sicherlich, daß die Bundesregierung auf meine Frage, 
wann mit der Verlegung der Tiefflüge zu rechnen ist, 
am 12. April 1990 geantwortet hat, daß die AIR 
FORCE SUB GROUP — das ist diejenige Stelle der 
NATO, die diese Entscheidung trifft — der NATO 
empfiehlt, das NATO Tactical Fighter Center — das 
ist die Ausbildungsstätte für die Luftkampfübungen 
der NATO — , nach Konya in der Türkei zu verlegen. 
Zu deutsch heißt das: Die Bundesregierung weiß, daß 
der Widerstand in der bundesdeutschen Bevölkerung, 
die Bewegung dagegen weit über alle Parteien hin-
weg zu stark geworden ist und daß man diesen ele-
mentaren Angriffsflug woanders üben muß. 
Es ist ebenso menschenverachtend, diese Übungen 

in andere Gebiete zu verlagern. Menschenrechte sind 
nicht auf Gebiete begrenzt — weder auf bundesdeut-
sches Gebiet noch auf andere Gebiete —, sondern es 
geht um das Existenzrecht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 
Ich hoffe, daß sich die Sozialdemokraten in diesem 

Punkt weiter hervortrauen, d. h. nicht nur Luftkampf-
übungen hier ablehnen, sondern definitiv sagen: Si-
cherheitspolitisch, friedenspolitisch, militärisch gibt 
es hierfür keine Rechtfertigung mehr. 
Der Wert des Lebens der Menschen ist höher als 

das, was hier an Kriegsübungen durchgeführt wird. 
Wir dürfen bitte in dieser Diskussion nicht davon aus- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Ap ril 1990 	16265 

Frau Beer 

gehen, daß Todesopfer gang und gäbe bei Tiefflügen 
sind. Wir müssen vielmehr davon ausgehen, daß jedes 
einzelne Opfer — ganz egal, ob aus dem Kreis der 
Soldaten oder aus der Zivilbevölkerung — zuviel ist 
und durch nichts gerechtfertigt werden kann. 

Wir möchten von Ihnen eine Stellungnahme dazu 
hören, wie Sie diese Vorfälle und die nächsten Un-
glücke legitimieren wollen; denn das tun Sie hier die 
ganze Zeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat noch einmal 
der Abgeordnete Dr. Feldmann das Wort. 

(Zuruf von der SPD: Wir haben heute lauter 
doppelte Abgeordnete!) 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Niemand will den Verteidigungsauftrag 
vernachlässigen, Herr Kollege Ortwin Lowack, aber 
der Sicherheit der Menschen gebührt Vorrang, vor 
allem in Zeiten politischer und militärischer Entspan-
nung. 

(Zuruf von der SPD: Mit wem haben Sie tele-
foniert? Mit der CSU-Landesleitung?) 

Natürlich liegen in Wien noch keine bef riedigenden 
Ergebnisse vor. Wir wollen die drastische Einschrän-
kung aller Luftkampfübungen aber gerade auch als 
ein Signal für Wien verstanden wissen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir können uns dieses Signal leisten; ein Signal ist 
keine Festlegung. 

Unabhängig von Wien fordern wir aber erstens, 
Luftkampfübungen bis auf weiteres möglichst nur 
noch auf See durchzuführen, und zwar zumindest so 
lange, bis die Sicherheitsbestimmungen für alle Bünd-
nisstreitkräfte den jeweiligen Risiken angepaßt sind. 

Zweitens. Wir brauchen differenzierte und gestaf-
felte Sicherheitszonen im Umkreis von Städten und 
Risikoobjekten, die die Einwohnerzahl und den Ge-
fährdungsgrad berücksichtigen. Diese Zonen sollten 
möglichst nach bündniseinheitlichen Kriterien defi-
niert werden und für die Luftstreitkräfte aller Bünd-
nispartner verbindlich sein. Die Luftverkehrsordnung 
allein kann den besonderen Risiken des militärischen 
Flugverkehrs nicht gerecht werden. Die wenigen Auf-
lagen für den militärischen Flugbetrieb, z. B. das Tief-
flugverbot über Städte mit mehr als 100 000 Einwoh-
nern, sind nicht ausreichend. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Was ist denn mit den 
Städten mit 99 000 Einwohnern?) 

Gerade Karlsruhe zeigt, daß die Gefährdung der Be-
völkerung und der Piloten auch bei sogenannten nor-
malen Luftkampfübungen in derselben Weise gege-
ben ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Drittens ein Wort zum Faktor Mensch. Zwölf der 
13 Abstürze kanadischer F-18 sollen auf menschli-
ches Versagen zurückzuführen sein. Das muß uns zu 
denken geben. Die gestern von den Kanadiern ange-
kündigte Wiederaufnahme des Flugbetriebes mit 

F-18-Maschinen scheint mir voreilig und stößt auf un-
seren entschiedenen Protest. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir sollten uns eine Flugpause gönnen — auch zum 
Nachdenken —, bis die Ursache der Unfälle wirklich 
geklärt ist und eine Wiederholung nach menschli-
chem Ermessen ausgeschlossen werden kann. 

Viertens. Es geht zu allererst um mehr Sicherheit für 
unsere Bevölkerung. Es geht aber auch um die Akzep-
tanz unserer Sicherheitspolitik, um die Akzeptanz 
der Streitkräfte und des Bündnisses. Schon die Flug-
lärmdebatte hat gezeigt, daß die Bürger immer weni-
ger bereit sind, diese Belastungen hinzunehmen, weil 
sie in diesem Ausmaß nicht einzusehen sind. 

(Zuruf von der SPD: Und die Regierung 
schweigt dazu!) 

Das gilt in noch stärkerem Maße, wenn es nicht um 
Lärm, sondern wenn es um Sicherheit geht. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Sie sollten zur Regie- 
rung gucken, nicht zu uns!) 

Eine Sicherheitspolitik — Frau Beer, da werden Sie 
mir vielleicht zustimmen —, der es nicht gelingt, die 
Gefährdung der eigenen Menschen auf ein Minimum 
zu reduzieren, läuft in einer Demokratie Gefahr, daß 
sie überhaupt nicht mehr akzeptiert wird. 
Und zum Schluß: Die Forderungen des Stadtrats 

von Karlsruhe sind berechtigt: umgehende und um-
fassende Aufklärung der Unglücksursachen, Verzicht 
auf militärische Überflüge, vor allem auf Luftkampf-
manöver über bewohntem Gebiet. Berechtigt ist auch 
der deutliche Protest des Städtetages von Baden-
Württemberg, der von den Oberbürgermeistern von 
Karlsruhe und Mannheim unterschrieben wurde. 
Wir sind als deutsches Parlament gefordert, den Si-

cherheitsinteressen unserer Bürger absolute Priorität 
zu geben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die FDP fordert den Bundesverteidigungsminister 
auf, diese Interessen mit allem Nachdruck gegenüber 
den Alliierten zu vertreten. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Morgen, wenn Sie in 
die USA fahren, können Sie gleich anfan

-

gen!) 

Die Bundesluftwaffe muß hier mit gutem Beispiel vor-
angehen. Aber wir erwarten von den Alliierten, daß 
sie diesem Beispiel folgen, soweit sie auf deutschem 
Territorium üben. Wir müssen zu einer drastischen 
Reduzierung von militärischen Flugbewegungen 
kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat der Bundesmi-
nister der Verteidigung, Dr. Stoltenberg, das Wort. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Auf-
trag und die Ausbildung der Luftfahrzeugbesatzun-
gen der Luftwaffe und ihrer Verbündeten ist nicht 
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zum ersten Mal Gegenstand einer Debatte in diesem 
Hohen Hause. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Leider!) 

Es ist sicher immer wieder notwendig, die Rahmenbe-
dingungen zu prüfen, um Sicherheit zu verstärken; 
Sicherheit allerdings unter verschiedenen Aspekten: 
natürlich für die Piloten selbst, für unsere Bürger und 
Sicherheit für unser Land. 

Eindeutig ist der Wille der Bundesregierung, ge-
meinsam mit den Verbündeten und den übrigen Staa-
ten Europas eine Sicherheitsstruktur zu erreichen, 
welche Frieden und Stabilität mit wesentlich verrin-
gerten Streitkräfteumfängen, Waffenumfängen und 
auch weniger Übungen gewährleisten kann, wobei 
wir bei den Übungen in allen Bereichen bereits eine 
erhebliche Verringerung veranlaßt haben. 

(Wilz [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dieses Ziel verfolgen wir bei den Verhandlungen in 
Wien. Wir gehen auch weiter davon aus, daß sie in 
diesem Jahr zu einem ersten Abkommen führen. Al-
lerdings muß man bei der Diskussion über Flugzeuge 
auch in diesem Hohen Haus zur Kenntnis nehmen, 
was die internationale und deutsche Presse in den 
letzten Tagen bestimmt hat: Die Verhandlungen in 
Wien stocken an einem wichtigen Punkt, weil die 
Sowjetunion darauf besteht, statt der Obergrenze von 
4 700, die das westliche Bündnis für Kampfflugzeuge 
für West und Ost vorgeschlagen hat, fast 7 500 Flug-
zeuge zu behalten. Deswegen ist es sinnvoll, hier nicht 
nur kritisch über unsere Verbündeten zu reden, son-
dern auch an die Sowjetunion zu appellieren, ihren 
Beitrag zu einem baldigen Erfolg dieser Abrüstungs-
vereinbarungen mit wesentlich weniger Flugzeugen 
zu leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber auch nach der Abrüstung brauchen wir wei-
terhin moderne Streitkräfte als Rückversicherung ge-
gen die Unwägbarkeiten geschichtlicher Entwicklun-
gen. Luftstreitkräfte und damit auch die Luftwaffe 
sind und bleiben auch im verringerten Umfang Teil 
unseres künftigen Sicherheitskonzepts. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Abschreckungskon-
zept!) 

Das bedeutet, daß ihnen Übungsmöglichkeiten ein-
geräumt werden müssen, um ihre volle Einsatzbereit-
schaft im Falle einer Krise herzustellen. 

Wir haben ja nun mit dem Tiefflugbericht im Sep-
tember vergangenen Jahres — abgestimmt mit den 
Verbündeten — ein Konzept vorgestellt, das durch ein 
umfassendes Bündel verschiedener Maßnahmen eine 
deutliche Verringerung der Lärmbelästigung, aber 
auch des Tiefflugs in niedrigen Höhen bringt. Es stellt 
unter den damals gegebenen sicherheitspolitischen 
Rahmenbedingungen, wie ich glaube, einen vertret-
baren Kompromiß zwischen den Einsatzbereitschafts-
forderungen und dem berechtigten Interesse der Be-
völkerung dar. Schon damals hat die Bundesregie-
rung ihre Entschlossenheit zum Ausdruck gebracht, 
alle Möglichkeiten zu weiteren Entlastungen zu nut-
zen, sobald sie sich bieten. 

Seit dem Herbst 1989 hat sich die politische Land-
schaft nachhaltig und positiv verändert. Dies wird, 
wenn wir angesichts der Fortschritte bei den Wiener 
Verhandlungen jetzt Abkommen erreichen, eine Ein-
schätzung begründen, daß sich die Gefahr einer mili-
tärischen Auseinandersetzung deutlich verringert 
hat. Selbst für den Fall eines Konflikts kann künftig 
von verlängerten Warnzeiten ausgegangen werden. 

Ich habe deshalb vor knapp zwei Monaten den In-
spekteur der Luftwaffe beauftragt, die friedensmäßige 
Tiefflugausbildung in eine Gesamtüberprüfung des 
Ausbildungs- und Übungskonzepts einzubeziehen. 
Das Ziel dieser Initiative ist eine weitere nachhaltige 
Entlastung. Wir werden diese Vorstellungen, sobald 
sie endgültig ausgeformt sind, in die zuständigen Gre-
mien des Bündnisses einführen, weil es ja auch in die-
ser Debatte nicht nur um die Luftwaffe geht, sondern 
um ein Konzept, das auch von den Alliierten mitgetra-
gen wird. 

Wir haben im Herbst auch Verbesserungen, Entla-
stungen für die Luftkampfausbildung angekündigt. 
Sie ist ja eine Voraussetzung für erfolgreiche Luftver-
teidigung. Dies bleibt auch so. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Gegen wen denn?) 

Das bedeutet auch, daß Luftkampfausbildung 
— zumindest in großen Teilen — mit mehreren Flug-
zeugen gleichzeitig geübt werden muß. Gerade Si-
cherheit setzt voraus, daß die Luftfahrzeugbesatzun-
gen ihre Flugzeuge fliegerisch völlig beherrschen. So 
ist eine Ausbildung im Frieden unerläßlich. 

Sie wissen, daß im Jahre 1976 von der damaligen 
sozialdemokratisch geführten Bundesregierung be-
stimmte Räume eingerichtet wurden, die zeitweilig 
für die Luftkampfausbildung reserviert sind; nicht ex-
klusiv, aber zeitweilig. Die deutsche Luftwaffe wie 
auch die Alliierten führen nur einen Teil ihrer gesam-
ten Luftkampfausbildung in der Bundesrepublik 
Deutschland durch. 

Am Beispiel der Luftwaffe wird deutlich, wie wir 
gerade in den vergangenen Jahren entscheidende 
Veränderungen herbeigeführt haben. Von den rund 
9 000 Luftkampfausbildungseinsätzen der Luftwaffe 
wurden 1987 etwa 33 %, 1988 etwa 43 % und 1989 
mehr als 60 % über See oder im Ausland durchgeführt. 
Für dieses Jahr streben wir einen Anteil von 86 % 
an. 

(Erler [SPD]: Es ist angestrebt, Herr 
Breuer!) 

— Das ist eine wirklich dramatische Veränderung ge-
genüber Ihrer Regierungszeit. Da haben Sie nicht ein-
mal ein Viertel der Luftkampfausbildung außerhalb 
des Territoriums der Bundesrepublik durchgeführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gerster [Worms] 
[SPD]: Da war auch die Bedrohung an

-

ders!) 

Damit wir uns in der Richtung einig sind: Wir wollen 
dies fortsetzen. Wir haben auch erste positive Ergeb-
nisse in parallelen Gesprächen mit den Verbündeten 
erreicht, die wir fortführen werden. Kanadische Luft-
verteidigungskräfte werden künftig durch Verlage-
rung erheblich weniger als bisher über der Bundesre-
publik üben. Die englischen Verbände werden ihren 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. April 1990 	16267 

Bundesminister Dr. Stoltenberg 

Anteil an der Luftkampfausbildung in unserem Land 
kurzfristig um 25 % verringern. Bei den Amerikanern 
zeichnet sich ein ähnlicher Trend ab. 

(Heistermann [SPD]: Und bei den Briten?) 

Allein im Vergleich zu 1989 wird bereits 1990 eine 
Reduzierung aller Luftkampfübungen um mehr als 
20 % erfolgen. 

Wir sind uns hier in der Tendenz mit den meisten 
Vorrednern in dem, was wir bewirken wollen, einig, 
vor allem auch bei den Verbündeten. 

Natürlich bleibt eine Verlagerung über See nicht 
ohne Probleme. Wenn Verbände aus Süddeutschland 
auf Flugplätzen an der See kurz zwischenlanden müs-
sen, um dann über der See zu üben, gibt es ebenfalls 
Proteste. Ich halte dies aber für richtig und notwen-
dig. 

Die Unfälle von Karlsruhe und Maxdorf sind tra-
gisch; und ich bedaure mit Ihnen zutiefst den Tod 
zweier Piloten — einmal in Maxdorf und einmal in 
Karlsruhe — und die verletzten Zivilpersonen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Zivilpersonen an letz-
ter Stelle!) 

Auch wenn es nicht zu einem Unglück größeren Ma-
ßes gekommen ist, nehmen wir dies sehr ernst. Mein 
Dank gilt den Rettern und Helfern am Boden, und 
unser Mitgefühl den Opfern und den Angehörigen 
der Opfer. 

Aber wir sollten auch zur Kenntnis nehmen, daß 
sich die Zahl der Unfälle vor allem für unsere Luft-
waffe durch eine gute Ausbildung und ein verantwor-
tungsbewußtes Verhalten in den letzten Jahren dra-
stisch verringert hat. Diesen Trend müssen wir stär-
ken. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Drastisch?) 

Das Ziel ist also vorgegeben: die politischen Verände-
rungen, die hoffentlich bald erreichten Abrüstungs-
vereinbarungen zu nutzen und zu weiteren substan-
tiellen Entlastungen zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gerster (Worms). 

Gerster (Worms) (SPD): Herr Minister Stoltenberg, 
es ist wenig befriedigend, wenn Sie sozusagen 
„business as usual" machen, nach dem Motto: Ich 
habe Auftrag an den Führungsstab der Luftwaffe er-
teilt, unser Ausbildungskonzept zu überprüfen. 
Es gibt Situationen und Sachverhalte, da gehen gra-

duelle Lösungen nicht, da bringt es wenig, zu sagen, 
wir machen weniger. Es gibt Situationen und Sachver-
halte, da muß man sagen: stopp!, und zwar wirklich 
generell. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das gilt für Luftkampf über der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Seit wann 
üben die den?) 

Es ist geradezu abenteuerlich, wenn ein Zusam-
menhang zwischen Luftkampf in 4 000 m Höhe und 
Geländekenntnis hergestellt wird, wie Ortwin Lo-
wack es getan hat, oder wenn der Kollege Paul Breuer, 
der leider an der entscheidenden Stelle gestern nicht 
im Ausschuß war, eine Sollzahl als Istzahl nimmt, 
nämlich das, was bis Ende des Jahres erreicht werden 
soll: 14 % nur noch über Land und 86 % Luftwaffe 
über See. Das ist kein Ist, sondern eine Sollzahl. 

(Breuer [CDU/CSU]: Das ist nicht fair, lieber 
Freund!)  

Manchmal ist es ganz sinnvoll, lieber Paul Breuer, im 
Ausschuß dabei zu sein, wenn die Regierung etwas 
mitteilt. 

Wieder, meine Damen und Herren und liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sind Tausende von Menschen 
einer Katastrophe knapp entkommen. Und wieder 
wird es ähnliche Erklärungen wie nach der Katastro-
phe von Ramstein geben, auch wenn das Unglück im 
übrigen ungleich größer als diesmal war. 

Es wird menschliches Versagen als Grund heraus-
kommen, menschliches Versagen eines Piloten, das 
hätte bewirken können, daß im Extremfall viele tau-
send Menschen — Frau Kollegin Hämmerle hat es 
belegt — in einer Großstadt wie Karlsruhe ihr Leben 
hätten verlieren können. 

Wer es prinzipiell noch für vertretbar hält, daß Luft-
kampf über der Bundesrepublik, über Ballungsgebie-
ten stattfindet, dem empfehle ich die Lektüre der neu-
esten Ausgabe von „Soldat und Technik", wo Luft-
kampf beschrieben wird und wo aus militärfachlicher 
Sicht beschrieben wird, welche ungeheure Belastung 
auf den Flugzeugführer einwirkt, der ständig in einer 
Grenzsituation ist. 

Jetzt sage ich Ihnen und uns allen: Wenn wir der 
Meinung sind, das, was wir an Waffen noch für not-
wendig halten — wie lang auch immer —, muß be-
herrscht werden, dann aber doch bitte so, daß keine 
Risiken für Dritte, für Unbeteiligte dadurch entste-
hen. 

Deswegen: Ab sofort Luftkampf nur noch über der 
See und nicht über bewohntem Gebiet! 

Wenn wir dies auf Antrag der SPD und nach dem 
Beschluß des Bundesrats hier im Bundestag vor eini-
gen Monaten beschlossen hätten — wir hatten die 
Gelegenheit dazu —, hätte dieser Unfall, dieser Ab-
sturz nicht stattfinden können. Ich sage dazu: Unab-
hängig von der völkerrechtlichen Situation hätten wir 
einen solchen Bundestagsbeschluß politisch auch ge-
genüber den Alliierten durchsetzen können und 
durchsetzen müssen. Das wäre möglich gewesen, 
wenn wir uns hier im Bundesparlament einig gewesen 
wären. 

Deswegen fordere ich Sie auf: Wenn Sie wirklich 
bereit sind und den Konsens suchen, wie Kollege 
Breuer — manchmal gegen seine Art — und Olaf 
Feldmann es angedeutet haben, dann suchen wir den 
Konsens für eine wirklich dauerhafte Lösung, die aus-
schließt, daß Luftkampf über bewohntem Gebiet, über 
Städten, über der Bundesrepublik überhaupt noch 
stattfinden kann! Sonst wird immer wieder dasselbe 
geschehen: Wir werden nämlich im nachhinein das 
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beklagen, was passiert ist, während wir sonst der Mei-
nung sind, daß Vorbeugen besser als Heilen ist. 

Wenn es schließlich um die gesamtpolitischen Rah-
menbedingungen geht: Wie wollen wir eigentlich 
rechtfertigen, daß möglicherweise im nächsten Jahr in 
einem vereinten Deutschland, möglicherweise auf 
beiden Seiten, die Luftwaffen, die dann welchen 
Bündnissen auch immer angehören, zumindest nicht 
einem gemeinsamen Bündnis, über der eigenen Be-
völkerung gegeneinander Krieg üben? Daß dies gro-
tesk und unvorstellbar ist, ist uns allen klar. Wir sollten 
heute schon den Schritt vollziehen, der spätestens 
dann zwingend notwendig wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hauser (Esslingen). 

Hauser (Esslingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Streitkräfte 
sind ein Mittel der Politik, und wenn sich die Politik 
ändert, müssen sich auch die Streitkräfte ändern. Es 
ist gar keine Frage, Herr Kollege Heistermann, nie-
mand geht zur Tagesordnung über. Auch uns be-
drückt das, was jetzt in Karlsruhe passiert ist. Sie müs-
sen uns abnehmen, daß wir alle als verantwortliche 
Politiker, Sie in der Opposition wie wir in der Regie-
rungskoalition, natürlich in einem Spannungsverhält-
nis stehen: daß wir auf der einen Seite die Verteidi-
gung aufrechterhalten wollen und auf der anderen 
Seite den Forderungen und Bitten dieser Bürger nach-
kommen möchten, die durch solche Unfälle wie jetzt 
in Karlsruhe zu Recht Angst haben. Ich verstehe 
das. 
Es ist auch schwer, diesen Menschen, diesen Bür-

gern, mit rationalen Argumenten gegenüberzutreten. 
Sie können das schwer aufnehmen, zumal dort in 
Karlsruhe, da der Absturz in Forst noch gar nicht so 
lange zurückliegt, natürlich schon Verängstigung ein-
getreten ist. 
Nur sollten wir, liebe Kollegen von der SPD — ich 

spreche nur Sie an, die GRÜNEN interessieren in die-
sem Zusammenhang eigentlich wenig —, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Was meinen Sie, wie 
Sie uns interessieren!) 

nicht so tun, als sei jetzt plötzlich alles anders. 

Es ist vielleicht ganz interessant, immer mal wieder 
Revue passieren zu lassen, daß der frühere Staatsse-
kretär Penner 1981/82 auf B riefe des Kollegen Ganz 
aus dem Saarland immer wieder betont hat — Herr 
Penner, Sie sitzen da, und Sie werden sich dessen 
erinnern — , und zwar hinsichtlich der Reduzierung 
von Tiefflügen, das sei der Preis der Freiheit, das 
müsse man eben bezahlen. Wir dürfen, liebe Kollegen 
von der SPD, nicht so tun, als sei erst seit dem Oktober 
1982 plötzlich alles gefährlicher geworden, während 
es davor nicht gefährlich gewesen sei. So dürfen wir 
die Arbeitsteilung hier nicht vornehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Heistermann 
[SPD]: Es hat sich doch die weltpolitische 
Ebene geändert! Wir fordern Sie ja zu ge-

meinsamem Vorgehen auf!) 

— Ich stimme Ihnen zu, nur sollten wir bei diesem 
emotionalen Thema, das es ohne Zweifel ist, redlicher 
miteinander umgehen und jetzt nicht alles in Abrede 
stellen, was wir an Reduzierungen, an Umänderun-
gen machen. Die Politik hinkt mitunter den Ereignis-
sen zum Teil hinterher. Sie haben auch die Einlassun-
gen des Verteidigungsministers gehört, der gesagt 
hat, daß wir hier auf einem guten Wege sind. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Der hat doch nicht mal 
zum Wiederanfang in der nächsten Woche 

Stellung genommen! Nicht mal das!) 
Wir sind schon der Auffassung, daß wir diese Luft-

kampfübungen weiter zurückführen, daß wir viel-
leicht zu einer Verlagerung von 100 % über See kom-
men. Das kann die Zeit durchaus bringen. Ich bin 
ohnehin der Auffassung: So wie wir einen Infanteri-
sten- oder einen Panzerverband in ausgewiesene Ma-
növergebiete zu Übungen schicken, so dürften Luft-
kampfübungen auch nur über solchen ausgewiese-
nen Gebieten sein. 
Ich glaube, daß dafür auch die Alliierten Verständ-

nis haben. Ich war mit einigen Kollegen dieser Tage in 
Washington und habe mit denen auch über das 
Thema Tiefflug gesprochen. Wir sind do rt  auf Ver-
ständnis gestoßen. Ich habe jedenfalls den Eindruck, 
daß sie hierfür Verständnis haben, denn wir müssen 
eines sehen: Sowohl in unserer Bevölkerung als auch 
in der Bevölkerung in Amerika und anderswo wird 
Verteidigung von den Menschen nur so lange akzep-
tiert, wie sie für sich selber kein Risiko dabei sehen. 
Wir müssen eben schauen, daß Verteidigung nicht nur 
für uns gewählte Politiker, sondern auch für die Bür-
ger verantwortbar ist. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Der Unfall vom 17. April hat folgende Bilanz: 
1 toter Pilot, 3 verletzte Zivilpersonen, 43 beschädigte 
Gebäude, 87 kaputte Autos und eine abgeräumte 
Oberleitung der Bundesbahn. Trümmer fand man, 
verteilt auf ein Gelände von 7 mal 5 Kilometern, an 
250 verschiedenen Stellen. Ein Triebwerk landete 5 m 
von einer Tankstellenzapfsäule entfernt. Brennende 
Rumpfteile flogen auf einen Siemens-Parkplatz, auf 
den zehn Minuten später die Arbeitnehmer gekom-
men wären, um wegzufahren. Andere Trümmer fielen 
auf einen Spielhof für Kinder, auf dem sich zufällig 
keine Kinder befanden. Allgemein bemüht man jetzt 
einen Schutzengel, um zu erklären, wieso nicht mehr 
Menschen zu Schaden kamen. 
Ich meine, der einzige Trost dabei ist, daß jetzt viel-

leicht noch etwas anderes beschädigt worden ist, 
nämlich — wir mußten soeben leider wieder Beispiele 
dafür hören — der Konsens darüber, daß über der 
Bundesrepublik Tiefflug- und Flugkampfübungen 
nach wie vor stattfinden müssen. Dieser Konsens um-
faßt bisher, daß bis zu 40 % des Gebiets der Bundes-
republik für solche Übungen zeitweilig zur Verfügung 
gestellt werden. In diesen sogenannten TRA, den 
„Temporary Reserved Airspaces" , liegen eine ganze 
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Reihe von deutschen Großstädten, neben Karlsruhe 
auch Städte wie Landshut, Ulm, Freiburg, Ludwigsha-
fen, Saarbrücken, Koblenz, Bielefeld, Oldenburg, Bre-
merhaven und Flensburg. Man kann sich auch gut 
vorstellen, was für Anlagen in diesen Städten auf 
diese Weise bedroht werden. 

Daß der Konsens in der Öffentlichkeit vielleicht 
doch — wenigstens ein bißchen — erschüttert ist, 
kann man daraus entnehmen, daß im „Spiegel" in 
bezug auf diese TRA von „Kampfsportplätzen für Jet-
Helden" die Rede war und — das ist interessant — im 
„Rheinischen Merkur" zu lesen war, dort handele es 
sich um zu drehende Souveränitätspirouetten über 
Deutschland. 

Wir haben jetzt einige Vorschläge gehört. Die FDP 
schlägt eine Verminderung der Zahl von Kampfübun-
gen vor. Herr Späth und Herr Geißler schlagen vor, 
die Kampfübungen wenigstens über Ballungsräumen 
einzuschränken. Die SPD hat die sofortige Einstellung 
aller Luftkampfübungen über dem Gebiet der Bun-
desrepublik gefordert. 

Ich hätte jetzt eigentlich erwartet, daß wir vom Mi-
nister hier etwas Genaueres darüber hören, was die 
Bundesregierung nun eigentlich plant. Nach wie vor 
bleibt die Frage offen, wieso es eigentlich möglich ist, 
ohne eine Einschränkung für unsere Sicherheit auf 
86 % der Luftkampfübungen über der Bundesrepu-
blik zu verzichten und wieso 14 % offenbar unver-
zichtbar bleiben. Völlig unbeantwortet blieb auch die 
Frage, wieso die Übungen der Bundesluftwaffe — ich 
wiederhole — ohne Einschränkung für die Sicherheit 
der Bundesrepublik verlagert werden können, die der 
Alliierten aber offenbar nicht. Wir haben auch nichts 
darüber gehört, was eigentlich das Ziel dieser Gesprä-
che und Verhandlungen ist. Die Alliierten haben ihre 
Bereitschaft bekundet, auf bis zu 25 % der Übungen 
zu verzichten. 

( V o r sitz : Vizepräsident Stücklen) 

Aber wir wissen nicht, mit welchem Ziel die Bundes-
regierung in diese Gespräche hineingeht. Dabei 
macht es keinen Sinn, sich tatsächlich nur auf eine 
Verminderung oder auf eine Begrenzung solcher 
Übungen auf Nicht-Ballungsgebiete zu beschrän-
ken. 

In der Fragestunde am 15. Februar haben wir uns 
mit dem Unfall von Maxdorf beschäftigt. Am 18. De-
zember waren zwei amerikanische F-16-Kampfflug-
zeuge 10 km von dem 20 km2  großen BASF-Gelände 
abgestürzt. Hintergrund war eine interessante Kon-
troverse zwischen dem Vorstand von BASF und der 
Bundesregierung, weil ihr allen Ernstes vorgeschla-
gen wurde, das Gelände, das 20 km 2  umfaßt, zu här-
ten, um es gegen Absturz zu schützen. Damals ist von 
der Bundesregierung die Auskunft gegeben worden 
— ich zitiere wörtlich — : „Luftfahrzeuge stürzen in 
der Regel nicht senkrecht ab, sondern fliegen in einer 
im wesentlichen von Höhe und Geschwindigkeit ab-
hängigen, nicht vorher bestimmbaren Parabel." — 
Das ist in der Tat so. Sie fliegen unter Umständen sehr 
weit. Der eine oder andere wird sich noch an den 
Überflug fast ganz Europas durch ein sowjetisches 
MIG-Flugzeug erinnern. 

Daraus folgt aber, daß alle diese Begrenzungen 
oder Einschränkungen nichts wert sind, daß sie kei-
nen Schutz für die Bevölkerung bedeuten. Ein biß-
chen Vernunft reicht hier einfach nicht aus. Die ein-
zige Möglichkeit ist, unserem Vorschlag zu folgen und 
unserem Antrag zuzustimmen, der eine sofortige Ein-
stellung aller Luftkampfübungen über dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland beinhaltet. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung zu diesem Vor-
schlag. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Garbe 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Stücklen: Die Aktuelle Stunde ist be-
endet. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe den 
heute morgen aufgesetzten Zusatztagesordnungs-
punkt auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
—Drucksachen 11/6955, 11/6960 — 

zu dem 

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Ausländerrechts 
—Drucksachen 11/6321, 11/6541 — 

b) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Aus-
ländergesetzes 
—Drucksache 11/4732 — 

c) Gesetzentwurf des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Asylverfahrensgesetzes 
—Drucksache 11/4958 — 

d) Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

Entwurf eines Bundesausländergesetzes 
(BAuslG) 

—Drucksache 11/5637 — 

e) Antrag der Fraktion der SPD 

Bundesausländergesetz 
—Drucksache 11/2598 — 

f) Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

Entwurf eines Gesetzes über die Wiederkehr-
erlaubnis für in der Bundesrepublik Deutsch-
land aufgewachsene Ausländer 
—Drucksache 11/1931 — 

g) Antrag der Fraktion der SPD 

Flüchtlings- und Asylkonzeption 
—Drucksache 11/3055 — 

h) Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN 

Entwurf eines Gesetzes für ein eigenständiges 
Aufenthaltsrecht für Ausländerinnen und Aus-
länder 
—Drucksache 11/4463 — 
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i) Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN 

Entwurf eines Gesetzes zur rechtlichen Gleich-
stellung der ausländischen Wohnbevölkerung 
durch Einbürgerung und Geburt (Einbürge-
rungsgesetz) 
—Drucksache 11/4464 — 

j) Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN 

Entwurf eines Gesetzes über die Niederlas-
sung von Ausländerinnen und Ausländern 
(Niederlassungsgesetz für Ausländer und Aus-
länderinnen) 
—Drucksache 11/4466 — 

k) Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 

Für eine Politik der offenen Grenzen — Für ein 
Recht auf Zuflucht — Flüchtlings- und Asyl-
konzeption 
—Drucksache 11/3249 — 

Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Neu-
regelung des Ausländerrechts liegt eine Reihe von 
Änderungs- und Entschließungsanträgen der Frak-
tion der GRÜNEN sowie der Fraktion der SPD vor. 

Meine Damen und Herren, entsprechend der Ver-
einbarung im Ältestenrat soll die Aussprache zwei 
Stunden dauern. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Gegen 18.00 Uhr oder 18.15 Uhr werden zahlreiche 
namentliche Abstimmungen beginnen. 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort kann ich 
noch nicht erteilen, weil noch keine Wortmeldungen 
erfolgt sind. Das liegt daran, daß wir mit der Aktuellen 
Stunde etwas früher fertiggeworden sind. Wir könn-
ten eine Ruhepause oder eine Kaffeepause einlegen. 
Wir können auch ein bißchen Geduld haben in der 
Hoffnung, daß sich die vorgesehenen Debattenredner 
einfinden werden. Ein bißchen Ruhe in diesem Haus 
schadet überhaupt nichts. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Frau Schulte 
[Hameln] [SPD]: Nehmen Sie doch unseren 

Redner!) 

— Gut! Das Wort hat dann die Abgeordnete Frau 
Dr. Sonntag-Wolgast. 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zur Einstimmung ein Zi-
tat: 

Es geht nicht mehr darum, ob wir eine multikul-
turelle Gesellschaft wollen — wir haben sie be-
reits. Die Frage ist nicht mehr, ob wir mit Aus-
ländern zusammenleben wollen, sondern nur 
noch, wie wir zusammenleben werden. 

Diese Aussage, die manchen unserer Unionskolle-
gen vermutlich etwas Magengrimmen verursacht, 
stammt von einem Ihrer immer noch prominenten Par-
teifreunde, nämlich von Heiner Geißler, aus einem 
„Spiegel"-Essay. 

(Dr. Penner [SPD]: Hört, hört!) 

Ich mache mir wahrhaftig nicht alle Thesen dieses 
Aufsatzes von Geißler zu eigen. Mir ist darin ein biß

-

chen zuviel vom pragmatischen Egoismus eines Bun-
desbürgers spürbar, der das eigene Volk vor soge-
nannter Vergreisung schützen und etwaige Lücken 
auf dem Arbeitsmarkt mit billigen Kräften von außer-
halb stopfen will. Aber die zitierte Grundaussage 
stimmt. Sie ist so selbstverständlich, daß sie überhaupt 
nur auffällt, weil sie von einem CDU-Mann stammt. 

Meine Kollegen und Kolleginnen, über vier Millio-
nen Ausländer leben hier, die Mehrheit seit mehr als 
einem Jahrzehnt. Über 70 To  der Jugendlichen sind 
hier geboren. Ausländische Arbeitnehmer — wir wis-
sen es — stützen ganze Branchen: den Bergbau bei-
spielsweise, die Eisen- und Stahlindustrie, die Gastro-
nomie. Das sind keine Leute, die man noch länger so 
behandeln kann, als seien sie hier nur auf Stippvisite, 
meine Kollegen und Kolleginnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Jahrelang hat die SPD ein neues Ausländergesetz 
verlangt, weil sie meint, es geht nicht mehr an, daß die 
Belange von Ausländern nach polizeirechtlichem 
Ordnungsdenken geregelt werden. Eine erste Reform 
kündigte die Bundesregierung bereits im Oktober 
1982 an. Lange geschah dann nichts. Dann verur-
sachte — wir erinnern uns — im Frühjahr 1988 ein von 
Deutschtümelei und Fremdenfeindlichkeit durch-
wirktes Papier aus dem Haus des damaligen Innenmi-
nisters Zimmermann einen derartigen Aufruhr und so 
massive Kritik, daß es wieder in den Schubladen ver-
schwand. Im April 1989 rückten — nach zähen inter-
nen Auseinandersetzungen — die Koalitionsfraktio-
nen mit ihren Eckwerten zur Neuregelung des Aus-
länderrechts heraus. Weitere neun Monate gingen ins 
Land, bis dem Deutschen Bundestag dann im Januar 
1990 der jetzige Entwurf zugeleitet wurde. 

Alles in allem sind also von der ersten Ankündigung 
bis zur Verabreichung der Vorlage über sieben Jahre 
vergangen. Was geschieht jetzt plötzlich? — Diese 
Hast, diese vorgetäuschte Eilbedürftigkeit! Ein über-
stürzt anberaumtes Hearing, auf das sich die Experten 
nur noch halbwegs gründlich vorbereiten konnten, 
weil wir von der Opposition wenigstens einen zeitli-
chen Aufschub erwirkten. Das niederschmetternde 
Urteil der meisten Sachverständigen hätte Sie, meine 
Kollegen und Kolleginnen aus der Koalition, dazu 
bringen müssen, diesen Entwurf zurückzuziehen. 

Einen Unterausschuß zwecks gründlicherer Bera-
tung lehnten CDU/CSU und FDP ab. In weniger als 
drei Monaten soll das Gesetz über die parlamentari-
schen Hürden gehetzt werden. Sagen Sie mir jetzt 
bitte nicht, Sie hätten im Ausschuß ja noch gnädig 
zusätzliche Sitzungen einschließlich am Karfreitag 
angeboten. Nein, es geht nicht allein um die Zahl der 
abgeleisteten Stunden der parlamentarischen Be-
handlung. Ein so wichtiges Ziel, nämlich nach 25 Jah-
ren das Zusammenleben zwischen Deutschen und 
Ausländern auf eine neue und zeitgemäße Grundlage 
zu stellen, das hätte, Herr Hirsch, ein ausgereifteres 
Gesetz verdient, das nach ruhigen, in einer breiten 
Öffentlichkeit geführten Diskussionen gesellschaftli-
chen Konsens hätte erzeugen können. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Hirsch? — Bitte sehr. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Kollegin Sonntag-Wolgast, 
wollen Sie ernsthaft bestreiten, daß wir angeboten 
haben, Tag für Tag bis Mitternacht, Stunde für 
Stunde, solange Sie wollen, zu beraten, und wollen 
Sie bestreiten, daß Sie teilweise selbst an den ord-
nungsgemäßen Ausschußsitzungen nicht teilgenom-
men haben? Der einzige, der ständig teilgenommen 
hat, war der Ausschußvorsitzende Ihrer Fraktion. Wol-
len Sie das bestreiten? 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Das letztere 
stimmt überhaupt nicht. Ich war immer dabei, bis auf 
eine halbe Stunde, wo einmal etwas Zwingendes war, 
sonst immer. 

(Widerspruch des Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 
Sie werden mir nichts vorwerfen können. 
Das Zweite ist: Herr Hirsch — ich habe es soeben 

schon gesagt — , es kommt nicht allein auf das Abha-
ken binnen vieler Sitzungen und Stunden an. Sie ha-
ben alle anderen Vorlagen, vor allen Dingen unsere 
Änderungsanträge und auch unseren Gesetzentwurf, 
nicht ernsthaft gewürdigt und sich nicht direkt damit 
auseinandergesetzt. Das war der Punkt. Sie haben vor 
allen Dingen nicht die breite öffentliche Diskussion 
wirklich in Gang kommen lassen. Sie wissen sehr ge-
nau, daß sich viele überhaupt nicht ausreichend infor-
miert und vorbereitet gefühlt haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Sie haben also die Chance zum gesellschaftlichen 
Konsens, meine Kollegen und Kolleginnen aus der 
Koalition, verspielt und vertan. Sie wollten die Sache 
rasch abhaken. Dabei sitzen Ihnen die Angst vor der 
niedersächsischen Landtagswahl und der drohende 
Verlust der Bundesratsmehrheit im Rücken. 

(Fellner [CDU/CSU]: Dann dürften wir die-
ses Gesetz nicht machen!) 

Das Gesetz soll auf Biegen und Brechen noch vor dem 
13. Mai abgehakt werden und die Länderkammer 
passieren. Sie betreiben ein taktisches Manöver. 
Denn einen sachlichen Grund für diese Hast gibt es 
nicht, meine Kollegen und Kolleginnen. 
Es kann Sie nicht wundern, daß sich der Innenaus-

schuß des Bundesrates diesem Zeitdruck ebenso wi-
dersetzt wie wir. Es kann Sie ebenso wenig wundern, 
daß die Adressaten des Gesetzes, nämlich die Auslän-
der und ihre Organisationen, Wohlfahrtsverbände 
und Gewerkschaften den Protest in diesen Tagen auf 
die Straße tragen. Sie riskieren diese Konfrontation 
einfach, weil Sie wissen, daß sich die Betroffenen 
nicht einmal mit ihrem Kreuzchen am Wahltag weh-
ren können. Die Aufregung in der Öffentlichkeit wäre 
bestimmt noch viel stärker, drängte nicht die Domi-
nanz der deutsch-deutschen Einigung alles andere 
momentan in den Hintergrund. 
Die SPD-Fraktion hat ihren eigenen Entwurf zu ei-

nem Bundesausländergesetz vorgelegt, übrigens eine 
beträchtliche Zeitspanne vor dem Regierungsentwurf. 
Wir bringen ihn heute als Änderungsantrag erneut 
ein. Denn wir sagen, wir brauchen ein klares, ein  

übersichtliches, ein weltoffenes und liberales Gesetz. 
Es soll der 30jährigen Einwanderungsgeschichte 
ebenso Rechnung tragen wie der Entwicklung der 
kommenden Jahre. 

Wir Sozialdemokraten machen ein faires Angebot, 
um denjenigen, die mit ihren Familien bei uns bleiben 
wollen, eine sichere Lebensplanung zu ermöglichen. 
Deshalb unser Vorschlag für ein klar gegliedertes 
Aufenthaltsrecht, das sich stufenweise verfestigt, und 
für ein Niederlassungsrecht nach acht Jahren. 

Wir halten am Anwerbestopp fest. Aber wer zu uns 
kommen will, um hier eine selbständige oder unselb-
ständige Beschäftigung aufzunehmen, der soll die 
Chance dazu haben, wenn es mit den sozialen und 
wirtschaftlichen Bedingungen vereinbar ist. 

Abhängige Erwerbsarbeit soll möglich sein, wenn 
die Bundesanstalt sie befürwortet und der Arbeitge-
ber Wohnraum zur Verfügung stellt. Denn wir wollen 
es nicht noch einmal erleben, daß aus purem Ge-
schäftsinteresse Kräfte angeworben werden, ohne 
Rücksicht auf die sozialen und die familiären Folgen 
für die Betroffenen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie dagegen wollen den Aufenthalt zwecks Arbeits-
aufnahme befristet zulassen, nach dem Motto: Du 
kannst kommen, solange du nützlich bist. Das ist 
nichts anderes als Anheuern auf Abruf. Es macht Aus-
länder zur Manövriermasse für den Arbeitsmarkt. Es 
ist schlimm genug, daß so etwas in der Praxis gang 
und gäbe ist, nicht nur bei der Weinlese oder bei der 
Kirschenernte im Alten Land. Segnen Sie so etwas 
nicht noch durch ein Gesetz ab! Es ist weder moralisch 
noch beschäftigungspolitisch vertretbar. 

Sozialdemokraten verlangen für nachgezogene 
Ehegatten ein wirklich eigenständiges Daueraufent-
haltsrecht. Es darf nicht mehr passieren, daß etwa 
Frauen nach einer Scheidung oder nach dem Tod ih-
res Mannes in ihr Heimatland zurückgeschickt wer-
den. Die SPD will den Asylberechtigten und den 
300 000 De-facto-Flüchtlingen einen gesicherten 
Rechtsstatus geben und das Arbeitsverbot für Flücht-
linge auf höchstens sechs Monate beschränken. Das 
entspricht nicht nur der Menschenwürde, es kann 
auch den Fremdenhaß bei Bundesbürgern abbauen, 
wenn sie nicht länger behaupten können: Da kommen 
sie aus aller Herren Länder, wollen Asyl und liegen 
uns als faule Nutznießer noch jahrelang auf der Ta-
sche. 

Wir verdeutlichen unsere Haltung zur Asyl- und 
Flüchtlingspolitik in dem Entschließungsantrag, der 
Ihnen vorliegt. Wir sagen insgesamt nein zum Regie-
rungsentwurf, auch angesichts der Erkenntnis, daß 
einzelne Artikel und Paragraphen gewisse Verbesse-
rungen gegenüber dem geltenden Recht zeigen. Aber 
wir lehnen das Gesamtkonzept ab. Sie werden sich 
nicht wundern, daß wir auch solche Artikel wie die 
Art. 16 und 17 aus diesem Grunde ablehnen, obwohl 
es eigentlich nicht nötig wäre, darüber im einzelnen 
abzustimmen. 

Das Gesetz ist vom Geist der Abschottung und der 
Abwehr beherrscht. Sie bieten uns ein kompliziertes 
und bürokratisches Instrumentarium. Das gilt auch 
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noch angesichts der zahlreichen Änderungsanträge, 
zu denen sich die Koalition schließlich bequemt hat; 
denn Menge ersetzt nicht Substanz. Ich räume ein, 
daß Sie sich in einigen wenigen Punkten bewegt ha-
ben, z. B. beim Rechtsstatus der Flüchtlinge, beim 
Asyl für Familienangehörige und bei dem Wohnraum-
erfordernis. Das ist es dann aber auch im wesentli-
chen. Ansonsten sind Ihre Änderungen eher kosmeti-
scher Natur: hier ein bißchen redaktionelle Glättung, 
dort ein paar Verdeutlichungen. Das alles kann un-
sere schwerwiegenden Einwände nicht ausräumen. 

In einer Zeit, da alte Grenzen und Trennlinien auf-
gebrochen werden, nationale Blöcke sich auflösen 
und die Völker sich einander annähern, just in dieser 
aufregenden und aufwühlenden Phase stellen Sie die 
Signale in die falsche Richtung. Argwohn und Miß-
trauen prägen Ihr Gesetz, wo Toleranz und Entgegen-
kommen gefordert wären. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

In wichtigen Einzelheiten fällt dieses Gesetz sogar 
hinter die geltende Praxis zurück. 

Vor Monaten haben Sie, Herr Minister Schäuble, 
beteuert — ich zitiere — : „Die Bundesrepublik ist ein 
ausländerfreundliches Land, dabei soll es bleiben." 
Heute verstehe ich diese Worte leider so: Wir haben 
uns zwar mit den Zugewanderten zu arrangieren, 
aber wir wollen den Bundesbürgern nicht zuviel zu-
muten. Wann endlich reift bei Ihnen die Einsicht, daß 
Ausländer keine Zumutung sind? 

Solange Sie so tun, als müßten Rechte von Auslän-
dern beschnitten werden, um Fremdenhaß zu verhin-
dern, erreichen Sie das Gegenteil; denn Feindselig-
keit schürt, wer Ausländer zur Bedrohung stempelt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich sage das auch und gerade vor dem Hintergrund 
der bedrückenden Zeichen von Ausländerfeindlich-
keit in der DDR. Gerade wenn solche Regungen spür-
bar werden, darf der Gesetzgeber nicht noch eins 
draufsetzen und demonstrativ zeigen, wie sehr ihm an 
Abschottung liegt. 

Vor wenigen Wochen haben Parlamentarierinnen 
parteiübergreifend einen Aufruf gegen Fremden-
feindlichkeit verfaßt, um zu zeigen, daß man positive 
Signale setzen muß. Auch Frauen aus der Koalition 
gehörten zu den Erstunterzeichnerinnen, auch Rita 
Süssmuth. Ich kann mir kaum vorstellen, daß sie ei-
nem Regierungsentwurf zustimmen, der solche positi-
ven und deutlichen Signale für eine wirklich humane 
Ausländerpolitik vermissen läßt. Wenn sie es tun, 
dann können wir uns eigentlich solche Initiativen spa-
ren; dann bleiben sie eine reine Farce. 

Der Gesetzentwurf — auch mit den Änderungen 
der Koalition — betreibt Etikettenschwindel. Er gau-
kelt Ausländern Rechtsansprüche vor, die er im näch-
sten Atemzug ganz oder teilweise zurücknimmt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dafür ein paar Beispiele: 

Aufenthaltsgenehmigungen können erteilt werden, 
aber nicht, wenn Interessen der Bundesrepublik be-
einträchtigt oder gefährdet werden. Das ist tatsächlich  

eine Verschlechterung im Vergleich zur geltenden 
Praxis, in der beider Belange, nämlich die des Staates 
und die der Ausländer, gegeneinander abgewogen 
werden. Jetzt aber soll einseitig auf die Interessen der 
Bundesrepublik abgestellt werden. 

Und weiter: Familiennachzug soll stattfinden dür-
fen, aber nur, wenn ausreichender Wohnraum vor-
handen ist, wobei die Berechnungsmodalitäten der 
Sozialwohnung zugrundegelegt werden. Daß Sie es 
nach der einschlägigen Kritik der Experten so gefaßt 
haben, daß nunmehr Krabbelkinder bis zu zwei Jah-
ren nicht mitzählen, ändert kaum etwas an der Stoß-
richtung. Sie haben in den Ausschußberatungen be-
teuert, Sie wollten verhindern, daß eine vielköpfige 
Familie womöglich in feuchten und engen Löchern 
haust. Angesichts dieses plötzlichen Anflugs von Für-
sorge kommen mir die Tränen. Sie wissen doch, daß 
Ausländer angesichts des katastrophalen Wohnraum-
mangels kaum eine Chance haben, etwas Geeignetes 
zu finden. Sie mißbrauchen doch das Übel einer ver-
fehlten Wohnungspolitik als Waffe, um Neuankömm-
linge abzuwimmeln. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Und Sie verhindern Familienzusammenführung, auf 
die Sie sich sonst so viel zugute halten. Helfen Sie dem 
Mangel an Wohnraum allgemein ab, dann können Sie 
sich derartige Bedingungen im Ausländergesetz spa-
ren! 

(Dr. Blens [CDU/CSU]: Sie müssen das Ge
- setz mal genauer lesen!) 

Im übrigen: Was Sie in den §§ 26 und 46 jungen 
Ausländern etwa an Bedingungen für die Aufent-
haltserlaubnis abverlangen, steht in krassem Wider-
spruch zu Beschlüssen, die der Bundestag erst vor 
wenigen Wochen zur Jugendhilfe gefaßt hat. 

Politische Betätigung soll Ausländern gestattet 
sein. Gnädig! Doch gleich folgt wieder ein Ratten-
schwanz von Einschränkungen. Auch dafür hatten Sie 
von der CDU/CSU und der FDP im Ausschuß Erklä-
rungen parat. Es hieß: Wir wollen nicht, daß radikale 
Gruppen ihre Fehden auf deutschem Boden austra-
gen. Fürwahr, die Stammtische dürften Beifall klat-
schen. In Wahrheit kann es doch wohl für diesen 
Punkt nur eine Bedingung für die Ausübung dieses 
Grundrechts geben: einzig die Wahrung des Ver-
sammlungs- und Strafrechts. So haben wir als Sozial-
demokraten es auch in unseren Entwurf geschrieben. 
Alles andere ist doch einer selbstbewußten Demokra-
tie unwürdig. Wie sollen eigentlich politisch enga-
gierte Ausländer die Vorzüge unserer so hoch geprie-
senen freiheitlichen Grundordnung schätzen lernen, 
wenn man sie gleich mit Verboten und Vorschriften 
darüber belehrt, daß sie als Nutznießer der Demokra-
tie nur zweitklassig bedacht werden? 

Spätestens bei diesem Paragraphen — oder auch 
bei den weitreichenden Möglichkeiten zur Datener-
hebung — hätten wir eigentlich den tapferen Wider-
stand der FDP erwartet, Herr Hirsch. Das sind doch so 
Ihre ureigenen Themen: die bürgerlichen Freiheits-
rechte, zu deren Wahrung Sie hin und wieder gegen 
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den Stachel der Koalitionsdisziplin löcken! Wo war 
das Fähnlein der blaugelben Aufrechten? 

(Zuruf von der FDP: Sie kriegen gleich Ihre 
Antwort!) 

Fehlanzeige! Oder sollten Sie etwa mit dem, was jetzt 
im Entwurf steht, bereits das Maximum an Liberalität 
gegen die Hardliner erreicht haben? Das wäre er-
bärmlich wenig. 

Dr. Hirsch (FDP): Darf ich eine Frage stellen? 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Bitte schön! 

Dr. Hirsch (FDP): Warum verschweigen Sie denn 
vorsätzlich, daß in dem Gesetzentwurf ausdrücklich 
steht, daß Ausländer in denselben Grenzen der für 
Deutsche geltenden Bestimmungen politische Ver-
sammlungsrechte ausüben können? Warum ver-
schweigen Sie das? 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Sie haben die Be-
hauptung positiv vorangestellt, und es kommen trotz-
dem wieder die Einschränkungen; auf die habe ich 
mich jetzt sehr deutlich bezogen. Das ist doch das Ent-
scheidende. 

Dr. Hirsch (FDP): Für Deutsche geltende Versamm-
lungsvorschriften; in demselben Rahmen können 
Ausländer, es steht ausdrücklich drin, politische 
Rechte ausüben. Warum verschweigen Sie das? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Da gibt es 
keine Einschränkungen!) 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Aber selbstver-
ständlich! Sie haben die positive Behauptung voran-
gestellt — das habe ich anerkannt — , aber es kommen 
dann doch wieder die Einschränkungen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Dann nennen Sie doch die 
Einschränkungen mal!)  

—Das ist ein ziemlich langer Passus. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Gewaltausübung! — Zuruf 
von der SPD: Susanne, laß dich nicht aufre-

gen!) 
— Ich heiße nicht Susanne, aber das ist trotzdem 
gut! 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU und 
der FDP) 

— Meine Kolleginnen und Kollegen, Sie dürfen ja 
gleich Ihre Meinung sagen. Haben Sie bitte noch ei-
nen Moment Geduld! 
Allmacht und Eigennutz des Staates sind in Ihrem 

Gesetz allenthalben spürbar, auch wenn Sie es leug-
nen. Ich zitiere dazu einen Experten: „Das absolutisti-
sche Verständnis vom Menschen als Untertan feiert 
mit dem Segen der Liberalen fröhlich Urständ. " Das 
mag Sie schmerzen, aber ich kann es Ihnen nicht 
ersparen, hier darauf zurückzukommen. 
Meine Damen und Herren! Die Ausländer, die zur 

Zeit demonstrieren und protestieren, sprechen von 
„Überwachungswahn" oder gar von „Apartheids-Ge-
setz". Ich distanziere mich von solchen Beg riffen, weil 
derlei Anspielungen die Zustände in totalitären Staa-

ten verharmlosen. Aber ich kann schon nachvollzie-
hen, was die Kritiker meinen, nämlich die Einteilung 
in Menschen höheren und minderen Rechts, die in 
dem Gesetz überall mitschwingt. Das paßt nicht in 
unsere Zeit, und das paßt nicht in die Zukunft. Es paßt 
auch nicht in ein Land, das nach drei Jahrzehnten 
Einwanderung gemerkt haben sollte, wie sehr es von 
anderen Kulturen auch lernen und profitieren kann. 

Wenn es Ihr politischer Wille gewesen sein sollte, 
ein jahrelanges Reizthema gütlich zu regeln, dann ist 
Ihnen das gründlich mißlungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gerster (Mainz). 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich weiß wirklich 
nicht, ob Frau Kollegin Sonntag-Wolgast hier böswil-
lig Unwahrheiten verbreitet oder ob sie einfach nicht 
verstanden hat, was sich in der Gesetzesberatung 
über ein neues Ausländerrecht wirklich abgespielt 
hat. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Zum Verfahren: Mir liegt hier ein Vermerk vom 
14. Dezember letzten Jahres vor. Er lautet folgender-
maßen: 

In der Obleutebesprechung dieses Tages wurde 
vereinbart: Die Anhörung zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung für ein neues Ausländer-
recht und zu den sonstigen einschlägigen Ent-
würfen ... soll am 5. Februar 1990 stattfinden. 
Als Ersatztermin ist der 15. Februar vorgesehen, 
der insbesondere dann genutzt werden soll, wenn 
die Zeit am 5. Februar nicht ausreicht. 

Wir sind dann auf Bitten der SPD auf den 15. Februar 
ausgewichen. 

Dann heißt es, nachdem die Modalitäten über die 
Anhörung festgehalten sind: „Nach dem Terminplan 
sollte der Abschluß am 26. Ap ril erfolgen. " Wir haben 
heute den 26. April und bewegen uns in dem Zeit-
raum, den die Obleute der vier Fraktionen damals ver-
einbart haben. 

(Dr. Blens [CDU/CSU]: Übereinstimmend!) 

Heute morgen wird uns der Vorwurf gemacht, wir 
hätten einen Unterausschuß verweigert. 

(Dr. Penner [SPD]: Das ist so!) 

In demselben Vermerk, Kollege Penner, steht: 

Es besteht Einvernehmen darüber, den Vorschlag 
des stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der 
SPD-Bundestagsfraktion Dr. Penner abzulehnen, 
einen Unterausschuß zu bilden. 

Alle Obleute haben also diesen Unterausschuß ver-
weigert. Warum kommen Sie hierher und werfen uns 
einen Terminplan vor, der zwischen den Obleuten 
abgesprochen wurde? Warum werfen Sie uns vor, daß 
wir gemeinsam aus guten Gründen einen Unteraus-
schuß abgelehnt haben? Das ist weder fair, noch ist es 
wahrheitsgemäß. Sie sollten diese tibetanischen Ge-
betsmühlen endlich abstellen. Das Verfahren ist ord- 
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nungsgemäß verlaufen, und jeder hatte Gelegenheit, 
seine Vorschläge einzubringen. 
Frau Sonntag-Wolgast, es ist die Wahrheit, daß Sie 

am Donnerstag, den 29. März, ab etwa 14 Uhr bis zum 
Ende der Beratungen nicht mehr teilgenommem ha-
ben, 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Das trifft 
nicht zu!) 

daß Ihr Mitberichterstatter Wartenberg nicht teilge-
nommen hat, daß als einziger SPD-Vertreter der Vor-
sitzende Bernrath noch in der Sitzung war und daß 
diese Sitzung ansonsten unter Ausschluß der SPD 
stattgefunden hat. 

(Bernrath [SPD]: Herr Nöbel war auch da!) 
Es ist die Wahrheit, daß wir die Schlußberatung an 
diesem Montag bis 24 Uhr angeboten haben und um 
12 Uhr der Beratungsbedarf der Opposition beendet 
war. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Weil Sie 
unsere Anträge nicht behandelt haben!) 

Hören Sie also mit den alten Kisten auf! Entweder sind 
Sie zu faul, oder Sie glauben, hier eine Pflichtübung 
gegenüber bestimmten Leuten vollziehen zu können. 
Das Gesetz wurde ordnungsgemäß beraten, und jeder 
hatte die Möglichkeit, seine Ideen einzubringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fellner [CDU/CSU]: Johannes, du bist grau-

sam; aber es ist wahr!) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Gerne, Herr Kollege 
Nöbel. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dr. Nöbel (SPD): Würden Sie sich bitte, Herr Kol-
lege, in zwei Dingen korrigieren, indem Sie zur 
Kenntnis nehmen, daß erstens der Obmann der SPD-
Fraktion an der besagten Sitzung, wo die Vereinba-
rungen getroffen worden sind, nicht teilgenommen 
hat und nie seine Zustimmung dazu gegeben hat und 
daß zweitens der Obmann der SPD-Fraktion in der 
Sitzung, von der Sie sagen, daß niemand von der SPD 
anwesend war, nach einer kurzen Unterbrechung bis 
zum Schluß teilgenommen hat? 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Erstens. Ich finde es 
bemerkenswert , daß Sie den Vorsitzenden des Innen-
ausschusses, der diese Besprechung geleitet hat, nicht 
mehr Ihrer Fraktion zurechnen. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sie haben doch von den 
Obleuten gesprochen!) 

Wenn ich ihm jetzt schaden wollte, würde ich sagen: 
Gottfried, du bist uns in der CDU/CSU herzlich will-
kommen, du bist nämlich ein anständiger Kerl. 
Zweitens. Es wird nach den Obleutebesprechungen 

ein Protokoll verschickt. Die Obleute haben die Mög-
lichkeit, Widerspruch einzulegen. Es ist kein Wider-
spruch eingelegt worden. Also müssen wir davon aus-
gehen, daß der geschätzte Kollege Dr. Nöbel, auch  

wenn er einen Moment nicht in der Sitzung war, 
nachträglich mit dieser Sache einverstanden gewesen 
ist. Es wurde jedenfalls nie ein Widerspruch angemel-
det. 

Meine Damen, meine Herren, lassen Sie mich zu 
den Grundsätzen des Gesetzes einiges sagen. Offen-
bar steht die internationale, die europäische Entwick-
lung in einem Widerspruch, den man sehen muß, auch 
wenn man das Zusammenleben zwischen Deutschen 
und Ausländern regeln will. Die Welt öffnet sich, er-
freulicherweise fallen Mauern und Stacheldrähte 
weg. 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Sie 
bauen neue wieder auf!) 

Völker als geschlossene Gesellschaften werden zu 
Recht und immer mehr als überholte Absurditäten 
verstanden. Wo es die geschlossenen Gesellschaften 
noch gibt, ob in China oder Birma, wachsen Unver-
ständnis und Widerstand. 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Sie be

-

geben sich auf den besten Weg wieder da

-

hin!) 

Auf der anderen Seite — dieser Aspekt wird von 
den Oppositionsfraktionen immer wieder überse-
hen — wächst doch ganz offenbar die Sehnsucht nach 
kultureller Identität in allen Vielvölkerstaaten. Je 
kleiner und damit mit modernen Verkehrsmitteln 
überwindbarer und transparenter die Welt wird, desto 
ungeduldiger wird nach Geborgenheit und Halt in 
noch überschaubaren Kulturgemeinschaften gerufen. 
Wer diese Entwicklungen in Staaten übersieht oder 
ignorieren will, wird eines Tages ebenso die Quittung 
präsentiert bekommen wie derjenige, der noch heute 
glaubt, man könne Völkergemeinschaften hermetisch 
von der Außenwelt abriegeln. 

Wir brauchen Staaten, in denen sich die Menschen 
zu Hause fühlen können, in denen Solidargemein-
schaft organisiert wird und auch funktioniert. Wir 
werden noch lange Staatsbürger brauchen, die mit 
ausgewogenen Rechten und Pflichten diesen Staat 
mittragen und über die eigene Generation hinaus mit-
verantworten. 

Wir brauchen aber auch die Offenheit dieser Staa-
ten für neue Entwicklungen, für neue Einflüsse, für 
neue Ideen, die, anderswo ausgedacht, frische Luft 
bringen und damit zur Verbesserung der eigenen Le-
bensbedingungen beitragen, und wir brauchen die 
Solidarität über eigene Grenzen hinweg. 

Wer den Menschen die Chance nimmt, sich in einer 
eigenen kulturellen Identität wiederzufinden, wird 
sehr schnell erfahren, daß sich die Menschen auf an-
dere Weise abschließen und ausklinken. Wer anderer-
seits die Menschen einschließt, einmauert, isoliert, 
wird erfahren, daß sie irgendwann ausbrechen. 

Lassen Sie es mich in bezug auf die konkrete Situa-
tion bei uns anders ausdrücken: Je mehr wir den deut-
schen Mitbürgern die Gewißheit geben, daß sie in ver-
trauter Umgebung ihre eigene Identität bewahren 
können, desto offener werden sie sich gegenüber den 
ausländischen Mitbürgern verhalten, und je mehr wir 
den ausländischen Mitbürgern das Gefühl vermitteln, 
daß sie nicht isoliert und in Ghettos eingeschlossen 
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werden, desto weniger werden sie veranlaßt werden, 
irgendwann irrational auszubrechen. 

Das neue Ausländerrecht versucht, den scheinba-
ren Widerspruch zwischen kultureller Geborgenheit 
und menschlicher Offenheit schrittweise zu überwin-
den. Wir sind selbstkritisch genug, zu erkennen, daß 
dies vielleicht nur in Etappen gelingt, weshalb wir 
auch in einer eigenen Entschließung durch den Bun-
destag die Bundesregierung auffordern, in zwei Jah-
ren einmal die Erfahrungen mit diesem Gesetz wie-
derzugeben. Aber wir sind sicher, daß das neue Ge-
setz für hier lebende Ausländer Vorteile, und zwar 
entscheidende Vorteile bringt 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Blöd-
sinn!) 

und daß es deshalb zum friedlichen Ausgleich unter-
schiedlicher Interessen führt und damit dem friedli-
chen Miteinander von Deutschen und Ausländern 
dient. 

Das neue Ausländerrecht ist ein Angebot an deut-
sche und ausländische Mitbürger, zusammen in Part-
nerschaft und guter Nachbarschaft leben zu können, 
denn es werden für beide Ängste abgebaut. Es wer-
den nicht bestreitbare Ängste bei Deutschen abge-
baut, 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Sie 
schüren diese Ängste noch!) 

es gäbe so etwas wie einen unkontro llierten Zuzug 
von Menschen mit unkontrollierbaren Risiken für sie. 
Diese Angst kann den deutschen Mitbürgern durch 
dieses Gesetz genommen werden. 

Es werden aber auch Ängste bei Ausländern abge-
baut. 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Deswe-
gen gehen die alle auf die Straße!) 

Ich füge allerdings hinzu: Dies geschieht um so stär-
ker, je mehr es uns gelingt, diejenigen, die Politik mit 
Angst betreiben gegenüber Ausländern, die es natür-
lich schwierig haben, so ein Gesetz nachzuvollziehen, 
in die Schranken zu weisen, indem die Ausländer die 
Chancen, die das neue Gesetz bietet, erkennen und 
nutzen können. Es gibt für Ausländer durch dieses 
neue Gesetz Chancen, in größerer Rechtssicherheit 
leben zu können, als sie je bestand. Kein ausländi-
scher Mitbürger, der seit Jahren hier lebt, muß be-
fürchten, daß er durch dieses Gesetz Nachteile er-
fährt. 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Deswe-
gen gehen die alle auf die Straße!) 

Das ist nicht die Wahrheit. Wer dies behauptet, redet 
wider den Geist, den Inhalt und die Buchstaben dieses 
Gesetzes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen, meine Herren, mir ist die Haltung 
der SPD hier mehr als unverständlich. Da das Gesetz 
Vorteile bringt — übrigens, auch Heiner Geißler und 
alle anderen, die hier zitiert wurden, erkennen das 
an —, ist eine Ablehnung natürlich unsinnig. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Er hat es 
auch kritisiert!) 

Ich hätte Verständnis für Sie, wenn Sie sagten: Das 
Gesetz geht uns in bestimmten Punkten nicht weit 
genug, wir wollen deswegen zustimmen und trotzdem 
weitere Forderungen erheben. Aber sich hinzustellen 
und Verbesserungen einfach abzulehnen, scheint mir 
relativ unsinnig zu sein. Ich meine, Sie sollten Ihr 
Abstimmungsverhalten hier noch einmal überden-
ken. 

Tatsache ist, daß durch das neue Gesetz das, was 
Verbände und Organisationen, auch Ausländerorga-
nisationen, über Jahre beklagt haben, beseitigt wird: 
Unsicherheiten und die Unberechenbarkeit für die 
ausländischen Mitbürger, die auf Grund der vielen, 
vielen Ermessenstatbestände des Gesetzes von 1965 
entstanden waren und noch bestehen. Wir schaffen in 
zentralen Fragen für ausländische Mitbürger klare 
Rechtsansprüche. Ihre Rechtsposition wird berechen-
barer gemacht. Sie können sich stärker, und zwar von 
Anfang an, auf das verlassen, was die deutsche 
Rechtsordnung und die deutsche Gesellschaft ihnen 
als Möglichkeiten anbietet. 

Ich will dies auf einige konkrete Beispiele hin ver-
deutlichen: 

Natürlich wird die Einbürgerung zukünftig unter 
leichteren Voraussetzungen und wesentlich verbilligt 
möglich. 

Natürlich gibt es klare Regelungen für die unbefri-
stete Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis. 

Natürlich gibt es klare und berechenbare Regelun-
gen für die Aufenthaltsgenehmigung oder die Aufent-
haltsberechtigung. 

Der Ehegattennachzug wird geregelt, und es wird 
eine Verselbständigung des Aufenthaltsrechtes eines 
nachgezogenen Ehegatten möglich. 

Es gibt den Nachzug für Kinder bis 16 Jahre und die 
Verselbständigung des Aufenthaltsrechtes eines 
nachgezogenen Kindes. Es gibt die Wiederkehrop-
tion, d. h. das Recht eines Kindes, nach Übersiedlung 
ins Heimatland wieder ins Bundesgebiet zurückzu-
kehren. 

Meine Damen, meine Herren, wollen Sie das wirk-
lich alles ablehnen? Ist Ihnen das alte Gesetz von 1965, 
das hinter diesen Verbesserungen zurückbleibt, lie-
ber? Das kann doch nicht wahr sein. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Nehmen 
Sie zur Kenntnis, daß wir ein eigenes Gesetz 

eingebracht haben!) 

Der Gesetzentwurf regelt erstmals die Erteilung ei-
ner Aufenthaltsbefugnis für die sogenannten De-
facto-Flüchtlinge. Das sind Ausländer, denen z. B. aus 
humanitären Gründen oder wichtigen politischen In-
teressen des Bundes der Aufenthalt im Bundesgebiet 
einstweilen oder auf Dauer erlaubt wird. Das Gesetz 
enthält Bestimmungen, die für eine Reihe von Perso-
nengruppen einen besonderen Ausweisungsschutz 
begründen. Es enthält das Verbot der Abschiebung 
politisch Verfolgter in den Verfolgerstaat und einen 
Katalog von Abschiebungshindernissen bei Gefahren 
für die Person, Folter, Todesstrafe, anderweitige Ge-
fahren für Leib, Leben oder Freiheit. Es enthält das 
Verbot der Abschiebung in Staaten mit politischer, 
religiöser oder rassischer Verfolgung. Dieses Verbot 
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bleibt nach wie vor bestehen. Allerdings wird das 
Anerkennungsverfahren aus Gründen, die zumindest 
von Teilen von Ihnen für sinnvoll gehalten werden, 
zukünftig durch das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge vollzogen. 

Meine Damen, meine Herren, das waren alles Ver-
besserungen, die bereits im Regierungsentwurf drin 
waren. Tatsache ist, daß wir als Koalition nach der 
Anhörung im Februar weitere über 200 Änderungs-
anträge durchgesetzt haben. Was ich bedaure, ist, daß 
trotz vieler Anfragen Demonstrationen, die jetzt ver-
anstaltet werden, an diesen Änderungen total vorbei-
gehen. Offenbar hat sich hier manche Erkenntnis 
auch bei den Kollegen der Opposition noch nicht 
durchgesetzt. 

Ich will einige nennen: Es gibt eine privilegierte 
Einbürgerung für Ausländer der ersten Generation 
mit einem Aufenthalt von 15 Jahren. Praktisch vor-
aussetzungsfrei können sie Deutsche werden. Ausge-
weitet wird die privilegierte Einbürgerung für Auslän-
der der zweiten und dritten Generation bis zur Voll-
endung des 23. Lebensjahres. Endlich wird für hei-
matlose Ausländer ein vereinfachtes Einbürgerungs-
verfahren geschaffen, wenn sie sich sieben Jahre 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten — einzige 
Ausnahme: wenn sie schwere Straftaten begangen 
haben. Übrigens werden Ehegatten und minderjäh-
rige ledige Kinder vereinfacht miteingebürgert. Es 
gibt die Hinnahme der Mehrstaatigkeit, wenn der 
Heimatstaat die Entlassung aus der bisherigen Staats-
angehörigkeit verweigert oder zum Beispiel von der 
Ableistung des Wehrdienstes abhängig macht. Die 
Härteklausel bei der nun gesetzlich zu regelnden 
Rückkehroption wird noch einmal durch die Koali-
tionsfraktionen erweitert. Es gibt die Verbesserung 
des Familiennachzugs zur Herstellung nicht der häus-
lich-familiären, sondern ausschließlich der familiären 
Lebensgemeinschaft. Kinder bis zu zwei Jahren wer-
den beim Wohnraumnachweis nicht mitgezählt. Kin-
der, die im Bundesgebiet geboren werden, erhalten 
zukünftig von Amts wegen eine Aufenthaltserlaubnis. 
Ausländische Ehepartner von Deutschen erhalten be-
reits nach drei Jahren — nicht, wie im Gesetzentwurf 
vorgesehen, nach fünf Jahren — eine unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis. Die Erteilung der Aufenthalts-
berechtigung kann in zahlreichen Fällen bereits nach 
fünf Jahren erfolgen. Natürlich wird — Kollege Hirsch 
hat das mit einer Frage noch einmal verdeutlicht — 
klargestellt, daß sich Ausländer hier grundsätzlich po-
litisch betätigen können. Deshalb verstehe ich auch 
nicht, weshalb Sie lange Passagen Ihrer wertvollen 
Redezeit einem Sachverhalt widmen, der in dem Ent-
wurf überhaupt nicht mehr enthalten ist. 

Bei der Ausreisepflicht wird die Härteklausel er-
weitert. Wehrdienstzeiten im Ausland und Aufent-
haltsunterbrechungen von weniger als sechs Monaten 
werden nicht mehr zur Unterbrechung des rechtmäßi-
gen Aufenthalts im Bundesgebiet führen. Es gilt der 
besondere Ausweisungsschutz für Minderjährige zu-
künftig auch für Heranwachsende. Den Ehegatten 
und minderjährigen Kindern eines Asylberechtigten 
wird, was im Asylrecht eine ganz entscheidende 

Frage ist, ebenfalls die Rechtsstellung eines Asylbe-
rechtigten gewährt. 

Des weiteren wird im Asylverfahren erstmals das 
Verhältnis von Asyl zum sogenannten kleinen Asyl 
eindeutig geregelt: Ausländer, bei denen das Bundes-
amt festgestellt hat, daß Abschiebungshindernisse 
nach § 51 Abs. 1 vorliegen, erfüllen künftig ebenfalls 
die Voraussetzungen der Genfer Flüchtlingskonven-
tion. 

Meine Damen, meine Herren, ich konnte nicht alle 
Änderungsanträge nennen. Wer sich aber wirklich die 
Mühe macht, das Gesetz von 1965, den Regierungs-
entwurf von Oktober/November letzten Jahres und 
die über 200 Änderungsanträge der Koalitionsfraktio-
nen anzusehen, kann doch allen Ernstes nicht bestrei-
ten, daß das Leben der hier lange lebenden Ausländer 
auf Grund dieses neuen Gesetzes rechtlich erheblich 
verbessert wird und daß sie eine neue Chance für 
Partnerschaft bekommen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

daß sie in die Lage versetzt werden, ihre rechtlichen 
Möglichkeiten von vornherein zu berechnen, um sich 
dann mit den entsprechenden Anträgen und Maßnah-
men, die dieses Gesetz bietet, einzustellen. 

Ich habe — ich sage es noch einmal — Verständnis, 
wenn Kollegen in diesem Haus diese Änderungen 
nicht weit genug gehen. Diese Frage ist leider Gottes 
sehr emotional. Sie ist von Extremen geprägt. Sie ist 
von Leuten geprägt, die ein Einwanderungsgesetz im 
Sinne von „Alle können kommen, wenn sie wollen" 
wünschen, aber auch von denen, die völlig unsinni-
gerweise schreien: „Ausländer raus! " In dieser sehr 
sensiblen Materie, bei der man Einzelfallgerechtig-
keit nur durch sehr differenzierte Bestimmungen er-
reichen kann, war nicht nur der gute Wille vorhanden; 
es kann auch nicht bestritten werden, daß der gute 
Wille zu besseren Regelungen führt. Deswegen lade 
ich Sie herzlich ein, zwei Dinge zu tun: erstens, in sich 
zu gehen und noch einmal zu prüfen, ob wir nicht ein 
bedeutend besseres Gesetz als das von 1965 machen, 
und zweitens, das zu tun, was vernünftige Leute im-
mer tun, wenn etwas besser wird: zuzustimmen und 
nicht abzulehnen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Meneses Vogl. 

Meneses Vogl (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
keine Ironie des Schicksals, geschweige denn ein Zu-
fall, daß ausgerechnet ich, ein Ausländer, heute in 
diesem Haus gegen das Ausländergesetz reden will 
und reden kann. 

Ich möchte heute ganz bewußt als Ausländer und 
nicht als deutscher Bundestagsabgeordneter reden, 
denn ich verkörpere in diesem Haus — offensichtlich 
geht das — das Bild des neuen Volkes in diesem Land, 
das faktisch nicht mehr aus „reinrassigen" Deutschen 
besteht, sondern aus einer bunten, reichen und viel-
fältigen Kultur. 
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Ich will auch nicht auf die Einzelheiten dieses ma-
kabren Gesetzes eingehen, denn meine Redezeit ist 
viel zu kurz dafür. Andere Kolleginnen haben es be-
reits getan bzw. werden es mit Sicherheit noch tun. 

Ich will Ihnen, Kolleginnen der Regierungskoalition 
— ich sage ganz bewußt: „Kolleginnen" —, eine letzte 
Möglichkeit geben, Ihre vorbereitete Entscheidung zu 
überdenken, denn ich weiß, daß Sie bewußt nicht 
genügend über den Inhalt dieses Gesetzes durch Ihre 
Fraktionskollegen — es handelt sich nämlich um ein 
grundsätzlich männliches Gesetz — informiert wor-
den sind. 

Ich gebe Ihnen eine Schweigeminute aus meiner 
Redezeit, damit Sie darüber nachdenken können, ob 
Sie dieses Gesetz mittragen wollen, ein Gesetz, das 
Hilfe verweigert, wenn ausländische Kinder in dieser 
Republik ihre letzte Möglichkeit zum Überleben su-
chen, ein Gesetz, das diese Republik gegen zuflucht-
suchende Menschen prinzipiell abschottet, ein Ge-
setz, das deutsche Bürger auffordert, ausländische 
Bürger zu bespitzeln, ein Gesetz, das den Datenschutz 
für ausländische Menschen aufheben wird, ein Ge-
setz, das die Familienzusammenführung als ein Privi-
leg von Deutschen und Deutschstämmigen fest-
schreibt, ein Gesetz, das junge Menschen, die hier 
geboren und aufgewachsen sind, die kein anderes 
Land und keine andere Sprache so gründlich kennen 
wie Deutschland und die deutsche Sprache, trotzdem 
als sogenannte Ausländer abstempelt und verunsi-
chert, ein Gesetz, das den demokratischen Ansprü-
chen dieses Landes widersp richt. 

Diese Minute Schweigen soll aber auch der künfti-
gen Opfer dieses Gesetzes gedenken, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Jetzt hören Sie 
aber auf! — Fellner [CDU/CSU]: Wir sind ein 
sehr tolerantes, ausländerfreundliches Land! 
Auf diese Feststellung lege ich Wert, wenn 

Sie reden!) 

der Flüchtlinge, die in den sicheren Tod abgeschoben 
werden, der zerstörten Familien, die nie zusammen-
kommen werden, der ausländischen Jugendlichen, 
deren Zukunft an diesem Gesetz scheitern wird. 

(Fellner [CDU/CSU]: Wir sind ein ausländer-
freundliches Land! Das zeigt sich daran, daß 

Sie hier reden!) 

Es soll eine Minute des Nachdenkens über den Hun-
gerstreik der ausländischen Jugendlichen in Biele-
feld und Bonn und der vielfältigen anderen Aktionen 
gegen die Verabschiedung dieses Gesetzes sein, über 
den massiven Protest der Demokraten, die heute eine 
parlamentarische Niederlage einstecken werden. 
Schweigen ist Gold. Es ist aber auch Trauer und Ent-
rüstung. 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die es auch 
in diesem Sinne sehen, sich vom Platz zu erheben und 
der heutigen Niederlage der Demokratie eine Minute 
lang im Schweigen zu gedenken. 

(Die Abgeordneten der GRÜNEN erheben 
sich — Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist 
wohl das Allerletzte! — Fellner [CDU/CSU]: 
Diese Schau! Ihr mißbraucht die Auslän-
der! Ihr seid skrupellos! — Gerster [Mainz] 

[CDU/CSU]: Ich würde mich an Ihrer Stelle 
schämen! Ausgerechnet Sie!) 

Ich frage mich und Sie: Was für ein Europa wollen 
wir? Was für ein Europa erleben wir zur Zeit? In Italien 
wird auf Afrikaner geschossen. In Frankreich über-
nehmen die Schwesterparteien der CDU die Sprache 
von Le Pen und propagieren eine Hetze gegen Aus-
länder. In der Bundesrepublik wird ein Abschottungs-
gesetz verabschiedet. Wir reden von einem Europa 
des Friedens, der Weltoffenheit, die kosmopolitische 
Weltstädte beherbergen soll. Wir erleben aber eine 
Bundesrepublik und ein Europa der Feindseligkeit 
gegenüber den Menschen aus der Dritten Welt, ein 
Europa, wo das kolonialistische Denken eine Renais-
sance erfährt. In diesem Europa, wo neue Definitionen 
gepredigt werden, wird die kollektive Entwertung 
von gesellschaftlichen Gruppen verstärkt, die nicht 
europäisch sind, wird die Persönlichkeitsbildung er-
schwert zugunsten einer Identitätsspaltung von jun-
gen Menschen, die nicht europäisch sind, wird der 
soziale Bürgerkrieg zwischen Europäern und Nicht-
europäern zugunsten eines nationalistischen, euro-
päischen Denkens geschürt. Ein Europa, wo Araber, 
Asiaten oder Lateinamerikaner mit negativen Merk-
malen stigmatisiert werden, ein solches Europa, ein 
solches Deutschland ist nicht weltoffen, solange es die 
Ausländerfreundlichkeit auf Europäer reduziert. 

(Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Was 
machen Sie momentan mit Ihren Deutschen? 

Sie stigmatisieren die Deutschen!) 

Solange selbst in Europa Unterschiede zwischen 
Deutschen, Polen, Türken oder Jugoslawen gemacht 
werden, bleibt Europa gespalten und weltfeindlich. 
Denn die Freundlichkeit eines mächtigen Kontinentes 
oder Landes wie Deutschland gegenüber dem Rest 
der Welt wird nicht nur an ihrer wirtschaftlichen 
Macht gemessen, sondern an ihrer Fähigkeit zur 
Menschlichkeit. Alles andere ist Opportunismus und 
Selbstbetrug. 

Wir sollten als Hoffnung betrachten, daß Immigran-
ten und Flüchtlinge mitten in unserer Gesellschaft 
sind und daß diese Immigration uns nur helfen kann, 
das europäische, deutsche nationalistische Denken zu 
überwinden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Das ist unglaublich!) 

Ein weltoffenes, kosmopolitisches Land kann nicht 
nur aus Deutschen bestehen. Wenn in diesem Land 
demnächst „das zusammenwachsen soll, was zusam-
mengehört" , dann gehören dazu alle Menschen, die 
hier leben und leben wollen. Mauern sollen in 
Deutschland nie mehr errichtet werden, weder aus 
Stein noch aus Gedanken oder Gedankenlosigkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Das neue Ausländergesetz bleibt aber eine Mauer. 
Unsere Aufgabe wird es sein, sie zu zerstören. 

Die SPD hat einige Anträge gestellt. Wir werden uns 
enthalten, weil sie aus unserer Sicht nicht weitgehend 
genug sind. Der Unterschied ist aber, daß wir an die-
sen Anträgen etwas spüren, was bei dem Ausländer-
gesetz der Bundesregierung völlig fehlt, nämlich daß 
Menschen überhaupt berücksichtigt werden und 
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nicht ausschließlich bundesdeutsche Interessen. Zu-
mindest ein starker Hauch von internationalistischer 
Einstellung ist zu spüren. Internationalismus bedeutet 
nicht die Solidarität unter den Reichen und Mächti-
gen, sondern die Solidarität mit den Ohnmächtigen 
der Welt. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord 
neten der SPD — Gerster [Mainz] [CDU/-

CSU]: Das war blamabel!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gegen dieses Gesetz sind Emotionen mobili-
siert worden, die nicht verantwortet werden können. 
Wir haben eben ein Beispiel dafür gesehen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ein erschrek 
kendes Beispiel!) 

Ich hoffe, daß sich wenigstens der eine oder andere 
von Ihnen ein Gefühl dafür bewahrt hat, was politi-
sche Diskussion und was Theater ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Ich kenne kein Gesetz, dessen tatsächlicher Inhalt 
so vollständig anders ist, als es diese Agitation be-
hauptet. Es schmerzt mich, wie viele auch achtens-
werte Organisationen und Persönlichkeiten sich 
daran beteiligen, diesen Entwurf herunterzumachen, 
seine wesentlichen Fortschritte gering zu achten und 
seine überhaupt nicht geleugneten Probleme als vor-
sätzliche Schikanen zu verdächtigen. Es ist offenbar 
kaum noch möglich, eine sachliche Debatte zur Aus-
länderpolitik zu führen. Die meisten Kritiker kennen 
den Inhalt unserer Beschlüsse überhaupt nicht, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr wahr! — 
Leider! — Widerspruch bei den GRÜNEN) 

die wir nach der öffentlichen Anhörung gefaßt haben. 
Sie sind aber blindlings bereit, jede noch so absurde 
Behauptung über den angeblichen Inhalt zu glauben. 
Darüber muß jeder nachdenken, der politische Ver-
antwortung hat, empfindet oder bekommen will. 
Die Fraktion der GRÜNEN macht mit dem Antrag 

auf 20 namentliche Abstimmungen ein altehrwürdi-
ges parlamentarisches Instrument der individuellen 
Verantwortung zum absurden Theater. 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Wir ha-
ben das nämlich zu verantworten!) 

Sie bestätigen auf Ihre Weise meine Behauptung, daß 
die Ausländerpolitik in der Bundesrepublik selten an 
den Ausländern selbst orientiert war, sondern über-
wiegend an innenpolitischen Interessen, an Emotio-
nen und an Wahlkampfthemen. 

Die öffentliche Meinung über die richtige Auslän-
derpolitik ist zerrissen wie bei selten einem anderen 
politischen Thema. Die Polarisierung wächst: auf der 
einen Seite schlichte Ausländerfeindlichkeit oder 
Angst vor ihrer Zahl und Leistungskraft und auf der 
anderen Seite die Selbstgerechtigkeit einer unheilbar 
edlen Moral bis zu der wohlkalkulierten Absicht, aus-

länderrechtliche Regelungen zu einem schreienden 
Unrecht per se zu machen. Die Leidtragenden dieser 
Polarisierung sind die Ausländer selbst, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 
die sich im Gegensatz zu uns in ihrer großen Mehrzahl 
nur schwer ein eigenes Urteil über den Inhalt, die Vor-
und Nachteile dieses Gesetzentwurfes bilden können. 
Sie werden zu einem Knüppel in der deutschen innen-
politischen Auseinandersetzung gemacht, zu einem 
Werkzeug für andere Ziele. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 
— Ihr Geplärre ist ein Zeichen dafür, wie Sie men-
schenverachtend diese Ausländer zu Ihrem Knüppel 
machen. Es geht Ihnen gar nicht um die Ausländer 
selber. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Natürlich taugt das Ausländerrecht von 1965 nicht 
mehr. Nun muß ich meinen Kollegen von der SPD 
sagen: In der ganzen Zeit, in der Sie mit uns in der 
Regierungsverantwortung waren, gab es keine ein-
zige parlamentarische oder politische Initiative von 
Ihrer Seite, dieses Ausländerrecht von 1965 zu moder-
nisieren — nicht eine einzige. Das muß ich Ihnen ein-
mal sagen. 

Meine Bemühungen, z. B. einen Rechtsanspruch 
auf Einbürgerung einzuführen, konnten auch bei der 
SPD nur unter größten Schwierigkeiten überwunden 
werden. 

(Kuhlwein [SPD]: Wer waren denn immer die 
Innenminister, Herr Hirsch? — Abg. Dr. Pen-
ner [SPD] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 
— Sie, Herr Kollege Penner, wissen das ganz ge-
nau. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie, Herr Abge-
ordneter Hirsch, eine Zwischenfrage? 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, natürlich. 

Dr. Penner (SPD): Herr Hirsch, ich verstehe den 
Grad Ihres Engagements sehr gut. Ist Ihnen aber ent-
gangen, daß während der Zeit der sozialliberalen Ko-
alition zu keiner Zeit ein Sozialdemokrat im Innenres-
sort politische Verantwortung trug? 

Dr. Hirsch (FDP): Sagen Sie, verehrter Herr Kollege, 
ist Ihnen eigentlich entgangen, daß in der gesamten 
Zeit die Bundeskanzler Sozialdemokraten waren? 

(Bohl [CDU/CSU]: Wahrscheinlich ja!) 
Sind Sie der Meinung, daß politische Initiative nur von 
den Innenministern ausgehen kann? Sagen Sie mir 
das einmal! Was ist denn in den Ländern? Ist es nicht 
so, daß auf der Grundlage des Ausländergesetzes von 
1965 diese Wohnraumklauseln, die hier zu einem Pro-
blem gemacht werden, auch in sozialdemokratischen 
Ländern als Verwaltungserlaß existieren? Haben Sie 
diese bis heute abgeschafft, in Hamburg, in Berlin 
oder sonstwo? Nein, das haben Sie nicht getan. 
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Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie noch eine 
Zusatzfrage? 

Dr. Hirsch (FDP) : Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dr. Penner (SPD): Herr Hirsch, es ist ja völlig unbe-
stritten, daß die Ausländerpolitik quer durch die Par-
teien Schwierigkeiten macht; auch in meiner Partei. 
Aber, Herr Hirsch, Sie stellen sich hier so hin, als seien 
Sie gewissermaßen der ungekrönte Sachwalter von 
Ausländerinteressen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Er ist relativ kompe-
tent!)  

Sie haben das auch auf die Länderebene bezogen. 
Jetzt frage ich Sie, der Sie einmal Innenminister von 
Nordrhein-Westfalen gewesen sind: Haben Sie je im 
nordrhein-westfälischen Kabinett einen Gesetzent-
wurf zur Verbesserung des Ausländerrechts initi-
iert? 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, ich habe mich darum bemüht, 
die Mitwirkung der Ausländer in der Gemeindeord-
nung von Nordrhein-Westfalen zu verbessern, und ich 
habe mich, wie ich Ihnen das eben dargestellt habe, 
darum bemüht, einen Gesetzentwurf durch das Kabi-
nett zu bringen — schließlich mit Erfolg — , der den 
Ausländern der zweiten Generation einen Rechtsan-
spruch auf Einbürgerung gewährt. Reicht Ihnen 
das? 

(Dr. Penner [SPD]: Zu Befehl! — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Jetzt ist er sprachlos!) 

Einen Unterschied, Herr Kollege, gibt es auch noch. 
Ich stelle mich nämlich nicht mit der Selbstgerechtig-
keit hin, mit der die Frau Kollegin Sonntag-Wolgast 
hier ein unheilbar gutes Gewissen vorgeführt hat, als 
wäre sie die einzige, die die Fürsorge für Ausländer in 
diesem Hause gepachtet hat. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Das habe 
ich nicht! — Zurufe von der SPD: Das muß Sie 
ja schwer treffen! Sie stellen sich selbst im 
Fernsehen hin und kritisieren das Gesetz! — 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich finde das unglaublich. 
Es hat natürlich völlig ungeeignete Gesetzentwürfe 

gegeben, die den Ausländer unverändert als einen 
Fremden, einen mehr oder weniger ungebetenen 
Gast behandelten, der nach Möglichkeit wieder außer 
Landes gebracht werden sollte. — Tiefstes neunzehn-
tes Jahrhundert. 
Mit der wachsenden Verflechtung der Industrie-

staaten ist die Vorstellung einer völkischen Isolierung 
unvereinbar. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 
An der Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb 
Westeuropas haben wir ein eigenes hohes Interesse. 
Der Gesetzentwurf ändert daran natürlich nichts. 
Wir haben auch ein Interesse daran, daß nicht mehr 

oder weniger große Menschengruppen auf Dauer un-

ter uns leben, die weder klare Rechte noch eine faire 
Integrationschance haben. 

Natürlich waren wir ein Einwanderungsland, als 
die Große Koalition die Anwerbung von Arbeits-
kräften rings um das Mittelmeer bet rieb, und natür-
lich sind wir ein Einwanderungsland kraft unserer 
wirtschaftlichen Attraktivität, 

(Beifall des Abg. Baum [FDP] und bei Abge

-

ordneten der GRÜNEN) 

seitdem die Ostblockstaaten dem Drängen der freien 
Welt folgen und die Freizügigkeit allmählich herstel-
len. Und natürlich haben die unter uns lebenden Aus-
länder dieselben Bedürfnisse wie wir — ob es nun 
Türken, Jugoslawen, Portugiesen, Engländer oder 
Deutsche aus Kasachstan sind. Dieser Wandel zu ei-
ner offenen Gesellschaft wird nur schrittweise gelin-
gen: mit Geduld, mit Kompromißbereitschaft und mit 
einem Bewußtsein dafür, daß ein Gesetz zwar Integra-
tionschancen eröffnen kann, daß aber die Aufnahme-
bereitschaft und die Aufnahmefähigkeit — also die 
Brüderlichkeit — von der Gesellschaft selbst geleistet 
werden müssen. Wir haben alle Veranlassung, denen, 
die sich dieser Aufgabe unverdrossen widmen, zu 
danken. 

Die Eiferer beider Extreme schaden uns Deutschen 
ebenso wie den unter uns lebenden Ausländern. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Das hier vorgelegte Gesetz ist sicherlich umständlich, 
perfektionistisch, meinetwegen bürokratisch. Es ist 
schwer zugänglich, und darum ist es so leicht angreif-
bar. Es gibt aber den Ausländern eine Rechtsstellung, 
wie sie in Deutschland noch nie günstiger war. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Ich kenne kein anderes Land auf dieser Erde, das den 
dort lebenden Ausländern mehr Rechte einräumt, als 
es dieses Gesetz bei uns tut. Wenn wir Ausländer-
rechte nur auf Gegenseitigkeit einräumen würden, 
gäbe es ein großes Erwachen. Viele Deutsche, insbe-
sondere deutsche Frauen — Frau Kollegin Sonntag-
Wolgast! — , würden sich glücklich schätzen, wenn sie 
nur einen Teil der Rechte hätten, die wir den hier bei 
uns lebenden Ausländern einräumen. 

(Zuruf von der SPD: Welche Maßstäbe legen 
Sie denn hier für uns zugrunde? — Zuruf von 

den GRÜNEN) 

Das hier vorgelegte Gesetz gibt dem Ausländer 
klare, neue Rechtsansprüche, die er bisher nicht hatte, 
auf Aufenthaltsverfestigung, auf Wiederkehroption — 
nicht nur für Kinder, sondern auch für ausländische 
Rentner — , Rechte auf Familienzusammenführung 
mit Ehepartner und Kindern, die sie bisher nicht hat-
ten. Natürlich erhalten die in der Bundesrepublik ge-
borenen ausländischen Kinder von Amts wegen eine 
Aufenthaltsberechtigung. Natürlich gelten im we-
sentlichen dieselben Datenschutzbestimmungen für 
Ausländer wie für Deutsche. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Was? Das stimmt 
doch gar nicht! — Zuruf von der CDU/CSU: 

Natürlich!) 

Der Datenschutzbeauftragte hat sich ausdrücklich mit 
den Regelungen einverstanden erklärt. 
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Natürlich wird die Einbürgerung drastisch erleich-
tert — übrigens auch für heimatlose Ausländer und für 
Ausländer, die fünfzehn Jahre bei uns leben. Natür-
lich werden die sogenannten De-facto-Flüchtlinge 
zum erstenmal alle Rechte nach der Genfer Konven-
tion bekommen. Natürlich findet keine Abschiebung 
bei drohender Folter oder bei drohender Todesstrafe 
statt. Das Asylrecht wird automatisch — das hat Herr 
Gerster schon ausgeführt — auf den Ehepartner und 
die Kinder des politischen Flüchtlings erstreckt. Der 
Arbeitsminister erhält die Ermächtigung, das Arbeits-
verbot ganz oder teilweise aufzuheben. Und natürlich 
gibt es keine einzige familienrelevante Entscheidung, 
in der der Ausländer schlechter behandelt würde als 
bisher. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Hirsch, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten Frau Trenz? 

Dr. Hirsch (FDP): Nachdem ich ihre Rede kenne, tue 
ich das nur sehr ungern. Aber bitte schön. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Das ist 
eine Unverschämtheit!) 

Frau Trenz (GRÜNE): Herr Dr. Hirsch, Sie haben 
eben gesagt: Kinder, die hier geboren sind, erhalten 
von Amts wegen eine Aufenthaltsberechtigung. 

Dr. Hirsch (FDP): Genehmigung! 

Frau Trenz (GRÜNE): Sie haben „Berechtigung" 
gesagt. Ich wollte Sie nur daran erinnern, daß sie eben 
eine Aufenthaltserlaubnis erhalten. 

(Fellner [CDU/CSU]: Die soll mal ins Gesetz 
schauen, Herr Kollege!) 

Dr. Hirsch (FDP): Die Kinder erhalten automatisch 
dieselbe Rechtsstellung wie die Mutter oder der per-
sonensorgeberechtigte Vater. 

Frau Trenz (GRÜNE): Aber auch nur eine Aufent-
haltserlaubnis. Und Sie wissen ganz genau, daß die 
Kinder — — 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Trenz, 
das wäre eine weitere Zwischenfrage, und dazu müß-
ten Sie schon die Genehmigung haben. Aber bleiben 
Sie bitte noch am Mikrophon; denn Sie bekommen ja 
eine Antwort. 

Dr. Hirsch (FDP): Sie will doch gar keine Antwort 
haben. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Kann der denn 
hier jede Frechheit sagen? Der soll sich mal 
ein bißchen zäumen! — Gegenruf des 
Abg. Bohl [CDU/CSU]: Benehmen Sie sich 

einmal anständig!) 
Frau Kollegin Trenz, wir hätten jede Ihrer Fragen in 
der Ausschußsitzung bis ins einzelne erörtern und ver-
handeln können. Die Ausschußsitzung hat für mich zu 
einer unverständlich frühen Zeit geendet, weil keine 
Fragen mehr da waren. Das ist doch die Wahrheit. 
Wenn Sie den Gesetzestext und die Änderungsbe-
schlüsse, denen Sie widersprochen haben, lesen, 
dann werden Sie feststellen, daß das in der Bundesre- 

publik geborene Kind von Amts wegen die Aufent-
haltsberechtigung bekommt, und zwar in demselben 
Status wie die Mutter. 

(Beifall des Abg. Dr. Solms [FDP] und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Sie gestatten eine weitere 
Zwischenfrage? 

Dr. Hirsch (FDP): Nein. — Es gibt im Gesetz — das 
will ich nicht verschweigen — aber auch Dinge, die 
weniger gefällig, aber notwendig sind. Wer Straftaten 
von Bedeutung begeht, wird eher gehen müssen als 
bisher. Wer seine politischen Bürgerkriege austragen, 
also Gewalt ausüben will, wird das bei uns nicht mehr 
tun können. Ich halte das im Grundsatz, aber auch im 
Interesse des Zusammenlebens zwischen Ausländern 
und Deutschen für vertretbar. Wir fühlen uns ver-
pflichtet, den ausländischen Mitbürgern gerecht zu 
werden. Wir wissen auch, daß viele Deutsche das Ver-
halten des Staates gegenüber der Minderheit von 
Ausländern zu einem Maßstab für die humanitäre und 
liberale Substanz unseres Staates machen. Wir den-
ken selbst so. Die Qualität unseres Staates entscheidet 
sich auch daran, wie er sich gegenüber Minderheiten 
und gegenüber denen verhält, die bei ihm Hilfe und 
Schutz suchen und die sich nicht selbst helfen kön-
nen. 
In diesem Jahr werden es, Herr Kollege Meneses 

Vogl, wahrscheinlich über 170 000 Menschen sein, 
die in der Bundesrepublik um Asyl nachsuchen. Der 
Gesetzgeber kann aber weder dem Ausländer die Last 
seiner Lebensentscheidung ersparen, noch kann der 
Gesetzgeber der Gesellschaft die eigentliche Aufgabe 
abnehmen, zur Aufnahme und zur Integration der bei 
uns lebenden Ausländer bereit zu sein und sie zu 
akzeptieren. 
Wir wollen, daß der Innenminister nach zwei Jahren 

einen eingehenden Bericht über die Erfahrungen er-
stattet, die mit diesem Gesetz gemacht werden. Wir 
hoffen, daß wir dann einen weiteren Schritt in eine 
moderne und offene Gesellschaft vollziehen können. 
In diesem Sinne werden wir dem Gesetz zustim-
men. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Bundesminister des Innern, Herrn Schäuble. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Es ist soeben dar-
über diskutiert worden, wer wohl die Interessen von 
Ausländern hier vertrete und wer sich bei diesem Ge-
setz mehr dafür einsetze. Ich würde deshalb gerne 
noch darauf hinweisen, daß, wenn wir dem inneren 
Frieden dienen wollen und wenn wir das Ziel Aus-
länderfreundlichkeit nicht nur predigen, sondern tat-
sächlich verwirklichen wollen, es dann darauf an-
kommt — — 

(Frau Abg. Oesterle-Schwerin [GRÜNE] und 
Abg. Meneses Vogl [GRÜNE] entfalten vor 

dem Rednerpult ein Transparent) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Minister Schäuble, ich 
bitte Sie, zu unterbrechen. — Darf ich Sie bitten, die- 
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ses Transparent zu entfernen. Ich verweise Herrn Ab-
geordneten Meneses Vogl und Sie, Frau Abgeordnete 
Oesterle-Schwerin, des Saales. Ich schließe Sie für 
diesen Tag aus der Sitzung aus. Darf ich Sie bitten, 
den Saal zu verlassen! 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die spielen hier 
noch Kasperletheater!) 

Herr Minister, darf ich Sie bitten, mit Ihren Ausfüh-
rungen fortzufahren. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Am be-
sten, Herr Präsident, fange ich noch einmal an; denn 
es hat keinen Sinn mit diesem Theater. Es geht den-
jenigen, die sich so verhalten, ganz offensichtlich ja 
nicht darum, Ausländerfreundlichkeit in diesem Land 
zu bewahren, sondern die verschiedenen Gruppen 
unserer Bevölkerung gegeneinander aufzuhetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wer dies tut, schafft nicht Ausländerfreundlichkeit, 
sondern das Gegenteil. 

(Bohl [CDU/CSU]: Jetzt feixen sie und freuen 
sich!) 

— Natürlich. Es geht ja darum, gegeneinander aufzu-
hetzen, zu teilen, zu polarisieren, zu radikalisieren. 
Das ist nicht für den inneren Frieden, sondern dage-
gen. Das ist nicht im Interesse der Ausländer, und es 
ist nicht im Interesse der Deutschen, sondern es ist im 
Interesse von Auseinandersetzung und Radikalisie-
rung. 

Ich finde, gerade am heutigen Tag sollten wir alle 
miteinander dem mit Entschiedenheit entgegentre-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Deswegen will das neue Ausländerrecht einen fai-

ren Ausgleich schaffen zwischen den Hoffnungen und 
den legitimen Erwartungen der bei uns lebenden Aus-
länder einerseits und den Interessen der deutschen 
Bevölkerung andererseits. Darum geht es. Nur auf 
dieser Grundlage läßt sich Ausländerfreundlichkeit 
bewahren, und nur auf dieser Grundlage kann radi-
kalen Kräften, die ausländerfeindliche Ressentiments 
schüren und ausbeuten wollen, das Handwerk gelegt 
werden. 

Zu diesem fairen Interessenausgleich gehört, daß 
der weitere Zuzug von Ausländern begrenzt bleiben 
muß, weil es für jede Gesellschaft Grenzen der Inte-
grationsfähigkeit und der Integrationsbereitschaft 
gibt. Wir haben, Frau Kollegin Sonntag-Wolgast, den 
Anwerbestopp seit 1973. Ich will jetzt nicht aufzählen, 
wer damals Bundeskanzler und wer Bundesinnenmi-
nister war. Bei Ihrer Rede haben Sie den Eindruck 
erweckt, als wollten Sie den Anwerbestopp aufheben; 
dann sagen Sie es. Aber Sie haben es nicht getan seit 
1973. Ich halte ihn auch für richtig. Wir brauchen ihn 
auch weiterhin. Wer den Zuzug von Ausländern nicht 
begrenzt hält, wird Ausländerfreundlichkeit in die-
sem Land und in dieser Gesellschaft nicht dauerhaft 
bewahren. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordne-
ten Sonntag-Wolgast? 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Bitte 
sehr. 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Minister 
Schäuble, ist es Ihrer Aufmerksamkeit entgangen, daß 
ich wörtlich gesagt habe „Wir Sozialdemokraten hal-
ten am Anwerbestopp fest" ? 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Das ist 
mir überhaupt nicht entgangen; das habe ich wohl 
gehört. Aber ich habe ja gesagt: Sie haben im Rest 
Ihrer Rede den Eindruck erweckt — denn sonst macht 
Ihre Rede keinen Sinn, Frau Kollegin —, als wollten 
Sie ihn eben doch aufheben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wenn Sie uns vorwerfen, daß wir eine Politik der wei-
teren Begrenzung des Zuzugs aufrechterhalten, ob-
wohl wir ja den Familiennachzug erstmals einführen, 
der seit 1973 gefordert wird, aber nie — von Ihnen 
jedenfalls nicht — eingeführt worden ist, macht all 
das, was Sie uns kritisch vorwerfen, keinen Sinn, es sei 
denn, Sie wollten am Anwerbestopp nicht mehr fest-
halten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist Lo

-

gik!) 
Wir müssen bei allen diesen Diskussionen auch die 

besondere Verantwortung beachten, die uns unser 
Grundgesetz für Aus- und Übersiedler auferlegt. Ich 
hätte mir, meine Damen und Herren, schon bei man-
chen Debatten über Aus- und Übersiedler in den letz-
ten Monaten gewünscht, daß die Maßstäbe der Groß-
zügigkeit, die gegenüber Ausländern und Asylbewer-
bern zu Recht gefordert werden, auch an Aus- und 
Übersiedlern angelegt worden wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wenn uns in den Diskussionen gelegentlich andere 

europäische Staaten als angeblich großzügigere Vor-
bilder vorgehalten werden, so will ich dem doch ein-
mal mit dem Hinweis begegnen, daß ein Verzicht auf 
Zuzugsbegrenzung in einem Europa der offenen 
Grenzen bei keinem einzigen unserer Partner — we-
der beim Schengener Abkommen noch in der Euro-
päischen Gemeinschaft — auf Zustimmung stoßen 
würde. Im übrigen gewährt kein anderer Staat in so 
großzügiger Weise, wie das bei uns durch Art. 16 un-
seres Grundgesetzes festgelegt ist, politisch Verfolg-
ten einen uneingeschränkten Rechtsanspruch auf 
Asyl. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 
Gerade um auch in Zukunft fähig zu bleiben, Ver-

folgten Schutz und Zuflucht zu gewähren, müssen wir 
die mißbräuchliche Berufung auf das Asylrecht wir-
kungsvoller unterbinden, durch schnellere Asylver-
fahren und durch den Vollzug der Entscheidungen, 
d. h. gegebenenfalls auch durch die Abschiebung ab-
gelehnter Asylbewerber. 
Wir haben doch bei der Diskussion um Aus- und 

Übersiedler in den letzten Wochen erlebt, wie schnell 
hehre Vorsätze auch bei der SPD-Fraktion in das Ge-
genteil umschlagen, wenn sich öffentliche Stimmun-
gen verändern. Deswegen sage ich: Wer weiter fähig 
bleiben will, Zuflucht für politisch Verfolgte zu ge-
währen, muß den Zuzug begrenzt halten. 
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Wir haben im Zusammenwirken zwischen Bund 
und Ländern in den zurückliegenden zwölf Monaten 
erhebliche Fortschritte bei der Beschleunigung der 
Asylverfahren erreicht. Ich bin überzeugt, daß die mit 
der Novellierung des Asylverfahrensgesetzes zu be-
schließenden Beschleunigungen auch bei den Ge-
richtsverfahren Verbesserungen bringen. Auch die 
klareren Abschiebungsregelungen des neuen Aus-
länderrechts werden dazu beitragen, den Vollzug zu 
verbessern. 

Ich weiß auch — und ich will es auch in dieser De-
batte nicht verschweigen — , daß die allermeisten, die 
sich zu Unrecht auf das Asylrecht berufen und damit 
die seit 1973 verfolgte Politik des Anwerbestopps un-
terlaufen wollen, zumindest im Vergleich zu unserer 
wirtschaftlichen und sozialen Lage aus unendlich viel 
schlechteren Verhältnissen kommen. Aber wir kön-
nen nicht allen, die auf dieser Erde in Hunger, Not 
oder Elend leben, dadurch helfen, daß wir sie in un-
sere Bundesrepublik Deutschland aufnehmen. 

Deshalb ist es noch wichtiger, daß wir als Deutsche 
wie als Europäer unsere Anstrengungen verstärken, 
um das Wohlstandsgefälle in Europa und um Hunger 
und Not in der Dritten Welt wirkungsvoller als bis 
heute zu bekämpfen. Dazu ist im übrigen auch erfor-
derlich, daß wir unsere Bundesrepublik Deutschland 
nicht destabilisieren lassen, damit wir auch in Zukunft 
zur Hilfe nicht nur bereit, sondern auch fähig blei-
ben. 

Im übrigen liegt die Begrenzung des weiteren Zu-
zugs von Ausländern vor allem im Interesse unserer 
ausländischen Mitbürger selbst. 

Für diese, also für die hier seit langem rechtmäßig 
lebenden Ausländer, bringt das neue Recht im we-
sentlichen nur Verbesserungen. Dies ist in der Dis-
kussion der letzten Monate von vielen, die sich angeb-
lich oder tatsächlich für die Interessen von Ausländern 
engagieren, verschwiegen worden. 

Es ist hier schon gesagt worden, und auch ich finde: 
Es ist völlig legitim, wenn sich etwa kirchliche oder 
andere Wohlfahrtsorganisationen, die sich der Betreu-
ung von Ausländern widmen und die hierfür unser 
aller Dank verdienen, für weitergehende Verbesse-
rungen für Ausländer einsetzen, als sie dieses Gesetz 
enthält. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Das ist legitim. 

Aber wer den ausländischen Mitbürgern in den 
letzten Monaten eingeredet hat, daß dieses Gesetz für 
sie Verschlechterungen b ringe, der hat — und das 
sage ich zu kirchlichen Organisationen — im Sinne 
des achten Gebots falsch Zeugnis geredet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Der hat wahrheitswidrig und zu Unrecht und meist 
wieder besseres Wissen Ängste bei ausländischen 
Mitbürgern geschürt, 

(Dr. Hirsch [FDP]: Leider wahr!) 

und er hat damit gegen sein eigenes Anliegen der 
Ausländerfreundlichkeit eklatant verstoßen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Ich wiederhole: Die kirchlichen Stellungnahmen 
habe ich hier, die kirchlichen Stimmen habe ich ein-
gefordert, und die haben das begrüßt. 

Im übrigen will ich doch, Frau Kollegin Sonntag-
Wolgast, eine Agenturmeldung vom heutigen Tag 
verlesen: 

UNO-Flüchtlingskommissar begrüßt neues Aus-
ländergesetz. Der Vertreter des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Nationen in der 
Bundesrepublik, Walter Koisser, hat das am Don-
nerstag im Bundestag zur abschließenden Bera-
tung anstehende neue Ausländergesetz be-
grüßt. 

Mit dem Zerrbild, das Sie hier vorgetragen haben, hat 
das nun wirklich nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie stehen gegen den Rest der Welt mit dem Zerrbild, 
das Sie von dem neuen Gesetz hier aufzeigen. 

Ich wiederhole: Dieses neue Ausländerrecht bringt 
für die hier seit langem lebenden Ausländer im we-
sentlichen nur Verbesserungen, und zwar so umfas-
send, wie es überhaupt möglich ist im Sinne des von 
mir genannten fairen Interessenausgleichs zwischen 
Deutschen und ausländischen Mitbürgern. Dazu ge-
hören die seit mehr als einem Jahrzehnt von vielen 
geforderten Rechtsansprüche auf Ehegatten- und 
Kindernachzug, auf Aufenthaltsverlängerung und 
Aufenthaltsverfestigung sowie die Wiederkehroption 
für Ausländer der zweiten und der dritten Generation 
und vor allem die Rechtsansprüche auf Einbürgerung. 
All dies dient dem Ziel, die Integration der hier leben-
den Ausländer zu verbessern. 

Ich will, Herr Präsident, an einem einzigen Thema, 
nämlich am Erfordernis ausreichenden Wohnraums, 
verdeutlichen, was ich mit notwendigem fairem Inter-
essenausgleich meine. Die Forderung nach dem Vor-
handensein ausreichenden Wohnraums — bei der im 
übrigen Kinder unter zwei Jahren überhaupt nicht 
mitgezählt werden und die generell für Kinder nicht 
zur Versagung der Aufenthaltsverlängerung führen 
kann — ist die geringste Stufe, die überhaupt verlangt 
werden kann. 

Es macht eben keinen Sinn, wenn bei der Unter-
bringung von Asylbewerbern kritisiert wird, es wür-
den zu wenige Quadratmeter Wohnfläche pro Person 
zur Verfügung gestellt, wenn diese Kritiker gleichzei-
tig ihr Einverständnis damit signalisieren, daß auslän-
dische Arbeitnehmer, die doch auf Dauer hier leben 
und leben wollen, auf noch geringeren Wohnflächen 
untergebracht werden sollten. 

(Frau Hillerich [GRÜNE]: Ein völlig falsches 
Argument!)  

Für mich sind sozial deklassierende Wohnverhältnisse 
für ausländische Familien nicht akzeptabel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Das Gesetz läßt durch Obergrenzen, nämlich das So-
zialwohnungsniveau, und Untergrenzen, nämlich die 
Einhaltung der auch für Deutsche geltenden Rechts-
vorschriften — wollen Sie wirklich Ausländer schlech-
ter behandeln als Deutsche? ich nicht — , ausreichen-
den Spielraum. 
Es ist eben unrichtig, unwahr und dient lediglich 

einer aufhetzenden Stimmungsmache, wenn in auch 
vom Deutschen Gewerkschaftsbund mitgetragenen 
Flugblattaktionen für eine fünfköpfige Familie als 
ausreichender Wohnraum lediglich die für Sozialwoh-
nungen mögliche Obergrenze von 105 Quadratme-
tern genannt und dabei verschwiegen wird, daß die 
Untergrenze in Wahrheit bei 45 bis 50 Quadratmetern 
liegt. Die halte ich dann auch für angemessen, und die 
brauchen wir gerade aus Gründen des Schutzes der 
Familie und des Kindeswohls, wenn wir ausländische 
Arbeitnehmerfamilien hier unterbringen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Das eigentliche Elend bei dieser Art von Verhet-

zung ist, daß mit solchem agitatorischen Verschwei-
gen ausländische Mitbürger bewußt verunsichert und 
in die Irre geführt werden. 

(Jäger [CDU/CSU]: So ist das!) 
Wir alle, denen wirklich an einem f riedlichen und 

freundlichen Zusammenleben von deutschen und 
ausländischen Mitbürgern gelegen ist und die sich 
diesem Ziel verpflichtet fühlen, sollten mitwirken, ge-
rade den Ausländern zu erklären, welche Verbesse-
rungen für sie mit diesem Gesetz eingeführt werden, 
und wir sollten ihnen eben nicht unbegründete Äng-
ste einreden. 
Der Gesetzestext ist — dies gehört nicht zu seinen 

Vorzügen — nicht einfach zu verstehen, für Deutsche 
nicht, offenbar auch nicht für Mitglieder dieses Hau-
ses und schon gar nicht für ausländische Mitbürger. 
Ein Stück weit ist das eine unvermeidliche Folge des 
ausländerfreundlichen Ansatzes, klare, einklagbare 
Rechtsansprüche zu schaffen, wie es sonst kaum ein 
anderer Staat auf dieser Erde tut, 

(Bernrath [SPD]: Das kann doch wohl nicht 
sein, was Sie da sagen, Herr Schäuble! Fra-
gen Sie mal die Praktiker! Wir können alle 
lesen! Wie viele Gesetze haben wir denn mit 

Rechtsauskünften, die jeder versteht?) 
etwa auf Familiennachzug, auf Aufenthaltsverlänge-
rung und -verfestigung und auf Einbürgerung. Aber 
wer einklagbare Rechtsansprüche einführt, der muß 
auch die Voraussetzungen und die Ausnahmen prä-
zise definieren. 
Aber gerade weil sich unsere Gesetzessprache dem 

Laien nicht leicht erschließt, ist es um so wichtiger, 
daß sich alle, die sich für die Betreuung ausländischer 
Mitbürger engagieren und dafür verantwortlich füh-
len, mitwirken, die ausländerfreundliche Zielsetzung 
und Wirkung dieses Gesetzes zu erläutern, und dies 
gilt auch für Ausländerbehörden, auch für Wohl-
fahrtsverbände und auch für Fraktionen dieses Hau-
ses. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von Frau Dr. Hamm-
Bracher? 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Ja. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Eine Zwischen-
frage: Herr Bundesinnenminister, ich glaube, Sie ha-
ben etwas ganz Entscheidendes gesagt, was auch in 
der Auseinandersetzung um dieses Gesetz diese Emo-
tionalisierung so schürt. Sie sagen mit Recht: Dieses 
Gesetz ist sehr schwer verständlich. Ich versuche seit 
Dienstag nach der Fraktionssitzung, mich wirk lich zu 
vertiefen, wo die für mich sehr schwer erträglichen 
Punkte liegen. Es ist kaum nachzuvollziehen, was da 
aufgeschrieben ist. 

Ich frage Sie jetzt als Innenminister: Was werden 
Sie tun, damit dieses Gesetz in der Offentlicheit so 
verstanden wird, wie Sie und andere Redner es hier 
interpretieren? Denn das ist ja die Voraussetzung da-
für, daß es dann auch überkommt. Tun Sie doch als 
mal was! 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Vollmer [GRÜNE] — Bohl [CDU/CSU]: 

Deshalb sprechen Sie ja hier!) 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Zunächst 
einmal war ich gerade dabei, etwas in dieser Richtung 
zu tun, indem ich es erstens erläutere, zweitens an 
alle, die sich dafür verantwortlich fühlen, appeliere, 
nicht falsch zu reden; diejenigen, die es wissen, soll-
ten richtig darüber reden. Drittens bitte ich nicht auf-
zuhetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Das gilt insbesondere auch für die Fraktion DIE GRÜ-
NEN. 

Viertens. Sobald das Gesetz verabschiedet ist 
— vorher dürfen wir ja nicht, da wir als Bundesregie-
rung nicht während der laufenden Gesetzesberatung 
über ein noch vom Bundestag zu beschließendes Ge-
setz Informationen durch das Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung geben dürfen —, wer-
den wir darüber informieren. Deswegen ist es übri-
gens so wichtig, daß es jetzt und heute verabschiedet 
wird, damit nicht weitere Wochen der Verunsiche-
rung anstehen. Das ist der Grund, warum es wichtig 
ist, das heute zu machen. Wenn es verabschiedet ist, 
werden wir Fassungen zur öffentlichen Information 
schaffen, auch in Übersetzungen, für ausländische 
Mitbürger verständlich, die die ausländischen Mit-
bürger, die Betreuungsorganisationen, auch die Aus-
länderbehörden in den Stand setzen, dieses — zuge-
geben — komplizierte Gesetz zu verstehen und auch 
in der Praxis human und ausländerfreundlich zu 
handhaben. 

(Bernrath [SPD]: Rechtssicher muß es ge

-

handhabt werden!) 

Ich bin dem Deutschen Bundestag und dem Innenaus-
schuß dankbar, daß diese so komplizierte Materie zü-
gig beraten worden ist, so daß genügend Zeit bis zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes am 1. Ja-
nuar nächsten Jahres besteht, um Ausländer wahr-
heitsgemäß aufzuklären, statt sie zu verunsichern 
oder zu Unrecht Ängste zu schüren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie noch eine 
Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Dr. Hamm-Brü-
cher? 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Bitte 
sehr. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Minister, wes-
halb eigentlich werden die Gesetze so vorgelegt, daß 
man sie, wenn man nicht Fachmann ist, von vornher-
ein nicht versteht? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Der Kol-
lege Dr. Hirsch hat gerade davon gesprochen — er 
wird für Sie genauso vertrauenswürdig sein wie 
ich — , 

(Kuhlwein [SPD]: Überschätzen Sie sich 
nicht!) 

daß es wohl keinen anderen Staat gibt, in dem Aus-
länder ein höheres Maß an einklagbaren rechtlichen 
Ansprüchen und auch an Rechtssicherheit haben, als 
wir mit diesem Gesetz schaffen. Welches andere Land 
gewährt denn schon Rechtsansprüche auf Einbürge-
rung in der ersten, zweiten und dritten Generation, 
auf Ehegatten- und Kindernachzug usw.? Ich will 
nicht alles wiederholen. Weil wir einklagbare Rechts-
ansprüche schaffen und ein hochentwickeltes rechts-
staatliches System haben, müssen wir die Vorausset-
zungen präziser fassen, als das bei den zu Recht be-
klagten breiten Ermessensspielräumen des alten Aus-
ländergesetzes der Fall war. Wir müssen dann auch 
die Ausnahmen präziser beschreiben. Deswegen ist 
das Gesetz so kompliziert geworden. 
Nachdem seit 1973 mit dem Anwerbestopp lange 

versucht worden ist, das dringend Notwendige zu tun 
und da es richtig ist, in dieser Legislaturpe riode, die zu 
Ende geht, ein neues Ausländerrecht zu schaffen, und 
nachdem im April vergangenen Jahres die Kollegen 
der Koalitionsfraktionen, die in besonderer Weise en-
gagiert und verdienstvoll gewirkt haben, Eckwerte für 
ein neues Ausländerrecht zustande gebracht haben, 
haben wir uns unter zeitlichem Druck, aber doch mit 
aller Gründlichkeit bemüht, das jetzt endlich mögli-
che gute Werk zu tun. Daran sollten sich nun alle 
beteiligen. 

(Bernrath [SPD]: Aber 200 Änderungsan-
träge sprechen doch nicht für Gründlich-

keit!) 
— Herr Kollege Bernrath, reden Sie doch nicht gegen 
Ihre eigene Überzeugung. Das ist wirklich ärgerlich. 
Sie sind ein sachlicher Vorsitzender des Innenaus-
schusses, 

(Kuhlwein [SPD]: Und Sie ein unsachlicher 
Minister!) 

und Sie wissen ganz genau, daß Sie die Grundlinien 
dieses neuen Ausländergesetzes begrüßt haben. Sie 
sind doch froh, daß es endlich zustande kommt. Sie 
wissen, daß alle Bundesländer dies in Wahrheit für das 
größtmögliche Entgegenkommen gegenüber den In-
teressen von Ausländern — insbesondere in den Fra-
gen der Nachzugsregelungen — ansehen. Nach dem 

alten Prinzip „Ablehnung, wenn Zustimmung sicher" 
kann man sich als Opposition natürlich auch im Bun-
desrat verhalten. Hätten Sie die Mehrheit, dann wür-
den Sie zustimmen. Die kommunalen Spitzenver-
bände sind derselben Meinung. Das, was Ihre Partei 
und Ihre Fraktion zu den Problemen der Aufnahme 
von deutschen Aus- und Übersiedlern in den letzten 
Monaten zustande gebracht haben, zeigt ja, daß Sie 
die Großzügigkeit, die Sie Deutschen nicht mehr ge-
währen wollen, gegenüber Ausländern ganz sicher 
nicht durchhalten würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Am heutigen 

Tage! Wen meinen Sie denn?) 
— Sie nehme ich nach dem Spektakel, das Sie hier 
aufgeführt haben, nicht mehr ernst. 
An diejenigen, denen es darum geht, Ausländer-

freundlichkeit nicht nur verbal zu praktizieren, son-
dern auch dafür zu sorgen, daß möglichst alle in die-
sem Land ausländerfreundlich bleiben und daß radi-
kale Kräfte, die ausländerfeindliche Ressentiments 
schüren und ausbeuten wollen, keine Chance haben 
—das verstehe ich unter Ausländerfreundlichkeit —, 
appelliere ich, daran mitzuwirken, daß wir dieses Ziel 
durch die Verabschiedung dieses Gesetzes auch wirk-
lich erreichen, denn die Bundesrepublik Deutschland 
—das sage ich noch einmal; Frau Kollegin Sonntag-
Wolgast, Sie haben mich zu Recht zitiert — ist ein aus-
länderfreundliches Land. Es ist unser Ziel, daß sie es 
auch in Zukunft bleibt. So dienen wir am besten dem 
inneren Frieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Andres. 

Andres (SPD) : Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Präsident! Die Damen und Herren von 
der Koalition bestreiten diese Debatte über weite 
Strecken mit der Verunglimpfung von Verbänden und 
Sachverständigen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Da haben Sie 
nicht zugehört!) 

Der Herr Minister versteigt sich sogar dazu, die gro-
ßen Kirchen, die eindeutige Positionen bezogen ha-
ben, der Abgabe falschen Zeugnisses zu bezichtigen. 
Das Problem in der Ausländerdiskussion besteht 
darin, daß es sich um einen sehr sensiblen Bereich 
handelt. Ich glaube, daß die Form der Diskussion mit 
darüber entscheidet, wie die Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes sich in dieser Debatte verhalten. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist wahr, 
sehr wahr!) 

— Ja, das sage ich mal. — Herr Dr. Hirsch, ich habe in 
einer ganzen Reihe von Diskussionen mit Ausländer-
beauftragten und mit engagierten Ausländern immer 
wieder die geradezu wehmütige Bemerkung gehört, 
man verstehe nicht, warum sich die FDP so verhalten 
habe. Ich habe immer versucht, das so zu erklären: Es 
ist klar, es gibt einen großen Widerspruch zwischen 
den liberalen Positionen, die nach außen vertreten 
werden, und der inhaltlichen Zustimmung zu diesem 
Gesetz. Darin liegt auch die Schwierigkeit für viele 
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Andres 
engagierte Leute in diesen Bereichen, das Verhalten 
der FDP und auch Ihr Verhalten zu begreifen. Wenn 
ich Sie im Fernsehen sehe, wie Sie Seiten schlenkern 
und einzelne Formulierungen und Bestimmungen kri-
tisieren und sagen, die hätte man besser machen kön-
nen, dann muß ich sagen, das verstehe ich auch nicht 
so recht. 

Die zweite Bemerkung möchte ich an die Vertreter 
der GRÜNEN richten. Ich habe den Diskussionsbei-
trag des Kollegen Meneses Vogl vorhin gehört. Ich 
verstehe die Verbitterung und die Verängstigung vie-
ler Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland, 
aber ich denke, eine absolute moralische Überhöhung 
der eigenen Position und die Art und Weise des Auf-
tretens hier helfen der Sache auch nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit der Verabschiedung des Gesetzes wird die Demo-
kratie in der Bundesrepublik Deutschland nicht abge-
schafft! Deswegen sage ich, Kolleginnen und Kolle-
gen: Ein solcher Diskussionsstil hilft weder der Sache 
noch den betroffenen ausländischen Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern. Wir sollten in der Sache ringen, und 
da notfalls auch hart und kompromißlos. 

Hier gab es vorhin die Zwischenbemerkung, was 
ich eigentlich damit zu tun hätte. Das will ich Ihnen 
gern sagen. Herr Kollege Fellner, wir verstehen uns ja 
gut. 

(Fellner [CDU/CSU]: Kein Problem! — Zuruf 
von der SPD: Was?) 

— Nur persönlich, menschlich; nicht politisch, das ver-
steht sich von selbst. — Ich bin Mitglied des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung. Viele dieser Pro-
bleme, die wir hier beraten, haben mit ausländischen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu tun, die 
seit vielen Jahren bei uns leben, betreffen deren Le-
bensbedingungen und die Umstände ihrer Lebenspla-
nung ganz eklatant. Man kann sich natürlich hier hin-
stellen und sagen, wir haben ganz viele Termine an-
geboten, wir hätten bis 24.00 Uhr tagen können. Das 
erinnert mich an die Diskussion des sogenannten Ge-
sundheitsreformgesetzes. Ich habe in meinem Aus-
schuß erlebt, daß wir in den zwei Stunden von 
22.00 Uhr bis 24.00 Uhr alle Gesetzentwürfe, die zu 
dieser Thematik vorlagen, beraten haben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ist doch ganz gut gewor-
den! — Fellner [CDU/CSU]: Der Erfolg gibt 

dieser Methode recht!) 

Die Unionskolleginnen und -kollegen saßen da und 
sagten mit Krokodilstränen in den Augen: Wir bieten 
Euch gern noch weitere Termine an. — Am vergange-
nen Montag haben Sie insgesamt 200 Änderungsan-
träge zu beraten gehabt, von denen wir im Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung überhaupt nichts wuß-
ten. Wenn man weiß, eine Beratung ist nur noch reine 
Prozedur und reine Makulatur, dann kann man auf 
diese Beratung auch verzichten, weil sie in der Sache 
überhaupt keine Jota ändert. Deswegen ist das alles, 
was hier abgeliefert wird mit der Zusicherung von 
Ihnen, es hätte genügend Zeit und Möglichkeit gege-
ben, Schaugeplänkel. Der Verabschiedungstermin 
stand fest. Der Termin lag vor dem 13. Mai. Sie wissen 
auch genau, warum vor dem 13. Mai, nämlich weil 

Ihnen möglicherweise nach dem 13. Mai die Bundes-
ratsmehrheit fehlt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ach, doch nicht 
Schröder! — Bohl [CDU/CSU]: Es geht doch 

um die Sache!) 

Deswegen geschieht das alles, was Sie hier formal 
zusichern, mit genau denselben Krokodilstränen, die 
wir im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung erlebt 
haben. 

Zu einzelnen Punkten in der Sache: Herr Schäuble, 
das mit dem Anwerbestopp wissen Sie doch auch viel 
besser. Ich war in der Woche vor Ostern in Jugosla-
wien. Trotz des generellen Anwerbestopps, den es in 
der Bundesrepublik gibt, bemüht sich die zentrale 
Arbeitsvermittlung der Bundesanstalt für Arbeit mo-
mentan — wahrscheinlich auch erfolgreich — um die 
Anwerbung von Krankenpflegekräften aus Jugosla-
wien, weil die bei uns fehlen und weil das über ein 
Instrument des Arbeitsförderungsgesetzes geht. 

Sie stellen sich hier hin und sagen: Frau Sonntag-
Wolgast, Sie haben ganz schlimme Sachen gesagt; Sie 
wollen das aufheben usw. Man muß wissen, daß es 
auch jetzt Sonderbedingungen gibt, daß der generelle 
Anwerbestopp natürlich gilt, daß aber in bestimmten 
Bereichen, in denen die Bundesrepublik Deutschland 
ein Interesse hat, dieser Anwerbestopp sehr wohl 
durchbrochen werden kann. Ich sage voraus, es wird 
künftig Beschäftigungsbereiche geben — ich denke 
an den Bausektor; ich denke an Krankenpflege und 
andere Dinge — , in denen wir ganz massiv den gene-
rellen Anwerbestopp durch solche Vereinbarungen 
und Anwerbungen aufheben werden. 

Aber das hat nichts mit dem § 10 zu tun, der in die-
sem Zusammenhang diskutiert wird. Diesen lehnen 
wir in der vorliegenden Form ebenso wie den Art. 6 
und die damit vorgesehene Änderung des Arbeitsför-
derungsgesetzes ab, weil sie eine sektorale Aushöh-
lung des Anwerbestopps bedeuten und hier ein Er-
messen und ein Instrumentarium zur Verfügung ge-
stellt wird, um aufenthaltsrechtlich die Voraussetzung 
dafür zu schaffen, ausländische Arbeitnehmer nach 
dem Rotationsprinzip zu beschäftigen. Mit dem § 10 
und der Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
würde die Innenbehörde die Möglichkeit erhalten, 
Fragen des Arbeitsmarktes, die nicht ohne Beteili-
gung der Bundesanstalt für Arbeit geregelt werden 
sollten, zu entscheiden. 

Deswegen sage ich: Das, was im § 10 steht, wird von 
uns abgelehnt, weil durch diese Möglichkeit Rotation 
und Saisonarbeit über das Ausländerrecht legalisiert 
werden. Da stimme ich meiner Kollegin Sonntag-Wol-
gast völlig zu: Das ist genau die Position des Heuerns 
und Feuerns, die hier ausländerrechtlich verankert 
wird. 

Der zweite Punkt, der hier diskutiert worden ist: Wir 
lehnen ganz entschieden die Regelung des § 17 ab, 
daß sowohl beim Ehegatten- und Kindernachzug als 
auch bei der Verfestigung des Aufenthaltes der Nach-
weis ausreichenden Wohnraums verlangt wird. Da 
sage ich einmal: Bei dem gerade durch Ihre Politik 
verursachten und damit von Ihnen zu verantworten-
den Wohnungsfehlbestand von über einer Million 
Wohnungen in der Bundesrepublik Deutschland kann 
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ich die Aufnahme des Nachweises von ausreichen-
dem Wohnraum nur als zynisch beschreiben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich sage dazu: Noch schlimmer wird es, wenn man 
nachliest, was die Ausländerbeauftragte der Bundes-
regierung dazu gesagt hat. Ich will sie da wörtlich 
zitieren: 

Schon heute ist die Forderung nach einer be-
stimmten Wohnungsgröße ein Motiv zum 
Schwangerschaftsabbruch. 

(Fellner [CDU/CSU]: Das haben wir ausge-
räumt! Das kannst du nicht mehr sagen!) 

— Ja, ja, genau darauf komme ich, Herr Fellner. 
Daß nun Kinder unter zwei Jahren bei der Feststel-

lung des Wohnraumbedarfs nicht mitgezählt werden 
sollen, dient doch nur der kosmetischen Retusche ge-
nau dieses schwerwiegenden Vowurfs. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das haben Sie hereingenommen, damit exakt diese 
Argumentation in der öffentlichen Auseinanderset-
zung so nicht gegen Sie verwandt werden kann. 

(Fellner [CDU/CSU]: Dann sollst du das auch 
nicht wiederholen, wenn das nicht geht!) 

Große Sorge bereitet uns auch die im Regierungs-
entwurf enthaltene besondere Diskriminierung von 
Kindern und Jugendlichen. Den Kindern und Ju-
gendlichen, die eine Erziehungs- oder Familienhilfe, 
wie eine vorübergehende Unterbringung in einer 
Pflegefamilie oder in einem Erziehungsheim, in An-
spruch nehmen müssen, die Abschiebung anzudro-
hen, ist zutiefst inhuman. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Diese Vorschrift war schon im kürzlich verabschiede-
ten neuen Kinder- und Jugendhilfegesetz enthalten. 
Die SPD hat vor Monatsfrist diesem Gesetz trotz man-
cher weiterer Mängel nur deshalb zustimmen können, 
weil diese Diskriminierungsbestimmung herausge-
nommen worden ist. Nun taucht sie im Ausländer-
recht wieder auf. Das, denke ich, darf auf keinen Fall 
so bleiben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ähnlich problematisch ist die Situation der in die 
Bundesrepublik einreisenden unbegleiteten Flücht-
lingskinder. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hirsch? 

Andres (SPD): Darf ich noch zwei Sätze sagen? — Es 
tut mir leid, ich bin mit meiner Rede fast am Ende. Ich 
bitte um Entschuldigung. 
Wir sind zwar auch der Auffassung, daß nicht jeder 

dieser Fälle unsere humanitäre Hilfe erforderlich 
macht; die große Zahl der aus den Spannungsländern 
in die Bundesrepublik geschickten Kinder und Ju-
gendlichen muß jedoch um Leib und Leben fürchten. 
Darum ist ihre Aufnahme eine humanitäre Leistung 
und die im Gesetzentwurf der Regierung vorgeschrie-
bene Visumspflicht ein verwerflicher Akt gegen jede  

internationale Regel. Viele Verbände wie Terres des 
Hommes, Amnesty International, die Arbeiterwohl-
fahrt und die Kirchen fordern mit Recht unsere Soli-
darität mit diesen Kindern. 

Es ist unbestritten, meine Damen und Herren, daß 
wir ein neues Ausländerrecht brauchen. Ebenso un-
bestritten ist auch, daß wir Sozialdemokraten ein libe-
rales, menschliches Recht für Ausländer wollen. 

Herr Gerster, ich muß Sie leider enttäuschen. Auch 
wenn Ihr Gesetzentwurf einzelne Verbesserungen 
enthält, wird uns das nicht dazu verführen, ihm zuzu-
stimmen. Wir haben nämlich, falls Sie es nicht ge-
merkt haben, einen eigenen Entwurf eingebracht. Für 
diesen werden wir stimmen, weil wir ihn für wesent-
lich besser und der innenpolitischen Situation ange-
messener halten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich mache darauf aufmerksam, wenn ein Redner seine 
Redezeit überzieht, dann geht das auf Kosten der Ge-
samtzuteilung der Redezeit. Ich klopfe immer so ganz 
vorsichtig an das Glas, damit der Redner darauf auf-
merksam gemacht wird, daß jetzt seine Redezeit zu 
Ende ist. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, es ist kein Schaden, daß von 
den GRÜNEN nur ein paar wenige im Saal sind. Der 
Kollege Vogl war ohnehin am besten, als er während 
der Schweigeminute nicht geredet hat — wobei ich es 
ausdrücklich für keine gute Idee halte, was Sie von 
den GRÜNEN veranstaltet haben. Im Grunde hat sich 
bei uns beim Nachdenken nur die Überzeugung be-
stätigt, daß wir ein sehr tolerantes Land sind, wenn 
man hier im Deutschen Bundestag so etwas veranstal-
ten kann. Es macht mich allerdings auch besorgt, weil 
ich natürlich weiß, daß es Ihnen nicht um die Sache 
geht, sondern um Agitation, daß Sie den Leuten Angst 
machen wollen und daß Sie sich davon einen billigen 
Vorteil versprechen. 

Ich bedaure, daß sich die SPD in der Auseinander-
setzung mit dieser Materie nicht etwas staatsmänni-
scher darstellen konnte. 

(Bernrath [SPD]: Wir haben ja keine Staats

-

männer!) 

—Ja, ihr habt keine Staatsmänner. — Ich weiß nicht, 
ob Ihnen das guttut. Wenn dieses Gesetz hier verab-
schiedet ist 

(Zuruf) 

—ich weiß nicht, ob man „Staatsfrauen" sagen darf — 
und wenn einmal für alle Gelegenheit besteht, sich 
ernsthaft mit dem verabschiedeten Gesetz auseinan-
derzusetzen, dann habe ich eigentlich keine Sorge, 
daß all diejenigen, die jetzt entweder oberflächlich 
oder vielleicht auch bewußt hemmungslos agitato-
risch gegen dieses Gesetz zu Felde ziehen, ganz klein 
beigeben werden; denn dieses Gesetz ist wahrlich 
ausländerfreundlich und gibt durch die Bank Verbes- 
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serungen für die Rechtsstellung und Position von 
Ausländern. 

Wir haben als Bundesrepublik Deutschland durch-
aus ein Interesse daran, ein ausländerfreundliches 
Land zu sein und ein ausländerfreundliches Land zu 
bleiben. Wir sind in die Europäische Gemeinschaft 
eingebettet und haben am Rande zu Osteuropa hin 
sicherlich die meisten Nachbarn. Das hat uns nicht nur 
wirtschaftlich durchaus gutgetan, sondern es hat uns 
auch zu einer toleranten Gesellschaft gemacht. Wir 
haben überhaupt keinen Grund, davon abzugehen, 
gerade jetzt nicht, wo sich die Welt bewegt und wo es 
neue Möglichkeiten gibt. Deshalb gibt es für uns 
überhaupt keinen Grund und deshalb halte ich die 
Vorwürfe für pe rvers, als wollten wir hier ein auslän-
derunfreundliches Gesetz verabschieden und das 
auch noch in einer Art und Weise tun als hätten wir 
irgend etwas zu verstecken. 

Ich verstehe auch, daß der Kollege Andres nicht auf 
dem allerletzten Stand der Diskussion sein konnte. Ich 
bedaure, daß in seinem Ausschuß unsere Änderungs-
anträge noch nicht vorgelegen haben. Das ist sicher-
lich ein Fehler. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Da sehen 
Sie es einmal! Das ist Ihre „sorgfältige Bera-

tung" ! ) 

— In zwei Stunden hätte er es wohl geschafft; auch Sie 
haben es in zwei, drei Stunden geschafft. — Herr Kol-
lege Andres, daß das Gesetz schnell beraten worden 
ist, war wohl kein Fehler. Das Gesundheits-Reformge-
setz bestätigt eigentlich, daß es nicht zu Lasten des 
Gesetzes gehen muß, wenn es zügig verabschiedet 
wird; denn das Gesundheits-Reformgesetz, das wir 
verabschiedet haben, war eindeutig ein sehr erfolgrei-
ches Gesetz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Andres  [SPD]: Die Betroffenen sehen das im-
mer anders, bei den Ausländern und bei der 

Gesundheitsreform!) 

— Ich weiß, daß es schwer ist, den Ausländern das 
jetzt noch zu vermitteln, wo sie so maßlos irritiert und 
wegen des Inhalts unserer Gesetze in die Irre geführt 
sind. Aber ich persönlich bin sehr sicher, daß die Aus-
länder sehr schnell begreifen werden, daß dieses Ge-
setz für sie positiv ist. 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Für die 
Kirchen nicht, für die Anwälte nicht, für die 

Richter nicht!) 

Ich weiß nicht, ob nicht noch der Wunsch laut wird, 
daß einzelne Vorschriften dieses Gesetzes sogar frü-
her in Kraft gesetzt werden. Seien Sie vorsichtig; das 
könnte durchaus sein. Ich begrüße es, daß der Bun-
desinnenminister die Zeit nutzen wi ll, daß man die 
Verwaltungskräfte, die künftig mit diesem Gesetz zu 
tun haben, entsprechend schult 

(Bernrath [SPD]: Eine Übersetzung anferti-
gen!) 

und daß man sicherlich auch eine Übersetzung anfer-
tigt, die die SPD lesen kann, aber auch eine, die von 
unseren türkischen Mitbürgern gelesen werden kann. 
Ich glaube, daß dann in vielen Punkten deutlich wird, 

daß Sie bei diesem Gesetz wirklich neben der Sache 
gelegen haben. 

Wenn Sie meinen, das alte Gesetz sei besser, dann 
müssen Sie sich entscheiden, ob Sie wieder einen 
Rechtszustand wollen — — 

(Frau Dr. Sonntag-Wolgast [SPD]: Wir haben 
einen eigenen Gesetzentwurf!) 

— Entschuldigen Sie: Daß Sie Ihren eigenen Gesetz-
entwurf hier vor diesem Hohen Hause noch anzudie-
nen wagen, überrascht mich eigentlich; denn Sie ha-
ben sicherlich schon im Zuge der Beratungen ge-
merkt, daß Sie eine ganze Menge von regelungsbe-
dürftiger Materie überhaupt nicht geregelt haben, 
daß Sie ein Gesetz gemacht haben, das sehr indiffe-
renziert ein Einwanderungsgesetz sein würde, das es 
nur in ganz geringem Umfange überhaupt ermögli-
chen würde, unerwünschte Einwanderung fernzuhal-
ten, daß Sie ein Gesetz haben — da unterscheiden wir 
uns — , das mehr Ermessen ermöglicht, während wir 
einfach eindeutige rechtliche Regelungen haben wol-
len, weil es für Ausländer positiv ist, wenn sie über 
ihre Rechte Klarheit haben und wenn ihre Ansprüche 
klar und eindeutig definiert werden. 

Ich glaube nicht, daß es gut wäre, dem SPD-Gesetz-
entwurf zu folgen. Erst recht wäre es nicht gut, zu 
meinen, der alte Rechtszustand sei besser mit seinen 
unterschiedlichen Regelungen in den verschiedenen 
Ländern, mit der unterschiedlichen Verwaltungspra-
xis, mit dem Durcheinander bei gerichtlichen Ent-
scheidungen. 

Wir schaffen jetzt Klarheit für ein Aufenthaltsrecht, 
für die Verfestigung des Aufenthaltsrechts je nach 
dem Stand der Integration. Es ist z. B. ein gravierender 
Mangel Ihres Gesetzentwurfs, daß Sie darauf nicht 
Rücksicht nehmen wollen; das ist sicherlich auch nicht 
positiv. Wir haben jetzt ein Gesetz, das den Nachzug 
von Ehegatten und Kindern klar regelt. 

Ich darf noch einmal an die ausländerpolitischen 
Diskussionen noch vor wenigen Jahren erinnern. 
Wenn Sie ehrlich sind, dann werden Sie zugeben, daß 
wir dabei im wesentlichen solche Stichworte disku-
tiert haben wie Ehebestandsdauer beim Ehegatten-
nachzug und das Nachzugsalter bei den Kindern. Das 
waren so die Themen, die die ausländerpolitische Dis-
kussion damals bestimmt haben. Wir haben hier — ich 
fürchte, nahezu nebenbei — all die Dinge geklärt, und 
zwar in einem keineswegs kleinlichen Sinne, sondern 
wir haben sie in einer sehr großzügigen Art geregelt. 
All das wird, wie Sie meinen, jetzt in der öffentlichen 
Diskussion untergehen. Ich verspreche Ihnen, daß das 
nicht untergeht und daß denen, die dieses Gesetz 
demnächst einmal ordnungsgemäß lesen, bewußt 
wird, daß wir hier sehr ehrliche, sehr ausländer-
freundliche Regelungen getroffen haben. Ich denke 
dabei an die Wiederkehroption für jugendliche Aus-
länder. Geben Sie doch zu, daß auch dies bei Ihnen 
noch gar nicht so lange in der politischen Diskussion 
ist. Sie müssen zugeben, daß viel in dem Gesetz steht, 
und das wird alles so beiläufig verfrühstückt. Sie tun 
so, als wäre das überhaupt nichts: Erleichterung der 
Einbürgerung bis hin zu einer Altfallregelung bei der 
Einbürgerung. All das steht da rin. Sie haben es leider 
geschafft, das durch eine teilweise wirklich hem- 
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mungslose Agitation untergehen zu lassen. Aber 
wenn es erst einmal Gesetz ist, dann wird das deutlich 
werden. 

(Dr. Penner [SPD]: Steigt Amberg ab?) 

— Nein, Amberg steigt nicht ab! Wilf ried Penner, ich 
bedanke mich für deine Fürsorge. Ich weiß auch, daß 
dir die Sorge um die Ausländer sehr ernst ist und daß 
du sie angesichts unserer Diskussion hier und ange-
sichts unserer Gesetzgebung auch nicht als gefährdet 
ansiehst, und deswegen kannst du dich auch um den 
FC Amberg kümmern, der zugegebenermaßen ge-
fährdet ist. 

Ich will nicht bestreiten, daß auch die Auseinander-
setzung mit den Verbänden bei diesem Gesetz außer-
ordentlich prägend war; so will ich es einmal formu-
lieren. Wir haben ungewöhnlich viele Stellungnah-
men bekommen. Leider ließen ungewöhnlich viele 
Stellungnahmen auch erkennen, daß der Verfasser 
zumindest nicht den allerletzten Stand unserer Dis-
kussionen gekannt hat. Manche haben ungeniert er-
kennen lassen, daß sie das Gesetz nie gelesen haben 
konnten. Das hat immerhin dazu geführt, daß wir in 
der Beratung sehr vieles aufgegriffen haben. Ich ver-
wahre mich etwas dagegen — ich würde mich auch an 
Ihrer Stelle als Parlamentarier dagegen verwahren —, 
daß, wenn man aus Anhörungen und aus Stellung-
nahmen als Parlamentarier Konsequenzen zieht ge-
genüber dem ursprünglichen Gesetzentwurf, dies ei-
nem dann zum Vorwurf gemacht wird und das Gesetz 
ständig schlecht gemacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Dabei ist es dem Selbstverständnis des Parlamenta-
riers einfach angemessen, daß er Änderungen vor-
nimmt. Das zeigt, daß wir die Beratungen sehr, sehr 
ernst genommen haben. Wenn Sie sich darauf verlegt 
hätten, bei den Beratungen mitzutun, dann wären wir 
mit der Zeit alle sehr gut zurecht gekommen, dann 
hätten wir wahrscheinlich sogar etwas intensiver be-
raten. Sie haben uns zu Ihrem eigenen Gesetzentwurf, 
um das noch hinzuzufügen, auch nicht mehr allzuviel 
zu sagen gehabt. 

Ich meine also, daß wir alle gut daran tun, dieses 
Gesetz jetzt zu verabschieden. Ich meine, daß wir ein 
gutes, ein ausländerfreundliches Gesetz machen; 
aber auch ein Gesetz, von dem unsere Bundesbürger 
überzeugt sein können, daß es das Zusammenleben 
von Deutschen und Ausländern erleichtert und ver-
bessert. Das ist der eigentliche Sinn der Gesetzge-
bung insgesamt, und dem folgen wir hier. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Trenz. 

Frau Abgeordnete Trenz, bevor Sie mit ihren Aus-
führungen beginnen, mache ich darauf aufmerksam, 
daß ich den Text vorliegen habe, den Herr Meneses 
Vogl verwandt hat, um seine Kolleginnen und Kolle-
gen aufzufordern, sich in einer Gedenkminute vom 
Platz zu erheben. Diese Gedenkminute sollte der Nie-
derlage der Demokratie wegen des heute zu verab-
schiedenden Gesetzes gelten. Diese Gedenkminute 
ist weder von der Sache noch moralisch gerechtfertigt 
gewesen. Weder der Schriftführer links von mir, der  

aus Ihrer eigenen Fraktion stammte, noch der Schrift-
führer rechts von mir konnten Herrn Kollegen Mene-
ses Vogl von hier aus verstehen, sonst hätte ich die 
Gedenkminute als ungerechtfertigt untersagt. 

Frau Trenz, darf ich Sie bitten, mit Ihren Ausführun-
gen zu beginnen. 

Frau Trenz (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin dennoch der Mei-
nung, daß mit diesem Ausländergesetz ein Stück De-
mokratie stirbt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist doch 
wirklich Unsinn! — Jäger [CDU/CSU]: Eine 

Provokation, diese Behauptung!) 

Das zeigt auch der Ablauf. Die Regierungskoalition 
hat das Gesetz mit einer Eile durch die parlamentari-
schen Gremien gejagt, die allen Anforderungen an 
ein seriöses Beratungsverfahren Hohn sprechen. In 
diesen Zusammenhang gehört die Verkürzung der 
Vorlagefrist im Bundesrat, die nahezu parallele Bera-
tung im Bundestag und Bundesrat und nicht zuletzt 
die Farce, daß sich der Rechtsausschuß ganze zwei 
Tage vor der geplanten Endabstimmung im Bundes-
tag erstmals und letztmals mit dem Regierungsent-
wurf befaßte. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Aber 
gründlich!) 

Es gab keine auch nur annähernd ausreichende 
Auseinandersetzung mit den Bedenken und der Kritik 
von Immigranten- und Flüchtlingsorganisationen, von 
Menschenrechtsorganisationen, Gewerkschaften, 
Kirchen und Wohlfahrtsverbänden oder den juristi-
schen Sachverständigen. Wo sie überhaupt zu Wort 
kamen, sind ihre Forderungen und ihre Kritik in den 
Papierbergen der Bürokratie abgeheftet und begra-
ben worden. 

(Dr. Hirsch [FDP]: 200 Änderungsanträge!) 

Schließlich geht es dieser Bundesregierung nicht 
um sachliche Beratung, sondern um Machterhalt. Das 
Gesetz muß noch vor der Landtagswahl in Niedersa-
chen verabschiedet sein, damit es auch im Falle einer 
Änderung der Mehrheitsverhältnisse im Landesparla-
ment für den Bundestagswahlkampf eingesetzt wer-
den kann. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wer hat 
Ihnen diesen Unsinn aufgeschrieben?) 

Wie das derzeit geltende so leistet auch dieses Son-
dergesetz dem täglichen Rassismus Vorschub, der Im-
migranten, Immigrantinnen und Flüchtlinge als Sün-
denböcke für die sozialen Mängel und Mißstände un-
serer Gesellschaft verantwortlich macht. So wird der 
Bundesinnenminister ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung das Rotationsprinzip einzuführen, wobei 
Aufenthaltsverfestigung und Familiennachzug von 
vornherein ausgeschlossen werden können. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Einfach falsch!) 

Für die eingewanderte Bevölkerung wird ein sicherer 
Aufenthalt durch kaum erfüllbare Auflagen so gut wie 
unmöglich gemacht. Trotz Rechtsansprüchen sind die 
Auflagen so hoch. 
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Der Familiennachzug wird weiter erschwert. Ein 
eigenständiges Aufenthaltsrecht für Ehegatten gibt es 
nur nach einer Durchhaltefrist von vier Jahren. 

(Baum [FDP]: Stimmt doch gar nicht!) 

Das Recht auf politische Betätigung wird noch mehr 
beschnitten. 

(Hirsch [FDP]: Stimmt auch nicht!) 

Arbeitslosigkeit ist ein Grund für nachträgliche Befri-
stungen des Aufenthalts. 

(Baum [FDP]: Stimmt alles nicht! Stimmt 
wirklich nicht!) 

Ihre sogenannten Nachbesserungen, meine Damen 
und Herren von der Regierungskoalition, Kinder bis 
zur Vollendung des zweiten Lebensjahres bei der Be-
rechnung des nachzuweisenden Wohnraums nicht 
mitzuzählen, sind Teil Ihrer menschenverachtenden 
Logik und Strategie. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Wie ist es denn heute?) 

Diese zeigen Sie deutlich durch die Einführung der 
Visumpflicht für Kinder, die ohne ihre Eltern in die 
Bundesrepublik flüchten müssen. Die Heimunterbrin-
gung wird für sie zum Ausweisungsgrund 

(Dr. Hirsch [FDP]: Falsch!) 

und bewirkt damit eine lebenslange Aufenthaltsunsi-
cherheit. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Auch falsch!) 

Auf weitere Details kann ich in diesem Zusammen-
hang nicht eingehen. 

(Baum [FDP]: Das wäre auch falsch!) 

Fest steht: Mit diesem Entwurf leistet die Bundesre-
gierung ihren Beitrag zur sogenannten Harmonisie-
rung des europäischen Asylrechts auf niedrigstem 
Niveau. 

Alles dies ist kein „Ausländerproblem", sondern in-
stitutionalisierter Rassismus. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Widerspruch bei 
der CDU/CSU und der FDP) 

Darum lehnen wir GRÜNEN den Gesetzentwurf ab: 
jeden einzelnen Paragraphen, jeden einzelnen Arti-
kel, das ganze Machwerk. Wir werden keine Zeile 
und keinen Gedanken dieses Gesetzes unterstützen, 
das auf der Klassifzierung von Menschen an Hand von 
völkischen Abstammungskriterien beruht und das die 
einwanderungspolitische Konzeptionslosigkeit dieser 
Bundesregierung durch nationalistisches Pathos zu 
übertünchen sucht. 

Ich teile die Auffassung des österreichischen 
Schriftstellers Heimito von Doderer zum Thema Na-
tionalismus: 

Meine Staatsangehörigkeit ist mir auch mit einer 
Fülle widerwärtiger Individuen gemeinsam, so 
daß ich es mir verbitten möchte, lediglich mit 
Hilfe jenes Begriffes bestimmt zu werden. Darauf 
läuft es aber bestimmt hinaus, je mehr die An-
schaulichkeit der Person ins Unbestimmte der 
Nation verdunstet, woran nur jene interessiert 
sein können, die Grund haben, vor sich selbst auf 
der Flucht zu sein, und in einem beg rifflichen 

Sammellager Unterschlupf suchen, wo Werte 
ausgeteilt werden, die sich jeder leicht anheften 
kann. 

Wenn dieser Entwurf auch auf Sie und mich ange-
wendet werden würde, dann würde dieses Hohe Haus 
vermutlich leer sein. Wir wären längst ausgewiesen 
worden. Oder haben Sie noch nie versäumt, Ihren 
Pkw nach einem Umzug rechtzeitig umzumelden? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist doch 
kein Ausweisungsgrund! Was erzählen Sie 

denn da! Das ist unglaublich!) 
Wer von Ihnen hat noch nie die Höchstgeschwindig-
keit im Straßenverkehr überschritten oder gar bei Rot 
eine Ampel überfahren? Sagen Sie nicht, das seien 
Bagatellen! 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist lächer-
lich, was Sie hier verkünden! Die klare Un-
wahrheit! — Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: 
Hetze, gezielte, immer wiederholte Hetze!) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Trenz, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Hamm-Brücher? 

Frau Trenz (GRÜNE): Wenn es auf die Redezeit 
nicht angerechnet wird. 

Vizepräsident Stücklen: Nein. — Bitte schön. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Frau Kollegin, weil 
Sie Heimito von Doderer zitiert haben: Ist Ihnen ei-
gentlich klar, wer Heimito von Doderer war, daß das 
ein Kronzeuge in der Nazi-Zeit, ein Heimatdichter mit 
der Tünche war, die Sie hier gerade kritisiert haben? 
Sie müßten sich, bevor Sie Zitate verwenden, bessere 
Kronzeugen suchen als ausgerechnet Heimito von Do-
derer. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Frau Trenz (GRÜNE): Frau Hamm-Brücher, die 
Aussage, die er in diesem Zusammenhang macht, 
zeigt ziemlich deutlich, daß es auf den Menschen und 
nicht auf die Staatsangehörigkeit ankommt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das hat sie 
nicht verstanden! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 
— Ich komme darauf noch einmal zurück. Ich kann 
hier nicht reden, wenn es hier derart laut ist. Können 
Sie nicht einmal etwas für Ruhe sorgen? — 
Sagen Sie nicht, das seien Bagatellen. Für Auslän-

derinnen und Ausländer erfüllen zwei solcher Delikte, 
die ich genannt habe, den Tatbestand „Ausweisungs-
grund" und können jede Lebensplanung vereiteln. 
Wer den falschen Paß in der Tasche trägt, kann schon 
wegen geringfügiger Lappalien jede Aufenthaltssi-
cherheit vergessen; darum geht es. 
Aber die dicken Fische mit deutschem Paß sitzen 

zugleich selbstverständlch auf der Regierungsbank. 
Unser früherer Innenminister Zimmermann z. B., ein 
engagierter Verfechter der „nationalen Homogeni-
tät" , hat in den 50er Jahren wegen Meineids vor Ge- 
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richt gestanden; ihn haben „zu niedrige Blutzucker

-

werte" gerettet. 
(Jäger [CDU/CSU]: Eine Frechheit!) 

Aus Asylverfahren sind mir derlei sensible Praktiken 
bisher nicht bekannt. 
Graf Lambsdorff, ehemaliger Wirtschaftsminister, 

wurde seinerzeit wegen Steuerhinterziehung zu einer 
hohen Geldstrafe verurteilt, und Herr Stoltenberg ist 
durch die U-Boot-Geschäfte mit Südafrika ja auch 
ziemlich ins Gerede gekommen. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sie betreiben Diffamie-
rung, übelste Diffamierung! — Scharren-
broich [CDU/CSU]: An diesem Tag diese 
Brunnenvergiftung! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 
Und niemand geringeres als der Bundeskanzler hat 
sich des Verstoßes gegen das Grundgesetz 
— Art. 21 — schuldig gemacht. Ich erinnere nur an die 
Flick- und Parteispendenaffäre. Für dieses Ausländer-
gesetz wird aber Herr Kohl verantwortlich gemacht. 
Da wird er sich nicht mit einem „Blackout" herausre-
den können. 
Noch etwas. Daß selbst Mitglieder der zuständigen 

Ausschüsse den Paragraphendschungel des Gesetzes 
nicht durchschauen, war inzwischen als Selbstbe-
kenntnis einiger Abgeordneter in der Presse zu lesen. 
Es ist ein Skandal, daß auf einer solchen Grundlage 
heute über das Gesetz entschieden wird. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Ihre 
Rede ist ein Skandal, ein echter Skandal!) 

Ich appelliere an Sie — — 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Trenz, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich habe bei allen Zwi-
schenfragen gestoppt. 

Frau Trenz (GRÜNE): Das ist nicht wahr. Sie haben 
mir gesagt, daß ich die Frage beantworten kann und 
Sie mir die Zeit nicht auf die Rede anrechnen. 

Vizepräsident Stücklen: Ist auch nicht angerechnet 
worden. Da hat die Uhr stillgestanden. 

Frau Trenz (GRÜNE): Das ist angerechnet worden. 
Ich kenne meinen Text. 

Vizepräsident Stücklen: Aber Ihre Redezeit ist zu 
Ende. Ich mache Sie zum zweitenmal darauf aufmerk-
sam. 

Frau Trenz (GRÜNE): Ich möchte noch einen Satz 
sagen. Ich habe hier 26 000 Unterschriften von Aus-
ländern und Ausländerinnen und von Deutschen, die 
sich gegen dieses Gesetz zur Wehr setzen wollen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die Sie verführt 
haben!) 

Ich möchte sie Herrn Schäuble übergeben. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Trenz, 
ich bestreite nicht, daß Sie die Unterschriften haben, 
aber Ihre Redezeit ist zu Ende. 

(Frau Abg. Trenz [GRÜNE] übergibt Bundes- 
minister Dr. Schäuble die Unterschriften- 

sammlung — Beifall bei den GRÜNEN — 
Jäger [CDU/CSU]: Das war eine üble Hetz

-

rede!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Lüder. 

Lüder (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Frau Kollegin Trenz, die mir zur 
Verfügung stehende Redezeit gestattet es nicht, alle 
Unwahrheiten Ihrer Rede im einzelnen zu widerle-
gen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich drehe deswegen die Argumentation um und sage: 
Ihre Rede enthielt nur an einem Punkt die Wahr-
heit. 

(Kuhlwein [SPD]: Bei Lambsdorff!) 

Und dies war, als Sie erklärten, wenn so weiter debat-
tiert werde, würden Sie, die GRÜNEN, nicht mehr hier 
sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das Verhalten Ihrer beiden Kollegen hat schon ein 
erstes Beispiel dafür gesetzt. Ihr politisches Verhalten 
wird weitere Zeichen geben. 

Lassen Sie mich bitte mit aller Deutlichkeit eines 
sagen: Meine Damen und Herren, wer hier anfängt, 
von „Sondergesetz", von „Sterben der Demokratie", 
von „menschenverachtender Strategie" zu reden, der 
verrät mit seiner eigenen Sprache, was er selbst will. 
Mit dem, was er dem Gegner vorwirft, entlarvt er, was 
er will. Diese Worte schlagen auf Sie zurück. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich bedaure, daß es in 
dieser Debatte auch von anderen Rednern der Oppo-
sition immer noch Sachdarstellungen gab, die durch 
den Text des Gesetzes nicht getragen werden. Deswe-
gen will ich auf zwei Punkte vom Kollegen Andres 
eingehen. 

Die Klausel zum Wohnraumnachweis bei Zweijäh-
rigen ist auf Grund und nach der Anhörung aufge-
nommen worden, nicht jetzt nachträglich hier aus ir-
gendwelchen Gründen eingebaut worden. 

Zweitens. Es ist falsch, wenn Sie davon sprechen, 
daß die Inanspruchnahme der Jugendhilfe immer ein 
Ausweisungsgrund sei. Nur für den Fall, daß kein 
Elternteil in der Bundesrepublik ist, ist es aufgenom-
men und für keinen anderen. 

Meine Damen und Herren, wir werden noch müh-
selig deutlich machen müssen, was in diesem Gesetz 
steht. Es ist mehrfach davon gesprochen worden, daß 
das Gesetz zu kompliziert sei. Nein, meine Damen 
und Herren, nicht das Gesetz ist kompliziert, sondern 
wir haben uns das Verfahren kompliziert gemacht, 
weil wir differenziert und detailliert beraten haben, 
weil wir immer wieder überprüft haben, welche Ver-
besserungen wir noch vornehmen könnten. 

(Bernrath [SPD]: Das Gesetz ist kompli

-

ziert!) 

— Lieber Herr Bernrath, wenn Sie das Gesetz am 
Ende in Druckschrift sehen werden, ob in Türkisch, 
Deutsch oder Französisch, werden Sie feststellen: Das 
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Gesetz als solches ist verständlich, das Gesetz ist über-
sichtlich, und es ist rechtsstaatlich. 

(Bernrath [SPD]: Ist nicht leserlich!) 
Uns kam es darauf an, ein Ausländerrecht zu schaf-

fen, das gegenüber dem geltenden Recht mehr 
Rechtsstaatlichkeit, mehr Ausländerfreundlichkeit, 
mehr Familienfreundlichkeit bringt. Dies ist erreicht 
worden. 
Jeder Kritiker des Gesetzes heute hat verschwie-

gen, was geltende Rechtslage ist. Wir haben hier eine 
Verbesserung gebracht, die über Jahre nicht möglich 
schien. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Ich verschweige nicht, meine Damen und Herren 

— auch Kollege Gerster hat das vorhin in seinem Bei-
trag angesprochen —, daß es auch zwischen den Ko-
alitionsp artnern unterschiedliche Auffassungen gab. 
Ich verschweige nicht, daß wir von den Freien Demo-
kraten eigentlich alle Wünsche der christlichen Kir-
chen gern aufgenommen hätten. 

(Bernrath [SPD]: Nicht nur der christlichen 
Kirchen, aller Religionsgemeinschaften!) 

Es gab Sachgründe dagegen. Die haben wir akzep-
tiert. Aber wir bitten, dann doch zu respektieren, daß 
das, was hier als Ergebnis vorliegt, aus liberaler Sicht 
voll verantwortlich ist und daß dies eine Verbesserung 
gegenüber allem bringt, was bisher denkbar er-
schien. 

Vergleichen Sie doch einmal, was in den früheren 
Debatten gesagt worden ist. Vergleichen Sie einmal, 
was an Verdächtigungen kam, wie ein neues Aus-
länderrecht aussehen würde. 

Meine Damen und Herren, wir haben mit diesem 
Gesetz etwas geschaffen, was sich in Europa sehen 
lassen kann. Lassen Sie mich als Berliner auch noch 
hinzufügen: Wenn wir im nächsten Jahr die Herstel-
lung der Einheit haben werden, werden wir ein Aus-
länderrecht haben, daß auch im vereinten Deutsch-
land wirksam werden kann und das Ausländerfreund-
lichkeit auch gegenüber ausländerfeindlichen Stim-
men, die aus der DDR immer wieder hörbar werden, 
und Rechtsstaatlichkeit bringt. Mit diesem Gesetz 
werden wir gut in die Zukunft gehen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU ) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Ich wende mich an die Kollegen der 
Koalition und an den Minister. Sie haben heute mehr-
fach darauf hingewiesen, daß es ein sehr unübersicht-
liches und sehr kompliziert aufgebautes Gesetz sei, 
daß es sehr schnell beraten worden sei und daß es 
etwas überhastet vorbereitet werden mußte. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Nein, das hat 
er nicht gesagt! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 
Sie haben mehrfach darauf hingewiesen, daß es in- 
haltlich unzureichend sei. Herr Hirsch hat das sogar 
öffentlich vor den Fernsehkameras getan. Ich muß Sie 

darum fragen: Wie sollen nun die Städte und Gemein-
den in der Tagespraxis mit diesem Gesetz fertig wer-
den, 

(Beifall bei der SPD) 
nicht verwaltungstechnisch, sondern bei ihrem 
gleichzeitigen Bemühen, mit der Anwendung eines 
solchen Gesetzes auch die Integration zu fördern und 
zu erleichtern? 

(Fellner [CDU/CSU]: Die können Gesetze le

-

sen im Gegensatz zu Ihren Freunden! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 
Das ist die Aufgabe der Kommunen, wenn sie ein sol-
ches Gesetz anwenden. Es wird sehr schwer sein, da-
mit fertig zu werden. Jedenfalls haben sich die Städte 
und Gemeinden ein anderes Gesetz erhofft. 

(Fellner [CDU/CSU]: Ein härteres, ein stren

-

geres!) 
Sie haben auf Erleichterungen gesetzt. 

(Beifall bei der SPD) 
Sie haben vor allen Dingen nicht gewollt, daß nur der 
Bestand an Altlasten gemindert wird, im übrigen aber 
kaum Regelungen im Gesetz sind, die in die Zukunft 
weisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Für die Kommunen wird es daher sehr schwer sein, 
damit fertig zu werden. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Bern-
rath, der Abgeordnete Hirsch würde gerne eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege, ich würde Sie nicht 
fragen, wenn Sie mich nicht angesprochen hätten. 
Würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß ich in die-
ser Fernsehsendung das Gesetz durchweg gelobt 
habe; nur auf die wiederholte Frage: „Ist denn irgend 
etwas übrig geblieben, was Sie anders gemacht hät-
ten?" habe ich diesen einen Satz gesagt, der dann lei-
der als einziger tatsächlich gesendet wurde. Das ist 
das Schicksal bei solchen Sendungen. 

(Lachen bei der SPD) 

Bernrath (SPD): Herr Hirsch, es war so, daß ich mei-
ner Frau habe sagen müssen, daß Sie doch ein anstän-
diger Mensch sind, aber in der Koalition eine schwie-
rige Position hätten. Mit Ihrer Äußerung wollten Sie 
noch einmal klarmachen, daß das Gesetz tatsächlich 
unzureichend ist. 

(Dr. Penner [SPD]: Herr Kollege Bernrath, 
das ist die Position des Wendehalses!) 

Ich möchte ausdrücklich sagen: Die Kommunen 
werden mit dem Gesetz aus bei ihnen lebenden Aus-
ländern, die ja im Augenblick nichts anderes als Ein-
wohner sind, keine Bürger machen können. Die Aus-
länder aber, die bei uns leben, wollen Bürger werden. 
Sie wollen nicht eingeschränkte Rechte und alle 
Pflichten haben, sondern sie wollen dann auch den 
gleichen Bestand an Rechten in den Kommunen ha-
ben, den ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger deut-
schen Passes dort haben. Von daher sage ich noch 
einmal: Als „Nur-Einwohner" werden sie künftig gro- 
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ßen Problemen in den Kommunen gegenüberstehen, 
und die Kommunen werden ihrerseits Schwierigkei-
ten bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Kommunen brauchen einen praktikablen, nicht 

einen zu interpretierenden und zu übersetzenden 
Rechtsrahmen im Ausländerbereich. 
Das, was uns jetzt zur Beschlußfassung vorliegt, ist 

dafür nicht geeignet, auch wenn zweifellos die eine 
oder andere Verbesserung im Rechtsstatus der hier 
lebenden Ausländer über die Beratungen im Innen-
ausschuß — auch darauf ist hingewiesen worden — 
noch durchgesetzt werden konnte. 
Es tut mir leid, Herr Minister, daß ich das noch 

sagen muß: Der unglaublich schludrige Entwurf war 
dilettantisch angelegt und kleinkariert. Er konnte 
auch durch noch so hastige Beratungen und durch 
noch so verzweifelte Versuche einiger Koalitionsab-
geordneter eben nicht zu einem zeitgerechten euro-
päischen, also in die Zukunft weisenden Ausländer-
gesetz umgeprägt werden, und zwar auch nicht mit 
200 Einzelanträgen, die auf Änderung zielten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Kappes. 

Dr. Kappes (CDU/CSU): Herr Kollege Bernrath, 
muß man Ihren Ausführungen eventuell entnehmen, 
daß Sie das neue Gesetz für noch komplizierter halten 
als die mindestens 25 Leitzordner von Bestimmungen 
unterhalb der Gesetzesebene, mit denen zur Zeit je-
des Ausländeramt arbeiten muß? 

Bernrath (SPD): Nach kurzer Zeit der Anwendung 
dieses Gesetzes werden es 50 Leitzordner sein, 

(Beifall bei der SPD) 
die sich mit Auslegungen und Interpretierunden be-
schäftigen. Wir werden uns dann noch einmal austau-
schen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Das zeigt die Tüchtig-
keit der Beamten!) 

Es gibt Stichworte — ich will sie nicht alle aufzäh-
len — , die belegen, daß das Gesetz eben nicht prakti-
kabel ist, etwa die völlig überflüssige Wohnraum-
klausel. Der Wohnraum ist ein Instrument, das der 
Markt prägt. Wir haben überhaupt keine Probleme, 
die Ausländer unterzubringen. Aber Sie können mit 
noch so niedrigen Grenzen arbeiten: Wenn heute 
30 Quadratmeter 900 DM kosten, dann haben Sie 
keine Chance mehr, Ausländer unterzubringen. Das 
ist einfach eine Marktfrage und nicht die Frage eines 
Rechtsrahmens. 
Die Aufweichung des Datenschutzes wird riesige 

Probleme bringen, bis hinein in die Bildungsinstitute, 
die künftig die Karten offenlegen müssen. Die nur 
ganz begrenzte Zulassung von Doppelstaatlichkeit, 
etwa im Zusammenhang mit dem Wehrdienst, prägt 
eben nicht das Gesetz. Alle diese Regelungen verlie-
ren einen wesentlichen Teil ihrer Wirkung durch die 
Einbindung in ein sehr bürokratisches, aufgeblähtes 
Konvolut, mit dem sich nun die Ausländerbehörden, 
die Sozialämter und die Jugendämter herumschlagen 
müssen. 

Es bleibt bei eklatanten Benachteiligungen auslän-
discher Mitbürger. Das Gesetz berücksichtigt weder 
die deutsch-deutsche Entwicklung noch die europäi-
sche Entwicklung. Im übrigen wird es uns auch gesell-
schaftlich Schwierigkeiten bereiten. Sie können in 
diesen Tagen in Frankreich beobachten, wohin es 
führt, wenn eine Rechtspraxis im Ausländerbereich zu 
steigendem Haß führt, statt über vernünftige Regelun-
gen ausgleichen zu helfen und damit das Zusammen-
leben zu erleichtern. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 
Um es ganz kurz zu sagen: Es ist ein raffiniertes 

Gesetz. Es ist raffiniert, weil es einerseits hier und da 
ein paar Verbesserungen oder Vereinfachungen 
bringt — sie sind hier erwähnt worden — , anderer-
seits aber über die Bürokratisierung die Anwendung 
erschwert — ich bleibe einmal im Zitat einer Zei-
tung — , so daß es den Städten und Gemeinden vor der 
Rechtsanwendung aus diesem Gesetz heraus graut. 
Integration findet in den Städten, Gemeinden und 

in den Kreisen statt. Sie mühen sich dabei. Sie geben 
dafür sehr viel Geld aus. Aber sie kommen nur sehr 
mühsam voran. Darum haben sie auf ein nach vorne 
weisendes, in die Zukunft weisendes Gesetz gesetzt. 
Sie sind nunmehr enttäuscht. Ich brauche Sie nur 
auf das hinzuweisen, was dazu der Präsident des 
Städtetages, Oberbürgermeister Rommel aus Stutt-
gart, in diesen Tagen gesagt hat. Sie werden dort 
nachlesen können, daß die Kommunen nicht auf die-
ses Gesetz setzen, sondern sich selbst werden weiter-
helfen müssen, um mit ihren Problemen fertigzuwer-
den. 
Aber, wie gesagt: statt weltoffener, liberaler, demo-

kratischer, von gegenseitigem Respekt geprägter Ge-
setzgebung ein nicht über den Tag hinausreichendes 
Gesetz. Es taugt letztlich nur, um aus den Verschlin-
gungen eines unzureichenden Entwurfs herauszu-
kommen, etwas auf den Tisch zu bringen. Für die Pra-
xis bringt es kaum ein Ergebnis. Es ist eine Minderung 
des Altlastenbestandes, aber keine Erleichterung für 
das, was wir in den nächsten Jahren zu bewältigen 
haben. 
Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Gerster (Mainz). 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Wir bestreiten nicht, daß das 
Gesetz, Kollege Bernrath, kompliziert ist. Es ist auch 
eine komplizierte Mate rie. Nur finde ich, zwei Aussa-
gen halten einer etwas kritischen Prüfung nicht 
stand. 
Erstens. Sie sagten, das Gesetz sei schludrig ausge-

arbeitet. Hier muß ich die Beamten des Innenministe-
riums wirklich in Schutz nehmen. Denn alle Welt be-
hauptet, das Gesetz sei zu perfektionistisch und zu 
genau. Herr Bernrath, Sie sind also ein einsamer Exot, 
wenn Sie den Beamten des Ministe riums Schludrig-
keit vorwerfen. Diesen Vorwurf muß ich im Interesse 
der Beamten zurückweisen, denen ich ein Danke-
schön sage. Sie waren nicht immer ganz einfach, aber 
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ordentlich gearbeitet haben sie. Herr Minister, richten 
Sie das bitte Ihren Beamten aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Penner 
[SPD]: Das ist ein Synonym: Perfektionistisch 

und schludrig!) 
Zweite Feststellung. Herr Kollege Bernrath, Sie sa-

gen, das neue Gesetz sei komplizierter als das bishe-
rige Recht. Als erfahrener Kommunalpolitiker wissen 
Sie doch, daß das alte Gesetz mit weiten Ermessens-
tatbeständen und mit vielen, vielen Verwaltungsvor-
schriften 

(Dr. Penner [SPD]: Die noch mehr werden!) 
in der Praxis viel schwerer anzuwenden war als ein 
Gesetz, das jetzt Einzeltatbestände mit klaren Rechts-
grundsätzen regelt. 
Also die Behauptung, es würde komplizierter als 

bisher, stimmt nicht. Die neue Materie ist kompliziert, 
weil das, was zu regeln ist, kompliziert ist. Aber daß es 
komplizierter wird als der derzeitige Dschungel zwi-
schen Bundesrecht, Landesverwaltungsvorschriften 
und kommunalen Besonderheiten, trifft natürlich 
nicht zu. Es wird einfacher, auch wenn es nach wie vor 
eine komplizierte Sache ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Bernrath? 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Aber gerne. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Bernrath (SPD): Ich möchte Herrn Gerster als Ver-
waltungsjuristen fragen, ob er nicht weiß, daß die be-
ste Grundlage für eine sorgfältige, eigenverantwortli-
che und erfolgreiche Verwaltungspraxis das Einräu-
men von möglichst großen Ermessensspielräumen ist, 
um aus der örtlichen, jeweiligen Situation heraus ent-
scheiden zu können und nicht an unzureichende, 
wenn auch enumerativ aufgezählte Einzeltatbestände 
gebunden zu sein. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Kollege Bern-
rath, die weiten Ermessensspielräume des alten Ge-
setzes von 1965 haben zu einem Auseinanderlaufen 
der Verwaltungspraxis in elf Bundesländern geführt, 
was letzten Endes die Verunsicherung der Ausländer 
mit bewirkt hat. Unzufriedenheit und Rechtsunsicher-
heit führen in Einzelfällen sogar zur Ungerechtigkeit, 
wenn in unterschiedlichen Ländern gleiche Sachver-
halte unterschiedllich entschieden werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Deswegen ist ein Gesetz, das klare Rechtsgrundlagen 
schafft, in jedem Fall gerechter und für die Beamten 
einfacher anzuwenden als die weiten Ermessenstat-
bestände. In diesem Punkt widerspreche ich Ihnen 
sehr deutlich. 
Meine Damen, meine Herren, lassen Sie mich eine 

zweite Bemerkung zu einem zweiten Komplex ma-
chen, nämlich zu Frau Kollegin Trenz. Ich bedaure, 
daß dieser Beitrag nicht im Fernsehen übertragen 
wurde. Ich bin sicher, sie hätte damit dem begonne-
nen Exodus der GRÜNEN einen wichtigen Dienst ge-

leistet. Das, was Sie gemacht haben, Frau Trenz, war 
unerträglich und unwahr. Es ist einfach nicht verant-
wortbar, jemandem klarmachen zu wollen, ein Aus-
länder würde, weil er sein Auto nicht umgemeldet 
habe, abgeschoben. Das ist Verblendung, was zu Dif-
famierung und letzten Endes zu Haß führt. Mit diesem 
Gesetz wird nicht ein Stück Demokratie zu Grabe 
getragen. Sie selbst beweisen vielmehr undemokrati-
sches Verhalten, weil Sie als Minderheit nicht in der 
Lage sind, eine Mehrheitsentscheidung hinzuneh-
men. Sie setzen Ihre Meinung absolut, was letzten 
Endes Ausdruck totalitären Denkens der GRÜNEN 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Weil es nicht so läuft, wie Sie wollen, stellen Sie die 
Demokratie in Frage, wobei gerade zur Demokratie 
gehört, daß die Mehrheitsmeinung gegen die Minder-
heitsmeinung obsiegt und nicht umgekehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen, meine Herren, eine letzte Berner-
kung. Ich möchte an alle deutschen Mitbürger appel-
lieren, auf der Grundlage des neuen Gesetzes mitzu-
wirken hin zu einem partnerschaftlichen, gutnachbar-
lichen Zusammenleben mit Ausländern. Ängste, wir 
würden überfremdet, sind nicht begründet. Ängste, 
Partnerschaft mit Ausländern sei nicht möglich, sind 
unbegründet. Wir sollten das Zusammenleben suchen 
und finden. 

Aber ich appelliere auch an die ausländischen Mit-
bürger: Dieses Gesetz schafft Ihnen eine neue Rechts-
grundlage. Lassen Sie sich nicht von Menschen, die 
Sie leider aufhetzen wollen, in eine falsche Spur brin-
gen. Nutzen Sie die Chance dieses neuen Gesetzes! 
Denn nur wenn deutsche und ausländische Mitbürger 
aufeinander zugehen, ist ein f riedliches Zusammenle-
ben zwischen deutschen und ausländischen Mitbür-
gern möglich. 

Ich appelliere an deutsche und an ausländische Mit-
bürger: Gehen Sie aufeinander zu. Leben Sie nicht 
nebeneinander, sondern miteinander. Genau dieses 
neue Gesetz gibt die Chance zu einem f riedlichen 
Zusammenwirken aller Mitbürger in diesem Land. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wartenberg. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Gerster, Ihr Appell in allen 
Ehren, aber wie wirkungsvoll soll er eigentlich sein, 
wenn Sie sich als Koalitionsfraktion in diesen Beratun-
gen nicht ein einziges Mal versucht haben, auf die 
Oppositionsparteien zuzugehen, wenn sie es selbst in 
diesem Hause nicht schafften, das Gesetz durch gute 
und wichtige Änderungsanträge der Opposition auch 
nur ein einziges Mal zugunsten der Ausländer zu än-
dern, und statt dessen erklären, diese Änderungsvor-
schläge seien alle unsinnig, nützten nichts, seien 
schlecht? 
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Ich glaube, die Debatte heute hier im Hause hat 
deutlich gemacht, daß eine Chance vertan worden ist. 
Der Grund dafür liegt in erster Linie — ich sage: in 
erster Linie — bei der Koalition. Dieses Gesetz be-
stimmt die Lebensumstände von 4,7 Millionen Men-
schen auf Dauer. Ein Gesetz, das die Lebensumstände 
von 4,7 Millionen Menschen auf Dauer bestimmt, 
hätte hier eigentlich einen Konsens verdient. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ausdruck dafür, daß Sie von Anfang einen Konsens 
überhaupt nicht versucht haben — ob er zustande ge-
kommen wäre, ist eine andere Frage — , ist, daß Sie 
schon im Dezember erklärt haben: Am 11. Mai muß 
der Gesetzentwurf im Bundesrat sein; denn danach 
könnte sich ja durch die Landtagswahlen die Mehr-
heit geändert haben. Das heißt, ein Konsens war gar 
nicht angedacht worden. Man wußte, man konnte das 
Gesetz nur im Konflikt mit der alten Mehrheit durch-
setzen. Wer so schon im letzten Jahr an ein Gesetz 
herangegangen ist, kann sich nicht wundern, wenn 
die Öffentlichkeit polarisiert ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich finde, die Tränen, die hier geweint werden, weil in 
der Tat eine sehr emotionale Debatte in Teilbereichen 
der Öffentlichkeit geführt wird — ich halte diese Emo-
tionen auch für außerordentlich problematisch; darin 
stimme ich Ihnen ja zu, Herr Hirsch — , sind Krokodils-
tränen ; denn die Anlage zu dieser Emotionalisierung 
liegt nicht nur bei den Menschen, die sich jetzt enga-
giert ausdrücken, oder bei der Opposition. Vielmehr 
hätte man ein so wichtiges Gesetzesvorhaben anders 
anpacken müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, Sie haben in dieser De-
batte mehrfach versucht darzustellen, die Opposition 
heize mit unqualifizierten Argumenten an; dies sei ein 
gutes Gesetz; dagegen könne man zwar in Einzel-
punkten etwas einwenden, aber man dürfe es nicht in 
Bausch und Bogen abqualifizieren. 

Ich will Ihnen eine Passage aus der Gesamtbewer-
tung durch die Evangelische Kirche und durch das 
Diakonische Werk vorlesen, weil sie die Grundstim-
mung und die Grundkritik am besten ausdrückt. Die 
EKD und das Diakonische Werk schreiben: 

Besonders bedauerlich ist, daß sich offenbar die 
Sichtweise des Gesetzes gegenüber der Auslän-
derpolizeiverordnung und dem jetzt geltenden 
Ausländergesetz als Polizei- und Ordnungsrecht 
nicht entscheidend gewandelt hat. Ausländer 
werden weiterhin als potentielle Störer betrach-
tet. Sie stehen auch nach langjährigem Aufent-
halt unter einem ständigen Bewährungsdruck. 

Ich finde, das sind die Schlüsselworte: erstens der 
Geist des alten Polizeiaufsichtsgesetzes und zweitens 
Bewährungsdruck. Das heißt: Wenn du die und die 
Fristen nicht eingehalten hast, wenn du das und das 
nicht nachweist, dann bekommst du nicht den gesi-
cherten Status. Das heißt, dem Ausländer wird Miß-
trauen entgegengebracht, es werden Verhaltensan

-

forderungen gestellt, die einem Deutschen, einem an-
deren Mitbürger nicht abverlangt werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Egal, wie man zu Einzelregelungen steht — dazu mag 
man ja unterschiedliche Meinungen haben; hier re-
spektiere ich auch abweichende Meinungen zwi-
schen Union, FDP, SPD und GRÜNEN —, ist der 
Grundtenor des Gesetzes, das Mißtrauen gegenüber 
dem Ausländer, der es verhindert, daß wir eine Ge-
sellschaft der Toleranz und der Liberalität, in der alle 
Menschen, die in unserem Staat leben, gleichberech-
tigt sind, schaffen. Das ist das eigentlich Traurige an 
diesem Gesetz. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das Ausländerrecht in 
der Bundesrepublik Deutschland und auch das Ge-
setz, das Sie vorlegen, hat bestimmt einige liberale 
Grundzüge, aber es hat ebenso sehr restriktive Züge. 
Wir haben noch einmal auf diese schrecklichen Anfor-
derungen hingewiesen — etwa bezüglich des Wohn-
raums — , um bestimmte Rechtsansprüche zu erhal-
ten. 

Ich will zum Schluß noch auf zwei andere Probleme 
hinweisen: Wie der Datenschutz in diesem Gesetz 
verankert ist, macht deutlich, daß das Erheben von 
Daten, das Speichern von Daten, das Auswerten von 
Daten hier anderen Grundsätzen unterliegt, als das 
bei Deutschen der Fall ist. Was für eine Gesellschaft ist 
dies, die es erlaubt, daß ausländischen Mitbürgern 
viel mehr Intimdaten abverlangt werden, die bei öf-
fentlichen Stellen gespeichert werden, um damit Be-
wertungen über diese Menschen zu ermöglichen? Al-
lein die Tatsache, daß es im Bereich der informationel-
len Selbstbestimmung zwei Kategorien gibt, muß ei-
gentlich jeden nachdenklich stimmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn informationelle Selbstbestimmung ein Grund-
recht ist, dann kann es für Ausländer und Deutsche 
keine unterschiedlichen Kriterien geben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ein weiterer Punkt. Im Asylrecht sind Verbesserun-
gen erreicht worden. Der Herr Innenminister oder je-
mand aus den Reihen der Koalition hat Herrn Koisser, 
den Vertreter des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen in der Bundesrepublik zitiert und 
gesagt, er habe dem Ausländergesetz insgesamt zu-
gestimmt. Herr Koisser hat nur im Asylrecht Beden-
ken angemeldet. In diesem Punkt wurde eine Verbes-
serung erreicht, eine Verbesserung der Zusammen-
führung der Genfer Konvention mit dem Ausländer-
recht bzw. dem Asylrecht. Das ist der einzige Punkt, 
den er in der Anhörung moniert hatte. Allerdings geht 
die Regelung, die jetzt festgeschrieben wurde, nach 
unseren Vorstellungen nicht weit genug. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Regie-
rungskoalition hat sowohl durch den Stil der Geset-
zesberatung als auch durch die Art der öffentlichen 
Debatte eine Chance vertan: die große Chance, nach-
dem in den 50er Jahren die ersten Ausländer in grö-
ßerer Zahl in die Bundesrepublik eingewandert sind, 
für alle Ausländer endlich einen liberalen und toleran- 
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ten Lebensraum abzusichern. Diese Chance wurde 
vertan. Wir als Sozialdemokraten werden deswegen 
unseren Gesetzentwurf als Änderungsantrag gegen 
Ihren Entwurf stellen und Ihr Gesetz in der dritten 
Lesung ablehnen. Es ist schade, daß in dieser Repu-
blik kein vernünftiges Ausländerrecht zustande ge-
kommen ist. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. Zunächst hat der Vorsit-
zende des Ausschusses in seiner Berichterstatterei-
genschaft das Wort zur Korrektur von Druckfehlern. 
Bitte schön, Herr Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte Sie kurz darauf hinweisen, daß bei 
der Drucklegung der Gesetzessynopse in  Art. 1 
— § 62 —, Art. 13 und Art. 14 drei kleine Fehler un-
terlaufen sind. Zu § 62 muß es in der Spalte „Be-
schlüsse des 4. Ausschusses" heißen: „unverändert". 
Bei Art. 13 muß es heißen: „entfällt", und bei Art. 14 
muß es ebenfalls heißen: „entfällt". 

Vizepräsident Westphal: Ich höre, meine Damen 
und Herren, daß es den Wunsch der Abgeordneten 
Frau Dr. Hamm-Brücher nach einer Kurzintervention 
gibt. Das gehört noch zur Aussprache. Es tut mir leid, 
Frau Dr. Hamm-Brücher hat diese Kurzintervention 
angemeldet, aber dies ist mir nicht übermittelt wor-
den. Herr Stücklen bestätigt das. 
Bitte schön, Frau Dr. Hamm-Brücher. Sie haben 

zwei Minuten. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Vielen Dank, Herr 
Präsident. Der vorherige amtierende Präsident hatte 
mir das in der Tat zugesagt, weil es für Abgeordnete, 
die nicht Fachleute bei den zu beratenden Gesetzen 
sind, erfahrungsgemäß sehr schwierig ist, in einer De-
batte — obgleich wir volle Mitverantwortung tra-
gen — auch noch etwas zu sagen, was einem wichtig 
ist. Die Entscheidung über dieses Gesetz ist für jeden 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages eine sehr 
wichtige Entscheidung. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Es kann aber 
leider nicht jeder reden!) 

— Da haben sie völlig recht. Es soll ja auch nicht jeder 
reden. Aber wir haben im Zuge der Parlamentsreform 
ja ermöglicht, daß Kurzinterventionen erfolgen. 
Ich habe zwei Bemerkungen, die mir zu diesem 

Gesetz wichtig sind, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Zum einen ist mir eine Gänsehaut über den Rücken 
gelaufen, als die Frau Kollegin Trenz sagte, dieses 
Gesetz sei institutionalisierter Rassismus. Nachdem 
die Älteren unter uns zwölf Jahre unter institutionali-
siertem Rassismus leben mußten, meine Damen und 
Herren, bitte ich Sie, insbesondere die jüngeren Kol-
legen, angesichts dieser schrecklichen Erfahrungen 
Respekt zu haben und solche Begriffe nicht im tages-
politischen Geschäft einzuführen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Es ist wirklich unerträglich — bei aller berechtigten 
Kritik und auch bei aller berechtigten Leidenschaft im 
Streit um dieses Gesetz —, hier wieder Vokabeln ein-
zuführen, die diese schrecklichen Erinnerungen 
wachrufen und eigentlich alle die kränken, die unter 
diesem institutionalisierten Rassismus Schreckliches 
erlitten haben. 

Das zweite, was ich in dieser Kurzintervention sa-
gen wollte, geht an Sie, Herr Minister Schäuble. Sie 
haben die verschiedenen Stellungnahmen der Kir-
chen und der engagierten Bürgerinnen und Bürger 
zensiert, die Einwände gegen dieses Gesetz haben. 
Ich bin sehr stolz darauf, daß in unserer Demokratie 
bei einem Gesetz, in dem es um die Rechte und den 
Schutz von Minderheiten geht, ein solch großes Enga-
gement vorhanden ist. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
und der GRÜNEN) 

Ich finde, das ist ein gutes Zeichen für die Lebendig-
keit unserer Demokratie. Dann müssen wir halt ein 
bißchen mehr Geduld miteinander haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Die Meinungen sind halt unterschiedlich. Jeder, 
der in der Ausländerarbeit steht, macht leider auch 
sehr, sehr negative Erfahrungen und möchte die Ver-
hältnisse verbessern. 

Es kommt jetzt darauf an, was mit diesem Gesetz 
gemacht wird. Dann werden wir es überprüfen. Auch 
mir schmeckt vieles nicht, Kolleginnen und Kollegen. 
Aber ohne Gesetz, ohne Novelle geht es nicht weiter. 
Deshalb bin ich froh, wenn wir zunächst einmal ein 
besseres Gesetz machen, als wir es bisher haben. Gut 
ist es nicht. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
es liegt mir noch eine Wortmeldung der Abgeordne-
ten Frau Hillerich zu einer Erklärung zur Abstimmung 
nach § 31 der Geschäftsordnung vor. Sie wissen: Die 
Debatte ist beendet. Ich muß das jetzt extra noch ein-
mal sagen, weil wir sie noch einmal eröffnet hatten. 
Bitte schön! 

Frau Hillerich (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich komme aus Duisburg. Ich habe 
dort vor meiner Zeit als Abgeordnete als Lehrerin ge-
arbeitet. Über ein Viertel der Schülerinnen und Schü-
ler in Duisburg kommen aus ausländischen Familien. 
Auch ich habe immer ausländische Schülerinnen und 
Schüler im Unterricht gehabt. Das möchte ich auch, 
wenn ich nicht mehr Abgeordnete bin. Ich möchte 
ausländische Kinder und Jugendliche so gut wie mög-
lich fördern können. Deshalb muß ich das zur Abstim-
mung stehende Gesetz zur Neuregelung des Auslän-
derrechts ablehnen. Es entzieht nämlich Lehrerinnen 
und Lehrern die Grundlage für ein Vertrauensver-
hältnis mit ihren ausländischen Schülerinnen und 
Schülern. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist doch 
wirklich dummes Zeug!) 
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Es entzieht die Grundlage für die häufig praktizierte 
soziale Fürsorge ihnen gegenüber, die für viele Leh-
rerinnen und Lehrer selbstverständlich ist. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist bösar-
tig, was Sie machen!) 

Hierzu drei Beispiele aus dem Schulalltag. 
(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Können Sie bitte zuhören. 
(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Klassenreisen sind ungemein wichtig für den Zusam-
menhalt von Lerngruppen, für das gemeinsame Erle-
ben und für das Kennenlernen außerhalb der Schule. 
Ausländische Schülerinnen und Schüler müssen dafür 
häufig Sozialhilfe in Anspruch nehmen. Das gilt auch 
für deutsche Kinder und Jugendliche aus Familien, 
wo Väter und Mütter arbeitslos geworden sind. 
Aber für ausländische Familien ist die Inanspruch-

nahme von Sozialhilfe nach diesem Gesetz ein Aus-
weisungsgrund. Nur dann, wenn Lehrerinnen und 
Lehrer gegen die in diesem Gesetz vorgeschriebene 
Meldepflicht verstoßen, werden sie sich weiterhin für 
diese Hilfe für ausländische Schülerinnen und Schüler 
einsetzen können. 
Nächstes Beispiel. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Viele Kinder und Jugendliche machen Krisen durch, 
die die Lehrerinnen und Lehrer miterleben: Schwie-
rigkeiten bei Hausaufgaben, Schulschwänzen, Aus-
reißen usw. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete Hille-
rich — — 

Frau Hillerich (GRÜNE): Deutsche Kinder und Ju-
gendliche können dann Erziehungshilfe bekom-
men. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete Hille-
rich, bitte achten Sie auf den Präsidenten. Wir haben 
eine Geschäftsordnung. Ich habe Ihnen erklärt, daß 
die Debatte beendet ist. Das heißt, eine Erklärung zur 
Abstimmung kann nur die besondere Darlegung ei-
nes eigenen Standpunkts beinhalten, die nicht eine 
Verlängerung der Debatte darstellt. 

Frau Hillerich (GRÜNE): Das ist nicht richtig, Herr 
Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie sich danach richteten. Sonst muß ich Ihnen 
leider das Wort entziehen. 

Frau Hillerich (GRÜNE): Herr Präsident, nach den 
Kommentaren zu diesem Paragraphen der Geschäfts-
ordnung darf ich mein persönliches Abstimmungsver-
halten auch persönlich begründen, und zwar fünf Mi-
nuten lang. Das steht in den Kommentaren zu diesem 
Paragraphen. 

(Zustimmung des Abg. Stratmann-Mertens 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, Sie 
konnten das in der Debatte tun. Wir haben eine De-
batte über Stunden gehabt. In der Debatte kann man  

sich zu Wort melden. Wir haben sogar die Möglichkeit 
der Kurzintervention, die leider nur einmal genutzt 
worden ist, bevor die Debatte geschlossen worden ist. 
Ansonsten müssen Sie bitte dabei bleiben, einen 
Standpunkt im Zusammenhang mit Ihrem Abstim-
mungsverhalten darzulegen. Ihre Erklärung darf nicht 
zu einer Verländerung der Debatte führen. Ich bitte, 
sich danach zu richten. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Es geht um be

-

gründete Standpunkte!) 

— Begründete Standpunkte haben alle hier vorgetra-
gen, und sie haben sie vorher erarbeitet. Wir kommen 
sonst nicht weiter. Ich weiß, daß dies eine schwierige 
Auslegungsfrage ist. Präsidenten stehen immer vor 
dieser Schwierigkeit. Sie können ja erst, nachdem 
geredet worden ist, eingreifen. Dafür bitte ich um Ver-
ständnis. Es kann hier nicht zu einer Fortsetzung der 
Debatte mit einem neuen Beitrag kommen, in dem 
praktisch dieselben Standpunkte erneut vorgetragen 
werden. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Das war ein völlig 
neues Argument, und zwar ein persönli

-

ches!) 

Jetzt kommen wir zu dem etwas schwierigeren Vor-
gang, der etwas mit unseren Abstimmungen zu tun 
hat. 

(Anhaltende Unruhe) 

— Ich wäre dankbar, wenn Sie aufmerksam diesen 
Ausführungen folgen würden, die die Abstimmung 
betreffen, denn sie ist ja ein bißchen kompliziert. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und Ab-
stimmung in zweiter Beratung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts in der Aus-
schußfassung. 

Hierzu liegt eine Reihe von Änderungsanträgen der 
Fraktion DIE GRÜNEN und der Fraktion der SPD vor. 
Diese Änderungsanträge werde ich vor Aufruf der 
Einzelvorschriften zur Abstimmung aufrufen, und 
zwar zuerst diejenigen Änderungsanträge, über die 
namentlich abgestimmt werden soll. Anschließend 
finden einfache Abstimmungen und später Abstim-
mungen über weitere Änderungsanträge statt. Wir 
kommen später auch zu weiteren namentlichen Ab-
stimmungen. 

Wir kommen also zuerst zur namentlichen Abstim-
mung über den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/6995 (neu). Ich eröffne 
die Abstimmung. — 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat und dies zu tun 
wünscht? — Ich kann die erste Abstimmung schlie-
ßen. 

Ich bitte die Schriftführer, die Urnen für die zweite 
Abstimmung zu wechseln. 

Ich gehe davon aus, daß wir die Beratungen fortset-
zen können. Das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung gebe ich dann später bekannt. *) 

*) Seite 16298 C 
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Wir kommen zu einer weiteren namentlichen Ab-
stimmung. Sind die Urnen besetzt? — Wir stimmen 
über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 11/7024 ab. Der Änderungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/7012 (neu) wurde zurückgezogen. Ich eröffne die 
Abstimmung. — 

Ist noch ein Abgeordneter anwesend, der seine 
Stimme in der zweiten namentlichen Abstimmung ab-
geben möchte? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich diese Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, die Urnen erneut zu 
wechseln. Das Ergebnis dieser namentlichen Abstim-
mung gebe ich ebenfalls später bekannt. ' ) 

Wir kommen jetzt zur dritten namentlichen Abstim-
mung, und zwar über den Änderungsantrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/7013. Ich er-
öffne die Abstimmung. — 

Meine Damen und Herren, ich frage bei der dritten 
namentlichen Abstimmung, ob noch ein Abgeordne-
ter im Saal ist, der an der Abstimmung teilnehmen will 
und dies bis jetzt noch nicht getan hat. — Das scheint 
nicht der Fall zu sein. Dann schließe ich auch diese 
Abstimmung und bitte die Schriftführer, mit der Aus-
zählung zu beginnen. Auch das Ergebnis dieser na-
mentlichen Abstimmung gebe ich später bekannt. ' ) 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Ände-
rungsanträge, über die nicht namentlich abgestimmt 
werden muß. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/6978 zu stimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Änderungsantrag ist mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen bei Enthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt worden. 

Wir stimmen jetzt über die Änderungsanträge der 
Fraktion DIE GRÜNEN ab. 

Wer für den Änderungsantrag auf der Drucksache 
11/6997 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieser Änderungsantrag mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/6998 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieser Änderungsantrag mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen abgelehnt wor-
den. 

Wer für den Änderungsantrag auf der Drucksache 
11/6999 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dieser Änderungsantrag ist mit der gleichen 
Mehrheit abgelehnt worden. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/7002 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 

*) Seite 16298C 

Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Auch hier ist die gleiche Mehrheit für Ableh-
nung. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/7003 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Auch hier stelle ich die gleiche Mehrheit für 
Ablehnung fest. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/7004 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  gleiche Mehrheit für Ablehnung. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/7005 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Auch dieser Änderungsantrag ist mit der Mehrheit der 
Koalitionsfraktionen abgelehnt. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/7006 zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist auch dieser Antrag mit der Mehrheit 
der Koalitionsfraktionen abgelehnt. 

Jetzt kommt der Änderungsantrag auf Drucksache 
11/7007. Wer stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? 
—Enthaltungen? — Die gleiche Mehrheit für Ableh-
nung. 

Wir stimmen über den Änderungsantrag auf Druck-
sache 11/7008 ab. Ich bitte um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gleiche Mehrheit 
für Ablehnung. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-
che 11/7009? Ich bitte um das Handzeichen. — Dage-
gen? — Enthaltungen? — Gleiche Mehrheit für die 
Ablehnung. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-
che 11/7010? Das Handzeichen bitte! — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Auch hier war es die gleiche 
Mehrheit, die abgelehnt hat. 

Nun kommt noch der Änderungsantrag auf Druck-
sache 11/7011. Wer stimmt dafür? — Wer stimmt da-
gegen? — Enthaltungen? — Dieser Änderungsantrag 
ist mit großer Mehrheit abgelehnt worden. 

Wir kommen jetzt zu den einzelnen Vorschriften des 
Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur Neurege-
lung des Ausländerrechts. Vorher brauchen wir aber 
das Ergebnis der drei nament lichen Abstimmungen. 

Es gibt den Wunsch nach einer persönlichen Erklä-
rung. Frau Trenz, wollen Sie diese Erklärung jetzt 
abgeben? — Dann bitte ich um die Aufmerksamkeit 
für die Abgabe einer persönlichen Erklärung von Frau 
Trenz. 

Frau Trenz (GRÜNE): Frau Dr. Hamm-Brücher hat 
mich vorhin angesprochen und kritisiert, weil ich das 
Wort Rassismus erwähnt habe. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Aus gutem 
Grund, ja!) 

—Herr Gerster, lassen Sie es mich einmal erklären. 
Rassismus ist ein Wort, das hier im Deutschen Bundes- 
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tag immer für Aufregung sorgt. Rassismus muß nicht 
immer mörderisch sein. Rassismus ist ein Wort, das 
z. B. in Frankreich ganz normal benutzt wird. In der 
Bundesrepublik Deutschland, besonders hier im 
Deutschen Bundestag, darf ich es nicht erwähnen; 
zumindest werde ich sonst immer sehr stark dafür kri-
tisiert. Rassismus bedeutet nach der Definition einzig 
und allein, daß Menschen auf Grund ihrer Andersar-
tigkeit, ihrer anderen Nationalität etc. bewertet, abge-
wertet und sanktioniert werden. Genau das passiert 
mit diesem Ausländergesetz. Deswegen habe ich das 
gesagt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Das ist unglaublich!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
es gibt für den Präsidenten nicht die Möglichkeit, in 
die Debatte einzugreifen. Als einer, der zur etwas älte-
ren Generation gehört, möchte ich aber dies sagen: 
Rassismus hat den Beg riff einer Ideologie in sich, 
schon vom Wortlaut her. Wir haben etwas erlebt, was 
ihn geprägt hat und was uns betroffen hat. Von daher 
sind wir nicht Menschen, die dieses Wort so benutzen 
können, wie es möglicherweise unsere französischen 
Nachbarn tun können. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Darf ich fragen, ob unsere Schriftführer mit der Aus-
zählung schon so weit sind? — Dann müssen wir einen 
Moment unterbrechen. — 

Meine Damen und Herren, ich nutze die Zeit für 
eine Information über das Abstimmungsverfahren, 
das uns dann anschließend bevorsteht. Da Sie so an-
genehm ruhig sind, ist das vielleicht jetzt möglich. 

Wir werden, nachdem ich die Ergebnisse der drei 
namentlichen Abstimmungen habe, über die Einzel-
vorschriften des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
zur Neuregelung des Ausländerrechts abstimmen. 

Zu diesen Einzelvorschriften, deren Annahme der 
Ausschuß mehrheitlich empfiehlt, verlangt die Frak-
tion DIE GRÜNEN namentliche Abstimmungen. Die 
Fraktionen haben sich angesichts der Vielzahl der 
namentlichen Abstimmungen auf ein Abstimmungs-
verfahren verständigt, das schon in der Vergangen-
heit wiederholt angewandt worden ist. Es stellt sicher, 
daß jeder Abgeordnete zu jedem Änderungsantrag 
sein Votum abgeben kann. Dabei werden nicht die 
üblichen Stimmkarten, sondern ein Stimmzettel ver-
wendet, der Ihnen bereits ausgehändigt worden ist. 
Wenn einem der Stimmzettel noch fehlt, dann kann er 
ihn beim Sitzungsdienst in Empfang nehmen. 

Auf diesem Stimmzettel sind die einzelnen Artikel 
des Gesetzes durchnumeriert. Bei jedem Artikel ist 
außerdem ein Stichwort zum Inhalt hinzugefügt. 

Wenn Sie dann an Ihre Abstimmung herangehen, 
bitte ich Sie, Ihren Namen, gegebenenfalls auch den 
Ortszusatz zum Namen, und Ihre Fraktion auf dem 
Stimmzettel deutlich in Druckbuchstaben einzutra-
gen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß der Stimmzettel 
gleichzeitig als Nachweis Ihrer Teilnahme an diesen 
namentlichen Abstimmungen gilt. 

Die Abstimmung geschieht dann folgendermaßen: 
Auf der durchnumerierten Liste können Sie für jeden 
Artikel bei der entsprechenden Nummer ein Kreuz 
entweder bei ja, nein oder Enthaltung anbringen. So-
weit Sie allen Artikeln des Gesetzentwurfs in der Aus-
schußfassung zustimmen bzw. alle ablehnen oder sich 
insgesamt Ihrer Stimme enthalten wollen, können Sie 
dies durch ein einziges Kreuz in der Kopfspalte zum 
Ausdruck bringen. 

Falls Stimmzettel ohne jede Kennzeichnung abge-
geben werden, gelten diese Stimmen als ungültig. 

Die gekennzeichneten Abstimmungszettel legen 
Sie dann bitte in eine der hier vorne aufgestellten und 
im Eingangsbereich vorhandenen Urnen. 

Ich erinnere Sie dann nachher noch einmal daran, 
daß Sie Ihren Namen mit dem Ortszusatz und die 
Fraktionen in Druckbuchstaben nicht vergessen soll-
ten. 

Ich muß die Sitzung aber immer noch unterbrechen, 
weil wir das Ergebnis noch nicht haben; es scheint 
schwierig zu sein. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen jetzt die 
von den Schriftführern ermittelten Ergebnisse der 
drei namentlichen Abstimmungen mitteilen. 

Zunächst geht es um den Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6995 (neu). 
Es sind 413 Stimmen abgegeben worden; es war 
keine ungültig. Mit Ja haben 174 Abgeordnete ge-
stimmt, mit Nein 236, es hat 3 Enthaltungen gegeben. 
Dieser Antrag ist abgelehnt. *) 

Bei der zweiten namentlichen Abstimmung, die den 
Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/7024 bet rifft, haben 412 Abgeordnete 
ihre Stimme abgegeben. Keine Stimme war ungültig. 
Mit Ja haben 174 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 
223, es hat 5 Enthaltungen gegeben. Auch dieser An-
trag ist abgelehnt. *) 

Jetzt kommen die Ergebnisse der dritten namentli-
chen Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/7013. Da 
waren 417 Stimmen abgegeben worden; es war keine 
ungültig. Mit Ja haben 34 Abgeordnete gestimmt, mit 
Nein 238, und es hat 145 Enthaltungen gegeben. 
Auch dieser Antrag ist abgelehnt. *) 

Nachdem dieses Ergebnis feststeht und dadurch der 
Vorschlag des Ausschusses unverändert geblieben ist, 
kommen wir jetzt zu den Einzelvorschriften des Ge-
setzentwurfes der Bundesregierung zur Neuregelung 
des Ausländerrechts. Zu diesen Einzelvorschriften, 
deren Annahme der Ausschuß mehrheitlich emp-
fiehlt, wird die namentliche Abstimmung auf dem Ih-
nen soeben erläuterten Zettel mit dem entsprechen-
den Verfahren beantragt. 

Ich möchte Sie noch einmal darauf aufmerksam ma-
chen, daß es jetzt um die Ausschußfassung geht. Wer 
also dem Gesetz in der Ausschußfassung in zweiter 
Lesung zustimmen will, der muß entweder einzeln 
oder insgesamt „ja" schreiben. Wer ablehnen will, 
muß „nein" schreiben. 

*) Die endgültigen Ergebnisse mit den Namenslisten folgen in 
einem Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht. 
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Die Abstimmung ist eröffnet. 

Ich muß auch noch mitteilen, daß es gleich danach 
weitere Abstimmungen gibt. Auch weitere namentli-
che Abstimmungen werden noch folgen. 

Meine Damen und Herren, ist noch ein Mitglied des 
Hauses anwesend, das seine Stimme nicht abgegeben 
hat und das noch tun will? — Dann schließe ich die 
Abstimmung. • ) 

Ich bitte, mit der Auszählung zu beginnen. Ich gehe 
davon aus, daß wir bis zum Vorliegen des Ergebnisses 
der namentlichen Abstimmung die Beratung fortset-
zen können. Ich bitte Platz zu nehmen. Es geht mit den 
Abstimmungen weiter. 

Wir kommen zu weiteren Einzelvorschriften in 
zweiter Beratung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Gesetzentwurf zur Neuregelung des 
Ausländerrechts. 

Ich rufe Art. 16 und 17, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer dafür stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann sind diese Vorschrif-
ten mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen ange-
nommen worden. 

Die namentliche Schlußabstimmung über den Ge-
setzentwurf zur Neuregelung des Ausländerrechts 
wird erst nach Vorliegen der Ergebnisse der nament-
lichen Abstimmung erfolgen. 

Wir kommen zwischenzeitlich zur Abstimmung 
über weitere Vorlagen zum Ausländerrecht, und zwar 
zuerst zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Änderung des Ausländerrechts auf Drucksache 11/-
4732. Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksache 
11/6955 unter Nr. 2, diesen Gesetzentwurf für erledigt 
zu erklären. Wer für diese Beschlußempfehlung 
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist diese 
Beschlußempfehlung mit der Mehrheit der Koalitions-
fraktionen und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen 
der GRÜNEN angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf des Bundesrates zur Änderung des Asyl-
verfahrensrechts. Der Ausschuß empfiehlt auf Druck-
sache 11/6955 unter Nr. 3, den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 11/4958 für erledigt zu erklären. Wer für 
diese Beschlußempfehlung stimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist diese Beschlußempfehlung mit 
der Mehrheit der Koalitionsfraktionen und der SPD-
Fraktion angenommen. 

Jetzt kommt die Abstimmung über den von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines Bun-
desausländergesetzes. Der Ausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 11/6955 unter Nr. 4, den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 11/5637 abzulehnen. Auch in diesem 
Fall ist nach ständiger Praxis über die Ursprungsvor-
lage abzustimmen. Das heißt, ich rufe die Ursprungs-
vorlage auf und frage danach, wer zustimmen oder 
ablehnen will. 

Ich rufe die §§ 1 bis 48, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften entgegen der 
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Ausschußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN ist der Gesetzentwurf in zweiter Bera-
tung von der Mehrheit der Koalitionsfraktionen abge-
lehnt worden. Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 un-
serer Geschäftsordnung die weitere Beratung. 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/2598. Das ist 
das Bundesausländergesetz. Der Ausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 11/6955 unter Nr. 5, den Antrag der 
Fraktion der SPD für erledigt zu erklären. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN ist diese Beschlußempfehlung ange-
nommen worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von 
der Fraktion der SPD eingebrachten Gesetzentwurf 
über die Wiederkehrerlaubnis für in der Bundesrepu-
blik Deutschland aufgewachsene Ausländer. Der 
Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 11/6955 unter 
Nr. 6, den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 11/1931 für erledigt zu erklären. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist diese Be-
schlußempfehlung bei Stimmenthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN angenommen. 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/3055. Da 
geht es um Flüchtlings- und Asylkonzeptionen. Der 
Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 11/6955 unter 
Nr. 7, diesen Antrag abzulehnen. Wer für diese Be-
schlußempfehlung stimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Dann  ist diese Beschlußempfehlung mit der Mehrheit 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der SPD 
bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN angenom-
men worden. 

Nun kommen wir zur Abstimmung über den von der 
Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten Gesetzentwurf 
für ein eigenständiges Aufenthaltsrecht für Auslän-
derinnen und Ausländer. Der Ausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 11/6955 unter Nr. 8 die Ablehnung des 
Gesetzentwurfs der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/4463. Auch in diesem Fall ist nach 
ständiger Praxis über die Ursprungsvorlage abzustim-
men. Ich rufe also die Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften 
entgegen der Ausschußempfehlung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist der 
Gesetzentwurf in zweiter Beratung mit der Mehrheit 
der Koalitionsfraktionen bei Enthaltung der SPD

-

Fraktion gegen die Stimmen der GRÜNEN abgelehnt. 
Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Geschäfts-
ordnung die weitere Beratung. 

Jetzt kommen wir zu dem von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Gesetzentwurf zur rechtli-
chen Gleichstellung der ausländischen Wohnbevöl-
kerung durch Einbürgerung und Geburt. Der Aus-
schuß empfiehlt auf Drucksache 11/6955 unter Nr. 9, 
den Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/4464 für erledigt zu erklären. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
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dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist diese Be-
schlußempfehlung mit großer Mehrheit angenommen 
worden. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von 

der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Niederlassung von Auslän-
derinnen und Ausländern. Auch hier empfiehlt der 
Ausschuß auf Drucksache 11/6955 unter Nr. 10, den 
Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 11/4466 für erledigt zu erklären. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Dann ist diese Beschlußempfeh-
lung mit großer Mehrheit angenommen worden. 
Wir kommen zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜ-

NEN auf Drucksache 11/3249 „Für eine Politik der 
offenen Grenzen — Für ein Recht auf Zuflucht — 
Flüchtlings- und Asylkonzeption". Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 11/6955 unter Nr. 11, den 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN für erledigt zu er-
klären. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist 
diese Beschlußempfehlung gegen die Stimmen der 
GRÜNEN angenommen worden. 
Jetzt müssen wir leider wieder warten, bis das Er-

gebnis der namentlichen Abstimmung über die Ein-
zelvorschriften vorliegt. 
Ich unterbreche die Beratung. 

(Unterbrechung von 19.07 bis 19.15) 

Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die Beratungen 
wieder. 
Die vier Schriftführer aller Fraktionen haben unter-

schrieben, daß das, was ich Ihnen jetzt sage, zutref-
fend ist. Die Einzelvorschriften in der Ausschußfas-
sung, über die in zweiter Beratung des Gesetzent-
wurfs zur Neuregelung des Ausländerrechts auf der 
Drucksache 11/6955 in namentlicher Abstimmung 
entschieden worden ist, sind angenommen. 
Ich kann hinzufügen, daß die endgültigen Einzeler-

gebnisse, geringfügig diffe rieren können, weil der 
eine oder andere dort mit Ja, an anderer Stelle mit 
Nein gestimmt hat, in einem Nachtrag des Protokolls 
nachzulesen ist. Dieser liegt Anfang der kommenden 
Woche vor. 
Ich stelle fest, daß Art. 1 bis 15 angenommen wor-

den sind, und zwar mit den vom Ausschußvorsitzen-
den vorgetragenen Berichtigungen. Damit ist die 
zweite Beratung über den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur Neuregelung des Ausländerrechts ab-
geschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein. 
Dazu gibt es eine Wortmeldung des Abgeordneten 

Kreuzeder, der vor der Abstimmung gemäß § 31 der 
Geschäftsordnung eine Erklärung abgeben will. 

Kreuzeder (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe gegen diesen Gesetzentwurf 
gestimmt, weil er die jetzt schon unerträgliche Situa-
tion vieler meiner Freunde erheblich verschärfen  

wird. Ich denke dabei an viele meiner Freunde in den 
bayerischen Sammellagern, die dort unter unmensch-
lichen Bedingungen untergebracht sind. Ich denke an 
viele meiner ausländischen Freunde, die schon jetzt 
unter den Schikanen der bayerischen Ausländerbe-
hörden zu leiden haben. 
Ich mache vor der Schlußabstimmung über diesen 

Gesetzentwurf dafür insbesondere den bayerischen 
Innenminister Stoiber verantwortlich, der auf dieses 
Machwerk starken Einfluß genommen hat, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie haben 
keine Ahnung! — Weiterer Zuruf von der 

CDU/CSU: Unerhört!) 
einen Menschen, der vor der „durchmischten und 
durchrassten Gesellschaft" gewarnt hat, einen Men-
schen, der sich in der Regierungskoalition in zahlrei-
chen Punkten durchsetzen konnte, einen Menschen, 
der nicht davor zurückgeschreckt ist, Worte zu finden, 
die in der dunkelsten Zeit der deutschen Geschichte 
wiederzufinden sind. 
Ich schäme mich dafür, daß ein solches Gesetz, wel-

ches von diesem Geist geprägt ist, überhaupt vorge-
legt werden kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Noch nicht einmal ablesen 

kann er!)  

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir kommen zur Schlußabstimmung. Die Fraktion der 
SPD und die Fraktion der GRÜNEN haben für die 
Schlußabstimmung namentliche Abstimmung ver-
langt. Ich eröffne die Abstimmung. — 
Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 

seine Stimme nicht abgegeben hat? — Meine Damen 
und Herren, ich schließe die Abstimmung. Das Ergeb-
nis werde ich später bekanntgeben.*) Jetzt kommen 
wir zur namentlichen Abstimmung über die Entschlie-
ßungsanträge der Fraktion der GRÜNEN, und zwar 
zuerst über den Entschließungsantrag auf Drucksache 
11/7000. Die Abgeordnete Frau Sonntag-Wolgast hat 
gebeten, dazu für ihre Fraktion eine Erklärung zur 
Abstimmung abzugeben. 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Ich will ganz kurz 
das Stimmverhalten der SPD erklären. 
Es ist ein Antrag der GRÜNEN, mit dem verlangt 

wird, den Gesetzentwurf der Bundesregierung zu-
rückzuziehen. Da wir uns gegen das Gesetz ausge-
sprochen haben, sind wir inhaltlich natürlich einver-
standen. Wir machen uns aber nicht die Begründung 
in ihrem vollem Wortlaut zu eigen. Wir stimmen des-
wegen hier mit Enthaltung. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich eröffne die Abstimmung. — 
Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 

seine Stimme nicht abgegeben hat? — Dann schließe 
ich die Abstimmung. Das Ergebnis gebe ich auch hier 
später bekannt. ) 
Es folgt die namentliche Abstimmung über den Ent-

schließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/7015. Ich eröffne die Abstimmung. — 

*) Seite 16305 
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Ich frage, ob noch ein Mitglied des Hauses anwe-
send ist, das seine Stimme nicht abgegeben hat.  — 
Dann  schließe ich auch diese Abstimmung und bitte 
die Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen.*) 

Wir kommen jetzt zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 11/6977. Es ist bean-
tragt worden, diesen Entschließungsantrag zur feder-
führenden Beratung an den Innenausschuß und zur 
Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß, den 
Rechtsausschuß, den Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung, den Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit, den Ausschuß für Bildung und Wis-
senschaft, den Ausschuß für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und den Haushaltsausschuß zu überwei-
sen. Ich hoffe, Sie sind einverstanden. — Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ent-

schließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/7001. Wer für diesen Entschließungs-
antrag stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist 
dieser Entschließungsantrag mit großer Mehrheit ab-
gelehnt. 
Jetzt stimmen wir über den Entschließungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf Drucksa-
che 11/7017 ab. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieser Entschließungsantrag mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen angenommen. 

Ich bedanke mich für die Mitwirkung bei diesem 
etwas schwierigen Prozeß des Abstimmungsverfah-
rens. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Horn, Erler, Fuchs (Verl), Gerster (Worms), 
Heistermann, Dr. Klejdzinski, Kolbow, Kosch-
nick, Leonhart, Steiner, Zumkley, Dr. von Bü-
low, Gansel, Dr. Götte, Kühbacher, Leidinger, 
Nagel, Opel, Dr. Scheer, Traupe, Voigt (Frank-
furt), Wiefelspütz, Walther, Bernrath, 
Dr. Böhme (Unna), Ibrügger, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 

Sicherheitspolitische Lage und Entwicklung 
der Bundeswehr 
— Drucksache 11/4102 — 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 11/6976 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung zwei Stunden vorgesehen. — Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Zumkley. 

Zumkley (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zunächst geht mein Blick auf die Regierungs-
bank, weil ich den Verteidigungsminister nicht erken-
nen kann. Aber vorhin war er hier. Er wäscht sich 
offensichtlich die Hände. Ich darf ihm im voraus dafür 

*) Ergebnis Seite 16305 

danken, daß er auf Grund gemeinsamer Anstrengun-
gen an dieser Debatte heute teilnimmt. Die Abwesen-
heit des Ministers wäre für uns nicht akzeptabel ge-
wesen, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

geht es doch heute um die Erörterung grundlegender 
Fragen zu einer künftigen, den aktuellen Entwicklun-
gen entsprechenden Sicherheitspolitik und — sich 
daraus ableitend — um die Rolle der Bundeswehr. 

Anlaß dieser Debatte ist unsere Große Anfrage vom 
1. März 1989, die nach fast 14 Monaten immer noch 
nicht beantwortet worden ist. Das, Herr Minister 
— Sie sind gerade zu uns gekommen — , ist ein 
schlechter politischer Stil und dem Parlament gegen-
über wahrlich ein starkes Stück. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: So ist es!) 

Die Bundesregierung hat dem Parlament die zur 
Erfüllung seiner Kontroll- und Mitwirkungsfunktion 
erforderlichen Informationen in einer angemessenen 
Frist zu geben. Auch unter Berücksichtigung unserer 
umfangreichen und detaillierten Fragestellungen ist 
diese Frist selbst für ganz Geduldige längst über-
schritten. Wir fordern Sie, Herr Minister Stoltenberg, 
nachdrücklich auf, nunmehr die Große Anfrage der 
Fraktion der SPD bis zum Ende der parlamentari-
schen Sommerpause endlich zu beantworten und das 
Trauerspiel um die Behandlung — oder besser: Nicht-
behandlung — unserer Fragen zu beenden. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wie sollen Abgeordnete fundierte Beratungen 
— wie in diesem Fall — zum Verteidigungshaushalt 
führen, wenn unverzichtbare Sachinformationen des 
Verteidigungsministers fehlen oder zu spät zur Verfü-
gung gestellt werden? 

(Beifall bei der SPD) 

Insbesondere der Opposition gegenüber ist ein derar-
tiges Verfahren des In-die-Länge-Ziehens und 
Schweigens nicht nur schlechter parlamentarischer 
Stil, sondern zeugt davon, wie wenig es dem verant-
wortlichen Minister darum geht, sich in Fragen, die 
die Bundeswehr betreffen, um einen möglichst brei-
ten Konsens über die eigene Koalition hinweg zu be-
mühen. Dies ist aber die Aufgabe eines Verteidi-
gungsministers, auch im Interesse der Soldaten der 
Bundeswehr. 

Eine gute Zusammenarbeit — es tut mir leid, Herr 
Minister — setzt eine gute Informationspolitik vor-
aus. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Sie erwecken den Eindruck, als würden Sie vor den 
Antworten angesichts der sich abzeichnenden vielfäl-
tigen Veränderungen mit entsprechenden Auswir-
kungen auf die Bundeswehr kneifen. 

Die von uns Anfang 1989 gestellten Fragen sind 
größtenteils nach wie vor aktuell; einige Fragen müs-
sen natürlich — wen wundert es nach so langer 
Zeit? — fortgeschrieben werden und auf die jetzige 
Situation bezogen beantwortet werden. Wir müssen 
leider über unsere Große Anfrage ohne Antworten der 
Bundesregierung debattieren. Herr Minister, wir er- 
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Zumkley 
warten von Ihnen, daß Sie heute die Gelegenheit nut-
zen, unsere Fragen aufzugreifen und zu beantwor-
ten. 

Wie beurteilen Sie beispielsweise die sicherheits-
politische Lage für die Bundesrepublik Deutschland, 
und welche Konsequenzen ziehen Sie daraus? Ma-
chen Sie endlich deutlich, wie hoch der Personalum-
fang der Streitkräfte sein soll. 

Nachdem wir Sozialdemokraten in der Vergangen-
heit mit unserem Vorschlag, die Bundeswehr von 
495 000 Mann aus Gründen der demographischen 
Entwicklung und der sicherheitspolitischen Lage 
künftig drastisch zu reduzieren, verdächtigt wurden, 
damit unsere Sicherheit aufs Spiel zu setzen und f al-
sche Signale in Richtung auf das Bündnis zu senden, 
sprechen Sie in letzter Zeit von 420 000, inzwischen 
sogar von 400 000. Ihre Vorstellung geht sogar so weit, 
daß auch eine Zahl darunter denkbar sei. Machen Sie 
jetzt Schluß mit den Spekulationen, die Unsicherheit 
verbreiten und kostbare Planungszeit vergeuden. 

Wir stünden planerisch heute besser da, wenn be-
reits vor Jahren die politischen Entscheidungen für 
die Zukunft sachgerecht getroffen worden wären. Sa-
gen Sie uns und der Öffentlichkeit, was Sie vorha-
ben. 

Wie lange — ich greife eine weitere Frage auf — 
soll der junge Wehrpflichtige künftig dienen? Nach 
den unsäglichen und schädlichen Hin- und Her-
diskussionen in der Koalition um die Wehrdienstzeit 
im letzten Jahr — W 15, W 18 und wieder W 15 — ist 
es an der Zeit, daß Sie dazu etwas Verbindliches sa-
gen, und zwar im Parlament. Man hört, daß Sie an 
15 Monate denken, aber auch, daß es eventuell zwölf 
Monate sein könnten. Was gilt, Herr Minister? Wir 
meinen, W 12 ist jetzt angemessen und ausreichend. 

Auch in der Frage der Strategie sollten Sie sich auf 
uns zubewegen. Das würden wir natürlich begrüßen. 
Wie steht es um die Vorneverteidigung, die flexible 
response und dem nuklearen Ersteinsatz? Diese 
Grundelemente der bisherigen westlichen Strategie 
haben ihre Glaubwürdigkeit verloren. Spätestens seit 
dem letzten Herbst stehen diese Fragen auf der Ta-
gesordnung. 

Daraus resultieren Fragen nach der Struktur der 
Bundeswehr und ihre Stationierung. Die Bundesre-
gierung sollte nicht bis nach der Bundestagswahl mit 
der Offenlegung der Stationierungspläne der Streit-
kräfte warten. Die Bevölkerung und die betroffenen 
Soldaten erwarten hier vorher Klarheit und Wahr-
heit. 

Treten Sie, Herr Minister, weiterhin für die geplante 
Modernisierung der nuklearen Kurzstrecken- und 
Gefechtsfeldwaffen ein oder sind Sie der Meinung, 
daß auf diese Waffen wegen der geänderten sicher-
heitspolitischen Situation verzichtet werden kann, so 
wie wir das schon lange fordern? Im Falle des Ver-
zichts auf die nukleare Artillerie scheint es Konsens 
zwischen Regierung, Koalition und uns zu geben. 
Wenn dies so ist, sollte wenigstens in dieser Frage 
sofort gehandelt und die nukleare Komponente elimi-
niert werden. 

Wie steht es um die Bundeswehrplanung? Welche 
Rüstungsprogramme sind noch erforderlich, und wel-
che können gestrichen werden? Niemand hat Ver-
ständnis dafür, wenn unnötige und kostspielige Rü-
stungsvorhaben einfach weiterlaufen und keine neue 
Weichenstellung erfolgt. Schließlich geht es darum, 
zum einen den Verteidigungshaushalt der sicher-
heitspolitischen Lage entsprechend zu reduzieren 
und zum anderen durch Umschichtung im Verteidi-
gungshaushalt erkannte Schwachpunkte in der Bun-
deswehr zu beseitigen; so z. B. bei der Planstellen-
situation für Offiziere und Unteroffiziere, der Be-
soldung, insbesondere von Unteroffizieren ohne 
Portepee, und in anderen sozialen Bereichen. Eine 
deutliche Verlagerung der Mittel für die Durchfüh-
rung defensiver Aufgaben, verbunden mit einer ent-
sprechenden Bundeswehrstruktur, ist geboten. 

Alle diese von mir aufgeworfenen Fragen stehen so 
oder sinngemäß in unserer Großen Anfrage. Herr Mi-
nister, Sie sollten sie wirklich beantworten. 

Wir brauchen für die Zukunft eine personell und 
materiell deutlich reduzierte Bundeswehr, die zu-
nächst weiterhin im westlichen Bündnis und später 
möglicherweise innerhalb von KSZE-Streitkräften, 
selbstverständlich unter Beteiligung der USA und Ka-
nada sowie der Sowjetunion, integ riert ist. Erforder-
lich ist, in diesem festgelegten reduzierten Umfang 
genügend, dem Leitbild des Staatsbürgers in Uniform 
entsprechendes Personal für die Streitkräfte zu ge-
winnen. 

(Heistermann [SPD]: Eine ganz wichtige 
Aufgabe!) 

Das setzt voraus, daß die Attraktivität der Bundes-
wehr — Herr Kollege Heistermann, Sie haben völlig 
recht mit Ihrem Zwischenruf — 

(Gerster [Worms] [SPD]: Er hat immer 
recht!) 

hinsichtlich sozialer und materieller Rahmenbedin-
gungen der Menschenführung, der politischen Bil-
dung, der Mitbestimmung und sinnvoller Ausbildung 
in den 90er Jahren verbessert wird. 

Bildung sowie Aus- und Fortbildung in den Streit-
kräften müssen auch im Interesse der gesellschaftli-
chen Einbindung in das Gemeinwesen verstärkt Auf-
merksamkeit erhalten. Zivile und reduziert benötigte 
militärisch nutzbare Technik muß zunehmend gegen-
seitig mehr austauschbar sein. 

Solange wir Streitkräfte haben, müssen diese ihrem 
Auftrag entsprechend ausgerüstet sein. Dieser Auf-
trag muß aber neu definiert werden und die aktuellen 
Entwicklungen berücksichtigen. Das Ansehen der 
Bundesrepublik hängt mit davon ab, ob wir zuverläs-
sige, dabei nicht unkritische Bündnispartner sind und 
offen sind für eine verstärkte Westbindung der Staa-
ten Osteuropas. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Heistermann [SPD]: 
Das war eine gute Rede!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hauser (Esslingen). 
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Hauser (Esslingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren Kollegen! Ich habe heute 
nachmittag in der Aktuellen Stunde schon einmal ge-
sagt: Streitkräfte sind Mittel der Politik. Wenn sich 
die Politik ändert, müssen sich auch die Streitkräfte 
ändern. Da ist gerade das Jahr 1989 als das entschei-
dende Jahr anzusehen, in dem sich vieles geändert 
hat. 

Schon unter diesem Gesichtspunkt war es überaus 
schwer, Ihre Fragen, die Sie in Ihrer Großen Anfrage 
gestellt haben, so zu beantworten, daß sie auch heute 
noch richtig wären. Sehen Sie es daher auch als ein 
Stück weit so, daß wir diese Debatte dazu nutzen, um 
Meinungen auszutauschen und Standorte festzule-
gen, soweit es überhaupt möglich ist, Standorte fest-
zulegen. Ich mache diese Einschränkung angesichts 
der Veränderungen, die sich insbesondere im Osten 
ergeben. 

Dies alles ist darauf zurückzuführen, daß sich vieles 
in Osteuropa verändert hat, daß der Kommunismus in 
seiner Vormachtstellung zurückgedrängt wurde und 
daß in Zukunft weder Haß noch Feinddenken herr-
schen werden. Geringerer Haß und Feinddenken ha-
ben die Bedrohungsangst im Westen verändert. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Gorbatschow ist seit 
1985 im Amt!) 

Weniger Konfrontationsdruck der Militärblöcke wird 
zu weniger Rüstung auf beiden Seiten führen. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Bis man das aber 
merkt!) 

Diese Entwicklung zeigt in der Sowjetunion und im 
Warschauer Pakt Wirkung, die so aussieht, daß die 
Sowjets zwischenzeitlich den aggressiven Inhalt ihrer 
Militärdoktrin offengelegt und in ihrer Militärstrate-
gie auf die Androhung des Einmarsches in andere 
Länder verzichtet haben. Ich glaube, es ist ein sub-
stantieller und großer Erfolg, daß man dies zunächst 
einmal erreichen konnte. Damit einher gingen die 
Reduzierungen von präsenten sowjetischen Truppen 
in der Tschechoslowakei, in der DDR und in Un-
garn. 

Dieser Erfolg ist nur möglich geworden durch das 
Festhalten der westlichen Staaten an der Demokratie 
und an den Menschenrechten. Sie bleiben für die Völ-
ker des Ostens ein Beispiel für eine menschenwürdige 
Existenz in Freiheit und Selbstbestimmung. 

Seit der Öffnung der Berliner Mauer und des Eiser-
nen Vorhangs ist das sicherheitspolitische Denken 
hüben wie drüben in Bewegung gekommen. Viele 
fragen nach dem Sinn von Verteidigungsbemühun-
gen. Dies wird auch kontrovers diskutiert. Wir haben 
in den letzten Jahrzehnten zu sehr auf das Bedro-
hungsdenken zurückgegriffen 

(Heistermann [SPD]: Sehr wahr!) 

und sind nun von der Wirklichkeit, dem scheinbaren 
oder tatsächlichen Wegfall der Bedrohung, eingeholt 
worden. Dabei hätte sicherlich schon früher daran 
gedacht werden können, daß auch neutrale Staaten 
über Armeen verfügen, ohne direkt von irgend jeman-
dem bedroht zu sein. 

(Lowack [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Der Grundgedanke der Verteidigung des eigenen 
Territoriums und der eigenen Lebensform richtet sich 
demnach weniger auf eine konkrete oder eingebil-
dete Bedrohung. Souveräne Staaten wollen ihre terri-
toriale Unverletzlichkeit, ihre geistigen Werte und die 
Vorzüge des eigenen gesellschaftlichen Systems vor 
einem möglichen Zugriff anderer schützen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Konflikte werden nicht dadurch vermieden, daß man 
sich jeder Verteidigungsmöglichkeit begibt. 

Der Vergleich mit der Feuerwehr ist oft strapaziert 
worden, trifft jedoch genau den Punkt, um den es hier 
geht: Niemand würde die Feuerwehr abschaffen, nur 
weil es in den letzten 40 Jahren nicht gebrannt hat. 

Die NATO hat seit 1949 durch die sowjetische Be-
drohung inneren Zusammenhalt gefunden. Trotz des 
Wegfalls der unmittelbaren Bedrohung gibt es heute 
gute Gründe, für die NATO weiterhin einzutreten: 
Der Zusammenschluß der freien Demokratien des 
Westens ist durch die Schwäche des Warschauer 
Pakts nicht überflüssig geworden. Unser politischer 
Erfolg im Bündnis rechtfertigt es, für die Erhaltung der 
Wertegemeinschaft des freien Westens weiterhin ent-
schieden einzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die NATO wird in Zukunft weniger durch militärische 
Strukturen als vielmehr durch politische Handlungs-
fähigkeit geprägt sein müssen. 

Die Aufrechterhaltung einer Verteidigungsoption 
unseres Staates ist unumst ritten. Unsere konkrete 
Aufgabe ist es, den Umfang dieser Verteidigungsop-
tion festzulegen. 

Zu einem Überdenken der bisherigen Formen und 
Inhalte haben wir Anlaß durch die Veränderungen in 
Osteuropa und sicher auch durch die guten Aussich-
ten bei den Wiener Vertragsverhandlungen. 

Diese veränderte Situation bietet neue Chancen. 
Ich meine, diese Chancen sollten wir nutzen. 

Wir wollen ein Signal dadurch setzen, daß wir den 
Verteidigungshaushalt einer eingehenden Prüfung 
unterziehen, welche bisherigen Festlegungen und 
Verbindlichkeiten heute anders als früher bedacht 
werden müssen. Als konkrete Beispiele schon für den 
nächsten Bundeshaushalt nenne ich: weniger Kosten 
durch weniger und kleinere Manöver, weniger Kosten 
durch weniger Tiefflüge, weniger Kosten durch ein 
Zurückführen der Munitionsbevorratung und weni-
ger Kosten durch weniger Neubauten und Infrastruk-
tur. 

(Heistermann [SPD]: Da stimmen Sie also un

-

seren Anträgen zu?) 

Wir stehen dazu, daß auch aus dem Verteidigungs-
haushalt ein Beitrag zur Finanzierung der Kosten der 
deutschen Einheit erwirtschaftet werden muß. Aber 
für alle weitergehenden Finanzierungswünsche muß 
klar sein: Der Verteidigungshaushalt kann nicht als 
Steinbruchunternehmen dienen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Eine vernünftige, an den neuen Erfordernissen orien

-

tierte Verteidigungsoption wird in Zukunft hoffentlich 
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weniger kosten, ist aber nicht zum Nulltarif zu ha-
ben. 

(Beifall des Abg. Würzbach [CDU/CSU]) 

Die Beschlüsse der Koalition zur Verbesserung der 
Attraktivität des Dienstes in den Streitkräften und die 
Tarifabschlüsse sind mit erheblichen Mehrkosten auf 
dem Personalsektor verbunden. Schon aus diesem 
Grund wird der Investitionsanteil des Verteidigungs-
haushalts schrumpfen müssen. 

(Horn [SPD]: Sehr gut!) 

Auch die Entwicklung und die Beschaffung von Waf-
fensystemen werden einer sehr kritischen Überprü-
fung unterzogen werden. 

(Horn [SPD]: Das machen wir gemeinsam!) 

Nur, bei alldem, lieber Herr Kollege Horn, und das 
gilt jetzt nicht für Sie persönlich, sondern für die Kol-
legen in der Opposition, sollten wir nicht mit gespal-
tener Zunge reden. Einige von Ihnen in der SPD legen 
in der Abrüstungsfrage ein Stück weit Doppelzüngig-
keit an den Tag — was ich nicht gut finde. 

Ich sage Ihnen nur ein Beispiel. So forderte Egon 
Bahr immer lauthals die einseitige Abrüstung der 
Bundeswehr auf 50 To  ihrer jetzigen Stärke. In dem 
Wahlkreis, aus dem er kommt, bejammert und kriti-
siert er jedoch den Abzug einiger alter Minensuch-
boote mit der geradezu zynischen Bemerkung, 

(Nolting [FDP]: So ist es!) 

die Bundesmarine reduziere — wörtlich — „einseitig 
und ohne jedes relevante Argument" ihre Stärke. 

(Nolting [FDP]: Das verdient, festgehalten zu 
werden!) 

Von der Abrüstung der Sowjet-Marine, so Herr Bahr, 
habe man noch nichts gehört. 

Das, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ist 
wirklich der Gipfel der Unverfrorenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Man kann doch nicht vor den Wählern im Wahlkreis 
so und vor der Weltöffentlichkeit völlig anders re-
den. 

Den Arbeitnehmern und Beamten der Bundes-
wehrverwaltung versprechen wir nicht das Blaue vom 
Himmel. Wenn die geostrategische Lage und die Ver-
tragsabschlüsse bei den Abrüstungsverhandlungen 
Truppen- und Gerätereduzierungen möglich machen, 
muß dies nach einem schlüssigen Gesamtkonzept ge-
schehen, das auch den zivilen Bereich der Bundes-
wehr mit einschließt. Wir werden für ein sozialverträg-
liches und zeitlich abgestuftes Vorgehen sorgen. Wir 
werden nach Kräften versuchen, Härten zu vermei-
den. Aber eines ist sicher: Die Möglichkeit der Trup-
penreduzierung wird es nicht mehr zulassen, in bisher 
gewohnten Bahnen zu denken und zu handeln. Alles 
hat seinen Preis, auch die Abrüstung. 

In der Bundeswehr, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, wird es große Veränderungen geben, 
wahrscheinlich die größten seit ihrem Bestehen. Die 
Reduzierung der Truppenstärke auf weniger als 
400 000 Mann und die Festlegung von Obergrenzen 
für bestimmte Waffensysteme erzwingt die Auflösung  

oder Kaderung einer größeren Anzahl von Verbänden 
und Einheiten. Ein abrüstungspolitisches Signal von 
höchster Bedeutung ist unsere Absicht, den Grund-
wehrdienst auf 12 Monate zu verkürzen, und ich 
meine, daß wir das Gesetz dafür noch in diesem Jahr 
verabschieden sollten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die NATO-Strategie und die militärstrategische 
Konzeption der Bundeswehr müssen wir in den kom-
menden Jahren den veränderten Verhältnissen Rech-
nung tragen lassen. Die bisherige Fixierung auf die 
Führung des Abwehrkampfes durch die NATO an der 
Grenzlinie der Bundesrepublik im Falle eines Angriffs 
wird in Zukunft einer veränderten Sichtweise der Ver-
teidigungsmöglichkeiten weichen müssen. Aber: Der 
Verteidigung des Staatsgebiets auch in der Tiefe wird 
künftig eine höhere Aufmerksamkeit zu widmen sein 
als bisher. Für das hoffentlich bald wiedervereinigte 
Deutschland wird ohnehin eine Form des Schutzes 
des jeweiligen Territoriums anzustreben sein, die den 
veränderten Rahmenbedingungen gerecht wird. 

Denkbar ist, daß wir in Zukunft Streitkräfte haben 
werden, die aus Soldaten verschiedener Nationen be-
stehen. Ähnlich wie die deutsch-französische B rigade 
kann ich mir Brigaden vorstellen, die mit Amerika-
nern, Kanadiern und anderen zusammen aufgefüllt 
werden. Neue Aufgaben für die Soldaten könnten und 
werden die Entsendung von Kontingenten im Rahmen 
von UNO-Friedensmissionen und die Kontrolle von 
Abrüstungsmaßnahmen durch besonders ausgebil-
dete Truppen sein. 

Die allgemeine Wehrpflicht steht in der Bundesre-
publik Deutschland nicht zur Disposition. Sie wird 
nach den Worten des Ministers Eppelmann aus der 
DDR auch dort als Instrument der Demokratisierung 
der NVA beibehalten werden. Eine Wehrpflichtarmee 
wird kaum je zu einem „Staat im Staate" werden. Die 
antidemokratisch erzogenen sogenannten Kader der 
bisherigen NVA können bei ihrem Lernprozeß in 
Richtung Demokratie und Pluralismus nur durch stän-
dig neu in der Armee dienende Wehrpflichtige kri-
tisch hinterfragt und auch kontrolliert werden. 

Die Überprüfung der Kostenfaktoren, wie ich sie an 
anderer Stelle beschrieben habe, muß langfristig auch 
zu einer Reduzierung und schließlichen Beseitigung 
von Strukturen führen, die nur im Rahmen der frühe-
ren Kräfteverhältnisse und Strategien Sinn machten. 
Ich denke hier an die Kosten für die „nukleare Teil-
habe " in beiden deutschen Staaten. Nukleare boden-
gestützte Kurzstreckenwaffen und nukleare Artillerie 
entsprechen nicht den veränderten Rahmenbedin-
gungen für die Verteidigung. Unser vereinigtes Land 
sollte daher schnell von diesen Waffen befreit wer-
den. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Die Entmilitarisierung des Denkens in den östli-
chen Staaten, die nun begonnen hat, muß von uns 
aufgenommen und unterstützt werden. 

(Horn [SPD]: Sehr gut!) 

Im Umkehrschluß bedeutet dies, daß wir in der Sicher

-

heitspolitik weniger von Bedrohung und von Vor- 
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Warnzeiten, sondern mehr von der Aufrechterhaltung 
der Verteidigungsoption unter Friedensbedingungen 
sprechen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sollten künftig davon ausgehen, daß ein militäri-
scher Konflikt — ich darf hier auch auf die Süd-Nord-
Herausforderung verweisen — zwar nicht auszu-
schließen ist, aber sicherlich nicht bevorsteht. Dem 
müssen sich Verteidigungsplanungen und Verteidi-
gungsvorbereitungen unterordnen. 

Die 90er Jahre bieten uns neue Möglichkeiten und 
unerwartete Chancen. Die Hypotheken des Kalten 
Krieges sollten wir nicht weiter mit uns herumschlep-
pen. Wir müssen die Chancen nutzen, die sich uns 
durch die Demokratisierung der osteuropäischen Län-
der und durch die positiven Aussichten bei den Abrü-
stungsverhandlungen bieten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
bevor ich das Wort weitergebe, möchte ich gern die 
von den Schriftführern ermittelten Ergebnisse der 
drei namentlichen Abstimmungen bekanntgeben, zu-
mal ich gleich abgelöst werde. 

Es geht zunächst einmal um die Schlußabstimmung 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Neuregelung des Ausländerrechts auf den Drucksa-
chen 11/6321 und 11/6955. Von den voll stimmbe-
rechtigten Mitgliedern des Hauses haben 394 ihre 
Stimme abgegeben. Keine Stimme war ungültig. Mit 
Ja haben 223 Abgeordnete, mit Nein haben 168 Ab-
geordnete gestimmt. Es hat drei Enthaltungen gege-
ben. 

13 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme abge-
geben. Davon war keine Stimme ungültig. Mit Ja ha-
ben 9 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 4 Abgeord-
nete. Es hat keine Enthaltungen gegeben. 

Das Gesetz ist damit angenommen. *) 

Sodann gebe ich das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/7000 be-
kannt. 400 Kollegen haben ihre Stimme abgegeben. 
Keine Stimme war ungültig. Mit Ja haben 33 Abge-
ordnete, mit Nein haben 235 Abgeordnete gestimmt. 
Es hat 132 Enthaltungen gegeben. 

Der Antrag ist damit abgelehnt. *) 

Schließlich gebe ich das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/7015 be-
kannt. 398 Abgeordnete haben ihre Stimme abgege-
ben. Keine Stimme war ungültig. Mit Ja haben 33 Ab-
geordneten, mit Nein haben 363 Abgeordnete ge-
stimmt. Es hat 2 Enthaltungen gegeben. 

Auch dieser Antrag ist damit abgelehnt. *) 

*) Die endgültigen Ergebnisse mit den Namenslisten folgen in 
einem Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht. 

Wir setzen nun unsere Debatte fort. Als nächster 
Redner hat Herr Dr. Mechtersheimer das Wort. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ursprünglich wollte ich 
einige freundliche Worte zu einigen Passagen der 
Rede von Herrn Hauser sagen, aber ich glaube, ich 
lasse es lieber, um ihm nicht zu schaden. Es ist auf 
jeden Fall erfreulich, zu sehen, daß die Situation in 
Mitteleuropa überall Nachdenklichkeit auslöst. 

Die sicherheitspolitische Lage der Bundesrepublik 
und die Entwicklung der Bundeswehr stimmen längst 
nicht mehr überein. Es gibt eine wachsende Kluft zwi-
schen der sicherheitspolitischen Lage einerseits und 
der Sicherheitspolitik der Bundesregierung anderer-
seits. Während sich die Situation in Europa tiefgrei-
fend verändert, verharrt die Bundeswehr auf dem 
Stand des Kalten Krieges. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Das 
ist dummes Zeug!) 

Mehr noch: Es wurde noch nie so viel wie im lauf en-
den  Jahr für das Militär ausgegeben. Das ist eine Fest-
stellung, die man immer wiederholen muß. Es ist über-
fällig, Korrekturen vorzunehmen. Es ist sehr zu be-
dauern, daß im Zuge des Nachtragshaushalts nur 
ganz minimale Veränderungen eingetreten sind, aber 
keine wirkliche Trendwende festgeschrieben 
wurde. 

Überall werden die Militärausgaben zusammenge-
strichen, nur bei uns nicht. Überall werden Waffensy-
steme gestoppt, nur bei uns nicht. Selbst die USA 
haben beispielsweise einen Baustopp für ihre Militär-
anlagen in der Bundesrepublik erlassen. Die Bundes-
regierung dagegen läßt Objekte bauen, von denen 
heute schon sicher ist, daß sie nie mehr gebraucht 
werden. In diesem Jahr werden rund 1,7 Milliarden 
DM Steuergelder allein für die Infrastruktur ausgege-
ben. Das ist eine nicht mehr zu verantwortende Rea-
litätsblindheit. Ich appelliere an den Verteidigungs-
minister, sofort zu handeln, um diesen Fortschrei-
bungswahn endlich zu stoppen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

In Zukunft sollte nicht allein deshalb gebaut werden, 
weil ein Vorhaben bereits geplant ist, sondern nur 
noch dann, wenn der Bau zu rechtfertigen ist. 

Die Unfähigkeit der Bundesregierung, auf die total 
veränderte sicherheitspolitische Lage in Europa ange-
messen zu reagieren, sollte all diejenigen nachdenk-
lich stimmen, die glauben, daß mit den Strukturen des 
Kalten Krieges eine wirkliche Friedenspolitik für das 
künftige Europa gemacht werden könne. 

Der Nordatlantik-Vertrag vom 4. April 1949 — ich 
empfehle die Lektüre dieses Textes — ist — abgese-
hen von der üblichen Vertragslyrik — im Kern un-
zweideutig die Rechtsgrundlage für eine Militäralli-
anz. Die Abwehr der Sowjetunion bzw. das Rollback 
war die Ratio dieser kollektiven Sicherheitsorganisa-
tion unter US-amerikanischer Führung. 

Wer die NATO entmilitarisiert, löst sie auf. 

(Lowack [CDU/CSU]: Unfug ist das!) 
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Weil sie aber — nicht nur nach dem Willen der US-
Regierung — gerade nicht aufgelöst, ja sogar ausge-
dehnt werden soll, darf sie aus dieser Logik heraus 
nicht entmilitarisiert werden. 

Es ist meines Erachtens auch naiv, anzunehmen 
— das möchte ich auch an die Kollegen von den So-
zialdemokraten gerichtet sagen —, die NATO insge-
samt auf eine Defensivstrategie umorientieren zu kön-
nen. Zumindest die Briten und die USA haben hier 
Expeditionskorps stationiert, die solche Eingriffe in 
ihre Offensivstruktur nicht zulassen werden. Sie kön-
nen das nach dem Verständnis dieser Streitkräfte 
auch gar nicht. Abgesehen davon ist es herrschende 
Theorie — neuerdings auch wieder in der Bundes-
wehrführung — , daß angesichts bevorstehender 
Streitkräfteverringerungen die Elemente von Feuer 
und Bewegung verstärkt werden müssen und nicht 
verringert werden dürfen. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Was hat das mit uns 
zu tun?) 

Allenfalls die Bundeswehr, nicht aber die ausländi-
schen Truppen, wird sich die Panzer und die Flug-
zeuge wegnehmen lassen. Die NATO-Staaten haben 
1988 rund 820 Milliarden DM für die Rüstung ausge-
geben. Ich glaube, diesen Betrag muß man wiederho-
len: 820 Milliarden DM! Das ist eine ganz schlimme 
Realität angesichts der Not in der Welt, aber auch 
angesichts der Schwierigkeiten in unserem eigenen 
Land und nicht zuletzt in der DDR. 

Man kann diese Realität, die durch diese Milliar-
denverschwendung charakterisiert wird, nicht durch 
Formeln uminterpretieren und von einer angeblich 
neuen politischen Funktion des Militärbündnisses 
sprechen. Solche Strukturen haben ein enormes Be-
harrungsvermögen. Was sich bei der NATO wandelt, 
ist nicht ihr militärischer Charakter, sondern die Be-
gründung für ihre Existenz und für die Streitkräfte. So 
erleben wir das ja auch bei einzelnen Waffensyste-
men. Nach wie vor wird etwa der Jäger 90 gefordert, 
obwohl eingestanden wird, daß die ursprüngliche Be-
gründung, nämlich eine tatsächliche oder angebliche 
starke Offensivkapazität der sowjetischen Luftstreit-
kräfte, nicht mehr trägt. 

Es ist kennzeichnend, daß für Militärapparate, die 
keine Begründung herkömmlicher Art mehr haben, 
neue Begründungen gesucht werden müssen. Interes-
sant ist, daß die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
schreibt: „Die Bedrohung kommt nicht mehr aus dem 
Osten, sondern aus dem Süden. " Damit dies auch 
glaubhaft wird, liefert die Bundesregierung und liefert 
die Rüstungsindustrie das Potential dorthin, damit 
jene angebliche Bedrohung aus dem Süden erst ent-
steht, die das Weiterrüsten rechtfertigen soll. Daß die 
USA beispielsweise 700 Panzer nach Ägypten liefern 
wollen, die hier in Europa nicht mehr gebraucht wer-
den, zeigt, daß nach dieser die NATO bestimmenden 
Politik Abrüstung in Europa zur Aufrüstung in ande-
ren Regionen beitragen kann. 

Die aktuelle Diskussion über den künftigen sicher-
heitspolitischen Status Deutschlands wird von der Illu-
sion bestimmt, neue gesamteuropäische Sicherheits-
strukturen würden sich sozusagen von selbst entwik-
keln und so die Militärblöcke früher oder später ent-
behrlich machen. Das ist nach meiner Einschätzung  

nicht US-amerikanisches Interesse. Die USA wollen 
zur Absicherung ihrer militärischen Europapräsenz 
die NATO als eine immerwährende Einrichtung er-
halten — nicht die NATO selbst, sondern die NATO 
als einen Anlaß für die Absicherung ihrer Präsenz 
hier. Die Vereinigten Staaten werden neue gesamteu-
ropäische Sicherheitsstrukturen nur insofern zulas-
sen, als sie nicht eine Alternative zur NATO werden. 
Wer beispielsweise den Gedanken einer Doppelmit-
gliedschaft Deutschlands, also die Mitgliedschaft in 
den beiden Militärblöcken, mit dem Argument ab-
lehnt, dies wäre lediglich die Vorbereitung einer Ent-
lassung Deutschlands aus der NATO-Zugehörigkeit 
—so die US-Regierung —, zeigt damit nur, daß er 
nicht die Blöcke überwinden will, sondern lediglich 
den Warschauer Pakt, um die NATO um so dauerhaf-
ter zu etablieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Trotzdem gibt es 
keine guten Argumente dafür!) 

Wenn es schon eine Übereinstimmung darüber gibt 
—das ist heute ja sichtbar geworden — , daß ein 
grundlegender Wandel der sicherheitspolitischen 
Lage in Europa eingetreten ist, dann müßte dies auch 
zur gemeinsamen Forderung nach einer neuen Politik 
mit neuen Organisationen führen. Mit der NATO als 
einem Instrument des Kalten Krieges — das ist diese 
NATO bis zum heutigen Tage — lassen sich die neuen 
europäischen Friedensaufgaben nicht bewältigen. 
Für uns sind NATO und Entmilitarisierung Gegen-
sätze und nicht vereinbar. Wer etwas anderes sagt, 
setzt sich dem Verdacht aus, daß er die Öffentlichkeit 
irreführen will. Daraus folgt, daß derjenige, der ernst-
haft eine gesamteuropäische Sicherheitsstruktur an-
strebt, sofort mit dem Abbau der alten Strukturen be-
ginnen muß. Wir brauchen nicht noch einmal 50 Jahre 
Übergangszeit. Das ist nur zu erreichen, wenn neue 
gesamteuropäische Strukturen als Alternative zu den 
Militärbündnissen und nicht nur als Girlande der 
NATO aufgebaut werden. 

Wer im eigenen Land oder im befreundeten Aus-
land Angst hat vor deutschen Waffen, wofür wir ange-
sichts der deutschen Geschichte ja Verständnis ha-
ben, sollte für eine Wiederentwaffnung der Bundesre-
publik und der DDR eintreten. Ist es nicht widersinnig, 
daß in einer neuen deutschen Republik ausländische 
Truppen deshalb stationiert werden sollen, damit sie 
deutsche Waffen kontrollieren? Warum dann nicht 
gleich die Entmilitarisierung? 

Nun wird gerade von einer anderen westlichen Mi-
litär-Organisation — das ist ja auch von Herrn Hauser 
aufgegriffen worden —, die nicht minder überflüssig 
geworden ist, nämlich von der Westeuropäischen 
Union, vorgeschlagen, gemischte Verbände nach 
dem Vorbild der deutsch-französischen Brigaden zu 
schaffen. Das ist ein weiterer Beweis und ein weiteres 
Beispiel dafür, wie man für vorhandene Streitkräfte, 
die man sonst nicht rechtfertigen kann, neue Aufga-
ben sucht. 

Wer Völkerverbeständigung und Integration orga-
nisieren will, sollte dies durch gemeinsame Arbeits-
brigaden, beispielsweise für den Umweltschutz oder 
für die Hilfe in der Dritten Welt, tun, nicht mit Militär-
einheiten, die erst einen Feind erfinden müssen, damit 
sie ihre Übungen durchführen können. 
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Ich nenne einige konkrete Schritte als Konsequenz 
dieser Überlegungen: 
erstens Aufbau gesamteuropäischer Friedensstruk-

turen, die die Sicherheit in Europa mit nichtmilitäri-
schen Mitteln gewährleisten, die Abrüstung und die 
militärischen Restpotentiale in Europa kontrollieren 
und für Streitschlichtungsverfahren zuständig sind; 
zweitens Austritt der beiden deutschen Staaten aus 

der militärischen Integration ihrer jeweiligen B lind-
nisse; 
drittens Halbierung der Präsenzstärken von Bun-

deswehr und NVA als ersten Schritt; 
viertens Abschaffung der Wehrpflicht auch zur Ver-

hinderung eines bedrohlichen Reservistenpotentials. 
Das ist kein Plädoyer für eine Berufsarmee. 

(Lowack [CDU/CSU]: Wie bitte? Habe ich 
das richtig verstanden: „bedrohliches Reser-

vistenpotential"?) 
Wir kennen die historische Debatte darüber, die es 
auch nach dem Ersten Weltkrieg gab, wo man mit 
guten Gründen sagte: Die Wehrpflicht mag demokra-
tisch adäquater sein; aber es besteht immer das Pro-
blem, daß eine Schattenarmee aufgebaut wird. Ich 
glaube, daß dieses Argument bei den künfigen Ver-
handlungen noch eine Rolle spielen könnte. 

(Lowack [CDU/CSU]: Das sagen Sie bitte 
auch draußen den Reservisten!) 

Auf jeden Fall gibt es eine neue Debatte; ich möchte 
das hier ausdrücklich betonen. Es ist eine neue Forde-
rung aus der Friedensbewegung, die Abrüstung mit 
der Forderung zu beginnen, die Wehrpflicht abzu-
schaffen. Es gibt auch viele praktische Gesichts-
punkte. Ab einer gewissen Größenordnung wird die 
Wehrungerechtigkeit so groß, daß sie — selbst, wenn 
man sie aus anderen Gründen wollte — nicht mehr 
durchgehalten werden kann. 

(Lowack [CDU/CSU]: Ist das Ihre Meinung 
oder die der GRÜNEN?) 

— Es gibt zu dieser Frage einen Antrag meiner Frak-
tion, der genau identisch ist mit dem, was ich eben 
hier gesagt habe. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
sind Sie prinzipiell bereit, eine Frage des Abgeordne-
ten Nolting zu beantworten? — Bitte schön. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Auch im Detail. 

Nolting (FDP) : Herr Kollege Mechtersheimer, ist das 
Ihre persönliche Meinung, oder ist das die Meinung 
der Fraktion der GRÜNEN, und könnten Sie mir die 
Frage beantworten, ob Sie die Reservisten in der Bun-
desrepublik Deutschland als bedrohliches Potential 
bzw. als Schattenarmee bezeichnen wollen? 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Ich würde die Dis-
kussion nicht mit Schattenbegriffen oder ähnlichem 
führen, auch wenn ich das eben gesagt habe. Das 
nehme ich gerne zurück. Es geht um eine ganz ernste 
Frage der europäischen Sicherheit. Ein Land, das mit 
einer Bevölkerung von 80 Millionen die Wehrpflicht 
hat, „produziert" nun einmal militärisch ausgebildete 
junge Männer in einer erheblichen Zahl. Ich könnte  

mir vorstellen, daß man bei dem Versuch, Ängste bei 
unseren Nachbarn abzubauen, auch daran denken 
muß, daß man durch den Verzicht auf die Wehrpflicht 
auch dieses Reservepotential nicht schafft. Ich meine, 
diese Forderung nach Abschaffung der Wehrpflicht 
als einer neuen Forderung auch der grünen Fraktion 
insgesamt sollte ein Angebot zur Diskussion über 
diese Frage sein. Ich würde es bedauern, wenn das 
hier in einer Art und Weise aufgegriffen werden 
würde, die dieser schwierigen Frage nicht gerecht 
wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Es hat sich inzwischen 
ein weiterer Fragesteller, nämlich Herr Würzbach, ge-
meldet. Sind Sie bereit, auch dessen Frage zu beant-
worten? — Bitte sehr. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Prinzipiell und im 
Detail. 

Würzbach (CDU/CSU) : Herr Mechtersheimer, am 
Sonntag, also erst vor wenigen Tagen, ist eine Gruß-
adresse des Sprechers der GRÜNEN auf einer Bun-
destagung der Reservisten der Bundeswehr verlesen 
worden. Zusammengefaßt wurde allen Fraktionen des 
Hauses applaudiert, weil ohne Abstriche auch die 
GRÜNEN für eine Beibehaltung der Wehrpflicht ein-
traten. Sie sagen jetzt hier, die GRÜNEN hätten um-
gedacht und seien dafür, die Wehrpflicht abzuschaf-
fen. Da darf ich Sie einmal fragen: Was gilt? 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Es gilt der Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN, der ungefähr drei Wo-
chen alt ist und bei einer Pressekonferenz der Frak-
tionssprecherin Waltraud Schoppe vorgestellt wurde 
und in dem eindeutig erklärt wird: Das Ziel der GRÜ-
NEN ist die Abschaffung der Wehrpflicht. 
Es ist eine ganz andere Sache, wie wir uns, solange 

dieses Institut besteht, um die Wehrpflichtigen 
kümmern. Wir haben Anhörungen zur Wehrpflicht 
durchgeführt, weil es dort soziale Probleme gibt. Das 
ist durchaus vereinbar. 
Ich werde prüfen, wer diese Grußbotschaft verfaßt 

hat; ich halte das für bedauerlich. 
(Zurufe von der SPD: Der Kollege Hoss!) 

—Das kann man dann ja prüfen. — Im übrigen weiß 
ich ja, daß viele von Ihnen die grünen Abgeordneten 
beneiden, weil deren Freiheit viel größer ist als die in 
den anderen Fraktionen. 

(Nolting [FDP]: Grenzenlos!) 
— „Grenzenlos" würde ich nicht sagen. Aber in die-
sem Punkt ist eine Klärung erforderlich. Ich verspre-
che Ihnen, daß sie auch durchgeführt wird. 
Der fünfte Punkt ist der Abzug bzw. die Auflösung 

der ausländischen Truppen. Ich halte das für eine 
wichtige historische Forderung, die nicht von heute 
auf morgen, aber bis zum Jahre 2000 zu realisieren 
sein könnte. Es geht ganz bewußt nicht nur um den 
Abzug, sondern auch um die Auflösung. Wir würden 
es natürlich vorziehen, wenn diese Verbände hier bei 
uns aufgelöst würden. In einigen Fällen geht es wohl 
auch nicht anders, weil in Belgien beispielsweise für 
die hier stationierten Kontingente der belgischen Ar-
mee keine Unterkunftsmöglichkeiten vorhanden sind. 
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Das sind auch Forderungen, mit denen wir die Frie-
densbewegung und die Abrüstungskräfte in den an-
deren Ländern, die zu uns Truppen entsandt haben, 
unterstützen wollen. 

Sechste Forderung: Baustopp für Militärinfrastruk-
tur und Modernisierungsverbot für Waffensysteme. 

Siebtens: sofortige radikale Reduktion sämtlicher 
Militärübungen und Verzicht auf alle Luftkampf-
übungen aus dem naheliegenden Grund, daß sie nicht 
über dichtbesiedeltem Gebiet durchgeführt werden 
dürfen, und die Bundesrepublik — nicht nur sie, son-
dern ganz Mitteleuropa — ist angesichts der Realität 
dieser Übungen insgesamt als eine dichtbesiedelte 
Region zu bezeichnen. 

Achtens: staatliche Programme zur Konversion der 
Rüstungsbetriebe in zivile Produktionsstätten, nicht 
zuletzt auch deswegen, um den Rüstungsexport zu 
unterbinden. Was nutzt die Abrüstung, wenn die Rü-
stungspotentiale in der Indust rie beibehalten werden? 
Damit kommen wir der Lösung dieses Problems nie 
nahe. 

Neuntens: Umstellungsprogramme für sämtliche 
Garnisonen, die von der örtlichen Militärpräsenz ab-
hängen. Seit Jahren haben DIE GRÜNEN — das muß 
man einmal betonen — Konversionsprogramme ge-
fordert, ohne daß die Regierung dies als eine Notwen-
digkeit erkannt hätte. Jetzt ist es in vielen Fällen 
schon sehr spät, und es reicht die Zeit sicher nicht, um 
vermeidbare soziale Härten jetzt zu verhindern. 

Ich komme zum Abschluß mit der Feststellung: Der 
Aufbau einer gemeinsamen Deutschen Republik wird 
anders, als es die Regierung bisher darzustellen ver-
suchte, enorm viel Geld kosten. Wir hoffen, daß beide 
deutsche Regierungen die Militärhaushalte endlich 
als das entdecken, was sie schon seit geraumer Zeit 
sind: eine Finanzquelle für wirkliche gesellschaftliche 
Aufgaben in einem Europa jenseits der Militär-
blöcke. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Nolting. 

Nolting (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Veränderungen, vor denen unsere Streit-
kräfte und damit unsere Sicherheitspolitik stehen, 
sind größer und umfassender als alles das, was es bis-
her an Reformen in der Bundeswehr gegeben hat. Ich 
weiß, daß einige dies beklagen, weil es die Truppe 
gegenwärtig in enorme Unsicherheiten und Ungewiß-
heiten bringt. 

Diese Einstellung teilen wir Liberalen nicht; denn es 
ist zuallererst einmal ein Erfolg, ein Erfolg einer kon-
sequenten und über Jahrzehnte durchgehaltenen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik, vertreten durch liberale 
Außenminister, aber nicht zuletzt auch ein Erfolg für 
all  diejenigen, die in den letzten vier Jahrzehnten 
ihren Dienst in der Bundeswehr geleistet haben oder 
noch leisten. Sie haben den größten Erfolg errungen,  

den Streitkräfte in Deutschland jemals erzielt haben. 
Auch dafür gebührt ihnen Dank und Respekt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dazu gehört aber auch, daß man ihnen klar sagt, 
wie es mit ihnen weitergehen soll, wenn die Streit-
kräfte verkleinert werden, wie wir Liberalen es wol-
len. Jeder Angehörige der Bundeswehr, auch der zivi-
len Verwaltung der Bundeswehr, hat einen Anspruch 
darauf, zu wissen, daß er nicht ins soziale Nichts 
stürzt, sondern daß seine legitimen Interessen ge-
wahrt werden. In diesem Bewußtsein werden die An-
gehörigen der Bundeswehr in Uniform und Zivil die 
Veränderungsprozesse für unsere Streitkräfte fair und 
loyal mittragen. 

Ich kann verstehen, wenn unsere militärischen Pla-
ner präzise Bezugsrahmen haben wollen, innerhalb 
derer sie agieren können. Aber seien wir auch heute 
ehrlich — dies sage ich auch in Richtung der SPD — : 
Diesen Bezugsrahmen können wir gegenwärtig noch 
nicht besetzen. Sagen wir ebenfalls ehrlich: Unsere 
Streitkräfte werden noch einige Monate in der Unsi-
cherheit über ihren zukünftigen Umfang, gegebenen-
falls auch in der Unsicherheit über Restriktionen bei 
der Dislozierung und schließlich in der Unsicherheit 
über die Zukunft möglicher deutscher Streitkräfte auf 
dem Gebiet der jetzigen DDR leben müssen. 

(Zumkley [SPD]: Aber bitte nicht bis nach 
Dezember!) 

So sehr die Forderung verständlich ist, endlich klare 
Vorgaben zu bekommen, so sehr müssen wir anderer-
seits berücksichtigen, daß wir ganz bewußt und mit 
sehr guten Gründen den Prozeß der deutschen Eini-
gung in den gesamteuropäischen Kontext voll einge-
bracht haben. Dies bedeutet nicht nur einen Einfluß 
auf die Zwei-plus-vier-Gespräche, sondern auch die 
Berücksichtigung unserer Partner in der Europäi-
schen Gemeinschaft und in der NATO. 

Meine Damen und Herren! Die NATO und der War-
schauer Pakt verhandeln in Wien über den Abbau 
konventioneller Streitkräfte in Europa. Diese Ge-
spräche dürfen die Bundeswehr nicht unberührt las-
sen und werden hoffentlich in ihrer zweiten Phase zu 
einer deutlichen Reduzierung auch unserer Streit-
kräfte führen. Wir alle wissen, daß sich der War-
schauer Pakt in einem Zustand der Auflösung befin-
det. Wir wissen, daß bisherige Mitgliedstaaten des 
östlichen Bündnisses darüber nachdenken, ob sie eine 
Mitgliedschaft in der NATO beantragen. Dies sollte 
gerade die SPD sehr nachdenklich machen, die noch 
vor wenigen Wochen und Monaten die Diskussion 
über einen Austritt aus der NATO geführt hat. 

(Zuruf von der SPD: Das hat es nie gege

-

ben!) 

Wir freuen uns allerdings, Herr Kollege Zumkley, daß 
es bei der SPD auch hier wie in der Deutschlandpolitik 
allmählich ein neues Denken gibt. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren! Die oben aufgezeigten 
Faktoren machen es unmöglich, heute klare Konturen 
einer künftigen Sicherheitspolitik zu zeichnen. Des-
halb müssen und deshalb werden wir einige Fragen, 
die uns gegenwärtig sehr bewegen, heute noch offen- 
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lassen. Herr Kollege Zumkley, auch Sie haben eine 
Vielzahl von Fragen gestellt, allerdings kaum Antwor-
ten gegeben. 

(Zuruf von der SPD: Wir haben sie ja nicht 
gestellt!) 

Um so wichtiger ist es, die Trends, die sich jetzt klar 
abzeichnen, festzuhalten und sich darauf auch einzu-
stellen. Wir wissen, daß die Streitkräfte der Bundesre-
publik Deutschland in Zukunft deutlich kleiner sein 
werden. Wir wissen, daß Wehrpflicht und Wehrge-
rechtigkeit zwei Seiten derselben Medaille sind. Das 
heißt, bei deutlich verringerter Streitkräfteplanung 
kann und muß die Dauer des Grundwehrdienstes so 
schnell wie möglich auf maximal 12 Monate reduziert 
werden. Für die FDP fordere ich den Bundesminister 
der Verteidigung auf, hier möglichst rasch 

(Zuruf von der SPD: Vor den Wahlen!) 

— ich darf es einmal so sagen — über seinen Schatten 
zu springen und sowohl denjenigen, die demnächst 
den Dienst in der Bundeswehr leisten müssen, als 
auch den Einheiten und Verbänden der Bundeswehr 
selber rasch Klarheit zu verschaffen. 

Als sich die FDP 1989 endlich mit ihrer Forderung, 
auf W 18 zu verzichten, durchgesetzt hatte, wurde die 
Truppe vor Ort — auch dies darf ich einmal so offen 
ansprechen — in ein Planungs- und Organisations-
chaos gestürzt, weil das BMVg viel zu spät die Not-
wendigkeit und die Chance einer Entscheidung er-
kannte. Machen wir denselben Fehler nicht noch ein-
mal! Für die FDP steht fest: W 12 muß kommen, W 12 
wird kommen, und W 12 ist auch in der Praxis mach-
bar, wenn wir die notwendigen Reformen des 
Dienstes bei einem konsequenten Übergang von ei-
ner Präsenz- zu einer Ausbildungs- und Mobilisie-
rungsarmee durchführen. Der Kollege Hauser hat für 
die CDU an dieser Stelle auch schon darauf hingewie-
sen. 

Herr Kollege Mechtersheimer, auch zu Ihnen ein 
ganz kurzes Wort. Wir werden auch im Verteidi-
gungshaushalt zu einer Verringerung der Mittel kom-
men. Ich möchte Sie bitten, hier heute keine neuen 
Feindbilder aufzubauen, wie Sie es hier heute getan 
haben. Die Bundeswehr hat nie Feindbilder gehabt, 
und wir werden auch im Süden oder wo immer keine 
neuen Feindbilder aufbauen. Sie als Oberstleutnant 
a. D. sollten das eigentlich wissen. Ich will an dieser 
Stelle nur sagen: Die Bundeswehr ist eine Vorsor-
geeinrichtung, und wir werden auch die äußere Si-
cherheit nicht vernachlässigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren! Es ist ein bequemes Vor-
urteil, wenn den militärischen Führern vorgeworfen 
wird, sie seien Betonköpfe, die zu planerischem Vor-
denken nicht in der Lage oder nicht bereit seien. Die-
ser Vorwurf geht, von wenigen Ausnahmen abgese-
hen, völlig ins Leere. Diese Vorwürfe müßten sich, 
wenn überhaupt, dann schon eher an die Politiker 
richten. 

(Zuruf von der SPD: Aber natürlich!) 

Sind wir Politiker denn bereit, den militärischen Pla-
nern frühzeitig genug die notwendigen Vorgaben zu 
machen? 

(Zuruf von der SPD: Wir schon!) 

Ich habe da so meine Zweifel. Ich weiß manchmal 
auch nicht, ob wir auf den verschiedenen Entschei-
dungsebenen und in den verschiedenen Bereichen 
von Planung auf der einen Seite und von Politik auf 
der anderen Seite die gleiche Sprache sprechen. Dies 
ist eine Aufforderung an uns alle, das zu ändern. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen auch in 
Zukunft eine Armee — ich habe das schon gesagt — 
als Vorsorgeeinrichtung, um auf alle Eventualitäten 
vorbereitet zu sein. Kollege Hauser hat hier das Bei-
spiel von der Feuerwehr gebracht. Die Soldaten, die 
für den Ernstfall gut ausgebildet sind, gerade durch 
ihre Fähigkeit und ihre Motivation einen potentiellen 
Aggressor abschrecken und dadurch den Ernstfall 
verhindern, müssen üben. 

Überall im Land aber gibt es Widerstand gegen 
übende Soldaten, gegen Tiefflug, gegen Manöver 
und gegen Truppenübungsplätze. Auch hier müssen 
wir uns fragen lassen, ob wir gewillt sind, uns weiter-
hin von unseren Bundeswehrsoldaten verteidigen zu 
lassen. Wenn wir diese Frage bejahen — wir Libera-
len tun das — , dann ist es unsere politische Pflicht, 
unseren Soldaten die entsprechenden Übungsmög-
lichkeiten zu schaffen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Gleichzeitig heißt das aber auch, daß nicht mehr als 
unbedingt nötig geübt werden darf. Ich frage für die 
FDP: Ist es tatsächlich nötig, daß am Rande deutscher 
Großstädte Luftkampfübungen durchgeführt werden? 
Ich frage weiter: Sind Tiefflüge über unserem dicht-
besiedelten Land so wirklich noch erforderlich? 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Dann müs

-

sen Sie alle abschaffen!) 

Die FDP-Fraktion ist der Ansicht, daß das erhebliche 
Risiko, das mit militärischen Flugübungen zwangs-
läufig verbunden ist, unserer Bevölkerung im bisheri-
gen Ausmaß nicht länger zugemutet werden kann. 

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion hat 
einen weiteren Beschluß gefaßt, demzufolge wir an-
streben, den Friedensumfang der Bundeswehr in der 
zweiten Phase der Wiener Abrüstungsverhandlungen 
auf 350 000 Mann zu verringern. Langfristig ist eine 
noch weitergehende Reduzierung wünschenswert 
und zu erwarten. Eine solche Entwicklung stellt uns 
natürlich vor Probleme. Wenn die Stärke der Bundes-
wehr langfristig unter 350 000 Mann sinken sollte, 
dann müssen wir uns fragen, wie weit wir den Wehr-
dienst verkürzen können, so daß die jungen Männer 
noch immer befriedigend ausgebildet werden. Fol-
gende Fragen müssen wir beantworten: Können zwölf 
oder weniger Monate zur Ausbildung an hochtechni-
schem Gerät ausreichen? Wie schaffen wir Wehrge-
rechtigkeit für alle jungen Männer? Können wir un-
sere Sicherheit durch eine Freiwilligenarmee ge-
währleisten? Auch diese Fragen müssen von der Poli-
tik beantwortet werden. 

Ganz selbstverständlich wird eine Verkürzung der 
Wehrdienstdauer dazu führen, daß Wehrpflichtige 
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nicht mehr für sehr spezielle und lernintensive Funk-
tionen ausgebildet werden können. Berufs- und Zeit-
soldaten werden allein schon dadurch an Bedeutung 
gewinnen. 

Es stellt sich auch die Frage nach der Wehrgerech-
tigkeit. Wenn eine weitere Verkürzung des Wehr-
dienstes keine sinnvolle Ausbildung mehr ermöglicht, 
dann besteht die Alternative da rin, weniger junge 
Männer einzuberufen. Aber wie können wir das unter 
dem Gesichtspunkt der Wehrgerechtigkeit begrün-
den, wenn einige dienen müssen und andere nicht, 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Sehr gut!) 

ganz abgesehen davon, daß der persönliche Beitrag 
des einzelnen Bürgers zu unserem Staat liberalem 
Selbstverständnis entspricht? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist gut so!) 

Meine Damen und Herren, wenn man alle Überle-
gungen zusammenfaßt, dann könnte ich mir vorstel-
len, daß wir irgendwann zu einer grundsätzlichen 
Wahlfreiheit zwischen einem Wehrdienst und einem 
gleichlangen Zivildienst, der dann nicht mehr als Er-
satzdienst bezeichnet werden könnte, kommen wer-
den. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Er heißt 
auch nicht „Ersatzdienst" ! ) 

Vielleicht könnte dies dann als „Dienstleistungsjahr" 
— ich will diesen Arbeitstitel einmal gebrauchen — 
bezeichnet werden. 

Anlaß für die heutige Debatte ist die Große Anfrage 
der SPD unter dem Titel „Sicherheitspolitische Lage 
und Entwicklung der Bundeswehr" von März 1989. 
Die Anfrage ist nach einem Jahr noch immer nicht 
beantwortet worden. Das ist aus unserer Sicht zu 
Recht kritisiert worden. Ich glaube, es entspricht nicht 
parlamentarischem Selbstverständnis, daß eine An-
frage nach mehr als einem Jahr nicht beantwortet 
ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dieser Vorwurf geht in Richtung der gesamten Regie-
rung. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Außenministerium!) 

Allerdings darf ich noch eines dazu sagen. Es macht 
heute ebenfalls keinen Sinn mehr, diese Fragen noch 
lange zu beantworten. Noch viel weniger Sinn macht 
es, diese überholten Fragen heute im Plenum des 
Deutschen Bundestages zu diskutieren. 

Werfen wir doch einmal einen kurzen Blick in den 
vorliegenden Fragenkatalog! Zum Beispiel geht es in 
Frage 12 um die 456 000 ständig aktiven Soldaten. 
Diese Frage ist seit Vorlage der neuen Bundeswehr-
planung im Dezember letzten Jahres überholt. 

(Heistermann [SPD]: Dann hätte man die 
doch beantworten können!) 

Oder Frage 21. Hier geht es um den Grundwehrdienst 
von 18 Monaten. Diese Frage ist sogar schon seit Mai 
1989 überholt. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Ist doch lächerlich!) 

Wo man auch aufschlägt, Ihre Große Anfrage ist nicht 
mehr aktuell. Vielleicht darf ich an dieser Stelle auch 
einmal auf Frage 53 verweisen, in der Sie nach der 
Modernisierung der Lance-Raketen fragen. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Unsere Fragen von vor 
zehn Jahren sind auch überholt!) 

Ich frage Sie: Wollen Sie dieses Thema hier wirklich 
noch diskutieren? Ich bin dazu nicht bereit. 

(Horn [SPD]: Das ist doch Kasperltheater!) 
Meine Damen und Herren von der SPD, Sie sollten 
Ihre Anfrage zurückziehen. 

(Dr. von Bülow [SPD]: So stellt sich die Regie

-

rung das Parlament vor!)  
Aber offensichtlich will die SPD mit diesen Fragen 
und dieser Debatte nur davon ablenken, daß sie jah-
relang auch in der Sicherheits- und Außenpolitik eine 
völlig falsche Politik verfolgt hat. 

(Neuhausen [FDP]: Leider wahr!) 
Vom Widerstand gegen die Umsetzung des von ihr 
selbst erfundenen NATO-Doppelbeschlusses bis zur 
Zusammenarbeit zwischen SPD und SED in der 
Deutschlandpolitik reicht die Kontinuität des Irr-
tums. 

(Zustimmung des Abg. Louven [CDU/CSU] 
— Horn [SPD]: Das ist ein Kalter Krieger!) 

— Sie sollten mich erst einmal ausreden lassen. — Die 
unbeirrte und konsequente Abrüstungspolitik unse-
res Außenministers und dieser Koalition hat dazu ge-
führt, daß wir heute ganz andere und viel interessan-
tere Fragen diskutieren können. 

(Zustimmung des Abg. Würzbach [CDU/-

CSU]) 
Auch in der Sicherheitspolitik gilt: Diese Bundesre-
gierung, diese Koalition handelt, die SPD nörgelt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Mechtersheimer [GRÜNE]: Der Schluß 
war völlig daneben! — Horn [SPD]: Das war 
Kasperltheater! Aber wenn er sich zum Kas

-

perl macht!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister der Verteidigung, Dr. Stoltenberg. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als die 
sozialdemokratische Fraktion am 1. März 1989 ihre 
Große Anfrage zur sicherheitspolitischen Lage und 
zur Entwicklung der Bundeswehr einbrachte, sah die 
Welt in Europa in der Tat noch anders aus. Zwar 
konnte man schon damals feststellen, daß sich das 
Verhältnis zwischen Ost und West zu ändern begann, 
zwar kamen die Abrüstungsverhandlungen in Wien 
damals mit einigen ersten und durchaus ermutigen-
den Schritten voran, aber der Durchbruch zu einer 
tiefgreifenden Umgestaltung Europas erfolgte im 
Sommer und vor allem im Herbst vergangenen Jah-
res: der Wandel in den meisten osteuropäischen Län-
dern hin zu mehr Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
als historischer Wendepunkt. 
Die Bundesregierung gestaltet diese Politik aktiv 

mit. Die Große Anfrage verlangt von ihr nun, von der 
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sicherheitspolitischen Lage und von der Entwicklung 
der Bundeswehr ein mehrstatisches Bild zu zeichnen. 
Die damit verbundene Problematik hat Kollege Nol-
ting am Schluß angesprochen; ich brauche das nicht 
zu wiederholen. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Das war schon 
schlimm genug!) 

Zu dieser Kritik sage ich nur: Die Abstimmungspro-
zesse in der Bundesregierung waren unter diesem 
Vorzeichen ein Stückchen schwieriger, als ich es als 
federführender Minister mir gewünscht hätte. 

Wir wissen, daß die derzeitige politische Entwick-
lung Europa wirklich in Bewegung gebracht hat. Wir 
wissen, daß jahrzehntelang verfestigte Positionen von 
der Dynamik der vor uns ablaufenden Veränderun-
gen nun wirklich auf den Prüfstand der Geschichte 
gestellt werden. Gerade in einer solchen Zeit ist Pla-
nung schwierig. Wir dürfen sie nicht als ein starres 
System verstehen. Genauso gilt jedoch, daß wir ge-
wisse verläßliche Eckdaten für die Zukunft der Bun-
deswehr ebenso brauchen wie die Bereitschaft, solche 
Eckdaten auf neue Entwicklungen hin — hier unlös-
bar verbunden mit verbindlichen Rüstungskontroll-
vereinbarungen, nicht mit Absichtserklärungen — 
periodisch fortzuschreiben. Also: Kontinuität ist gebo-
ten, die Verbindung von weiterhin gültigen Grundge-
gebenheiten mit dem Vermögen, flexibel neue Chan-
cen zu nutzen. 

Freiheit und Selbstbestimmung der Staaten sind in 
den Mittelpunkt der europäischen Politik gerückt und 
zugleich die Notwendigkeit, die gesamteuropäische 
Sicherheit, wenn möglich, qualitativ auf neue Grund-
lagen und Vereinbarungen zu stellen. Auch dieser 
Prozeß ist in vollem Gange. Der ideologische Grund-
widerspruch in Europa ist dabei, sich aufzulösen. Aber 
zugleich werden in diesen Umwälzungen auch erheb-
liche neue Spannungen und Risiken sichtbar. 

Ich glaube, das ist auch Grund genug, kurz zurück-
zuschauen und die Leistungen unseres Landes für die 
Sicherheit und Freiheit der Staaten des Westens her-
vorzuheben. Unmittelbar an der Nahtstelle zwischen 
Ost und West gelegen, wo Freiheit und Unfreiheit in 
Europa bisher an einer unmenschlichen Grenze zu-
sammenstießen, wo sich große Militärpotentiale ge-
genüberstehen, wo wir bis heute eine massive Über-
legenheit der Roten Armee und des Warschauer Pak-
tes haben, 

(Lowack [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

hat die Bundesrepublik gemeinsam mit ihren Verbün-
deten einen beträchtlichen Beitrag zur Sicherung der 
eigenen Lebenswerte gezahlt. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Wo ist denn der Pakt? 
70 Divisionen sind weg! 

— Daß diese massive Überlegenheit besteht, kann 
man ja nicht ernsthaft bestreiten, und zwar im kon-
ventionellen Bereich wie im nuklearen Bereich. Herr 
von Bülow, das hat sich übrigens gar nicht geändert 
gegenüber Anfang der 80er Jahre, als Sie das, selbst 
noch in Regierungsfunktion, erklärt haben. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Aber was ist 
denn mit dem Pakt? Das ist doch kein Pakt 

mehr!) 

Millionen unserer jungen Männer haben einen ge-
wichtigen Anteil ihrer persönlichen Lebensplanung 
als Soldaten in den Dienst unseres Staates gestellt. Wir 
haben Jahr für Jahr beträchtliche Finanzmittel für un-
sere Sicherheit aufgewendet. Ich glaube, daß sich im 
Ergebnis, im Rückblick auf eine konflikt- und span-
nungsreiche Zeit diese erheblichen Anstrengungen 
für Frieden und Freiheit gelohnt haben. Im Kern ist die 
Sicherheitspolitik der Bundesrepublik Deutschland 
eine Erfolgsgeschichte, und wir können stolz darauf 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben gemeinsam mit unseren Verbündeten 
das erreicht, was unter den Bedingungen der letzten 
Jahrzehnte erreichbar war. Wir haben trotz Konflikten 
Frieden und Freiheit gesichert. Wir haben jetzt eine 
gute Ausgangsposition, um den Frieden in Europa 
durch verbindliche Vereinbarungen mit weniger Sol-
daten und Waffen zu gewährleisten und zugleich am 
bewährten Bündnis der westlichen Demokratien fest-
zuhalten und gesamteuropäische Kooperation und Si-
cherheitsstrukturen schrittweise zu erzielen. 

So gilt also unser Dank ganz besonders unseren Sol-
daten, die ihrer Pflicht für unser Land in der Vergan-
genheit in so hohem Maße nachgekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vergessen wir nicht: Die Soldaten und zivilen Mit-
arbeiter der Bundeswehr, die in Zukunft ihrer Verant-
wortung für diese Demokratie weiter nachkommen 
werden, können dies nur tun, wenn sie auch in einer 
Zeit des Umbruchs, die ja von ihnen viel verlangt, 
unserer nachhaltigen Unterstützung sicher sind. Alles 
andere wäre widersinnig und nach meiner Überzeu-
gung unserer Demokratie unwürdig. 

Natürlich wissen wir, daß Verteidigung, Übungen, 
Manöver, für viele unserer Mitbürger auch Einschrän-
kungen und Probleme mit sich gebracht haben und 
noch bringen. Wir haben das heute nachmittag in der 
Aktuellen Stunde ausführlich diskutiert. Dies will ich 
heute abend nicht wiederholen. Ich bin sicher, daß, 
bei aller Kritik, im Kern die meisten unserer Mitbürger 
die Notwendigkeit für bestimmte Einschränkungen 
dann anerkennen, wenn sie zugleich sehen, daß wir 
uns auch bemühen, veränderte Bedingungen für eine 
deutliche Veringerung zu nutzen. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Tun!) 

Belastungen dürfen immer nur Ausfluß unvermeidba-
rer Notwendigkeiten sein. Wir nutzen neue politische 
Konstellationen und auch neue technische Möglich-
keiten, um Bürden zu verringern. 

Wir haben ja schon in beachtlichem Umfang in den 
letzten ein bis zwei Jahren Entscheidungen getroffen, 
um den Übungsbetrieb unserer Streitkräfte den sich 
verändernden Bedingungen und neuen technischen 
Möglichkeiten anzupassen. Was mit dem Übungskon-
zept unseres Heeres begann, das mittlerweile weithin 
von der NATO übernommen ist und nun auch zuneh-
mend, gerade in letzter Zeit, von unseren Alliierten in 
ihren eigenen Manövern auf unserem Territorium 
praktiziert wird, ist eine enorme Veränderung, in Zahl 
und Umfang eine nachhaltige Reduzierung. Rahmen- 
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übungen, Computereinsatz, Simulatoren, das alles hat 
eine solche Entwicklung auch gefördert. Wir haben 
heute nachmittag ausführlich über weitere Initiativen 
zur Reduzierung auch der Belastungen diskutiert, die 
aus dem Übungsbetrieb der Luftwaffe erwachsen. Un-
sere Mitbürger können sicher sein, daß wir auf diesem 
Gebiet vorangehen wollen. 

Aber zugleich sage ich auch klar: Oberflächliche, 
pauschale Forderungen, wie die Einstellung des ge-
samten Übungs- und Ausbildungsbetriebes unserer 
Luftwaffe oder der alliierten Luftwaffen bei uns, sind 
mit den wirklichen Sicherheitsinteressen unseres 
Landes nicht vereinbar. 

(Zuruf von der SPD: Das hat auch keiner ge- 
fordert!) 

— Eine Fraktion — nicht Sie; aber es gibt vier Fraktio-
nen in diesem Hause — hat das schon gefordert. 

Wir haben in den vergangenen Jahren vieles an 
sogenannten alternativen Sicherheitsvorstellungen 
gehört. Heute wissen wir, daß einige in der Sache 
falsch waren, andere zumindest zum absolut falschen 
Zeitpunkt vorgetragen wurden; es gibt ja schließlich 
auch Veränderungen. Es ist ein begrenzter Schritt, 
aber ein interessanter Schritt in die richtige Richtung, 
wenn sich die sozialdemokratische Fraktion gestern 
mit Mehrheit, gegen eine große Minderheit, prinzi-
piell dafür ausgesprochen hat, daß ein vereintes 
Deutschland bis auf weiteres, so haben Sie gesagt, 
Mitglied der NATO sein soll. So ist es zumindest von 
einem Kollegen vorhin vorgetragen worden, dessen 
Formulierung ich nehme. Das ist also ein begrenzter 
Schritt in die richtige Richtung, den ich begrüße. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Unter Bedin-
gungen! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Gut, das ist klar, unter gewissen Bedingungen. Frau 
Kollegin, ich weiß nicht, ob Sie bei der Mehrheit oder 
bei der Minderheit waren. Ich will die Idee im Kern 
aber anerkennen, weil es, wie immer das von Ihnen 
und von uns differenziert zu bewerten ist, natürlich 
gut ist, daß hier zu diesem Zeitpunkt, in dem wir in die 
wirklich sehr bedeutenden Verhandlungen mit den 
Vier Mächten eintreten, eine begrenzte Gemeinsam-
keit wieder möglich ist. Aber ansonsten sind Sie in 
vielen Punkten, die unsere Sicherheitspolitik und un-
sere Bundeswehr berühren, doch meilenweit von dem 
entfernt, was wir für nötig halten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

Ich glaube, daß Standfestigkeit, Prinzipientreue 
und auch ein bestimmtes Maß an Gelassenheit gegen-
über kurzfristigen Schwankungen des Zeitgeistes 
auch in einem Wahljahr dringend notwendig sind, um 
eine verantwortliche Sicherheitspolitik zu gewährlei-
sten. 

Unsere Mitbürger haben schon ein elementares 
Verständnis davon, wie wichtig Sicherheit ist. Sie ver-
langen dies in einer realistischen Einschätzung unse-
rer politischen Umwelt. Die Veränderungen in Europa 
erfolgen ja insgesamt in eine Richtung, die von uns 
begrüßt wird. Sie rufen sehr wichtige Fragen hervor, 
die einer Antwort bedürfen: Wird der Demokratisie-
rungsprozeß in den Staaten des Warschauer Paktes 
anhalten und zu dauerhafter Stabilität führen? Wird  

sich die Sowjetunion diesem Prozeß konsequent an-
schließen? In welchem Maße wird dadurch der politi-
sche Antagonismus in Europa endgültig überwunden 
werden können? Was bedeutet das für die vorhande-
nen Streitkräfte in Europa? Kann die Sowjetunion zu 
einem berechenbaren, stabilen Partner in einem ge-
samteuropäischen Friedenssystem werden? Was wird 
aus dem Warschauer Pakt? Wohin entwickelt sich die 
NATO? 

(Horn [SPD]: Der Warschauer Pakt ist doch 
schon längst weg!) 

— Nein, der ist nicht weg! 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Vom Beg riff 
her! — Zurufe von der SPD) 

— Mir hat der neu berufene Minister eines Mitglied-
staates des Warschauer Paktes vor kurzer Zeit erklärt, 
sein Land beabsichtige, auch nach der Hinwendung 
zur Demokratie Mitglied in diesem System zu bleiben. 
Ich habe das aus erster Hand gehört und stelle deshalb 
die Frage, was daraus wird. Ich will jetzt gar nicht die 
Antwort geben. Mit letzter Sicherheit ist das auch 
nicht zu sagen. 

Zu unseren vorrangigen Zielen gehört erstens, noch 
in diesem Jahr ein Abkommen zur konventionellen 
Rüstungsbeschränkung in Europa zu erreichen. Ich 
habe mich natürlich, Herr Kollege Nolting, über Ihr 
Lob hinsichtlich des abrüstungspolitischen Engage-
ments der Bundesregierung sehr gefreut. Mir kam nur 
in den Sinn, daß wir bis jetzt noch keinen Vertrag 
haben, worauf ich Sie aufmerksam machen möchte. 
Wir unternehmen zwar große Anstrenungen, haben 
aber noch nicht einen einzigen Vertrag. Was wir bis-
her in der Bundeswehrplanung an deutlichem Abbau 
von Planstärken getan haben, ist ein Vorgriff auf ei-
nen Vertrag, den wir erst haben müssen. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Es gibt ein

-

seitige Abrüstung durch die anderen Staa

-

ten!) 

Das sage ich zu weitergehenden Vorstellungen, die 
mir etwas zu sehr in die futuristische Linie hineinge-
hen, wie bis zum Dienstleistungssystem; ich hätte fast 
gesagt: Dienstleistungsabend. Ich glaube nicht, daß 
das im Horizont dessen liegt, was wir für absehbare 
Zeit unter dem Vorzeichen der Wehrpflicht anstreben 
sollten. 

Wir müssen zu den Verhandlungen sagen, daß sich 
die sowjetische Haltung nach sehr guten Fortschritten 
in Wien in den letzten Wochen in wichtigen Punkten 
versteift hat. Es ist schwer verständlich, daß die 
Sowjetunion z. B. fast 2 000 Kampfflugzeuge mehr 
fordert, und zwar mit äußerster Entschiedenheit, seit 
Monaten, bis jetzt ohne Kompromißbereitschaft, als 
wir, die NATO, als Obergrenze für West und Ost für 
erforderlich halten. 

Trotz solcher Schwierigkeiten werden wir uns be-
harrlich — darin sind wir uns in diesem Hohen Hause 
sicherlich einig — , dafür einsetzen, daß in diesem Jahr 
ein Abkommen erzielt wird. Ich bin der Überzeugung, 
daß es das vorrangige Interesse der Sowjetunion sein 
muß, bei einer äußerst kritischen wirtschaftlichen und 
sozialen Lage ein solches Abkommen zu erreichen, 
das sie ja auch von ihren weit überhöhten Rüstungs- 
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belastungen entlasten soll. Unter dem Vorzeichen ei-
ner solchen Erwartung haben wir in der Bundeswehr-
planung, die schon erwähnt wurde, die Zahl der akti-
ven Soldaten von fast 500 000 auf 400 000 zu reduzie-
ren. Ich unterstreiche nur, damit es auch unter uns 
keine Mißverständnisse gibt: Alle weiterführenden 
Perspektiven sind durch den Bechluß der Bundesre-
gierung an weitergehende Rüstungskontrollverein-
barungen gebunden, die zu einer stärkeren Reduzie-
rung der Roten Armee als der stärksten Militärmacht 
Europas führen, als jetzt bei den Wiener Verhandlun-
gen zur Diskussion steht. 

Zweitens. Wir möchten mit unseren Verbündeten 
noch in diesem Jahr die Grundkonzeption für baldige 
Folgeverhandlungen in Wien abstimmen. Wir möch-
ten, daß weiterverhandelt wird: im Hinblick auf noch 
stärker defensiv ausgeprägte Streitkräftestrukturen. 

Drittens. Wir sind auch dafür, möglichst bald nach 
sorgfältiger Vorbereitung Gespräche über die drasti-
sche Reduzierung der substrategischen Nuklearwaf-
fen in Europa einzuleiten. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Abschaffen!) 

Auch hier hat die Sowjetunion heute eine beachtliche 
Überlegenheit. Natürlich muß diese Überlegenheit 
durch diese Verhandlungen beseitigt werden. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das bieten sie doch 
pausenlos an! Diese Gelegenheit hätten Sie 

schon gehabt!) 

— Ich sage es ja hier. Wir müssen international eine 
breite Zustimmung für ein solches Konzept finden. 
Wir werben dafür, innerhalb und außerhalb dieses 
Hauses. 

Darüber hinaus können wir als Westen einer weite-
ren Reduzierung auf ein niedrigeres Niveau zustim-
men, weil mit einem Bruchteil der heutigen Nuklear-
waffen in Europa Stabilität gesichert werden kann. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Wozu brauchen wir 
denn noch Nuklearwaffen? — Dr. Mechters- 
heimer [GRÜNE]: Das ist doch wirklich ver- 

altet!) 

Viertens. Schließlich ist es unser vorrangiges Ziel, in 
diesem Jahr zu Ergebnissen bei den Gesprächen der 
Außenminister der beiden deutschen Staaten und der 
Vier Mächte über die außen- und sicherheitspoliti-
schen Rahmenbedingungen für ein vereintes 
Deutschland zu gelangen. Ich will einmal sagen, daß 
hier vor allem auch die Vertreter der Bundeswehr am 
Verhandlungstisch in Wien aktiv mitwirken. Der mit 
Engagement und Erfolg eingebrachte Sachverstand 
hoher Bundeswehroffiziere hat in Ost und West in 
Wien Anerkennung gefunden. Das sollte auch einmal 
im Deutschen Bundestag hervorgehoben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, bei der FDP und 
der SPD) 

Denn ohne diesen Sachverstand — bei aller Anerken-
nung für die Leistung der anderen Beteiligten — wäre 
der Fortschritt, von dem ich gesprochen habe, nicht 
möglich. Ich sage das hier auch, weil gelegentlich der 
Eindruck erweckt wird, die Bundeswehr hätte mit der 
Abrüstung nichts im Sinn. Ein bißchen klang das auch 
bei Herrn Mechtersheimer an: Sie springen gleichsam 

mit letzter Not auf schon fahrende Züge. Das ist sicher 
falsch. Unsere Soldaten sind sich ihrer Verantwortung 
für die Sicherheit unseres Landes bewußt. Sie sind 
bereit, diesen Auftrag unter veränderten, wenn es 
geht und was wir wollen, günstigeren Bedingungen, 
auch mit geringerem Streitkräfteumfang und weniger 
Waffen, allerdings auch moderner Ausrüstung wahr-
zunehmen. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Aber nicht so 
teuer!) 

Wir dürfen unser eigentliches Ziel nicht aus dem 
Auge verlieren. So richtig es ist, daß Abrüstung be-
schleunigt werden muß, damit sie sich parallel zur 
politischen Dynamik vollzieht, so richtig ist es auch, 
daß es letzten Endes im Kern  um die wirkliche politi-
sche Gesundung Europas geht. Das ist das Wichtigste. 
Erst die wirkliche Bereitschaft zum Interessenaus-
gleich, zur Kooperation, zur Vertrauensbildung redu-
ziert die gegenseitigen Bedrohungsvorstellungen. 
Vertrauen zwischen den Staaten, das seinen Aus-
druck in konkreten, verbindlichen Vereinbarungen 
findet, kann am Ende Streitkräfte vermindern, weil 
die Gesellschaften dann eine Begründung für ein 
Übermaß an Rüstung nicht mehr kennen. Das muß 
unser Ziel sein. Darauf arbeiten wir hin. 

Das ist auch die eigentliche Herausforderung für die 
Sowjetunion. Der Wandel in Europa bedarf einer Ab-
sicherung durch Verteidigungsfähigkeit. Unsere 
Streitkräfte werden die Aufgabe auch weiterhin mit 
den Verbündeten wahrzunehmen haben. Vor allem 
aber sollten wir uns darin verstehen, daß das öffentli-
che Nennen von Umfangszahlen als solches nichts 
bringt. Es muß konkretisiert werden. Es müssen fun-
dierte Berechnungen und Begründungen mitgeliefert 
werden. Es muß am Rüstungskontrollprozeß der Ent-
wicklung in ganz Europa orientiert werden, mit gesi-
cherten Absprachen. 

Natürlich bedeutet jede Streitkräfteplanung auf 
dem Boden der Prognose zugleich auch die Weichen-
stellung für kostenträchtige Entscheidungen. Der 
Ausgangspunkt ist, daß wir heute noch fast 500 000 
Soldaten und etwa 180 000 zivile Mitarbeiter haben. 
Sie haben einen besonderen Anspruch auf Obhut und 
Fürsorge. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Wir müssen deshalb also längerfristige Ho rizonte ent-
wickeln, auch in der Umsetzung der schon getroffe-
nen und noch zu treffenden Entscheidungen. Das ist 
wichtig, damit eine Demotivation vermieden wird. Die 
Soldaten und die zivilen Mitarbeiter müssen wissen, 
daß unser Staat seine eingegangenen Verpflichtun-
gen ihnen gegenüber einhalten wird. Das Treuever-
hältnis auf Gegenseitigkeit bleibt bestehen. 

Meine Damen und Herren, die Einzelmaßnahmen 
der neuen Bundeswehrplanung sind einschneidend: 
Die Marine wird deutlich verringert, das Heer wird 
eine Struktur mit erheblich geringerer Präsenz, verän-
derten Schwerpunkten in Ausrüstung und Bewaff-
nung bekommen, auch die Luftwaffe wir kleiner wer-
den und in ihrer materiellen Ausstattung nicht ohne 
Abstriche bleiben. 
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Abrüstungsprozesses aber — wir arbeiten für den Er-
folg — ist damit die richtige Richtung angezeigt. Ich 
will  auch hier gegenüber einiger Kritik sagen: In 
Wahrheit gehören wir zu den ersten Regierungen des 
Atlantischen Bündnisses, die gleichsam noch im Vor-
griff auf Wien so weitreichende Umstellungen plane-
risch auf Reduzierung hin nicht nur diskutiert, son-
dern auch beschlossen haben. 
Natürlich gibt es seit November, Dezember und Ja-

nuar ein paar neue Unbekannte. Wir wissen noch 
nicht, wie unter dem Vorzeichen der jetzt näherrük-
kenden Einheit Deutschlands gesamtdeutsche Streit-
kräfte aussehen werden. Wir haben in diesen Tagen, 
wie Sie wissen, die ersten Gesprächskontakte. Man 
kann dies aber nicht in ein oder zwei Gesprächen klä-
ren. Die Tatsache, daß gegenüber November die Per-
spektive der deutschen Einheit jetzt zeitlich näherge-
rückt ist, stellt auch hier neue Fragen. Natürlich ist, 
dies vor allem der Sicherheitsstatus der DDR, ein 
Thema der Zwei-plus-Vier-Gespräche. Wir wissen 
nicht, wie lange nach den Vorstellungen der Sowjet-
union die Rote Armee im Gebiet der heutigen DDR 
bleiben soll. Natürlich ist das eines von mehreren The-
men. Vor einer wirklich seriösen Fortschreibung von 
Bundeswehrplanung brauchen wir die Antworten 
hierauf, genauso wie die ersten Abrüstungsergeb-
nisse in Wien. Ich möchte Sie nur darauf aufmerksam 
machen. 
Meine Damen und Herren, der Wandel in Europa 

bedarf der politischen Steuerung, der Harmonisie-
rung und der Koordinierung. Er bedarf der Stabilisie-
rung und der Beteiligung der USA in diesem Prozeß. 
Deshalb ist die NATO ein berechenbares, stabilisie-
rendes Moment, auch für die Zukunft. Sie soll den 
friedlichen Wandel stützen und Mißbrauch verhin-
dern. Es muß eigentlich im Interesse der Sowjetunion 
liegen, einen solchen berechenbaren, auf Stabilität im 
Innern und nach außen ausgerichteten Ansprech- und 
Verhandlungspartner zu haben, damit wir zu gemein-
samen Lösungen kommen können. 
Wir wollen unser Ziel nicht aus dem Auge verlieren: 

die Überwindung des politischen Antagonismus in 
Europa und, soweit es geht, den f riedlichen Ausgleich 
von Interessen, aber zugleich Sicherheit und Verteidi-
gungsfähigkeit. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gerster (Worms). 

Gerster (Worms) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Erinnern wir uns an den Ausgangs-
punkt, an den Auslöser dieser Debatte. Der Ausgangs-
punkt ist, daß sich die Bundesregierung nach über 
einem Jahr außerstande sieht, eine Große Anfrage zur 
sicherheitspolitischen Lage und zur Entwicklung der 
Bundeswehr zu beantworten. Sie weicht aus, und sie 
sieht sich einfach nicht in der Lage, auf verschiedene 
Fragen zu antworten. 
Lieber Herr Nolting, es ist schlicht lächerlich, wenn 

Sie die wenigen Fragen herausgreifen, die durch die 

Entwicklungen der letzten Monate so nicht mehr ak-
tuell sind. 

(Nolting [FDP]: Ich hätte noch eine ganze 
Reihe mehr nennen können!) 

Herr Minister Stoltenberg, es ist auch wenig über-
zeugend, wenn Sie sagen: Manche dieser Fragen stel-
len sich vor dem Hintergrund der beginnenden Zwei-
plus-Vier-Verhandlungen und der deutschen Einheit 
neu und können deswegen nicht abschließend beant-
wortet werden. Wenn Sie bei bestimmten Einzelfra-
gen so geantwortet hätten, hätten wir mit Sicherheit 
nicht kritisiert, daß Sie bestimmte Fragen der langfri-
stigen Entwicklung jetzt nicht abschließend beant-
worten können. Sie weichen aber generell aus und 
weigern sich, Fragen zu beantworten, die vor allen 
Dingen auch aus der Bundeswehr selbst mit viel Sorge 
an jeden Politiker gerichtet werden, der Truppenbe-
suche macht, der Kontakte mit den Soldaten hat, mit 
vielen, die sich im Bundeswehr-Verband und an-
derswo engagieren. Sie weichen dem aus, weil Sie 
genau wissen, daß einige Fragen die bisherige Politik 
der letzten Jahre und Monate in einem etwas schwie-
rigen Licht erscheinen lassen, und Sie weichen auch 
dort aus, wo Sie sich prinzipiell verpflichtet haben, 
regelmäßig zu informieren, etwa was die Vorlage ei-
nes Weißbuches angeht. Wir warten jetzt seit fünf Jah-
ren auf ein neues Weißbuch. Das ist der längste Zeit-
raum überhaupt, seit es Weißbücher gibt, daß wir auf 
ein Weißbuch warten müssen. Auch hier sehen Sie 
sich außerstande, eine Bilanz zu ziehen und eine Per-
spektive aufzuzeigen. 

Sie gehen auch mit fragenden Abgeordneten in ei-
ner Weise um, die fast parlamentarisch zu beanstan-
den ist; also nicht nur von den Betroffenen, sonder 
hinsichtlich dessen, was den Umgang der Exekutive 
mit der Legislative, dem Parlament, angeht. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Mech

-

tersheimer [GRÜNE]) 

Wenn man z. B. fragt, ob die Bundeswehr dort, wo 
erkennbare Reduzierungen stattfinden werden, auf 
regionale Strukturen Rücksicht nehmen wird und pri-
mär aus Ballungsgebieten herausgehen wird — wo 
das möglich ist —, dann antworten Sie in einer derma-
ßen lapidaren und allgemeinen Weise, daß hieraus 
nicht erkennbar wird, ob dieses Prinzip von der Regie-
rung geteilt wird. Und wenn wir etwa fragen, inwie-
weit Sie den einzelnen Standorten etwas sagen kön-
nen, wann Sie ein Konzept vorlegen können, dann 
verweisen Sie auf das Jahr 1991 — mit dem Zusatz 
„frühestens 1991". Dies schlicht und ergreifend des-
wegen, weil Sie die Bundestagswahl überleben wol-
len und weil Sie natürlich befürchten, daß Sie in Re-
gionen, die eine besonders starke wi rtschaftliche Ab-
hängigkeit von militärischer Infrastruktur haben, bei 
der Sorge um Arbeitsplätze, bei der Sorge um Kauf-
kraft, bei der Sorge um die dortige regionale Struktur 
in Schwierigkeiten kommen werden. 

(Nolting [FDP]: Wie Herr Bahr in Flens

-

burg!) 

Wir hätten auch hier viel Verständnis, wenn Sie sagen 
würden: Wir können keine abschließende Auskunft 
geben, oder wenn Sie sagen würden: Wir können 
nichts für die Alliierten sagen, weil die im Augenblick 
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selbst nicht mit sich im reinen sind, intern zwar bereits 
etwas entwickeln, aber noch nicht zu Ergebnissen 
gekommen sind. Sie könnten aber die großen Linien 
erkennbar machen, wie die Regierung das, was sie 
bereits beschlossen hat, umsetzen will. 

Diese Beschlüsse — wenn ich nur einmal die Zahl 
400 000 nehme — setzen ja eine Reduzierung der 
Bundeswehr um 20 % voraus. Dazu muß es doch Vor-
stellungen geben. Ich würde die Führungsstäbe sehr 
unterschätzen, wenn ich ihnen nicht zutraute, daß sie 
in einzelnen Fällen längst an der Detailplanung sind, 
nicht nur an der Grobplanung. Sie könnten also 
durchaus, ohne daß Sie sich nach wenigen Wochen 
revidieren müßten, die großen Linien erkennbar ma-
chen, um damit bei allen Betroffenen, bei allen Betei-
ligten Unsicherheit zu beseitigen — bei den Soldaten, 
bei den regional Verantwortlichen, bei denen, die sich 
letztlich um unsere Zukunft und um ihre persönliche 
Zukunft Sorge machen. 

Das alles tun Sie nicht, und Sie bewirken damit ein 
großes Maß an Unsicherheit, das dazu beiträgt, daß 
vor allen Dingen diejenigen, die sich für uns, in unse-
rem politischen Auftrag beruflich und qua Wehr-
pflicht mit dem Verteidigungsauftrag identifizieren 
müssen, zur Zeit in einer Sinnkrise sind, die größer ist 
als vieles, was wir an möglichen, vorübergehenden 
krisenhaften Erscheinungen der Bundeswehr seit ih-
rem Bestehen bereits erlebt haben. 

Herr Minister Stoltenberg, was das Informations-
verhalten des Ministeriums und auch Ihr eigenes In-
formationsverhalten angeht, geht es offenbar auch 
anders. Ich will ein Beispiel nennen. Dazu muß ich auf 
Quellen zurückgreifen, die uns erfreulicherweise zu-
sätzlich und halboffiziell zur Verfügung stehen. In 
„Griephans Wehrdienst" war zu lesen, daß an dem 
Dienstag dieser Woche, also vor zwei Tagen, am 
24. April, der Minister, der ursprünglich nicht bereit 
war, hier im Parlament anwesend zu sein, wenn unser 
Antrag behandelt wird, die Große Anfrage endlich zu 
beantworten — darüber sprechen wir jetzt —, seine 
Fraktion und die Arbeitgruppe „Verteidigung" um-
fassend über den aktuellen Stand der Bundeswehr-
planung, der Strukturabsichten und ähnliches mehr 
informieren wird. Sie können ja den in der Regel gut 
informierten „Griephan", wenn es nicht stimmt, wi-
derlegen. Das ist unser Informationsstand. Wenn es so 
gewesen ist, bedauern wir, daß Sie hier sehr unter-
schiedlich vorgehen. 

Im übrigen wäre das nicht das erste Mal der Fall. Es 
gab ja schon Situationen, in denen Inspekteure in der 
Arbeitsgruppe „Verteidigung" vorgetragen haben 
und dann, wenn die Arbeitsgruppe „Sicherheit" der 
SPD-Fraktion denselben Wunsch auf Information ge-
äußert hat, nicht der Inspekteur abgesagt hat, sondern 
das Ministerium dem Inspekteur seinen Auftritt bei 
der anderen großen Fraktion nicht gestattet hat. So 
kann das gehen mit dem Informationsverhalten ge-
genüber dem Parlament. Das kontrastiert zu dem sehr 
seriösen Auftreten, Herr Minister Stoltenberg, das Ih-
nen immer wieder gelingt. Das kontrastiert sehr dazu. 
Deswegen werden Sie verstehen, daß wir Ihr Handeln 
nehmen müssen, um Sie zu beurteilen und nicht mög-

licherweise Ihre Absichten oder Ihren Stil, der dieses 
Handeln manchmal überdeckt. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Daran ist der 
Wimmer schuld!) 

Das, was Sie an perspektivischen Andeutungen er-
kennen lassen — mehr ist das nicht — , ist dann oft 
sehr nebulös, sehr allgemein. Sie knüpfen damit auch 
an Ihre Vorgänger — an Wörner und Scholz — an, die 
immer zum falschen Zeitpunkt Durchhalteparolen 
ausgegeben haben. Ich erinnere nur an das höchst 
unglückliche operative Minimum von 456 000 prä-
senten Soldaten, das der scheidende Minister Wörner 
in die Welt gesetzt hat. Wir und vor allem die Hardt

-

höhe brauchten Jahre, um davon herunter zu kommen 
und endlich wieder mit einer gewissen Ergebnisoffen-
heit Bundeswehrplanung betreiben zu können. Sie 
schaden mit diesem im politisch argumentativen 
Sinne rein defensiven Verhalten der Bundeswehr. Sie 
verhindern damit Transparenz, und Sie vermitteln 
nicht einmal ein Mindestmaß an Perspektive. 

Ich könnte gut verstehen, wenn Ihre politische Er-
fahrung zum Teil der Grund dafür ist. Ich denke etwa 
an das Verhalten der Bundesregierung insgesamt und 
der Koalition in den letzten Monaten. Noch vor einiger 
Zeit hat der Bundeskanzler markig verkündet: „Es 
gibt den längeren Wehrdienst" . Ich habe hier Presse-
ausschnitte, die noch gar nicht so alt sind. „Der Kanz-
ler" — so steht hier zu lesen — „wird den Streit um die 
Verschiebung" — damals ging es um die Erhöhung 
von 15 auf 18 Monate — „durchstehen". Bezeichnen-
derweise hat er dies nach einem Gespräch mit Wel-
lershoff erklärt. Er wird das durchstehen und er wird 
nicht populistisch in die Knie gehen, so war den Mit-
teilungen zu entnehmen. Inzwischen wissen wir, daß 
schon die 15 Monate nicht mehr der letzte Stand sind. 
Wir nähern uns den zwölf Monaten. Wir sagen auch ja 
dazu. Wir sagen aktiv und gewollt ja dazu. Aber Sie 
tun das im Sinne einer Salamitaktik. Sie geben immer 
das ab, was gar nicht anders zu halten ist. Damit neh-
men Sie die Änderungen vor, die geradezu zwingend 
sind, die aber nicht perspektivisch zum richtigen Zeit-
punkt vorgenommen werden können. 

Auch das Hin und Her in der Koalition um die Wehr-
strukturkommission, die dann schließlich zu einer Art 
Beirat innerer Führung neuer Prägung geführt hat, 
gehört zu diesem leidigen Kapitel und vor allem auch 
zu der internen Auseinandersetzung der Koalition. 
Dabei gehören sicherlich nicht Sie, Herr Kollege Nol-
ting, zu den drängenden, schwierigen, im guten Sinne 
und im Interesse der Sache schwierigen Partnern ge-
genüber dem Verteidigungsminister. Es sind andere 
Kollegen Ihrer Fraktion, die drängende und schwie-
rige Partner für die Hardthöhe und für den Minister 
sind. Ich begrüße das sehr. Das verbindet uns auch 
menschlich und sachlich mit einigen Ihrer Kollegen. 
Sie gehören nicht dazu. Sie fahren im Zweifelsfall die 
wirksamsten Entlastungsangriffe aus Ihrer persönli-
chen Sicht 

(Nolting [FDP]: Das tut mir aber leid!) 

sozusagen als Stahlhelmer der Koalition, und viel-
leicht gilt dies auch noch für den in seiner Beständig-
keit sympathischen Kollegen Ortwin Lowack. 
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Herr Minister Dr. Gerhard Stoltenberg hat noch am 
23. Januar — nachzulesen in der „Welt" — eindring-
lich seine Koalitionspartner von der FDP gewarnt — 
wie es hier zu lesen steht — , die 400 000 zu unter-
schreiten. Ich nehme an, Sie, Herr Nolting, waren 
nicht unter denen, die solche unziemlichen Gedanken 
hegten. Inzwischen, wenige Wochen später, ist auch 
das nicht mehr der letzte Stand. Sie haben das Unter-
schreiten der 400 000 inzwischen als Möglichkeit an-
gedeutet. 

(Nolting [FDP]: Gerster hat nicht zugehört!) 

Ich will hier noch einmal enumerativ und als Auf-
zählung von Stichworten erwähnen, in welchen ent-
scheidenden Fragen sich die Koalition zwischen FDP 
und CDU/CSU in den letzten Monaten und Jahren 
nicht einig war: Wehrstrukturkommission, Friedens-
umfang, die FDP ist für 350 000, seit Möllemann sich 
durchgesetzt hat, Dauer des Grundwehrdienstes, Ent-
wicklung und Beschaffung des Jägers 90, Modernisie-
rung von Kurzstreckenwaffen, dritte Null-Lösung und 
das Konzept der gemeinsamen Sicherheit. Das alles 
waren schwerwiegende sicherheitspolitische Fragen, 
um die wir in den letzten Jahren gerungen haben. Zu 
dem Zeitpunkt, als wir darum gerungen haben, waren 
sie jeweils innerhalb der Koalition zutiefst umstritten. 
Man kann im Grunde genommen von einem sicher-
heitspolitischen Grunddissens in der Koalition spre-
chen, einem Grunddissens, der uns in der Sache 
durchaus mit Hoffnungen erfüllt, was übergreifende 
Gemeinsamkeiten angeht, um den Sprung nach vorn 
zu schaffen, wenn diese Phase der Stagnation über-
wunden werden kann, die wohl auch dadurch bedingt 
ist, daß sich der Minister und der Generalinspekteur in 
ihrer übervorsichtigen und wenig transparenten Hal-
tung gegenseitig zu bestärken scheinen. 

Die Symptome der Unzufriedenheit sind mit 
Händen zu greifen. Ich nenne nur zwei Beispiele. Da 
ist zum einen die Zahl der Eingaben beim Wehrbeauf-
tragten, in der auch die Unzuf riedenheit der Wehr-
pflichtigen, nachdem sie ihren Dienst hinter sich ha-
ben, zum Ausdruck kommt. Wenn wir hier nicht neue 
Antworten auf alte Fragen geben und Sie auch nicht 
unsere Fragen, die unverändert aktuell sind, beant-
worten, werden wir diese Unzuf riedenheit auch inner-
halb der Bundeswehr nicht beheben können. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat das Wort der 
Abgeordnete Lowack. 

(Nolting [FDP]: Das Kompliment würde ich 
jetzt aber zurückweisen! Das macht verdäch-

tig!) 

Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich stelle mit großer 
Genugtuung fest, daß tatsächlich die nettesten Kolle-
gen des Deutschen Bundestags übriggeblieben sind. 
Nachdem auch unsere Wohnungsbauministerin ge-
rade einmal hereingeschnuppert hatte, 

(Frau Hasselfeldt [CDU/CSU]: Hier ist sie!) 
ist das Kabinett sogar überrepräsentiert. 

Es ist bereits vieles angeklungen, was die Entwick-
lung der deutschen Streitkräfte bet rifft. Ich glaube, 
wir könnten das auch auf die größere Einheit bezie-
hen. Wir sollten am Ende dieser Debatte durchaus 
festhalten: Kein politisches Bündnis, kein Verteidi-
gungsbündnis war in der Vergangenheit erfolgreicher 
als das Nordatlantische Bündnis. 

(Frau Geiger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die integrierte Verteidigung einschließlich der Fle-
xible response, aber auch das Prinzip der Vornevertei-
digung haben sich in der Vergangenheit als richtig 
erwiesen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das gilt 
nicht nur für die Vergangenheit. Die NATO hat heute 
die große Chance, für die Zukunft Weichen zu stellen, 
die bedeuten, daß es in Europa nie wieder einen Krieg 
geben wird. Nur, dazu gehört Beständigkeit, dazu 
gehört Prinzipienfestigkeit, und dazu gehört nicht, 
daß man vor den Problemen davonläuft. 

Ich glaube, ein wichtiger Beitrag zur Erhaltung des 
Friedens ist auch die Überwindung der Teilung Deut-
schlands. Gerade hier hat sich erwiesen, daß das Fest-
halten an Prinzipien und auch die Verpflichtung der 
Bündnispartner auf die deutsche Einheit ganz wich-
tige Elemente sind. Sie wissen, daß sich auch die 
NATO die Überwindung der deutschen Teilung zur 
Aufgabe gemacht und die NATO-Partner durch den 
Hermel -Bericht darauf verpflichtet hat. Es waren si-
cher die positive wirtschaftliche Entwicklung bei uns, 
die Attraktivität der Europäischen Gemeinschaft, aber 
auch die Stabilisierung unserer wirtschaftlichen Ent-
wicklung seit 1983, die dieses Ergebnis ermöglicht 
haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer Gor-
batschow immer als den großen Heiligen darstellt, 
dem wir alles zu verdanken hätten, 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Der vergißt 
den Lowack!) 

der vergißt, daß entscheidend war, welche Bedingun-
gen Gorbatschow vorgefunden hat und daß er feststel-
len mußte, daß der Westen in der Lage war, auf die 
großen sowjetischen Herausforderungen und Überrü-
stungen stabil und einig zu reagieren und damit zu 
zeigen, daß man nur am Verhandlungstisch zu Abrü-
stungsergebnissen kommen kann, aber nicht durch 
politischen Zwang. 

Mit der Überwindung der deutschen Teilung über-
winden wir — das sollten wir ruhig einmal als außen-
politischen Aspekt bei einer sicherheitspolitischen 
Debatte mit sehen — auch die Teilung Europas. 

Die europäisch- amerikanische Zusammenarbeit 
bleibt ein großer historischer Fortschritt. Wir sollten 
diese Zusammenarbeit, die sich in erster Linie im mili-
tärischen Bereich ausgestaltet hat, auf keinen Fall in 
Frage stellen oder etwa aussetzen wollen. Eher noch: 
Wir sollten uns bemühen, daß diese Zusammenarbeit 
in der Zukunft gefördert wird und vielleicht auch noch 
einen stärkeren wirtschaftspolitischen, allgemeinpoli-
tischen Charakter bekommt. Die europäische sicher-
heitspolitische Zusammenarbeit kann diese atlanti-
sche Zusammenarbeit nicht ersetzen. Wir sollten den 
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Amerikanern klar ein Angebot unterbreiten, das sie 
auch in Zukunft an Europa bindet. 

Die Bundesrepublik Deutschland war und bleibt 
Mitglied der NATO. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Wie lange denn?) 

Wir können nicht bereit sein, etwa bei den Verhand-
lungen Zwei plus Vier einen Sonderstatus der DDR 
festzuschreiben. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, es 
gibt keine Sicherheitsinteressen der UdSSR, die be-
deuten, daß wir weiter sowjetische Truppen in 
Deutschland haben müßten. Wir Deutschen haben in 
45 Jahren seit Ende des letzten Weltkriegs nicht nur 
bewiesen, daß wir verläßliche Partner in Bündnissen 
sind und daß wir wie kein anderes Land in die Welt-
wirtschaft und in die Europäische Gemeinschaft inte-
griert sind, sondern wir haben durch den Verzicht auf 
atomare, biologische und chemische Waffen und 
durch eine reine Defensivstruktur auch bewiesen, daß 
wir keine Gefahr für unsere Nachbarn sind. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: So? — Dr. Mech-
tersheimer [GRÜNE]: Punkt!) 

45 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs be-
steht keinerlei Notwendigkeit für die Anwesenheit 
sowjetischer Truppen. Warschauer Pakt und NATO 
sind nicht miteinander vergleichbar. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Deswegen müssen 
die Amerikaner bleiben!) 

Deswegen kann es auch nicht darum gehen, daß die 
eine Seite behauptet, sie erlitte einen Substanzverlust 
oder hätte etwa einen Terraingewinn der NATO zu 
akzeptieren. Das ist genau das überholte Denken, von 
dem Sie ja öfters sprechen. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Sollen die Amerikaner 
doch rausgehen?) 

Es gibt auch keine Siegerrechte, wie sie die Sowjet-
union behauptet, die es hier abzulösen gälte. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Das ist aber 
gefährlich!) 

Wir sind nicht bereit, Zahlungen etwa dafür zu leisten, 
daß die Sowjetunion auf deutschem Territorium Trup-
pen unterhält. Die Sowjetunion muß natürlich wissen, 
daß wir gern bereit sind, mit ihr zu kooperieren, aber 
ausschließlich auf der Ebene der Gleichberechtigung 
und nicht auf der Ebene eines besetzten Landes. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Das ist eine 
neue Kategorie!) 

— Ja, Sie werden noch einiges hören, lieber Kollege 
Mechtersheimer! 

(Heistermann [SPD]: Völkerrechtliche Ver-
träge lösen Sie so einfach auf?) 

Ich bin auch skeptisch, ob die KSZE-Verhandlun-
gen die großen Hoffnungen, die manchmal in sie ge-
setzt werden, wirklich erfüllen können. Sie können 
sicher als Instrumentarium zum Austausch und als 
Plattform für die verschiedensten Gespräche genutzt 
werden. Aber sie können das Problem einer Sicher-
heitsstruktur nicht lösen. Hier gibt es für uns nur eine 
Antwort: Es wird auch in Zukunft eine Sicherheits-

struktur innerhalb der NATO und auch eine inte-
grierte deutsche Verteidigung geben. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Damit die Russen kon

-

trolliert bleiben!) 

—Es geht nicht darum; nein. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Um was denn 
sonst?) 

—Lieber Kollege von Bülow, wir haben doch mit der 
integrierten Verteidigung unsere Verteidigung am 
besten organisiert, weil sie nicht nur der sicherste Weg 
war, indem man andere für die Verteidigung des eige-
nen Landes engagiert hat, 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Ja, ja!) 

sondern sie war doch auch die billigste. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Und warum 
denn dann auflösen?) 

Wir zahlen 2,3 % unseres Bruttosozialprodukts für die 
Verteidigung. Kaum ein Land in der Welt zahlt so 
wenig. Die Vereinigten Staaten von Amerika liegen 
bei 6,5 %, Frankreich bei 5,6 %, Großbritannien bei 
über 5%. Wir haben es fertiggebracht, andere zu en-
gagieren. Das ist die intelligente Art und Weise, Ver-
teidigung mit möglichst wenig eigenen Kosten, aber 
möglichst großem Effekt zu organisieren. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Wo sind die 
NATO-Grenzen?) 

Meine lieben Kollegen und Kolleginnen, viel wich-
tiger sind doch heute die Gespräche und vor allem die 
Ergebnisse in Wien. Viel wichtiger ist die deutsche 
Einheit. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Immer: 
Deutsch! Selbstverständlich!) 

Viel wichtiger ist der Ausbau der Europäischen Ge-
meinschaft. Viel wichtiger sind doch sicher auch of-
fene Grenzen, die uns einen ganz anderen Austausch 
zwischen den Menschen ermöglichen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Bun-
deswehr wird sich sicher neuen sicherheitspolitischen 
Anforderungen anpassen. Aber das kann nicht im 
luftleeren Raum geschehen. Sie wird nach den Ver-
einbarungen in Wien sicher eine neue Bestandsauf-
nahme zu machen und die Planung umzustellen ha-
ben. 

Aber wir sollten nicht vergessen, daß ja längst auch 
die „Heeresstruktur 2000" ein reines Abrüstungsmo-
dell gewesen ist, in dem wir von 34 voll einsatzfähigen 
Brigaden auf 16 heruntergehen wollen. Auch das wird 
überarbeitet. Aber auch das war bereits im Vorfeld ein 
echtes Abrüstungsmodell. Wir werden weniger Solda-
ten haben. Aber wir brauchen sicher eine bessere 
Technik. 

Wir sollen uns nicht davor drücken: Auch der Jä-
ger 90 ist ein Gerät, das ernsthaft in der weiteren Ver-
teidigungsfähigkeit eingebaut bleiben muß. Es geht 
nicht nur um den Technologieanteil der Europäer, 
sondern auch darum, daß wir heute mit veraltetem 
Fluggerät nicht mehr in der Lage sind, den Auftrag zu 



16318 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. April 1990 

Lowack 

erfüllen, und schon deshalb auf die Unterstützung 
durch die Alliierten angewiesen sind. 

(Lachen bei der SPD — Dr. von Bülow [SPD]: 
Sie kriegen doch jede Menge MiG 29! Das ist 

ein hervorragendes Flugzeug!) 

Wir werden bei einer Wehrpflichtarmee bleiben, 
obwohl der Gedanke an eine Berufsarmee sicher ei-
nige verführerische Perspektiven eröffnet. Wir wer-
den bei der Auftragstaktik und bei der Verantwortung 
des Führers und des Unterführers bleiben. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Jawohl!) 

Wie groß die deutsche Armee im Endergebnis sein 
wird, können wir heute sicher nicht festlegen. Ich 
kann mir z. B. auch vorstellen, daß wir die NVA für 
eine Übergangszeit nicht in die Verantwortung eines 
deutschen Verteidigungsministers, sondern — warum 
auch nicht? — eines gesamtdeutschen Innenministers 
einbringen. Das würde vielleicht organisatorisch eini-
ges erleichtern. 
Immerhin ist — ich hatte es vorhin bereits gesagt — 

der  Anteil der Ausgaben für die Verteidigung am 
Bruttosozialprodukt im internationalen Vergleich au-
ßerordentlich niedrig. Meine sehr verehrten Kollegen 
von der Opposition, es war doch in Ihrer Zeit, als der 
Anteil des Verteidigungsbudgets am Bundeshaushalt 
mehr als 22 % betragen hat. Wir haben ihn in der Zwi-
schenzeit auf unter 18 % gedrückt. Wir haben die Ver-
teidigung weltweit am günstigsten organisiert, 

(Heistermann [SPD]: Früher haben Sie dar-
über aber heftig geweint!) 

obwohl wir im Hauptspannungsgebiet liegen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Frieden 
ist etwas Dynamisches, nichts Statisches. 

(Heistermann [SPD]: Der Lowack wird jetzt 
auch dynamisch!) 

Er muß jeden Tag, lieber Kollege Dieter Heistermann, 
neu erkämpft, gehalten, errungen, organisiert wer-
den. Den ewigen Frieden gibt es nicht, vielleicht in 
manchen Hirnen bei Sozialdemokraten und GRÜ-
NEN. Aber wir stehen in der Verantwortung; wir kön-
nen allein mit dieser Hoffnung auf den ewigen Frie-
den hier nicht auskommen. Eine effektive Bundes-
wehr, eingebettet in eine integ rierte atlantisch-euro-
päische Verteidigung bleibt die große Zukunftsauf-
gabe für alle engagierten Verteidigungs- und Außen-
politiker. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Jetzt hat der Abgeord-
nete Dr. von Bülow das Wort. Ich hoffe, daß Sie von 
der angedeuteten Möglichkeit Gebrauch machen 
werden. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Ich will jetzt doch re

-

den!)  

— Das ist bedauerlich. 

Dr. von Bülow (SPD): Ich hatte ursprünglich vor, 
weil es so langweilig war, meine Rede zu Protokoll zu 
geben, weil zu wenig zuhören. Aber schließlich sind  

wir jetzt 13 Monate hinter der Sache her, und da tut es 
auch nichts, wenn wir das jetzt noch anhören. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Jetzt wird es noch langweiliger!) 

— Warten Sie es doch ab. Sie können auch während 
der Zeit telefonieren, das ist doch kein Problem für 
Sie! 

Vor rund 13 Monaten erhielt der Bundesminister 
der Verteidigung vom Parlament oder von der SPD

-

Fraktion die Aufgabe, eine Anfrage über die Zukunft 
der Verteidigung, ihrer Struktur und der Auswirkung 
auf die Truppe, die Indust rie, die Standorte, Garniso-
nen zu beantworten. Bestandsaufnahme und Lö-
sungsvorschläge waren gefragt, damit an Hand dieser 
Angaben dann gezielt Politik gemacht werden kann. 
Der Bundesminister der Verteidigung ist nun auch im 
13. Monat nicht in der Lage, seine Hausaufgabe vor-
zulegen; nicht einmal eine Entschuldigung liegt vor. 
Dabei zielen die Fragen der SPD-Bundestagsfraktion 
eigentlich in den Kernbereich des Aufgabengebiets 
des Bundesministers der Verteidigung. In einem gut 
geführten Ministe rium liegen die Antworten auf na-
hezu alle Fragen zumindest in Optionen vor, damit 
sich die Politik dann für den einen oder anderen Weg 
entscheiden kann. 

Der Generalinspekteur meinte in einem seiner 
kürzlichen Interviews, zur Erarbeitung neuer Struktu-
ren in den Streitkräften brauche man rundweg zwei 
Jahre, um zu durchdachten und durchgerechneten 
Lösungen zu kommen. Das ist völlig richtig. 

(Heistermann [SPD]: Da sind die seit 1984 
dran!) 

Doch dieser Vorlauf fehlt dem Ministe rium, weil sich 
die politische Leitung der Hardthöhe nun schon seit 
Jahren weigert, die Zukunftsaufgaben rechtzeitig an-
zupacken. 

(Zumkley [SPD]: So ist es ganz sicher!) 

Weil Sie, Herr Stoltenberg, und Ihre Amtsvorgänger 
nicht rechtzeitig über die wichtigsten Fragen der Ab-
rüstung, der Streitkräftestrukturen, der Fortentwick-
lung der Strategien und Beschaffung nachgedacht ha-
ben, stehen Sie heute wie ein Schüler ohne Hausauf-
gaben vor dem Parlamemt. Um ein Haar wäre es Ih-
nen auch noch geglückt, wie in Pennälerzeiten die 
Peinlichkeit mit Schwänzen auszusitzen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Das amerikanische und angelsächsische Recht 
kennt den Begriff des Contempt of court, der Verach-
tung des Gerichts. Auf die Nicht-Aussage vor Gericht, 
auf Nicht-Herausgabe von Unterlagen, auf das Nicht

-

Erscheinen von Zeugen stehen wegen Verachtung 
des Gerichts hohe Geld- und Haftstrafen. Die gleiche 
Strafandrohung wie den Gerichten steht dem ameri-
kanischen Parlament auf jeden Fall zur Verfügung. 
Dort würde kein Beamter und kein Regierungsmit-
glied es wagen, sich dem Kongreß in einer Weise zu 
verweigern, wie es Stoltenberg mit dem Bundestag 
versucht. 

In unserer Form der parlamentarischen Demokratie 
kann die Kultur des Umgangs miteinander im Parla-
ment letztlich nur von der jeweiligen Regierungs- 
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mehrheit sichergestellt werden. Wenn dieses angeb-
lich so Hohe Haus von Mitgliedern der Regierung in 
die Rolle des Hampelmanns versetzt wird, so haben 
dies die Mitglieder der Regierungsmehrheit im Parla-
ment zu verantworten, Herr Nolting. Wer Demokratie 
will, muß unerbittlich für die Einhaltung der Spielre-
geln sorgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben ja Verständnis nicht nur dafür, daß das 
Aussitzen von Problemen bei starken Nerven ein Mit-
tel der Politik sein kann, 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Ist!) 

wir wissen auch aus unserer Regierungserfahrung, 
daß man versucht, die Anhäufung von für den Wähler 
schlechteren Nachrichten hinter Wahlen zu schieben 
und die Bonbons vorzuziehen — und so wird das mit 
den zwölf Monaten ja auch geschehen — , doch man 
darf sich nicht, wenn man eine völlig manipulierte 
Demokratie vermeiden will, vor der Beantwortung 
von Fragen drücken, die für das ganze Volk, insbeson-
dere aber für die Angehörigen der Bundeswehr, die 
Gemeinden, in denen die Bundeswehr stationiert ist, 
die Mitarbeiter von Rüstungsbetrieben von existen-
tieller Bedeutung sind. 

(Beifall bei der SPD — Heistermann [SPD]: 
Das ist das Problem!) 

Es vergeht doch kein Truppenbesuch, in dem nicht 
von den Offizieren bis zu den Mannschaften nach 
Orientierung durch die Politik gerufen wird: 

(Hauser [Esslingen] [CDU/CSU]: So wie 
Bahr: 50 % reduzieren! — Nolting [FDP]: 

Egon Bahr läßt grüßen! Flensburg!) 

Was wird aus unserem Beruf? Was wird aus unserem 
Standort? Was wird aus unseren Familien? Was sollen 
die Vorgesetzten den Wehrpflichtigen erklären? 

Die Veränderungen in der Sowjetunion gehen nun 
schon in das fünfte Jahr. Die Sowjetunion ist mitten 
auf dem Wege, ihre Streitkräfte auf das nume rische 
Maß der NATO herunterzurüsten, und ist bereit, ge-
meinsam mit dem Westen noch weiterzugehen. Die 
bisherigen Verbündeten der Sowjetunion haben sich 
dem Warschauer Vertrag entwunden, obwohl die ver-
traglichen Bindungen nach wie vor bestehen. 

In der Bedrohungsrechnung (West), Herr Stolten-
berg, klafft inzwischen eine Lücke von fast 70 Divisio-
nen. Die sowjetischen Streitkräfte ziehen sich aus der 
Tschechoslowakei und aus Ungarn zurück. Trotz 
größter Schwierigkeiten mit der Unterbringung der 
zurückgekehrten Soldaten nimmt die Sowjetunion 
eher die Unterbringung in Zelten in Kauf, als die an-
gekündigten Termine nicht einzuhalten. Die einzige 
Bitte, die kürzlich ein hoher sowjetischer General an 
die NATO oder an die Deutschen richtete, lautete, 
man habe den Wunsch, sich in Würde zurückziehen 
zu können. 

Da sitzt nun schon der dritte Verteidigungsminister 
auf der Hardthöhe, steuert zur Abrüstung weder Ge-
danken noch Taten bei und läßt den Ereignissen ein-
fach ihren Lauf. Meiner Vorstellung von einer geord-
neten, das Gemeinwohl im Auge behaltenden Staats-
führung widerspricht diese Haltung zutiefst. Hier  

kommt bereits eine gewisse Verluderung des Staats-
verständnisses zum Ausdruck. 

(Nolting [FDP]: Da klatscht nicht mal die SPD 
Beifall!) 

Wir hatten vor rund fünf Jahren eine heftige Aktu-
elle Stunde über das sogenannte Bülow-Papier. Sie 
versuchten, mich damals in die Ecke des Landesver-
räters zu drängen, und ich antwortete Ihnen, daß das 
größte Sicherheitsrisiko dieses Landes die abgrund-
tiefe Denkfaulheit der Union in Sachen Verteidi-
gungspolitik sei. Inzwischen — wie wir auch heute 
gehört haben, mehr von der CDU, nicht von der 
CSU — beginnt auch die Union, in Sachen Verteidi-
gungspolitik nachzudenken. Auch die defensiven 
Strukturen einer gesamteuropäischen Verteidigungs-
landschaft sind wohl nicht mehr so tabu wie früher. 

(Hauser [Esslingen] [CDU/CSU]: Wir denken 
die ganze Zeit!)  

— Ja, aber von uns get rieben und immer mit andert-
halb bis zwei Jahren Verspätung. Es könnte wesent-
lich schneller gehen, Herr Hauser. 

Es rächt sich immer wieder, wenn absehbare Her-
ausforderungen nicht rechtzeitig angenommen wer-
den. Wörner, Scholz und jetzt Stoltenberg haben sich 
—die soldatische Spitze des Hauses eingeschlos-
sen — in einem jahrelangen Kampf dagegen gewehrt, 
die Veränderungen im Osten überhaupt zur Kenntnis 
zu nehmen, geschweige denn, sie konzeptionell zu 
begleiten. Wenn Gorbatschow nicht anders denn ein 
Goebbels mit kommunistischen Vorzeichen zu be-
trachten war, wie der Bundeskanzler meinte, so war 
Denkfaulheit eine Art Fortsetzung der Politik mit an-
deren Mitteln. Man mußte nur darauf achten, daß die 
Abrüstungsverhandlungen als Alibi für die friedens-
bewegten Bürger die Rüstungs- und Streitkräftepla-
nung nicht durcheinanderbrachten. Auch heute noch 
—gerade vor wenigen Tagen — hat Generalinspek-
teur Wellershoff davon gesprochen, daß die Bundes-
wehrplanung auch den Erfordernissen der Abrü-
stungsverhandlungen entsprechen müsse. In dieser 
Formulierung kommt erneut zum Ausdruck, daß die 
Hardthöhe die Abrüstungsverhandlungen nach wie 
vor wie einen zu berücksichtigenden Störfaktor be-
handelt. In Wirklichkeit ist eine integrative Sichtweise 
gefordert. Nicht wie ich den Abrüstungsverhandlun-
gen gerecht werden kann, sondern wie ich meine Si-
cherheit unter Einbeziehung einer kreativen Abrü-
stungspolitik billiger, effektiver und weniger bela-
stend für die Bevölkerung organisieren kann, ist die 
richtige Fragestellung. 

Vielleicht baut sich der Hochmut der Bonner Regie-
renden im Umgang mit den Vorstellungen der neuen 
DDR-Regierung etwas ab. Da benennt doch die neue 
Koalition in Ost-Berlin das Ministe rium für Nationale 
Verteidigung in das Ministerium für Abrüstung und 
Verteidigung um. In einer schlichten Amtsbezeich-
nung wird so jedermann klargemacht, worum es geht. 
Die Leute in Ost-Berlin sind auf der Höhe der Zeit. 

Im Vergleich hierzu wirkt die Hardthöhe unter Stol-
tenberg wie ein Pennerasyl, wobei ich weder den Pen-
nern noch den Soldaten zu nahe treten will, denn ich 
weiß, daß niemand mehr als die leistungsbereiten und 
kreativen Soldaten quer durch die Bundeswehr unter 
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dem stupiden Zustand des die Hausaufgaben Verwei-
gerns  leidet. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wer nun schon seit Jahren jedes Neudurchdenken der 
europäischen und deutschen Verteidigungssituation 
unterbindet, der läuft Gefahr, stets aufs neue von den 
sich jagenden Ereignissen in Osteuropa konzeptionell 
hinweggespült zu werden. 

In Umrissen müßte sich nun doch abzeichnen, wie 
die Sicherheit eines geeinten Deutschlands im euro-
päischen Zusammenhang gewährleistet werden 
kann, was auf dem noch durch den Warschauer Ver-
trag gebundenen Territorium der DDR geschehen 
soll, wie man die berechtigten Sorgen der Sowjet-
union berücksichtigen kann, wie man eine Truppen-
verminderung unter die 400 000-Mann-Grenze kon-
zeptionell angeht, wie man die Wehrpflicht bedro-
hungsgerecht auf zwölf Monate absenkt und so weiter 
und so fort. 

Die Lady von jenseits des Ärmelkanals hat leicht 
reden, wenn sie im Kommuniqué mit Präsident Bush 
fordert, ganz Deutschland müsse Mitglied der NATO 
bleiben, die NATO dürfe sich natürlich weder nuklear 
noch konventionell ändern, und natürlich müßten die 
Truppen der Alliierten unabhängig davon, was im 
Osten geschieht, in Deutschland stationiert bleiben. 
Klar, so behält man militärischen Einfluß und kann 
sich lästiges Nachdenken über die Zukunft sparen. 
Außerdem kann man so vermeiden, daß das Übermaß 
an Admiralen und Generalen, das Großbritannien aus 
der Zeit des britischen Weltreiches für NATO-Ver-
wendungen herübergerettet hat, nun ebenfalls der 
Kostenschere zum Opfer gebracht wird. 

Doch so einfach wie aus britischer Sicht werden sich 
die Probleme nicht lösen lassen. Die westdeutsche 
Politik wird sehr schnell in den Vier-plus-Zwei-Ge-
sprächen auf eine Sowjetunion treffen, die von Bonn 
nicht bündnistreues NATO-Gerede hören will, son-
dern die wissen will, wie sich der deutsche Einheits-
staat so betten will, daß die europäische Balance auch 
aus der Sicht der Sowjetunion nicht in Gefahr gerät. 
Dann muß entweder hier oder in Wien auf den Tisch, 
welche NATO-Strategie wir uns unter Einbeziehung 
sowjetischer Abrüstungs- und Umrüstungsbereit-
schaft denn vorstellen. Wollen wir eine defensivierte 
Landschaft vom Atlantik bis zum Ural immer noch mit 
dem Ersteinsatz von Massenvernichtungswaffen be-
drohen? Können wir auf unsere offensive Luftwaffen-
fähigkeit verzichten, und unter welcher Bedingung? 
Sind wir bereit, mit der Sowjetunion auf einen Zu-
stand unserer Streitkräfte hinzuarbeiten, der beide 
Seiten nicht mehr zum Eindringen befähigt? Die Be-
völkerung fragt spätestens seit Ramstein und Karls-
ruhe, wann denn die Bundesregierung und die Regie-
rungen unserer Verbündeten auf den gnadenlos ge-
gen die Bürger durchgesetzten Tiefflug verzichten 
können. Wann kann man eigentlich angesichts der 
fast auf 100 % ansteigenden Gewißheit des gesicher-
ten Friedens auf das Luft-Rodeo über dem dichtbesie-
delten Deutschland verzichten? 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Warum gehen wir nicht sofort auf zwölf Monate Wehr

-

pflicht herunter? Was machen wir mit den sinnlos wer

-

denden FOFA-Vorstellungen, was mit der ebenfalls 
sinnlos werdenden Vorneverteidigung? 
Hinzu kommen die Rüstungsprojekte. Es ist kenn-

zeichnend, wenn der Generalinspekteur keinerlei zu-
sammenhängende Konzeption unterbreiten kann, da-
für jedoch den Jäger 90 als unverzichtbaren Edelstein 
westdeutscher Verteidigungsvorstellungen anzuprei-
sen nicht müde wird. Dies in einer Situation, in der die 
Bundesregierung zwar die Kosten der deutschen Ein-
heit noch verschweigt, in der jedoch jedem gesunden 
Menschenverstand klar sein muß, daß in wenigen 
Monaten, mit Sicherheit nach der Wahl, das nerven-
aufreibende Kratzen nach Reserven in allen Ecken 
des Bundeshaushalts beginnen wird. Und da haben 
sich ja wohl alle politischen Kräfte einschließlich der 
CDU zu Recht den Verteidigungshaushalt vorgenom-
men. 

Schon vor der auf uns zukommenden Kostenproble-
matik der Vereinigung war der Jäger 90 ein alle Pro-
portionen der Waffenbeschaffung sprengendes Pro-
jekt. Wer sich auf die Herstellung dieses Jägers ein-
läßt, macht ohne jede Kosten-Nutzen-Analyse den 
Rüstungshaushalt extrem luftwaffenlastig und schmä-
lert dabei zum Beispiel die Chance zur Erneuerung 
restlos veralteten Heeresgeräts. Wer dies jedoch unter 
den sich abzeichnenden Bedingungen der öffentli-
chen Haushalte der Jahre 1991 folgende nicht be-
denkt, hat schlicht den Überblick verloren. 

(Beifall bei der SPD) 
Dies wiederum ist die Folge der Unfähigkeit, das Ge-
samtsystem Verteidigung mit seinen aufeinander be-
zogenen Elementen im Auge zu behalten. Damit, Herr 
Minister, wären wir wieder bei der beklagten Denk-
faulheit. — Herzlichen Dank für die Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind wir am Ende 
der Aussprache. Ich kann nunmehr über den SPD

-

Antrag auf Drucksache 6976 abstimmen lassen. Der 
für diesen Entschließungsantrag ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Damit 
ist der Entschließungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Wohngeldgesetzes 
— Drucksache 11/6930 — 

Der  Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
30 Minuten vor. Ich betone, das ist eine Höchstdebat-
tenzeit, und ich unterstelle, daß das Haus damit ein-
verstanden ist. — Das ist offensichtlich der Fall. 
Dann erteile ich zunächst der Bundesministerin für 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Frau Has-
selfeldt, das Wort. 

Frau Hasselfeldt, Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Wohngeld ist und 
bleibt ein zentraler und unverzichtbarer Bestandteil 
unserer Wohnungspolitik. Es hat sich nicht zuletzt 
dank der strukturellen Verbesserungen, die es unter 
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der Verantwortung dieser Bundesregierung erfahren 
hat, zu einem leistungsfähigen und treffsicheren In-
strument der sozialen Absicherung des Wohnens ent-
wickelt. 

Damit aber das Wohngeld seine Aufgabe auf Dauer 
auch wirksam erfüllen kann, muß es von Zeit zu Zeit 
an die Entwicklung der Mieten und Einkommen an-
gepaßt werden. 

Die Koalition hat am 7. November vergangenen 
Jahres eine erneute allgemeine Anpassung auf der 
Basis des Wohngeld- und Mietenberichts der Bundes-
regierung in Aussicht gestellt. Dies wird nun in die Tat 
umgesetzt. 

Nachdem wir schon zum 1. Januar dieses Jahres 
durch die Einführung einer sechsten Mietenstufe und 
die Anhebung vieler Städte und Gemeinden eine er-
ste Antwort auf die Mietenentwicklung in vielen Or-
ten gegeben haben, ist es nun unser Ziel, zum 1. Ok-
tober dieses Jahres die Wohngeldleistungen für alle 
Wohngeldempfänger zu verbessern. 

Sie sehen also, die Bundesregierung steht zu ihrem 
Wort, und sie setzt ihr wohnungspolitisches Maßnah-
menprogramm zügig um. 

Im Zentrum des vorliegenden Gesetzentwurfs steht 
dabei die Anhebung der Höchstbeträge für die zu-
schußfähige Miete und Belastung. 

Durch diese Maßnahmen werden sich die durch-
schnittlichen Wohngeldleistungen um rund 20 DM 
auf ungefähr 170 DM monatlich erhöhen. In Gebieten 
mit besonders hohen Mieten steigt das Wohngeld im 
Mittel um 36 DM, und im Einzelfall kann das zusätz-
liche Wohngeld je nach Familiengröße, Einkommen, 
Miete und Wohnort sogar bei 50 DM und mehr lie-
gen. 

Nachdem die bisherigen Leistungen für das Wohn-
geld etwa 3,7 Milliarden DM insgesamt betragen ha-
ben, wird dies nun durch die neue, Ihnen vorliegende 
Wohngeldnovelle auf einen Gesamtbetrag von fast 
fünf Milliarden DM ansteigen. 

(Müntefering [SPD]: Und durch die steigen-
den Mieten!) 

Dies ist eine Leistung, die sich sehen lassen kann, eine 
Leistung, die belegt: Wir lassen die Mieter gerade 
jetzt bei der gegenwärigen Entwicklung der Miethö-
hen nicht im Stich. 

Über die allgemeine Anhebung des Wohngeldes 
hinaus sieht die vorliegende Wohngeldnovelle auch 
eine Reihe struktureller Verbesserungen vor. So wird 
beispielsweise der Einkommensfreibetrag für be-
stimmte Gruppen von Schwerbehinderten um 
600 DM auf dann 3 000 DM jährlich erhöht, die Min-
destgrenze für Wohngeldzahlungen von derzeit 20 auf 
10 DM gesenkt und die Treffsicherheit des Wohngel-
des durch eine stärkere Berücksichtigung regionaler 
Mietunterschiede gesteigert. Künftig werden bei-
spielsweise Gemeinden schon ab 10 000 Einwohnern, 
nicht mehr, wie bisher, ab 20 000 Einwohnern, auf-
grund ihres individuellen Mietenniveaus in eine ei-
gene Mietenstufe eingruppiert. 

(Müntefering [SPD]: Das ist eine gute Ent-
scheidung!) 

Hierdurch kommen 180 Gemeinden in eine höhere 
Mietenstufe als bisher. Herabstufungen wird es nicht 
geben. Das heißt, es gibt eine treffsicherere, genauere 
Situationsanalyse und -bewertung zugunsten der 
Mieter. 

Meine Damen und Herren, das Ziel des Wohngel-
des ist die direkte Unterstützung der Mieter bei ent-
sprechender Miethöhe in Abhängigkeit vom individu-
ellen Einkommen. Neben diesem Ziel haben wir aber 
auch gemeinsam dafür zu sorgen, daß möglichst bald 
mehr Wohnungen gebaut werden. 

Deshalb hat die Bundesregierung und haben wir in 
der Koalition ein umfangreiches Maßnahmenbündel 
ergriffen, das auf eine schnelle und umfassende Ver-
besserung der Wohnungsmarktsituation angelegt 
ist. 

(Müntefering [SPD]: Ist das etwas Neues, 
oder ist das aus dem letzten Jahr?) 

Die ersten Ergebnisse zeigen, daß wir damit auf dem 
richtigen Weg sind. 

Das Neue, Herr Kollege, besteht z. B. da rin, daß die 
Genehmigungszahlen im Januar 1990 im Vergleich 
zum Januar 1989 im Wohnungsbau insgesamt um ca. 
40 % und bei den Mehrfamilienhäusern sogar um 
75 % gestiegen sind. 

(Menzel [SPD]: Dann müssen Sie bloß sagen, 
um wieviel sie vorher gefallen sind!) 

Dies macht deutlich, daß wir auf dem richtigen Weg 
sind. 

Das Wohngeld dient der wirtschaftlichen Sicherung 
eines angemessenen Wohnens der einkommens-
schwächeren Mitbürger. In ihrem Interesse ist eine 
möglichst zügige Behandlung des Gesetzentwurfs in 
den parlamentarischen Gremien erforderlich. 

Ich darf Sie hierfür um Ihre Mitarbeit und Ihre Un-
terstützung bitten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Menzel. 

Menzel (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Das Wohngeld ist nach unse-
rem Verständnis neben der Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues, über den sicherzustellen ist, daß 
ausreichend preisgünstige Wohnungen gebaut wer-
den — da haben Sie versagt, Frau Ministerin, Sie per-
sönlich, insbesondere Ihr Vorgänger und Ihre Frak-
tion —, das Standbein einer verantwortungsbewußten 
Wohnungspolitik. 

Ziel des Wohngeldes ist es, sicherzustellen, daß 
jede Familie eine familiengerechte Wohnung bewoh-
. nen kann und daß dadurch die Belastung durch die 
Miete einen bestimmten Anteil am Familieneinkom-
men nicht übersteigt. 

Im Interesse einer langfristigen Sicherheit und um 
das Wohngeld nicht als finanzielle Manövriermasse 
des Staates zu degradieren, sind zwei Fragen zu klä-
ren: Erstens. Wie groß ist eine familiengerechte Woh-
nung, bzw. was sehen wir als familiengerechte Woh-
nung an? Zweitens. Wie hoch ist der Anteil des Ein- 
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kommens, den wir einer Familie für die Miete zumu-
ten? 

Wenn ich mir die gesellschaftspolitische Landschaft 
ansehe, dann gibt es, glaube ich, keine nennenswerte 
Gruppierung, die nicht dafür eintritt, daß eine famili-
engerechte Wohnung voraussetzt, daß jedem Famili-
enmitglied ein Raum zur Verfügung steht. 

Wenn man diese Ansicht vertritt, dann taucht die 
Frage auf: Wie hoch darf die Mietbelastung für eine 
solche Wohnung sein? Wenn wir uns darauf einigen, 
daß die Mietbelastung höchstens 25 % des Einkom-
mens betragen darf, dann haben wir damit die ent-
scheidende Richtgröße für unser Handeln. Dabei hel-
fen uns allerdings kaum Durchschnittswerte; denn 
jede Familie muß die Miete für die Wohnung bezah-
len, die sie innehat bzw. die sie zu mieten beabsich-
tigt. 

Besonders müssen uns die Fälle interessieren, in 
denen durch die Miete eine überdurchschnittliche Be-
lastung entsteht, die dann durch das Wohngeld auf ein 
zumutbares Maß reduziert werden muß. 

Man wird der Aufgabe des Wohngeldes also nicht 
gerecht, wenn man sich nur fragt, wie die durch-
schnittliche Mietveränderung ist. Wer die Frage so 
stellt, macht sich die Antwort zu einfach. Denn die 
Mieter sollen auch dann vor unzumutbaren Belastun-
gen durch Miete geschützt werden, wenn die Mieter-
höhungen, die sie nicht zu vertreten haben, besonders 
stark sind. 

Die letzte Wohngeldanpassung erfolgte am 1. Ja-
nuar 1986. Die Mietveränderungsraten lagen 1986 bei 
1,8 %, 1987 bei 1,6 %, 1988 bei 2,1 % und 1989 bei 3 %. 
Für 1990 liegen noch keine Zahlen vor. Wir müssen 
aber leider davon ausgehen, daß sie über 3 % lie-
gen. 

Mit Ihrer Vorlage wollen Sie die Mieten zum 1. Ok-
tober des Jahres 1990 erhöhen. Legt man nur die 
durchschnittliche prozentuale Mietentwicklung seit 
1986 zugrunde, kommt man schon auf eine Mietstei-
gerung von 11,5 % . Das ist aber nur die halbe Wahr-
heit. 

Betrachtet man die Entwicklung der Mieten bei 
Neu- bzw. Wiedervermietung, dann ergibt sich ein 
ganz anderes Bild. Legt man den Mietindex für 1980 
mit 100 fest, so kann man feststellen, daß er bei Erst-
bzw. Wiedervermietung von 1986 bis 1989 im Altbau 
mittlerer Wohnlage von 116 auf 142, beim Neubau von 
114 auf 131 stieg. Das heißt, daß wir es von 1986 bis 
1989 bei Wiedervermietung bzw. Erstvermietung mit 
drastischen Mietsteigerungen zu tun haben, und 
diese Entwicklung ist zunehmend galoppierend. 

Der Ring Deutscher Makler sagt in einem Bericht 
für das erste Quartal 1988, daß die Mieten für Neuab-
schlüsse bzw. Wiedervermietung um 5 bis 7 % über 
den Vorjahresmieten lagen. Im ersten Quartal 1989 
waren bei Wiedervermietung im Altbau die Mieten 
um 10 bis 13 %, im Neubau von 7 bis 9 % und beim 
Erstbezug um rund 10 % höher als im Vorjahr. 

Die Mietexplosion — anders kann man eine solche 
Entwicklung nicht bezeichnen — ist eine Folge der 
Wohnungspolitik, wie Sie von den Regierungspar-
teien sie betrieben haben. Ihre Politik nach dem 

Motto: Der Markt wird's schon richten; Härten glei-
chen wir durch das Wohngeld aus! hat zu den Fehlbe-
ständen geführt, die nun die Mietexplosionen zur 
Folge haben. Das, was sich auf dem Mietsektor ab-
spielt, haben Sie, meine Damen und Herren von der 
FDP und der CDU, ganz allein zu vertreten. Ihre ideo-
logisch geprägte Wohnungsbaupolitik haben nun die 
öffentlichen Hände, die Mieter und die Wohnungssu-
chenden teuer zu bezahlen. 

Da die Kosten des Wasserverbrauchs, die Kosten 
der Abwasser- und Müllbeseitigung und die Kosten 
der Treppenbeleuchtung wohngeldfähig sind, muß 
man sich auch ihre Entwicklung betrachten, um die 
Frage beantworten zu können, ob eine Wohngelder-
höhung angemessen ist. 

Von 1986 bis September 1989 stieg das Wassergeld 
um 14,2 %, die Abwasserbeseitigungsgebühren um 
19,7 %, die Kosten für die Müllabfuhr um 16,2 % und 
die Straßenreinigungskosten um 10,5 %. 

Noch ein Indiz, das man bei der Wohngeldneuf est-
legung berücksichtigen muß, ist, bei wieviel Prozent 
der Mieter, die Mietzuschuß erhalten, die Mieten hö-
her sind als die Höchstbeträge für Mietzuschuß. 

Schon am 31. Dezember 1986 — also ein Jahr nach 
Inkrafttreten der letzten Wohngeldnovelle — waren 
die Mieten bei 30,5 % der Mietzuschußempfänger hö-
her als die Höchstbeträge. 1988 war dieser Prozent-
satz schon auf 37,6 % gestiegen. Das heißt, daß schon 
Ende 1988 bei fast jedem vierten Wohngeldempfän-
ger die Miete über den für die Wohngeldzahlung fest-
gelegten Höchstbeträgen lag. Bei Wohnungen, die zu 
den hohen Neuvertragsmieten angemietet werden, 
werden die Höchstbeträge in den meisten Fällen 
überschritten. 

Meine Damen und Herren, es ist eine alte Erfah-
rung, daß sich eine Mangelsituation immer in höhe-
ren Preisen niederschlägt. Durch Ihre Wohnungspoli-
tik seit Ende der Wende haben Sie diesen Mangel 
herbeigeführt. Sie haben sich taub gestellt nicht nur 
gegenüber unseren Forderungen. Sie waren auch 
taub gegenüber den Forderungen der ganzen Fach-
welt. Sie haben sich die Ohren zugehalten, als die 
Alarmschellen immer lauter wurden. Sie haben die 
ständig fallenden Fertigstellungszahlen und ihre so-
zialpolitischen und gesellschaftspolitischen Folgen 
ignoriert. Sie haben das Erbe eines ausgeglichenen 
Wohnungsmarktes, das Sie 1982 von uns übernom-
men haben, innerhalb kürzester Zeit verwirtschaf-
tet. 

(Geis [CDU/CSU]: Neue Heimat!) 

Sie haben mit Ihrer Politik ein wohnungsbaupoliti-
sches und mietenpolitisches Chaos angerichtet, und 
sie stehen nun vor dem Scherbenhaufen Ihrer Poli-
tik. 

Schon im Spätsommer des vergangenen Jahres ha-
ben wir unsere Forderungen nach Anpassung des 
Wohngeldes und nach strukturellen Veränderungen 
auf den Tisch des Hauses gelegt. Sie haben mit Ihren 
Mehrheiten eine rechtzeitige Anpassung des Wohn-
geldes verhindert. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle einfügen: Ihr Hin-
weis auf die gestiegenen Wohngeldausgaben des 
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Bundes und der Länder, Frau Ministe rin, den Sie hier 
wieder gebracht haben, trifft doch nicht den Kern des 
Problems. Sie beweisen doch nur Ihre verfehlte Poli-
tik, nicht nur im Wohnungsbau, sondern auch in der 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Denn daß die Wohn-
geldausgaben so gestiegen sind, liegt doch in der Tat-
sache begründet, daß immer mehr Menschen in die 
Arbeitslosenhilfe und in die Sozialhilfe gelangen. We-
gen deren geringen Einkommen erhöhen sich dann 
notgedrungen die Wohngeldausgaben; sie sind also 
kein Positivum, sondern zeigen Ihr Scheitern auch in 
der Arbeitsmarktpolitik. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Nun lassen Sie mich noch etwas zu den notwendi-
gen strukturellen Veränderungen sagen. 

Unser gemeinsames Ziel ist es, durch eine entspre-
chende Wohngeldstruktur sicherzustellen, daß auch 
und gerade die größeren Familien eine familienge-
rechte Wohnung bewohnen können. Läßt man sich 
allein durch Zahlen blenden, könnte man den Ein-
druck gewinnen, die großen Familien wären beson-
ders begünstigt. Die Mietbelastungsquote beim 
Wohngeld liegt nämlich beim Fünfpersonenhaushalt 
bei 16,4 % , während sie beim Dreipersonenhaushalt 
bei 22,3 % liegt. Das ist aber nur die halbe Wahrheit. 
Fragt man sich einmal, wie denn diese Wohnungen 
aussehen, die die großen Familien bewohnen, dann 
zeigt sich, daß die großen Familien Wohnungen ha-
ben, die weit unter den Richtwerten liegen, die wir als 
ausreichend anerkennen. Das heißt, die großen Fami-
lien haben deswegen eine niedrigere Belastungs-
quote, weil sie zu kleine Wohnungen bewohnen. Das 
tun sie im Grunde genommen nur deswegen, weil sie 
sich größere Wohnungen nicht erlauben können. 

Ich will zu den strukturellen Verbesserungen, die 
Sie vorschlagen und die auch in unserem Vorschlag 
enthalten waren, gar nichts weiter sagen. Wir liegen 
da nämlich ganz dicht beieinander. Ich will auch 
nichts mehr dazu sagen, daß Sie nun auch unseren 
schon zweimal eingebrachten Vorschlag, das Wohn-
geld für Sozialhilfeempfänger zu pauschalisieren, auf-
genommen haben. 

Lassen Sie mich aber nur einen Satz zu dem Vor-
wurf sagen, das habe die Ministerialbürokratie schon 
lange aufgeschrieben. Meine Damen und Herren, daß 
die Minsterialbürokratie so etwas aufgeschrieben hat, 
ist nicht das Entscheidende. Entscheidend war, daß 
Sie nicht die politische Kraft hatten, bei der vorletzten 
Novelle, als wir unseren Gesetzenwurf eingebracht 
hatten, hier zuzustimmen. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion wird 
alles tun, damit der von Ihnen eingebrachte Wohn-
geldentwurf so schnell und so zügig wie möglich bera-
ten wird. Wir werden Ihre Vorschläge an den Kriterien 
messen, die ich vorgetragen habe. Wir werden alles 
tun, damit dieses Gesetz so schnell wie möglich wirk-
sam wird, denn den Leuten draußen, den Mietern, 
brennt es auf den Nägeln. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Dann ist ja alles in 

Ordnung!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Rönsch. 

Frau Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Herren! Meine Damen! Ich bedaure ein 
wenig, daß wir hier zu so später Stunde die achte 
Wohngeldnovelle diskutieren; denn ich meine, sie 
hätte mehr Öffentlichkeit verdient gehabt. Die Aus-
weitung dieser Novelle hätte der Öffentlichkeit besser 
bekanntgemacht werden müssen. Aber wir haben ja 
noch die Chance dazu bei der zweiten und dritten 
Lesung hier im Parlament. Nicht zuletzt die letzte 
Wohngeldnovelle hat erwiesen, daß, nachdem sie in 
der Öffentlichkeit diskutiert worden war, doch noch 
sehr viele Mieter, die Anspruch auf Wohngeld haben, 
diesen nicht wahrnehmen. Ich meine, wir sollten mit 
dazu beitragen, daß die Beratungen in diesem Hause 
den Mietern bekannt werden, damit die Mieter, die 
Anspruch haben, ihr Wohngeld dann auch beantra-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Allerdings sollte den Mietern draußen nicht be-
kannt werden, wie unredlich hier teilweise diskutiert 
wird. Herr Kollege Menzel, wir sind hier in einer klei-
nen Runde. Es ist ja eine etwas erweiterte Ausschuß-
beratung. Ich hätte schon gewünscht, daß Sie neben 
den tatsächlich sehr bedenklichen Zahlen bei der 
Mietenentwicklung gerade in diesem Jahr auch ein-
mal erwähnt hätten, wie die realen Einkommen im 
Berichtszeitraum gestiegen sind. Das sind immerhin 
12%. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: 12 °A°? Woher ha
-

ben Sie das denn?) 

Es hätte mit dazugehört, daß Sie auch darüber spre-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine auch, daß gerade die Sozialdemokraten 
die Arbeitsmarktpolitik dieser Bundesregierung un-
ter gar keinen Umständen mehr kritisieren dürfen; 
denn als Sie 1982 Ihre Arbeiten abgegeben haben, 

(Menzel [SPD]: Hatten wir weniger Arbeits

-

lose als jetzt!) 

hatte Ihr Herr Roth seinerzeit für das Jahr 1983 und 
folgende 5 Millionen Arbeitslose prognostiziert. Es 
mag sein: Er hat in Ihrer Fraktion nicht mehr viel zu 
sagen; aber damals war er noch wirtschaftspolitischer 
Sprecher. 

Aber jetzt noch einiges zu unserer Novelle. Mit der 
Novelle, die wir jetzt hier vorgelegt haben, werden 
1,9 Millionen Haushalte durch diese Anpassung spür-
bare Entlastungen erhalten. Wir haben das, was wir 
vorhergesagt haben, eingehalten. Wir haben Wort ge-
halten. 

(Müntefering [SPD]: Nein, Sie wollten das 
schon eher machen! Das ist sehr verspätet!) 

Sie haben seinerzeit das Ganze angezweifelt. Wir ha-
ben ja noch mehr Gelegenheit, über diese Novelle zu 
diskutieren. Dann können wir auch darüber noch wei-
ter reden. 

(Müntefering [SPD]: Das tun wir!) 
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Die Frau Ministe rin hat die einzelnen Verbesserun-
gen in dieser Novelle schon angesprochen. Ich will 
kurz auf die Anhebung der Wohngeldleistungen um 
1,2 Milliarden DM eingehen. Das bedeutet immerhin 
ein Plus von 14 %. 

(Menzel [SPD]: Das haben Sie gut abge-
schrieben!) 

Durchschnittlich erhält der Empfängerhaushalt jetzt 
20 DM mehr, also ab dem 1. Oktober 1990 rund 
170 DM. Von 149 auf 170 DM, das, meine ich, kann 
sich sehen lassen. 

(Menzel [SPD]: Das ist aber zuwenig! — Ge-
genruf von der CDU/CSU: Das ist immer zu-

wenig!) 

Wir werden damit unserer Verantwortung gerade für 
die einkommensschwachen Haushalte gerecht. In 
Zeiten leider wieder anziehender Mieten erweist sich 
das Wohngeld gerade für die einkommensschwachen 
Haushalte als ein zielsicheres Instrument der Hilfe. 

(Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Doch wir belassen es nicht nur bei der Anpassung 
des Finanzvolumens. Nein, wir haben auch Struktur-
verbesserungen vorgenommen, auf die ich jetzt gar 
nicht weiter eingehen will. 

Ich will aber noch zwei Dinge ganz kurz anspre-
chen. Hier und in den Ausschüssen haben wir zum 
einen schon sehr ausführlich über die Pauschalierung 
des Wohngeldes gerade für die Sozialhilfeempfänger 
diskutiert. 

Wenn Sie hier, Kollege Menzel, angesprochen ha-
ben, daß es diese Bundesregierung endlich geschafft 
hat, dann hätte ich von Ihnen eigentlich auch ein klei-
nes Dankeschön erwartet. 

(Menzel [SPD]: Die was geschafft hat?) 

— Daß die Pauschalierung jetzt endlich eingeführt 
wird. 

(Menzel [SPD]: Die haben Sie doch schon 
zwei Jahre blockiert!) 

— Natürlich, Sie haben die Pauschalierung immer 
wieder gefordert; aber auch die von Ihnen geführte 
Bundesregierung war seinerzeit nicht in der Lage 
dazu. 

Wir haben doch sehr viele Ausschußberatungen ge-
habt. Sie wissen genau, an welchen technischen 
Schwierigkeiten es bei den Wohnungsämtern, bei den 
Kommunen gelegen hat. Ich empfinde es als unred-
lich, wenn das hier in dieser Weise dargestellt wird. 
Ich meine, daß gerade diese finanzielle Entlastung für 
die Sozialhilfeempfänger, die jetzt endlich eingetre-
ten ist, ein großes Plus ist. 

Weiter möchte ich noch erwähnen, daß wir den 
Anspruch auf Wohngeld von 20 DM heruntergesetzt 
haben, daß das Wohngeld jetzt schon ab 10 DM ge-
zahlt wird; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn gerade für einen einkommensschwachen Haus-
halt sind 10 DM oder vielleicht 19 DM eine ganz be-
achtliche Summe, die das Wohnen angenehmer ma-
chen kann. 

Gerade angesichts des steigenden Anteils der So-
zialhilfeempfänger an den Wohngeldbeziehern wirkt 
sich die Pauschalierung günstig aus. Wir tun hiermit 
einen echten Schritt nach vorne. An diesem Beispiel 
zeigt sich besser als an jedem anderen: Das Wohngeld 
erreicht die Bedürftigen, die Einkommensschwachen 
und die kinderreichen Haushalte mit seinem größten 
Volumen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Über zwei Sachverhalte sollten wir in der weiteren 

Beratung dennoch noch einmal nachdenken, denn ich 
will nicht ausschließen, daß trotz der durch die Bun-
desregierung eingeleiteten Initiativen zur Unterstüt-
zung der Neubautätigkeit bei der gegenwärtig ange-
spannten Wohnungsmarktlage noch Handlungsbe-
darf besteht. Ich meine einerseits die Möglichkeit, in 
regelmäßigen Abständen laufende Mietzahlungen in 
doch nicht unerheblichem Umfange anheben zu kön-
nen. Schöpften die Vermieter ihre Spielräume lange 
Zeit nicht voll aus, weil sie wußten, daß ihre Objekte 
dann in Gefahr geraten, unvermietbar zu sein, so ist 
die Tendenz jetzt, daß man diesen Spielraum voll aus-
schöpft. Der Nachfrageboom erlaubt so manchem, die 
geschwächte Position des Mieters für sich zu nutzen 
und beim Mietenaufschlag bis an die Grenze des Er-
laubten zu gehen. Das beunruhigt mich ausgespro-
chen. Ich meine, wir sollten im Rahmen der Beratung 
dieser Wohngeldnovelle in Zukunft noch einmal dar-
über nachdenken, wie wir zu Instrumenten kommen, 
um das zu bremsen. 
Auch einen zweiten Punkt, der im Wohngeld- und 

Mietenbericht ausführlich behandelt wird, will ich 
noch einmal nennen, nämlich die Bereinigung des 
Mietenindex. Nur auf Grund gesicherten Datenmate-
rials und einer breitangelegten Mietenstatistik kann 
die regional unterschiedlich verlaufende Mietenent-
wicklung beobachtet werden. Wir berechnen das 
Wohngeld nach den Ergebnissen dieser Erhebungen. 
Deshalb sollte eine wesentlich höhere Treffsicherheit 
Grundlage sein. Das Wohngeld bleibt die treffsichere 
Hilfe für die Empfängerhaushalte nämlich nur dann, 
wenn die vom Statistischen Bundesamt vorgelegten 
Wege beschritten werden. Gerade um eine gute 
Grundlage zu haben, sollten wir diese Erhebungen 
neu überdenken. 
Die Bundesregierung ist ihren Aufgaben nachge-

kommen. Jetzt sind die Kommunen, die Kreise und 
auch die Bundesländer gefordert; denn dort hängt es 
noch sehr oft. Es kommt zu langsamen Bewilligungen 
von Förderungsmitteln gerade in sozialdemokratisch 
geführten Ländern. Es kommt zu einer langsamen 
Bereitstellung von Bauland und zu einer schleppen-
den Verarbeitung von Baugenehmigungen. Wenn 
alle zusammenarbeiten, können wir das Beste für die 
Mieter erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die achte Wohngeldnovelle 
ist ebenso wie die siebte, die sechste, die fünfte oder 
sonstige Novelle Ausdruck dafür, daß die Wohnungs- 
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politik aller bisherigen Bundesregierungen geschei-
tert ist. Hätten Sie in den letzten 40 Jahren eine wirk-
lich soziale und auch ökologische Wohnungspolitik 

(Geis [CDU/CSU]: Wir warten auf die GRÜ-
NEN!) 

— Warten Sie ab, wie es dann mit der Wohnungspoli-
tik aussehen würde! — in diesem sich sozial nennen-
den Staat betrieben, dann brauchten Sie keine Wohn-
geldnovellen und müßten das Wohngeld nicht in je-
dem Jahr erhöhen. Diesmal erhöhen Sie es ja ganz 
schön kräftig: um 1,2 Milliarden auf insgesamt 5 Mil-
liarden DM. Aber wenn alle Menschen, denen das 
Wohngeld zusteht, dieses auch in Anspruch nehmen 
würden, dann lägen ihre bisherigen Wohngeldausga-
ben nicht bei 3,8 Milliarden, sondern bei 7,6 Milliar-
den DM, und Sie müßten heute nicht auf 5 Milliarden, 
sondern auf 10 Milliarden DM erhöhen. 

Sie wissen selbst: Die Hälfte aller Wohngeldberech-
tigten nimmt ihren Anspruch gar nicht wahr, aus 
Scham, aus Unkenntnis oder wegen der bürokrati-
schen Hemmnisse. Das heute beschlossene Auslän-
dergesetz wird dazu ein übriges tun. Das ist zwar gut 
für den Haushalt des Kollegen Waigel, aber ein sehr 
schlechtes Zeugnis für die Demokratie in diesem 
Land. Es ist ein Armuts-Zeugnis für ein System, das 
bekanntlich den Anspruch erhebt — ich sagte es 
schon — , ein Sozialstaat zu sein. 

Wenn Sie dieses System samt Ihrer Wohnungspoli-
tik und samt des privatwirtschaftlichen Wohnungs-
marktes dann auch noch in der DDR eingeführt haben 
werden — das wird, befürchten wir, gar nicht mehr so 
lange dauern — , dann werden Sie aus den jährlichen 
Wohngelderhöhungen überhaupt nicht mehr heraus-
kommen. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Deshalb sind 
Sie für die Zweistaatlichkeit!) 

Darauf könnte man sich jetzt schon freuen, wenn es 
insgesamt nicht ein so schlechtes Zeichen wäre. 

Wir stimmen der Novelle natürlich zu. Wir werden 
uns auch darum bemühen, daß die Beratungen zügig 
voranschreiten — das ist klar — , weil wir wissen, daß 
gerade infolge dieser Politik fast zwei Millionen Haus-
halte heute nicht mehr in der Lage sind, ihre Miete 
ohne Wohngeld zu bezahlen. 

Gleichzeitig wissen wir aber alle, daß das Wohngeld 
eine Krücke ist. Auch diese Krücke stützt diejenigen, 
die darauf angewiesen sind, nur sehr unzureichend. 

Den wohnungssuchenden Wohngeldberechtigten 
nutzt das Wohngeld schon gar nichts. Es hat ihre Zah-
lungsfähigkeit noch nie in dem Maß erhöht, daß sie 
auf dem Wohnungsmarkt, der bekanntlich frei ist, ge-
gen Personen und Haushalte mit hohem Einkommen 
konkurrieren können. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Auf dem heutigen Wohnungsmarkt müssen Sie einen 
Verdienstnachweis vorweisen. Da können Sie nicht 
mit dem Wohngeldbescheid wedeln, zumal Sie den 
überhaupt erst bekommen, wenn Sie eine Wohnung 
gefunden haben. 

Also, den wohngeldberechtigten Wohnungssu-
chenden nutzt das Wohngeld, ob Sie es jetzt erhöhen  

oder nicht, herzlich wenig. Auch das novellierte 
Wohngeld ist nicht dazu in der Lage, Wohngeldemp-
fänger und Wohngeldempfängerinnen zu einer inter-
essanten Gruppe von Nachfragern und Nachfragerin-
nen für Privatinvestoren zu machen. Insofern ist es die 
Unwahrheit zu behaupten, daß sogar dieser Art der 
Wohnungspolitik über Wohngeldzahlungen zu einer 
Initialzündung für den frei finanzierten Wohnungsbau 
beitragen könnte. 
Sie werden, wenn Sie Ihre falsche Wohnungspolitik 

weiterbetreiben, immer weniger preiswerte Wohnun-
gen und immer höhere Wohngeldausgaben haben. 
Auch Haushalten mit niedrigem Einkommen, die 

bereits eine Wohnung haben, hilft das Wohngeld bei 
Mietsteigerungen — Kollege Menzel hat darauf hin-
gewiesen — nur in sehr geringem Maße. 
Die Mieten dürfen in jedem Jahr um 10 % steigen. 

Die Renten beispielsweise steigen im Moment höch-
stens um 3 %. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Der Vergleich 
stimmt doch nicht!) 

Das Wohngeld fängt also die Mietsteigerungen nur zu 
einem Teil auf, so daß der Lebensstandard von Haus-
halten mit niedrigem Einkommen trotz Wohngeld von 
Jahr zu Jahr sinkt. 

Dazu kommt, daß Wohngeldempfänger und 
-empfängerinnen zu einer extremen Einschränkung 
der Fläche, die sie bewohnen können, gezwungen 
werden. Sie können die Richtflächen, die dem Wohn-
geld zugrunde liegen, gar nicht in Anspruch nehmen. 
In Gebieten der Mietstufe 5 liegt die tatsächliche 
Wohnfläche eines wohngeldberechtigten Vierperso-
nenhaushalts bei 77 qm und in einem Fünfpersonen-
haushalt bei nur 16 qm pro Person. Was das an Streß 
und Bedrängnis bedeutet, können sich normale Bun-
destagsabgeordnete gar nicht vorstellen. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Deshalb wan

-

dert auch die ganze Welt bei uns zu?) 
Insofern ist die Wohngeldpolitik der Bundesregie-

rung nicht nur unsozial, sondern auch extrem fami-
lienfeindlich, kinderfeindlich, frauenfeindlich, alten-
feindllich. Daran wird leider auch diese Wohngeldno-
velle genausowenig ändern wie an den Folgen der 
gesamten Wohnungspolitik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Jetzt erteile ich dem 
Abgeordneten Dr. Hitschler das Wort. 

Dr. Hitschler (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Freien Demokraten 
stimmen der achten Wohngeldnovelle mit großer Be-
friedigung zu. 
Sie bringt insgesamt ein Verbesserungsvolumen 

von 1,2 Milliarden DM, zur Hälfte von Bund und 
Ländern aufgebracht. Die Wohngeldleistungen erhö-
hen sich damit von bisher rund 3,7 auf 4,9 Milliarden 
DM. Herr Kollege Menzel, Sie können das nicht allein 
auf das Steigen der Zahl der Wohngeldempfänger 
zurückführen. Wenn Sie sich im Wohngeld- und Mie-
tenbericht einmal die Zahl der Wohngeldempfänger 
und ihre Entwicklung seit 1965 anschauen, stellen Sie 
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fest, daß im Jahre 1975 1,66 Millionen Wohngeldemp-
fänger da waren, im Jahre 1981 1,6 Millionen Wohn-
geldempfänger und in den Jahren 1986, 1987 und 
1988 ebenfalls etwas über 1,6 Millionen Wohngeld-
empfänger. Das heißt, die absolute Zahl hat sich nicht 
wesentlich verändert, sondern sie ist mit geringen 
Schwankungen nach oben und unten relativ gleich-
geblieben. 

Frau Kollegin Teubner, zu den Zahlen, die Sie ge-
nannt haben: Sie dürfen natürlich nicht nur die pro-
zentualen Mietsteigerungen ins Auge fassen, sondern 
Sie müssen sehen, welche Steigerungen wir beispiels-
weise auch bei den verfügbaren Einkommen zu ver-
zeichnen hatten, die in den vergangenen Jahren 
durchweg wesentlich über den Mietsteigerungen ge-
legen haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Damit wird deutlich, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß sich im Verhältnis zu den anderen 
Ausgaben der Wohnungspolitik das Wohngeld mehr 
und mehr zum wirklich zentralen Instrument der 
staatlichen Wohnungspolitik entwickelt hat und so-
mit die Subjektförderung mehr und mehr an Bedeu-
tung gewonnen hat. Diese Entwicklung wird von der 
FDP besonders begrüßt, sehen wir doch im Wohngeld 
die sozial vernünftigere Flankierung einer freieren 
Marktentwicklung im Wohnungswesen und sind wir 
daher auch künftig an einer weiteren Verbesserung 
des Wohngeldes unter gleichzeitigem Abbau anderer 
Subventionen im sozialen Wohnungsbau interes-
siert. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Die Regierung 
tut was für die kleinen Leute!) 

Die FDP ist die wohngeldfreundliche Partei, weil das 
Wohngeld eine bessere nachfrageorientierte Steue-
rung des Wohnungsmarktes ermöglicht. 

Diese Leistungen und vor allem die enorme Lei-
stungsausweitung — 1965 betrugen die Wohngeldge-
samtausgaben rund 908 Millionen DM, 1970 1,65 Mil-
liarden DM, 1980 1,8 Milliarden DM, 1991 werden sie 
4,9 Milliarden DM betragen — sind natürlich nur vor 
dem Hintergrund einer soliden Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik möglich gewesen, die vernünftige Rah-
menbedingungen gesetzt hat, um ein derartiges Lei-
stungsvolumen überhaupt erst zu ermöglichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Anpassung durch die achte Wohngeldnovelle 
erfolgt im übrigen nach einem Zeitraum von vier Jah-
ren, Herr Menzel. Ihnen war das zu kurz. Sie erfolgte 
damit aber in einem zeitlich wesentlich kürzeren Ab-
stand, als das früher der Fall gewesen ist, und zwar 
auch zu Zeiten der sozialliberalen Koalition. 

Die FDP-Bundestagsfraktion hofft, daß diese An-
passung künftig in noch kürzeren Abständen vorge-
nommen werden kann. 

Die jetzige Novelle bringt eine durchschnittliche 
Wohngelderhöhung um 20 DM auf 170 DM je Wohn-
geldbezieher oder eine durchschnittliche Erhöhung 
von rund 14 %. Innerhalb des Gefüges der Mietenstu-
fen ergeben sich aber im Detail erhebliche Unter-
schiede. Dabei wurde die regional unterschiedliche 
Mietenentwicklung berücksichtigt. Da die Mieten  

insbesondere in Gemeinden mit hoher stärker als in 
solchen mit niedriger Mietenstufe gestiegen sind, 
trägt die achte Novelle dieser Entwicklung Rechnung. 
Dies gilt insbesondere für Gemeinden der Mieten-
stufe 6, wo die Höchstbeträge am stärksten angeho-
ben wurden. 

Bei einem Vier-Personen-Erwerbstätigenhaushalt 
mit einem Familieneinkommen von 2 046 DM — un-
terstellt ein Bruttoeinkommen von 3 162 DM — bringt 
dies in der sechsten Mietenstufe 49 DM mehr Wohn-
geld bei einer Miete von 750 DM und einem Höchst-
betrag von 785 DM gegenüber nur 18 DM mehr 
Wohngeld in der Mietenstufe 3. 

Neben der Anpassung der Höchstbeträge bringt die 
achte Novelle aber durch verschiedene strukturelle 
Veränderungen Verbesserungen, die Frau Hassel-
feldt schon angesprochen hat und auf die ich im ein-
zelnen nicht mehr einzugehen brauche. 

Die Tatsache, daß sich die Wohnkostenbelastung 
der Wohngeldbezieher im Durchschnitt auf rund 24 
des Einkommens beläuft, zeigt, daß sich die Wohn-
kostenbelastung einkommensschwächerer Bevölke-
rungsschichten insgesamt gesehen auch bei einem 
internationalen Vergleich in einem durchaus vertret-
baren Rahmen bewegt. 

Besondere Probleme ergeben sich natürlich in sol-
chen Ballungszentren, in denen die Übernachfrage 
nach Wohnungen besonders ausgeprägt ist und zu 
erheblichen Mietsteigerungen bei Neuvermietungen 
geführt hat. In diesen Fällen sollten die Gemeinden 
die Zahlung eines zusätzlichen kommunalen Wohn-
geldes ins Auge fassen, profitieren sie doch auf andere 
Weise auch von dieser Entwicklung. 

(Menzel [SPD]: Die Gemeinden sollen für 
Ihre verfehlte Wohnungspolitik bezahlen!) 

— Herr Menzel, die Gemeinden haben durch ihre 
Ansiedlungs- und Baupolitik meist auch den Grund-
stein für diese Entwicklung selber gelegt. Gerade 
diese Gemeinden sollten sich — dabei darf ich Sie an 
Ihre Ausführungen erinnern — im übrigen bei der 
Erhöhung der nicht unbeachtlichen städtischen Ge-
bühren, die einen erheblichen Teil der Mietnebenko-
sten ausmachen, eine weise Beschränkung auferle-
gen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — Wei

-

terer Zuruf von der SPD: Immer sind es die 
Kommunen!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind wir am Ende 
der Debatte, was diesen Tagesordnungspunkt anbe-
langt. 

Ich kann Ihnen mitteilen, daß der Ältestenrat Ihnen 
die Überweisung des Gesetzentwurfs der Bundesre-
gierung auf Drucksache 11/6930 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse empfiehlt. — Wi-
derspruch ergibt sich offensichtlich nicht. Dann darf 
ich dies als beschlossen feststellen. 
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung 
der Rechtsstellung des Mieters bei Begrün-
dung von Wohnungseigentum an vermieteten 
Wohnungen 
— Drucksache 11/6374 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Zunächst habe ich jetzt eine höchst erfreuliche Mittei-
lung zu machen. 
Die Abgeordneten Geis, Pick, Dr. Hitschler, Frau 

Teubner und der Parlamentarische Staatssekretär 
Jahn haben ihre Reden zu Protokoll gegeben, so daß 
wir 45 Minuten gespart haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich möchte mich ausdrücklich im Namen der Beschäf-
tigten des Hauses bedanken, die ohnehin bis 1.00 Uhr 
und länger arbeiten müssen. 
Das befreit Sie aber nicht davon, zuzustimmen, daß 

dieser Gesetzentwurf auf Drucksache 11/6374 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse über-
wiesen wird. Ich bitte um Ihre Zustimmung. Sie liegt 
offensichtlich ebenfalls vor. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Beratung des Antrags des Abgeordneten Häf-
ner und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Volksabstimmung zur Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten und verfassunggebende 
Versammlung statt Anschluß der DDR 
— Drucksache 11/6719 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Laut Beschluß des Ältestenrates sollen in der De-
batte jeder Fraktion zehn Minuten Redezeit zur Ver-
fügung stehen. 

(Nolting [FDP]: Es kann auch weniger 
sein!)  

— Ja, eben. Ich möchte sehr deutlich machen, daß 
eine starke Verkürzung von allen sehr begrüßt würde. 
Ich bitte, diesen Appell ernst zu nehmen. 
Herr Abgeordneter Häfner, Sie haben das Wort. 

Häfner (GRÜNE): Wir wollen das versuchen, Herr 
Präsident und liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sie 
es an diesem schwierigen Tag noch so spät ausgehal-
ten haben. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Für die Wie-
dervereinigung tun wir alles!) 

Auch wenn es hier unterschiedliche Meinungen zur 
Frage der Wiedervereinigung gab, so, glaube ich, 
müssen wir doch alle klar und deutlich sagen: Die 
deutsche Einheit wird kommen, und von uns hängt 
mit ab, was daraus wird. Ob ein großer mächtiger, 
seine Nachbarn bedrohender, aggressiver National-
staat, 

(Nolting [FDP]: Mein Gott!) 

der sich gegenüber seinen Nachbarn abschließt, oder 
ob ein nach innen und außen offener und demokrati-
scher Staat entsteht, der nicht nur seinen Nachbarn, 
sondern auch seinen ausländischen Mitbürgern in 
Freundschaft zugetan ist: all das sind Fragen, die uns 
hier jetzt beschäftigen. Deshalb ist es wich tig, daß wir 
vor allem auch über den Weg dieser Vereinigung im 
Deutschen Bundestag heute abend sprechen. Ich 
werde mich kürzer fassen, als die Redezeit vorsieht. Es 
tut mir selber leid, daß dies so spät kommt. Es ist dem 
Thema eigentlich nicht angemessen, es nach 22 Uhr 
bei außerordentlich geringer Anwesenheit hier im 
Bundestag zu beraten. 

Wir stehen vor den vielleicht wichtigsten Weichen-
stellungen in der Geschichte der beiden deutschen 
Staaten und Europas nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Wir sollten auch als Parlament diese Weichenstellung 
nicht verschlafen. Wir sollten auch nicht sozusagen im 
Schweinsgalopp darüber hinweggehen, einfach nur 
aus dem Blickwinkel auf das gerade Aktuelle, das 
Notwendige und Machbare, sondern wir sollten uns 
fragen: welcher Weg ist eigentlich angemessen für 
den Prozeß, den wir hier mitzugestalten haben, für 
einen Prozeß, der Weichen bis weit in die Zukunft 
hinein stellen wird? 

Und da ist es notwendig, sehr deutlich zu sagen: Der 
Prozeß der deutschen Einheit kann, wenn er demokra-
tisch sein soll, wenn er sich auf die Unterstützung und 
Beteiligung der Menschen in Ost und West gründen 
soll, nicht ein Prozeß von oben sein, ein Prozeß der 
Exekutive, der Regierung allein, sondern diese Ein-
heit muß wachsen, und sie muß von unten gestaltet 
werden können, d. h. durch die Menschen, durch die 
Bevölkerung selbst. 

Das ist der Grund, warum die GRÜNEN an der For-
derung nach einer Volksabstimmung in beiden deut-
schen Staaten zur Frage einer Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten festhalten. Wir meinen, daß diese 
wichtigste und weitreichendste Entscheidung in der 
Geschichte unserer beiden Staaten nach dem Zweiten 
Weltkrieg nicht über die Köpfe der Menschen hinweg 
gefällt werden kann. 

Wir meinen zweitens, daß die Vereinigung der 
deutschen Staaten eine neue Verfassung notwendig 
macht. Hierfür muß eine verfassunggebende Ver-
sammlung aus Bundesrepublik und DDR mit dem 
Auftrag, eine neue Verfassung auszuarbeiten, ge-
wählt werden. Das ist nicht nur eine politische Not-
wendigkeit, es ist auch eine rechtliche und verfas-
sungsrechtliche Notwendigkeit. Es ist ein eindeutiger 
Auftrag des Grundgesetzes im Zusammenklang von 
Präambel und Art. 146. 

Sie alle wissen, daß die Mütter und Väter unseres 
Grundgesetzes dieses nicht als die endgültige deut-
sche Verfassung, sondern nur als ein Provisorium ver-
standen haben, um für eine Übergangszeit dem deut-
schen Volk eine neue Ordnung zu geben, 

(Nolting [FDP]: Das kann doch wohl nicht 
sein!) 

und daß sie auch von dem selbstverständlichen Erfor-
dernis einer Volksabstimmung über diese Verfas-
sung, wie das einem demokratischen Staat in jedem 
Fall angemessen wäre, nur aus dem Grund Abstand 
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genommen haben, weil sie übereinstimmend der Mei-
nung waren: Selbstverständlich wäre eine Volksab-
stimmung nötig. Da dies aber bewußt nur ein Grund-
gesetz für eine Übergangszeit sein sollte und da einem 
Teil der Deutschen 

(Zuruf des Abg. Kleinert [Hannover] [FDP]) 

—Sie haben mich offensichtlich nicht richtig verstan-
den, Herr Kleinert — die Mitwirkung an einer solchen 
Abstimmung nicht möglich gewesen wäre, haben sie 
gesagt, daß eine solche Abstimmung erst erfolgen soll, 
wenn das deutsche Volk in freier Entscheidung eine 
neue Verfassung in Kraft setzen kann. Dies regelt der 
Art. 23 unseres Grundgesetzes. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Der Saarländi-
sche Landtag hat einen Beschluß nach 

Art. 23 gefaßt!) 

— Sie sprechen von einem völlig anderen Thema. 
Davon habe ich noch gar nicht gesprochen. Ich kann 
es aber gern Ihrem Wunsche entsprechend noch tun. 
Im Art. 23 also werden zunächst die Bundesländer 
aufgezählt. Dann regelt er die Möglichkeit des Bei-
tritts weiterer Länder. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Was wird da auf-
gezählt?) 

Diese Möglichkeit ist damals insbesondere mit Blick 
auf das Saarland und Großberlin diskutiert worden. 
Also keineswegs ist Artikel 23 der von den Eltern der 
Verfassung vorgesehene Weg zur deutschen Einheit. 
Gleichwohl ist es ein gangbarer Weg, der nun gewählt 
worden ist. Ich halte ihn für den falschen Weg. Ich 
halte ihn sozusagen für einen Weg von oben, für den 
Weg der Regierung. 

(Nolting [FDP]: Sie wollen weder 23 noch 
146!) 

—Erlauben Sie mir doch einmal, daß ich Ihnen erwi-
dere, und versuchen Sie, einen Moment zuzuhören. 

Es ist also ein gangbarer Weg. Doch auch wenn wir 
den Weg über Art. 23 gehen, bleiben das Erfordernis 
einer neuen Verfassung durch Art. 146 und die 
Präambel bestehen. 

(Nolting [FDP]: Eben nicht!) 

— Selbstverständlich. Ich verweise hier auf Konrad 
Adenauer, der dies 1951 im Deutschen Bundestag 
sehr luzide dargelegt hat. Ich verweise auf die Bera-
tungen im Parlamentarischen Rat. Ich verweise auf die 
Ausführungen von Carlo Schmid zu diesem Punkt. Da 
besteht gar kein Zweifel: Art. 23 regelt die räumliche 
Geltung des Grundgesetzes, er regelt aber nicht die 
Frage: Wie kommen wir zu einer endgültigen und 
gemeinsamen Verfassung? 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Lesen Sie 
doch einmal in den Kommentaren des 

Grundgesetzes nach!) 

Ich möchte nicht, daß dieser Prozeß gegenwärtig als 
ein nur einseitiger verstanden wird, als ein Prozeß des 
Überstülpens einer Rechtsordnung auf den anderen 
Teil. Ich möchte vielmehr, daß wir alle gemeinsam 
darüber sprechen, welche Grundlagen im künftigen 
Staat für das Zusammenleben gelten sollen. Dabei ist 
das Demokratieprinzip — also Volksbegehren und 

Volksentscheid — und die Frage der Ökologie, die 
von den Eltern unserer Verfassung noch gar nicht 
gesehen werden konnte, ganz zentral. Ganz zentral ist 
auch die Frage der sozialen Rechte, die schon bei die-
sem Einigungsprozeß eine große Rolle spielen. Es gibt 
viele weitere Fragen von großer Bedeutung. 

Es stünde uns gut an, die Verfassungsdiskussion 
nicht nur als eine Notwendigkeit zu betrachten — 
diese ist nicht zu bestreiten — , sondern auch als eine 
Chance zu verstehen, diese unsere eigenen Zukunfts-
fragen neuerlich zu diskutieren und so etwas Neues 
zu schaffen, das nicht zu dem führt, was ich vorhin 
genannt habe: Zu einer bloß aufgeblähten Bundesre-
publik. Es muß in der Tat etwas Neues, etwas Demo-
kratisches, etwas Ökologisches, etwas, was von den 
Menschen gestaltet werden kann, entstehen. 

Ich möchte mit dem Hinweis von Johann Wolfgang 
von Goethe schließen, der gesagt hat — ich halte das 
für einen sehr klugen Satz — : „Das Was bedenke, 
mehr das Wie. " Das gilt ganz besonders auch in dieser 
Frage. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Antrag der GRÜNEN 
stammt vom 15. März 1990, also drei Tage vor der 
Volkskammerwahl in der DDR. Er war offenbar als 
eine vordergründige Wahlpropaganda, als eine Hilfe 
im letzten Moment für die eigenen Freunde dort ge-
dacht. Die Menschen in der DDR haben diesen Antrag 
aber bereits am 18. März zur Makulatur gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Grundsätzlich können zwei Wege zur Wiederverei-
nigung von DDR und Bundesrepublik Deutschland 
führen: zum einen der Beitritt, den die Deutschen in 
der DDR zum Verfassungsstaat des Grundgesetzes 
erklären — der Weg nach Art. 23 — , zum anderen die 
Ablösung des Grundgesetzes durch eine neue Verfas-
sung, welche das ganze deutsche Volk in freier Selbst-
bestimmung beschließt — Art. 146 —. 

Der erste Weg wurde bei der Rückkehr der Saar 
1956 beschritten. Der zweite führt in noch niemals 
betretenes Gelände. Der zweite Weg, der auch das 
Ende des Grundgesetzes bedeuten würde, ist in der 
Tat auch nur ein einziges Mal begehbar. 

Der Antrag der GRÜNEN will aber genau diesen 
Weg über Art. 146 beschreiten. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Das ist der 
Punkt!) 

Die CDU hat sich bereits früh gegen einen solchen 
Weg ausgesprochen, und das mit guten Gründen. 

Betrachten wir zunächst den pragmatischen Grund, 
den Zeitfaktor. Die Deutschen in der DDR haben 
durch ihr Abstimmungsverhalten bei der Wahl zur 
Volkskammer am 18. März 1990 unzweideutig für 
eine schnelle Lösung gemäß Art. 23 GG plädiert; 
denn sie wollen eine konkrete Perspektive für die Ein-
heit in Freiheit jetzt, schnell und zügig. 
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Verfassungsgebungsprozesse, wie dies Art. 146 
vorsieht, sind aber sehr schwierig und langwierig. Die 
Abstimmung mit den Füßen der Übersiedler könnte 
dann weiter andauern, sich wieder verstärken, und in 
der DDR könnte es zum vollständigen Ausbluten kom-
men. 

Des weiteren wären die Folgen der Wiedervereini-
gung über Art. 146 sehr bedenklich; denn es besteht 
zu Recht die weit verbreitete Ansicht, daß bei einer 
Wiedervereinigung über Art. 146 ein neues Staats-
subjekt „Deutschland" entsteht und die beiden bishe-
rigen Staaten untergehen. Dadurch entstünde auf der 
ganzen Linie das staats- und völkerrechtliche Problem 
der Staatensukzession und mit ihr die Notwendigkeit 
der Neuanerkennung als Staat durch die Völkerge-
meinschaft, der Neuaufnahme in die Vereinten Natio-
nen und insbesondere in die Europäische Gemein-
schaft. Es entstünde das Problem der Vertragskonti-
nuität, das wiederum, wenn das Londoner Schulden-
abkommen in Frage gestellt würde, gigantische Repa-
rationsforderungen provozieren könnte. 

Es spricht somit die Wahrscheinlichkeit dafür, daß 
Rechtsunsicherheit über die staatliche Identität ein-
treten wird mit großen, in dieser schwierigen Zeit un-
nötigen innen- wie außenpolitischen Irritationen. 

Genau das wollen offenbar die GRÜNEN. Sie wol-
len die Einheit nicht; denn wer sie nicht schnell und 
zügig will, der will sie überhaupt nicht. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Sehr wahr! — 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Sollte die Einigungsprozedur über die gesamtdeut-
sche Verfassung mißlingen, so ist auch die staatliche 
Einigung, soweit sie daran gekoppelt ist, gescheitert. 
Genau dieses Risiko vermeidet der Weg über Art. 23. 
Aber gerade dafür machen Sie sich von den GRÜNEN 
ja stark. 

Daneben wäre auch der Inhalt der neuen Verfas-
sung schwer voraussehbar. Wir wollen Stabilität statt 
Ungewißheit. Oder wollen Sie die Frage der deut-
schen Einheit beispielsweise mit der Diskussion über 
die Todesstrafe oder über das Asylrecht verbinden? 
Wollen Sie so ganz nebenbei — neben der Lösung der 
schwierigen wirtschaftlichen, sozialpolitischen und 
währungspolitischen Probleme — auch noch eine um-
fassende Verfassungsreform? 

Sehr geehrte Damen und Herren, auch die breite 
Mehrheit der erstmals frei gewählten Volkskammer 
hat sich schließlich für einen Beitritt der DDR zur Bun-
desrepublik Deutschland gemäß Art. 23 ausgespro-
chen. 

Selbst der Verfassungsentwurf des zentralen Run-
den Tisches spricht nur von einem Beitritt, und dies 
unter Mitarbeit der Grünen Liga, der Grünen Partei. 
Die Fraktion der GRÜNEN im Deutschen Bundestag 
aber setzt sich mit diesem Antrag, über den wir jetzt 
sprechen, wieder einmal über den Willen der Men-
schen in der DDR wie selbstverständlich hinweg. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Ich will hier kein weiteres Plädoyer für den Weg 
über Art. 23 halten. Das ist schon so mannigfaltig von 
namhaften Staats- und Verfassungsrechtlern gemacht 
worden. Ich denke hier nur an die Erklärung der hun-

dert Staatsrechtler vorn 23. März 1990. Aber ich will 
darauf verweisen, daß sich unser Grundgesetz seit 
40 Jahren bewährt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Ich sehe daher keine Veranlassung, unser allseits ge-
lobtes Grundgesetz zur Disposition zu stellen. Unser 
Grundgesetz war Vorbild für die Verfassungsgebung 
in Griechenland, in Spanien und in Portugal, als diese 
Staaten ihre autoritären Systeme überwunden hatten 
und in den Kreis der freiheitlichen Verfassungsstaaten 
eingetreten sind. 

Dieses Grundgesetz steht für eine stabile und zuver-
lässige Demokratie der Deutschen und bedeutet das 
geistige Band zu unseren westlichen Partnern. Davon 
darf es keine Abstriche geben. Eine andere Republik 
kann und darf hier nicht zur Debatte stehen. Aber 
genau diese andere Republik ist die Zielrichtung des 
Antrages der GRÜNEN, dem wir hier entschieden 
widersprechen. 

Wer darüber hinaus den Beitritt gemäß Art. 23 als 
„Anschluß" der DDR diskriminiert, folgt der Argu-
mentationslinie der SED/PDS; denn die Bezeichnung 
„Anschluß" wurde gerade von der SED zuerst und 
gezielt verwendet. Diese Bezeichnung ist für uns 
Deutsche eine Zumutung, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

da der Begriff „Anschluß" bewußt benutzt wird, um 
eine Analogie zum Anschluß Österreichs 1938 herzu-
stellen. Dies ist angesichts des historischen Augen-
blicks, den wir heute erleben und der von dem freien 
Willen der Deutschen geprägt ist, empörend und zu-
gleich beschämend. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Häfner [GRÜNE]: Auch im Parlamentari

-

schen Rat wurde von „Anschluß" gespro

-

chen!) 

Art. 23 ist ein Angebot und kein Anschluß. 

Mit Ihrem Anschlußgerede blasen Sie übrigens in 
das Propagandahorn des Herrn Gysi, der erst jetzt 
wieder den Unsinn von dem angeblich gebückten 
Gang geredet hat, mit dem die DDR in den Anschluß 
gezwungen werde. 

Meine Damen und Herren, die Bürger in der DDR 
haben weiß Gott keinen Grund zum gebückten Gang. 
Sie haben sich in einer großartigen f riedlichen Revo-
lution befreit. Sie gehen erhobenen Hauptes zu uns in 
eine gemeinsam geformte Bundesrepublik Deutsch-
land. Ich finde es empörend, wenn Herr Gysi, dessen 
Partei gerade dabei ist, die Extrawürste für die eige-
nen Funktionäre zu retten, in der Weise argumentiert, 
wie das jetzt geschieht. Dabei könnte man doch ge-
rade den Funktionären dieser Partei empfehlen, mit 
Reue und Buße den Weg in die gemeinsame Zukunft 
Deutschlands anzutreten. Das wäre eine anständige 
Haltung. Aber so, wie sich diese Leute heute beneh-
men, ist es eine dreiste Unverschämtheit. 

Bei dem Beitritt handelt es sich gerade nicht — wie 
schon gesagt — um eine Vereinnahmung. Der Weg 
zur Einheit ist für die DDR kein Weg nach Canossa. 
Vielmehr ist die Wahrheit das Gegenteil. Die Ent-
scheidung über den Beitritt ist allein Sache der DDR. 
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Sie erfolgt in freier Selbstbestimmung der Deutschen 
in der DDR. Der Beitritt ist die Manifestation der poli-
tischen Freiheit und des nationalen Einheitswillens 
der Deutschen in der DDR, nicht ihre angebliche 
Überwältigung durch die Bundesrepublik Deutsch-
land. 
Der Beitritt verhindert keinesfalls Anpassungsspiel-

räume, um die näheren zeitlichen und gesetzlichen 
Qualitäten im Sinne von Übergangsregelungen zu 
klären. Das wird im Zuge der Beitrittsverhandlungen 
geschehen. Die in dem Antrag der GRÜNEN vorgese-
hene Volksabstimmung in der Bundesrepublik und in 
der DDR zur Wiedervereinigung zeugt von einer im-
pertinenten Bevormundung der Menschen in der 
DDR. Allein die DDR und nicht wir vom Deutschen 
Bundestag entscheiden darüber, ob der Beitritt der 
DDR von der Volkskammer erklärt wird oder ein 
Volksentscheid erfolgt. Im übrigen hätte die DDR in 
der verfassungsgebenden Versammlung nur rund ein 
Fünftel der Stimmen, während es bei einen Beitritt 
nach Art. 23 Verhandlungen zwischen gleichberech-
tigten Partnern gibt, die auch ihre besonderen Erfah-
rungen mit einbringen können. Der Weg zur Wieder-
vereinigung von DDR und Bundesrepublik Deutsch-
land über Art. 23 ist daher für alle vorteilhafter. Sie, 
meine Damen und Herren von den GRÜNEN, können 
uns von diesem Weg nicht abb ringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich ganz kurz 
zu dieser späten Stunde sagen: Der Antrag der GRÜ-
NEN ist ein Beitrag zur Diskussion über die Frage, wie 
wir zur staatlichen Einheit kommen, die wir alle wol-
len. Mein erster Satz soll sein: Ich halte es für gut, daß 
in diesem Haus die Möglichkeit besteht, daß Anträge 
auch überwiesen werden können. Wenn es diese 
Möglichkeit nicht gäbe, müßte man diesen Antrag 
— so leid mir das für einige seiner Punkte täte — ab-
lehnen. Denn er vermischt zwei richtige, vernünftige 
Gedanken mit zwei Gedanken, die man nicht weiter-
verfolgen sollte. Diese Gedanken sollten Sie, meine 
Damen und Herren von den GRÜNEN, auch fallen 
lassen. 
Welches sind die zwei vernünftigen Ansätze? 

Erstens. Die Einheit, auch die staatsrechtliche Ein-
heit, darf nicht über den Kopf von Parlament und Volk 
hinweg stattfinden. Ein Überstülpen gibt es nicht. 
Partnerschaft ist gefragt. 
Zweitens. Eine gesamtdeutsche Verfassung — Herr 

Böhm, darin werden Sie mir hoffentlich zustimmen — 
muß von den Bürgerinnen und Bürgern des neuen 
geeinten Deutschlands auch gebilligt werden, d. h. 
eine Volksabstimmung ist nötig. 
Lassen Sie mich auch die zwei unvernünftigen 

Punkte nennen, Herr Häfner. Es ist zum einen Ihre 
Auffassung, daß über die Entscheidung zwischen Ein-
heit und Konföderation noch abzustimmen wäre. 
Diese Entscheidung ist längst gefallen. Dazu brau-
chen wir keine Volksabstimmung mehr. 

Der zweite Punkt bet rifft den müßigen und verbal 
radikalen Streit über das Verfahren nach Art. 23 oder 
Art. 146. Herr Kollege Böhm, mir tat es ein bißchen 
leid, daß Sie darauf eingegangen sind. Es ist doch so: 
Art. 23 bedeutet weder Anschluß, noch setzt er 
zwangsläufig voraus, daß das Grundgesetz irgendwo 
unverändert in Kraft gesetzt werden muß. Vielmehr 
sind Vereinbarungen möglich. Herr Böhm, es ist sogar 
eine Vereinbarung über eine Volksabstimmung mög-
lich. Art. 146 sagt überhaupt nichts über das Verfah-
ren. Dieser Artikel bedeutet auch nicht, daß man eine 
lange Dauer vorsehen oder eine völlig neue Verfas-
sung erarbeiten müßte. Das heißt, hier wäre ebenfalls 
als Grundlage das Grundgesetz mit der einen oder 
anderen Änderung denkbar. Richtig ist, diesen müßi-
gen Streit aufzugeben und zu überlegen, was uns 
wichtig ist. Wir sagen: Partnerschaft liche Ausarbei-
tung, Volksabstimmung über die neue gesamtdeut-
sche Verfassung und ein Weg des gestreckten Art. 23 
mit der Folge des Art. 146. Lassen Sie uns in den näch-
sten Wochen darüber reden. Dann haben wir alle, 
auch die Bürgerinnen und Bürger des hoffentlich bald 
geeinten Gesamtdeutschlands, etwas davon. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat das Wort der 
Abgeordnete Kleinert (Hannover). 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Frau Däubler-
Gmelin hat mich in eine furchtbare Lage gebracht. Sie 
hat mir nämlich eine Wette darüber angeboten, wer 
von uns beiden es kürzer schafft. Dem bin ich nicht 
nur wegen der Geschwindigkeit, in der sie ihre vor-
züglichen Gedanken vortragen kann, sondern auch 
wegen der absolut verbrauchten Zeit, wie ich fürchte, 
nicht ganz gewachsen. Ich will es aber mit Rücksicht 
auf die bekannten Umstände, jedenfalls die für uns 
hier sichtbaren Umstände dieser Sitzung versuchen. 
Zum Thema des Anschlusses ist hier einiges gesagt 

worden. Besonders auffallend, Herr Häfner, ist doch, 
daß — vorsichtig gesagt — weiteste Teile der GRÜ-
NEN die politische Richtung in dieser Republik reprä-
sentiert oder jedenfalls darzustellen vorgegeben ha-
ben, die von einer Einheit Deutschlands, die von einer 
Wiedervereinigung dieser beiden Staaten zunächst 
überhaupt nichts wissen wollte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wir wollen Ihnen doch nicht wenige Wochen später 
durchgehen lassen, daß Sie alles getan haben, um dort 
in einer Art von Terra rium ohne Rücksicht auf die 
lebendigen Interessen der Bürger Ideen von einem 
wie auch immer gearteten utopischen Sozialismus 
sich weiterentwickeln zu lassen, statt sich den deut-
lichst vorgetragenen Wünschen der Bürger anzunä-
hern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wenn Sie in diesem Zusammenhang hergehen und 

sagen, dieser Prozeß einer Herbeiführung der Einheit 
solle nicht von oben, sondern von unten erfolgen, 
dann muß man sich doch wirklich fragen, wo Sie und 
Ihre zur Zeit abwesenden Freunde ihre Augen und 
Ohren hatten, als sich die Menschen zu Millionen 
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hierher in Bewegung gesetzt haben, weil sie es so wie 
bisher nicht mehr haben wollten, sondern weil sie 
hierherkommen wollten — mit allen Konsequenzen 
einschließlich unserer rechtsstaatlichen Verfassung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zugegeben — Herr Böhm hat darauf hingewie-
sen —, Sie haben Ihren Antrag schon wenige Tage vor 
der entscheidenden Wahl in der DDR fabriziert. Aber 
dann müssen Sie auch gesehen haben, wie diese Ab-
stimmung von unten, erstmals geheim, jeder einzelne 
für sich und von niemandem gegängelt, ausgefallen 
ist. Sie können die Dinge dann doch nicht nachträg-
lich in so unverschämter Weise umdrehen, wie Sie es 
hier tun, wenn Sie sagen: nicht von oben, sondern von 
unten. 

Genau das Gegenteil ist der Fall — auch das ist hier 
schon gesagt worden — : Mit Art. 23 liegt ein Angebot 
vor. Wir können den Vorgang nicht beeinflussen. Wir 
haben dies nicht nur in allen Phasen dieses unge-
wöhnlich überraschenden und plötzlichen Prozesses 
gesagt, sondern wir sind auch weiterhin entschlossen, 
uns daran zu halten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Also liegt die Entscheidung sowohl über das Ob als 
auch über das Wie auf der anderen Seite und nicht 
etwa bei uns. Woher kommen dann Ihre Verdächti-
gungen? 

Natürlich hat Frau Däubler-Gmelin recht, wenn sie 
sagt: um Gottes willen keine Spitzfindigkeiten. Diese 
werden den Juristen immer gern unterstellt, aber die 
etwas besseren Juristen sollten auch gelernt haben, 
sie zu vermeiden und nicht das große Ganze zu ver-
gessen. 

Frau Däubler-Gmelin hat natürlich recht, wenn sie 
sagt: Man kann Art. 23 so strecken, daß dabei — min-
destens theoretisch, möchte ich betonen — eine fast 
neue Verfassung herauskommen könnte, und man 
kann Art. 146 vom Verfahren und vom Inhalt etwaiger 
Änderungen her so verkürzen, daß er dem vom Art. 23 
meist vermuteten Ergebnis verzweifelt ähnlich ist. 
Dieser Streit führt also kein bißchen weiter; vielmehr 
besteht volle Übereinstimmung. 

Ob man dann allerdings hinterher über das in Ver-
handlungen zweier gleichberechtigter Partner zu-
stande gekommene Ergebnis noch einmal gesondert 
abstimmen lassen muß oder ob es nach der Natur des 
Aufeinanderzugehens und nach dem Ergebnis der 
Verhandlungen nicht genügt, in einer gleichzeitig von 
allen Deutschen vorgenommenen freien Wahl das Er-
gebnis der Verhandlungen zugleich mit der Wahl ei-
ner gemeinsamen Volksvertretung zu bestätigen, ist 
eine Frage, die wiederum in erster Linie von den Bür-
gern der DDR zu entscheiden ist und über die wir uns 
deshalb heute abend nicht weiter zerstreiten wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Freien Demokraten sind allerdings der Mei-
nung, daß es ganz wichtig ist, daß wir in jedem Fall 
den Neuanfang so deutlich markieren — das läuft ja 
dann von der äußeren Darstellung in etwa auf das-
selbe hinaus — , daß eine gleichzeitige gemeinsame 
Wahl aller Deutschen dieses geschichtliche Ergebnis 
besiegelt. Dann kriegen alle einzelnen, die hier und  

die drüben Vertretenen, bei dieser Gelegenheit auf 
ganz differenzierte Weise die Noten für ihre Beteili-
gung nicht nur an dem Vorgang der Veränderung der 
Verfassung, sondern auch an dem Vorgang der Zu-
sammenführung der beiden deutschen Staaten. Ge-
rechter, überzeugender, treffsicherer geht es über-
haupt nicht. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Für die 
GRÜNEN gibt es das nicht!) 

Aber vielleicht haben Sie sich davor ja gar nicht zu 
fürchten. Oder muß man aus der Tatsache, daß Sie 
diesen Antrag hier neuerdings mit so viel Verve ent-
gegen dem erkennbaren Willen der Bürger der DDR 
vertreten,  etwa schließen, daß Sie Ihre frühere Geg-
nerschaft gegen die Herbeiführung der Einigung jetzt 
auf einem besonders raffinierten rechtlichen Weg fort-
setzen wollen? Das ist ja immerhin ein interessanter 
Gedanke, weil man anders Ihrem Antrag wenig in-
nere Logik abgewinnen kann. 
An solchen Übungen wollen wir Sie allerdings ein-

vernehmlich mit den Bürgern der DDR nach allen 
Kräften hindern. 
Herzlichen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Der Präsident darf den 
Inhalt Ihrer Rede, Herr Abgeordneter Kleine rt , nicht 
bewerten. Aber was die Länge anlangt, haben Sie die 
Wette verloren. 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen — Beifall bei 
der SPD sowie der Abg. Frau Roitzsch 

[Quickborn] [CDU/CSU]) 
Nun hat die Bundesministerin für innerdeutsche Be-

ziehungen, Frau Dr. Wilms, das Wort. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Das Grundgesetz kennt, wie wir nun mehrmals 
auch heute abend hier gehört haben, zwei Wege zur 
Wiederherstellung der staatlichen Einheit: über den 
Art. 23 Satz 2 und über den Art. 146. Das Grundgesetz 
kennt aber keine Volksabstimmung über das Ob der 
Vereinigung. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: So ist es!) 
Sowohl in der Präambel 

(Dr. Vogel [SPD]: Warum wollt ihr das Volk 
nicht? Was habt ihr denn auf einmal gegen 

das Volk?) 
wie in den soeben erwähnten Art. 23 und 146 

(Dr. Vogel [SPD]: Im Namen des Volkes!) 
wird die Vereinigung postuliert. 

(Häfner [GRÜNE]: Art. 146 sieht die freie 
Selbstbestimmung vor! Wer bestimmt denn 

das selbst?) 
Insoweit geht der Antrag der GRÜNEN am Grundge-
setz vorbei. Ein Beitritt nach Art. 23 schließt keines-
wegs aus, daß berechtigte Interessen — — 

(Häfner [GRÜNE]: In Art . 146 steht doch: in 
freier Selbstbestimmung!) 
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—Das Grundgesetz postuliert die Vereinigung! Se-
hen Sie sich bitte die Präambel an. 

(Dr. Vogel [SPD]: Freie Selbstbestimmung! 
— Häfner [GRÜNE]: In freier Selbstbestim-
mung die Einheit vollenden! So steht es in 
der Präambel! Was ist denn freie Selbstbe-
stimmung? Wer macht denn das? — Gegen-
ruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]: Das Kabinett, 

die  Minister!)  

— Ich darf fortfahren. 

(Häfner [GRÜNE]. Da kennen Sie die Verfas-
sung nicht! Das kann ich begreifen, aber 

nicht gutheißen!) 

Ich denke, vielleicht führt der späte Abend zu dieser 
Debatte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die deutsche Einigung! 
Nicht der späte Abend!) 

Ich denke, ein Beitritt nach A rt. 23 schließt keines-
wegs aus, 

(Häfner [GRÜNE]: Sie müssen sich auf dem 
Boden des Grundgesetzes bewegen!) 

— ich glaube, das tue ich — daß berechtigte Interes-
sen der Menschen in der DDR an Übergangsfristen 
und Anpassungsregelungen Berücksichtigung fin-
den. Dies wird in der Diskussion auch bei Ihnen, den 
GRÜNEN, tunlichst verschwiegen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die GRÜNEN? Der 
GRÜNE!) 

Die Eingliederung des Saarlands hat sich über 
mehrere Jahre vollzogen. Gerade dieses historische 
Beispiel lehrt, daß es sich damals um einen organi-
schen, sorgfältig abgestuften Prozeß in freier Selbst-
bestimmung handelte. 

(Dr.Vogel [SPD]: Wo? Wer? Was? — Häfner 
[GRÜNE]: Das Saarland ist doch nicht die 

DDR!) 

Ich denke, daß sich die DDR-Bevölkerung am 
18. März zu einem solchen selbstbestimmten Weg in 
einer mehrheitlichen Entscheidung bekannt hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Da brauchen Sie doch 
keine Angst vor einer Volksabstimmung zu 

haben!) 

Nicht wir wollen die DDR im Weg eines „Anschlus-
ses" vereinnahmen, sondern es ist die Bevölkerung 
der DDR, die sich mit uns vereinigen wi ll . Die Mehr-
heit der Bevölkerung — es waren drei Viertel — hat 
am 18. März für Parteien votiert, die sich ganz klar für 
das Ziel der Einheit eingesetzt haben. Die die Regie-
rung der DDR tragenden Parteien haben in ihrer 
Koalitionsvereinbarung vom 12. Ap ril ausdrücklich 
die Einheit Deutschlands auf der Grundlage des 
Art. 23 als Koalitionsziel festgeschrieben und damit 
dem Wahlergebnis Rechnung getragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dementsprechend hat Ministerpräsident de Maizière 
in seiner Regierungserklärung vom 19. April 1990 er-
klärt, die Verwirklichung — ich zitiere jetzt — „der 
Einheit über einen vertraglich zu vereinbarenden 
Weg gemäß Art. 23 des Grundgesetzes" gewährleiste 
am besten die Wahrung des Interesses der DDR-Be

-

völkerung „an Tempo und Qualität" der Vereini-
gung. 

Mit Ihrer Ablehnung des Beitritts nach Art. 23 ste-
hen Sie daher gegen die Willenserklärung einer de-
mokratisch legitimierten Regierung in der DDR, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

eine Regierungserklärung, die die breite Zustimmung 
der Mehrheit der Volkskammer gefunden hat. 

(Häfner [GRÜNE]: Wir akzeptieren doch die- 
sen Weg! Wir hätten einen anderen für bes- 

ser gehalten!) 

Wenn Sie, Herr Häfner, mit Ihrem Antrag „Beitritt" 
mit „Übernahme" gleichsetzen — Sie tun das, was 
man sieht, wenn man den Text sorgfältig liest —, so ist 
das nicht nur eine eindeutige Verfälschung der eben 
dargestellten politischen Realitäten, sondern auch ein 
schludriger Umgang mit der deutschen Sprache. 

(Neuhausen [FDP]: Besserwisserei ist das!) 

Denn auch Ihnen dürfte nicht verborgen geblieben 
sein, daß der Art. 23 die Initiative zur Vereinigung 
nicht der Bundesrepublik Deutschland, sondern dem 
anderen Teil Deutschlands in freier Selbstbestim-
mung zuweist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Vogel [SPD]: Der Herr de Maizière macht das 
schon recht! Da werdet ihr euch noch wun

-

dern über den de Maizière!) 

Nicht unwichtig ist — dies sollte heute abend hier 
auch Erwähnung finden; Sie haben es, glaube ich, 
schon gesagt, Herr Kollege Böhm — , daß bei einem 
Beitritt über Art. 23 die Mitgliedschaft in der EG und 
die Ausgestaltung dieser Mitgliedschaft auch für Ge-
samtdeutschland unverändert fortbestehen würden. 
Der komplizierte Mechanismus der Aufnahme eines 
neuen EG-Mitgliedstaates mit seinen mancherlei 
politischen und wirtschaftlichen Unwägbarkeiten 
brauchte dann nicht in Gang gesetzt zu werden; ledig-
lich das sekundäre Gemeinschaftsrecht der Europäi-
schen Gemeinschaft wäre anzupassen. Von daher be-
grüße ich es außerordentlich, daß die EG-Kommission 
und Präsident Jacques Delors wiederholt ihre Präfe-
renz für die Vereinigung Deutschlands nach Art. 23 
betont haben. 

Sie sagen in Ihrem Antrag, Herr Häfner, daß das 
Grundgesetz für eine Ordnung stehe, die — ich zi-
tiere — allzusehr erstarrt ist. Ich denke, das Grundge-
setz ist das Modell, das seit über 40 Jahren im Westen 
unseres gemeinsamen Vaterlandes die Entfaltung ei-
ner pluralistischen freiheitlichen Gesellschaft wie nie 
zuvor in der deutschen Geschichte bewerkstelligt 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Grundgesetz ist eine bewährte Verfassung, die 
darüber hinaus weltweite Anerkennung genießt, und 
es ist eben nicht, wie der Antrag und die Begründung 
des Antrages suggerieren wollen, eine überholte Ver-
fassung auf dem Stand von 1949. 

Das Grundgesetz wurde durch zahlreiche Änderun-
gen und die interpretierende Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts ständig weiterentwickelt, 
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ohne daß seine Grundentscheidungen revidiert wur-
den. Es bildet daher nach unserer Auffassung für die 
erfolgreiche Bewältigung der gegenwärtigen und zu-
künftigen Aufgaben eine solide und verläßliche 
Grundlage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gestatten Sie mir auch noch an dieser Stelle ein 
Wort  zu der angeblichen Ausschaltung des Volkswil-
lens der bundesdeutschen Bevölkerung bei einer 
Vereinigung nach Art. 23. Das Grundgesetz zielt auf 
die Wiederherstellung der staatlichen Einheit 
Deutschlands, und Art. 23 ist ein Angebot an die an-
deren Teile Deutschlands, die Einheit durch ihren Bei-
tritt zum Geltungsbereich des Grundgesetzes herzu-
stellen. Dieses Angebot steht als untrennbarer Teil 
des Bekenntnisses des Grundgesetzes zur Einheit 
Deutschlands eben nicht zur Disposition. Ich sehe 
auch politisch nicht das geringste Anzeichen dafür, 
daß unsere Bevölkerung heute nicht mehr zu diesem 
Angebot der Wiedervereinigung stände. 

(Häfner [GRÜNE]: Das sagt ja niemand!) 

Ganz im Gegenteil, die Zustimmung zur deutschen 
Einheit ist gerade in den letzten Monaten deutlich 
gewachsen, wie alle demoskopischen Ergebnisse aus-
weisen. 

Wer angesichts dieser Tatsachen immer noch be-
hauptet, ein Beitritt der DDR nach Art. 23 des Grund-
gesetzes entbehre der notwendigen demokratischen 
Legitimation, der hat, glaube ich, das Wesen der par-
lamentarischen Demokratie nicht verstanden. Er muß 
sich vielmehr fragen lassen, ob es ihm unter dem Vor-
wand der Sorge um den richtigen Weg zur deutschen 
Einheit nicht vielmehr darum geht — auch dieser Ver-
dacht ist eben vom Kollegen Böhm schon einmal ge-
äußert worden —, ob es Ihnen, Herr Häfner, nicht viel-
mehr darum geht, langgehegte andere politische 

Ziele auf diesem Wege durchzusetzen, Ziele, für die 
Ihnen bisher unter der Geltung des Grundgesetzes die 
erforderlichen parlamentarischen Mehrheiten fehl-
ten. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Das würde auch 
dann nichts werden! — Häfner [GRÜNE]: 

Lächerliche Unterstellung!) 

Die Bundesregierung wird daher gemeinsam mit 
der frei gewählten Regierung der DDR den Weg der 
staatlichen Einheit über Art. 23 Abs. 2 des Grundge-
setzes suchen. Sie weiß sich dabei von der Mehrheit in 
beiden frei gewählten deutschen Parlamenten und 
auch in der deutschen Bevölkerung getragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, damit sind wir am Ende der Debatte. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen die Überweisung der 
Vorlage der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/6719 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vor. — Widerspruch erhebt sich nicht. 
Dann darf ich dies als beschlossen feststellen. 

Wir sind damit am Ende unserer heutigen Tages-
ordnung. Ich möchte es nicht versäumen, mich bei 
denjenigen zu bedanken, die so lange ausgeharrt ha-
ben, und Ihnen einen angenehmen Restabend zu 
wünschen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Freitag, den 27. Ap ril 1990, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.36 Uhr) 
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Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 16 

(Gesetz zur Verbesserung der Rechtsstellung 
des Mieters bei Begründung von Wohnungseigentum 

an vermieteten Wohnungen) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Die Bundesregierung hält es für ein wich-
tiges wohnungspolitisches Anliegen, Wohnungsum-
wandlungen zu erschweren. Wir wissen: Jede Kündi-
gung einer Mieterfamilie zwingt Menschen dazu, eine 
vertraute Umgebung, Nachbarn und Freunde und 
manche liebgewordene Gewohnheit aufzugeben. Bis-
her konnten die gekündigten Mieter meist mit zumut-
baren Bemühungen angemessen Ersatzwohnraum 
finden, häufig wieder im gleichen Wohnviertel. Die 
wohnungswirtschaftliche Lage hat sich jedoch grund-
legend verändert. Der Mieter, der eine neue Woh-
nung sucht, trifft jetzt gerade in Ballungsgebieten auf 
einen überlasteten Wohnungsmarkt. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Zum Ausmaß der Mieterverdrängung hat der Bun-
desrat allerdings keine verwertbaren Erkenntnisse 
beigetragen. In diesem Punkt trifft der Gesetzentwurf 
mit einem Wandel in der Handhabung der sogenann-
ten Abgeschlossenheitsbescheinigung zusammen, 
die zu jeder Wohnungsumwandlung benötigt wird. 
Manche Baubehörden stellen seit neuestem, von Ge-
richten bestätigt, so hohe bautechnische Anforderun-
gen an diese Bescheinigungen, daß ihre Erteilung bei 
älteren Bauten stark zurückgegangen ist. 

Des weiteren wird zu überlegen sein, wie die Vor-
schläge des Bundesrates noch stärker auf die Brenn-
punkte der Umwandlung konzentriert werden kön-
nen. Die bayerische Staatsregierung hat vor einiger 
Zeite mehr als 400 Städte und Gemeinden mit annä-
hernd zwei Dritteln der Bevölkerung Bayerns zu „Ge-
bieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf" erklärt. Eine 
Konzentration auf Brennpunkte kann man das sicher 
nicht nennen. Die Abgrenzung nach dem bloß „er-
höhten Wohungsbedarf" ist also wenig sachdienlich. 
Die Bundesregierung wird in den Ausschüssen einen 
Abgrenzungsvorschlag vorlegen, der stärker auf das 
Ausmaß der durch die Umwandlung drohenden Mie-
terverdrängung abstellt. 

Nun zur Länge der Sperrfrist, der zentralen Streit-
frage des Entwurfs. Das Bundesverfassungsgericht 
hat sich mit der Kündigungssperrfrist bei Wohnungs-
umwandlungen noch nicht befaßt. Nach seiner stän-
digen Rechtsprechung muß die Einschränkung der 
Eigentümerbefugnisse zur Erreichung des angestreb-
ten Ziels notwendig sein. Sie darf nicht übermäßig 
belastend und deshalb auch nicht unzumutbar sein. 
Aufgabe des Gesetzgebers ist es, die schutzwürdigen 
Interessen aller Beteiligten in einen gerechten Aus-
gleich und ein ausgewogenes Verhältnis zu brin-
gen. 

Die Konzeption einer Sperrfrist, die weder die indi-
viduellen Interessen des Mieters noch die des Vermie-
ters berücksichtigt, begegnet schon vom Ansatz her 
manchen Zweifeln. Diese verstärken sich mit jedem 
Jahr, um das die Sperrfrist verlängert wird. Eine feste, 
ein für allemal gültige Grenze gibt es nicht. Die Bun-
desregierung ist der Auffassung, daß auch in der ge-
genwärtigen, angespannten Wohnungssituation nach 
fünf Jahren Schluß sein muß mit der Wartezeit. Was 
darüber hinausgeht, wäre verfassungsrechtlichen Ri-
siken ausgesetzt, die wir nicht eingehen wollen. 

Machen wir uns doch nichts vor: Für die Mieter 
käme die Kündigung nach sechs oder sieben Jahren 
genauso überraschend und wäre ebenso belastend 
wie nach drei oder fünf Jahren. Sie dürfen sich zwar 
etwas länger in einer Scheinsicherheit wiegen, hätten 
aber danach, wenn die Kündigung eintrifft, keinen 
Monat länger Zeit, sich nach einer anderen Wohnung 
umzusehen. Darin sehe ich die kardinale Schwäche 
dieser Lösung. 

Noch eine kurze Bemerkung zur Übergangsrege-
lung. Danach soll die verlängerte Sperrfrist auch dann 
gelten, wenn die umgewandelte Wohnung schon ver-
kauft ist, bevor die Landesregierung die Verlänge-
rung für die betreffende Wohnung bestimmt hat. Der 
Erwerber, der die umgewandelte Wohnung in der Er- 
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wartung einer nur dreijährigen Sperrfrist gekauft und 
dafür entsprechend mehr bezahlt hat, soll also jetzt 
auf einmal fünf Jahre mit der Kündigung warten müs-
sen. Ich meine demgegenüber: Der Bürger sollte dar-
auf vertrauen dürfen, daß der Verordnungsgeber ein-
mal geschlossenen Verträgen nicht hinterher die Ge-
schäftsgrundlage entzieht. 

Insgesamt hält die Bundesregierung den Gesetzent-
wurf in etlichen Punkten für verbesserungsbedürftig. 
Fünf Jahre Sperrfrist in sachgerecht eingegrenzten 
Gebieten tragen der gegenwärtigen und absehbaren 
Entwicklung der Wohnungsversorgung vollauf Rech-
nung. Das Vertrauen des Erwerbers von Wohnungsei-
gentum auf den Fortbestand der Rechtslage muß in 
der Übergangsregelung besser geschützt, die Einfüh-
rung einer Sperrfrist für andere als Eigenbedarfskün-
digungen sehr kritisch überprüft werden. 

Geis (CDU/CSU) : Der vorliegende Gesetzentwurf 
des Bundesrates zur Verbesserung der Rechtsstellung 
des Mieters bei der Begründung von Wohnungseigen

-

tum  an vermieteten Wohnungen geht auf einen An-
trag des Freistaates Bayern zurück. Dieser Gesetzent-
wurf will zwar nur einen relativ kleinen Teil der ge-
samten Wohnungswirtschaft regeln. Es handelt sich 
dabei aber zweifellos um ein äußerst sensibles Thema, 
das insbesondere in den Ballungszentren große Be-
deutung hat und dort die wohnungspolitische Diskus-
sion beherrscht. 

Wir können dieses Thema nicht losgelöst von den 
Gesamtzusammenhängen der Wohnungswirtschaft 
sehen. Es fehlt in der Bundesrepublik Wohnraum. 
Dies hat verschiedene Gründe. Seit 1986 ist das 
Realeinkommen breiter Bevölkerungsschichten stark 
angestiegen. Viele Menschen streben deshalb nach 
größeren und schöneren Wohnungen. Dies schafft 
Nachfrage nach Wohnraum. Die Haushaltsgründun-
gen der geburtenstarken Jahrgänge sind angestie-
gen. Auch dies schafft Nachfrage noch Wohnraum. 
Ein in diesem Ausmaß nicht vorgesehener Zustrom 
von Menschen ins Bundesgebiet hat eingesetzt. Dies 
schafft Nachfrage nach Wohnraum. 

Die Bundesregierung hat sich dieser Herausforde-
rung gestellt und durch zahlreiche Initiativen, zuletzt 
durch das Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz, die 
Voraussetzungen geschaffen, damit neue Wohnun-
gen entstehen können. 

Dabei geht es einmal darum, Wohnungseigentum 
zu fördern. Dieses generelle, wohnungspolitisch äu-
ßerst wichtige Ziel steht nicht im Gegensatz zu dem 
anstehenden Gesetzgebungsvorhaben. Im Gegenteil. 
Wer ein Eigenheim baut, macht eine Mietwohnung 
frei. Wohneigentum macht unabhängig von Mietver-
trägen und nimmt dem Eigentümer die Furcht, aus 
seiner Wohnung hinausgekündigt zu werden. Woh-
nungseigentum macht ihn unabhängig von steigen-
den Mietpreisen. Die Wohnkosten werden von der 
Inflation abgekoppelt. 

Der Wunsch nach den eigenen vier Wänden ist 
groß. 80 % der Bürger streben nach Wohneigentum, 
und 65 % sind bereit, sich dafür auch finanziell zusätz-
lich deutlich zu engagieren. 

Die Wohneigentumsquote ist in der Bundesrepublik 
gering. Wie die Volkszählung gezeigt hat, liegt diese 
Wohneigentumsquote nur bei 39 %. Wir bilden damit 
das Schlußlicht in den westeuropäischen Staaten. In 
Frankreich liegt sie bei 55 %, in Großbritannien und 
Schweden bei 60 % , in Italien bei 62% und in Spanien 
sogar bei 85 %. Mit Recht fördert deshalb die Bundes-
regierung den Bau oder den Kauf eines eigenen Hau-
ses oder einer eigenen Wohnung. Es sei erinnert an 
das zuletzt verabschiedete Sofortprogramm für Bau-
sparzwischenkredite, das zweifellos für viele Mieter 
einen Anreiz bildet, Wohneigentum zu realisieren. 
Daneben sind Bausparförderung, Lastenzuschuß und 
andere Maßnahmen zu sehen. 

Es muß uns aber auch um ein ausreichendes Ange-
bot an Mietwohnungen gehen. Der beste Schutz für 
den Mieter ist, wenn er zwischen mehreren Mietwoh-
nungen wählen kann. Wir wissen alle, daß dies heute 
genau umgekehrt ist. 

Mit der Aufstockung der Mittel für den sozialen 
Wohnungsbau und mit dem Wohnungsbau-Erleichte-
rungsgesetz versucht die Bundesregierung vor allem 
auch den Mietwohnungsbau zu fördern. Die Bundes-
regierung hat jetzt ihren Anteil erbracht. Jetzt kommt 
es darauf an, daß vor allem die Kommunen endlich 
begreifen, daß sie für den Wohnungsbau mehr tun 
müssen als in der Vergangenheit. Voraussetzungen 
für neue Wohnungen sind neue Bebauungspläne. 
Neue Bebauungspläne können aber nicht von Bonn 
aus geschaffen werden. Dies ist Aufgabe der Kommu-
nen. 

Die Planungsämter der Ballungszentren haben ge-
rade im Blick auf die Bereitstellung von Bauflächen in 
den letzten Jahren erschreckend versagt. Vielerorts, 
vor allem in den Ballungszentren hat man immer noch 
nicht begriffen oder will man nicht begreifen, worum 
es geht. So hat der Magistrat von Frankfurt erst kürz-
lich ein breites festgelegtes Baugebiet im Frankfurter 
Stadtteil Seckbach kurzfristig gestrichen. Man muß 
sich hierbei schon die Frage stellen, ob dies nicht 
Absicht ist, um die Lage auf dem Wohnungsmarkt zu 
verschärfen, um dann der Bundesregierung die 
Schuld an der angeblich miserablen Situation zu-
schieben zu können. Man muß sich schon die Frage 
stellen, ob hier nicht ein ganz übles Spiel mit der Not 
vieler Familien, die eine Wohnung suchen, get rieben 
wird. 

In München, einer Stadt, in der die Nachfrage nach 
Wohnraum besonders stark ist, wird so gut wie nichts 
unternommen, um Bebauungspläne für Ersatzwohn-
raum zu schaffen. Zwar sind in Bayern 1989 rund 
55 000 Wohnungen — das sind fast 10 % mehr als 1988 
— fertiggestellt worden. 20 200 Wohnungen entfallen 
dabei auf Mehrfamilienhäuser, sind also Mietwoh-
nungen. Dies kommt einer Steigerung von nahezu 9 To 
gleich. Die Stadt München liegt dabei aber weit zu-
rück, weil keine Bauflächen vorhanden sind, auf de-
nen Wohnungen errichtet werden könnten. Dies ist 
nicht Schuld der Bundesregierung, nicht Schuld der 
Landesregierung. Dies kann nicht auf eine fehlende 
Bereitschaft bei den Investoren, Kapital in den Woh-
nungsbau zu investieren, zurückgeführt werden. Dies 
ist Schuld der Stadt München. 
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Neben der Schaffung von Eigenheimen, neben dem 
Bau von Sozialwohnungen und Mietwohnungen im 
freien Wohnungsbau ist es notwendig, gesetzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Mieter vor zu star-
ker Mieterhöhung und vor Kündigung des Wohn-
raumes zu schützen. Die Bundesregierung sieht in der 
Wohnungsversorgung eine elementare Aufgabe. Die 
Wohnung ist der Mittelpunkt im Leben des Men-
schen. Sie ist „Teil seines Lebenszuschnitts", wie das 
Bundesverfassungsgericht formuliert hat. Der Mieter, 
der sich auf Grund seiner finanziellen Verhältnisse 
keine Eigentumswohnung leisten kann, muß deshalb 
einen weitgehenden Schutz vor dem Verlust seiner 
Wohnung haben. 

Wir können dabei feststellen, daß in der Bundesre-
publik ein ausgeprägter Schutz der Mieter, sowohl 
was den Besitz an der Wohnung angeht als auch was 
die Höhe des Mietpreises bet rifft, vorhanden ist. Bei 
allen Bemühungen um den Schutz der Wohnung und 
damit um den Schutz des Mittelpunktes der Familie 
und des Lebens eines Menschen überhaupt darf die-
ser Schutz aber nicht so weit gehen, daß Investoren 
davon abgehalten werden, ihr Kapital im Mietwoh-
nungsbau anzulegen. Der Staat wäre gar nicht in der 
Lage, über Sozialwohnungen die Wohnungsnach-
frage zu erfüllen. Ein übertriebener Mieterschutz 
würde zwar die „Besitzenden", also diejenigen, die 
schon eine Wohnung haben, schützen, die „Suchen-
den" aber strafen. Die Suchenden schützt nur ein brei-
tes Angebot. 

In diesem Zusammenhang und unter diesen Vor-
aussetzungen ist die Gesetzesinitiative des Bundesra-
tes zu beurteilen. Dabei kommt es darauf an, die be-
sondere Situation in den Ballungszentren zu beach-
ten. 

Diese Gesetzesinitiative ist notwendig geworden, 
weil gerade in den Ballungszentren die Nachfrage 
nach Eigentumswohnungen und damit die Umwand-
lung von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen 
stark angestiegen ist. Allein in München wurden in 
den Jahren 1982 bis 1988 für über 35 000 bereits er-
richtete Wohneinheiten Abgeschlossenheitsbeschei-
nigungen als Voraussetzung für eine Umwandlung 
erteilt. Dies ist zunächst einmal ein höchst erfreuliches 
Zeichen, beweist es doch, daß viele Mitbürger finan-
ziell in der Lage sind, sich eine Eigentumswohnung 
zwischen 200 000 und 400 000 DM leisten zu können. 
Dies ist ein Beweis für unsere Wirtschaftskraft und ein 
Beweis, daß das Vermögen bei uns breit gestreut ist. 
Dies wiederum ist nicht zuletzt das Ergebnis der Steu-
erreform, die sich immer mehr als ein Garant für eine 
gute wirtschaftliche Zukunft erweist. Hinzu kommt, 
daß durch das Wohnungseigentum nicht nur persönli-
che Sicherheit entsteht, sondern daß auch eine Bin-
dung zu der Stadt und zu der Umgebung geschaffen 
wird, in der die Wohnung liegt. Dies ist angesichts der 
immer stärker werdenden Entwurzelung unserer 
Menschen ein bedeutsamer Aspekt. Außerdem wer-
den Altbauwohnungen modernisiert und architekto-
nisch oft sehr schön ausgestaltet. Der Verfall von öden 
Altbauwohnungen, in die niemand mehr investieren 
will, wird so verhindert. 

Es kann aber nicht übersehen werden, daß die Mie-
ter einer solchen Wohnung, die in Wohnungseigen-

tum umgewandelt wird, in größte Bedrängnis geraten. 
Sehr häufig handelt es sich um preiswerte Altbauwoh-
nungen oder um Sozialwohnungen, die kurz vor dem 
Ende der öffentlich-rechtlichen Bindung stehen oder 
bereits aus dieser Bindung gefallen sind. Die Woh-
nungen werden zu einem großen Teil von Personen 
erworben, die selbst einziehen wollen. Es erfolgt die 
Kündigung wegen Eigenbedarfs. Der Mieter, der oft 
jahrelang in seiner Wohnung gelebt hat und oft schon 
Rentner ist, muß sich nun in seinem hohen Alter noch 
einmal auf die Suche machen, um eine Wohnung zu 
finden. Er trifft, so in München, auf einen Wohnungs-
markt, auf dem Kaltmieten zwischen 15 und 18 DM je 
m2  die Regel sind und oft über 20 DM je m 2  gezahlt 
werden. Der Mieter kann so leicht in eine unerträgli-
che finanzielle, vor allem aber psychische Not gera-
ten. 

Diese Not hat der vorliegende Gesetzentwurf im 
Blick. Der Mieter soll dann, wenn seine Wohnung in 
Wohnungseigentum umgewandelt wird und wenn 
der neue Eigentümer Eigenbedarf geltend machen 
will, die Sicherheit haben, daß er nicht so schnell vor 
die Tür gesetzt werden kann. Ich meine, wir sollten 
diese Bemühungen ernst nehmen und dem Gesetz die 
Zustimmung erteilen. 

Das Gesetz kann an die bisherige Regelung, die bei 
Umwandlung einen Mieterschutz von drei Jahren vor-
sieht, anknüpfen. Mit gesetzlicher Kündigungsfrist ist 
heute schon in der Regel eine Frist von insgesamt vier 
Jahren möglich. Wir stimmen dem Bundesrat jedoch 
zu, daß angesichts der schwierigen Wohnungssitua-
tion in den Ballungszentren ein solcher Schutz heute 
nicht mehr ausreicht. Der Mieter muß die Möglichkeit 
haben, ohne Druck über einen längeren Zeitraum hin-
weg eine angemessene Ersatzwohnung, beispiels-
weise im sozialen Wohnungsbau, zu suchen. Die 
Sperrfrist für die Eigenbedarfskündigung nach einer 
Umwandlung ist deshalb entsprechend dem Gesetz-
entwurf zu erhöhen. Dabei bleibt in den parlamenta-
rischen Beratungen zu prüfen, ob die Erhöhung auf 
sieben Jahre notwendig ist oder eine Erhöhung auf 
fünf Jahre nicht ausreichen kann. Immerhin muß man 
bedenken, daß auf Grund unserer mietgesetzlichen 
Regelungen dann ein Schutz von sechs bis sieben Jah-
ren besteht. 

Diese geplante Regelung der Sperrfrist soll auf Ge-
biete mit erhöhtem Wohnungsbedarf begrenzt sein. 
Solche Gebiete werden durch Rechtsverordnung der 
Landesregierung, die auf eine bestimmte Frist be-
grenzt sind, festgelegt. Es handelt sich dabei um Ge-
biete, in denen die häufige Umwandlung von Miet-
wohnungen in Eigentumswohnungen zu erwarten ist 
und in denen eine starke Nachfrage nach Wohnraum 
herrscht. 

Dieses Gesetzesvorhaben ist keineswegs durch das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 26. Juli 
1989 überflüssig geworden. Wie Sie wissen, hat das 
Bundesverwaltungsgericht in diesem Urteil hohe An-
forderungen an die Abgeschlossenheitsbescheini-
gung gestellt. Die Praxis hat jedoch erwiesen, daß 
diese hohen Anforderungen für eine Abgeschlossen-
heitsbescheinigung inzwischen ohne weiteres erfüllt 
werden, so daß nach wie vor ein Regelungsbedarf zum 



16338' 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. April 1990 

Schutz der Mieter von Wohnungen, die in Eigentums-
wohnungen umgewandelt werden, besteht. 

Diesem Vorschlag kann meines Erachtens auch 
nicht entgegengehalten werden, er beeinträchtige die 
Neigung zu den oben bereits erwähnten dringend 
erforderlichen Investitionen im Wohnungsbau. Wer 
Mietwohnungen bauen will, wird sich nicht durch ei-
nen verbesserten Kündigungsschutz bei Umwandlun-
gen von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen 
abhalten lassen. Denn neu errichtete Wohnungen 
sind von der Änderung überhaupt nicht betroffen. 
Wer Wohnungen bauen und sie anschließend veräu-
ßern will, wird von vornherein auf die Rechtsform des 
Wohnungseigentums zurückgreifen. Er muß daher 
bestehende Wohnungen nicht erst in Eigentumswoh-
nungen umwandeln. Von der Änderung ist allerdings 
der betroffen, der bestehende Mietshäuser aufkauft 
und dann daraus durch Umwandlung und Veräuße-
rung als Eigentumswohnungen eine möglichst hohe 
Rendite schlagen möchte. Solchen Spekulanten mag 
dieses Gesetzgebungsvorhaben nicht schmecken. 
Dies ist allerdings auch beabsichtigt. 

Durch dieses Gesetzgebungsvorhaben wird nach 
meiner Auffassung auch nicht Art. 14 des Grundge-
setzes verletzt. Sicherlich wird durch die Kündigungs-
sperrfrist die Nachfrage nach Mietwohnungen, die zu 
Eigentumswohnungen umgewandelt worden sind, 
beeinträchtigt. Insoweit mag ein Eigentümer eines 
Miethauses, der die Wohnungen in Eigentumswoh-
nungen umwandeln möchte, um sie dann zu veräu-
ßern, in der Verwertung seines Eigentums beeinträch-
tigt sein. Auf der anderen Seite steht aber das echte 
soziale Schutzbedürfnis des Mieters an der Erhaltung 
seiner Mietwohnung. In der Abwägung der Interes-
sen des Mieters und der Interessen des Eigentümers 
ist im Rahmen der Gesetzesvorlage sicherlich den In-
teressen des Mieters der Vorzug zu geben. 

Allerdings lehnen wir ein gänzliches Umwand-
lungsverbot von Mietwohnungen in Eigentumswoh-
nungen ab. Dies würde nach unserer Auffassung 
zweifellos ein Verstoß gegen Art. 14 des Grundgeset-
zes bedeuten. Auch der Erwerber der umgewandelten 
Wohnung kann sich nicht auf Art. 14 des Grundgeset-
zes berufen, weil er ja bei Erwerb Kenntnis davon hat, 
daß die Eigentumswohnung mit einem verlängerten 
Kündigungsschutz belastet ist. Nimmt er diese Bela-
stung auf sich, muß er sich auch daran festhalten las-
sen. Die Gesetzesvorlage ist nach unserer Auffassung 
geeignet, mehr Ruhe in den Wohnungsmarkt der Bal-
lungszentren zu bringen. Sie dient dem Mieter, der oft 
schon lange eine Wohnung gemietet haben mag und 
der nicht mit einer solchen Umwandlung rechnen 
mußte. 

Man sollte aber immer wissen, daß durch solche 
Maßnahmen keine weitere Wohnung entsteht. Die 
Nachfrage nach Wohnraum und die Anspannung auf 
dem Wohnungsmarkt werden dadurch nicht gelin-
dert. Deshalb kann dieses Gesetzgebungsvorhaben 
nur eine befristete Bedeutung haben. Es geht jetzt 
darum, daß nach den Maßnahmen der Bundesregie-
rung nun auch die Kommunen bereit sind, Bauland 
zur Verfügung zu stellen, und daß vor allem die pri-
vaten Investoren bereit sind, ihr Kapital in den Miet-
wohnungsmarkt zu investieren. Wir dürfen nicht  

nachlassen, Voraussetzungen zu schaffen, daß mög-
lichst viele Menschen ihren Wunsch nach den eige-
nen vier Wänden verwirklichen können. 

Dr. Pick (SPD): Wohnungspolitik — dies zeigt die 
heutige Diskussion — befaßt sich nicht nur mit Woh-
nungsbau, sondern sie hat viele Facetten. Mietrecht, 
Steuerpolitik, Sozialpolitik, Eigentumspolitik: Viele 
Politikbereiche beeinflussen unser Verhältnis zum 
Wohnraum. Vieles ist in diesem Hause zu diesen The-
men gesagt worden. Ich will dies nicht alles wieder-
holen, sondern mich auf einige Fakten beschränken, 
die zur Beschreibung und Kennzeichnung der Lage 
von Bedeutung sind. 

Seit 1985 klafft nach Auffassung des Deutschen 
Mieterbundes die Schere auf dem Wohnungsmarkt 
auseinander, d. h. die Zahl der neu gebauten Woh-
nungen hielt mit dem Bedarf nicht Schritt. Nach der 
Berechnung des Mieterbundes summieren sich die 
Defizite allein von 1985 bis 1990 auf rund 1 Million 
Wohnungen. Nach der Information des Instituts für 
Städteb au, Wohnungswirtschaft und Bausparwesen 
in Bonn sind 1989 238 637 Wohnungen neu errichtet 
worden. Davon war die Mehrzahl Eigentumsmaßnah-
men. Nur rund 50 000 Wohnungen wurden zur Ver-
mietung bestimmt. Nach dem Fertigstellungsergebnis 
blieb die Wohnungsbautätigkeit 1989 wiederum weit 
unter dem für 1989 regierungsamtlich erwünschten 
und prognostizierten Ziel von 300 000 Wohnungen 
zurück. 

Den gesamten Wohnungsfehlbestand gab das Mün-
chener Ifo-Institut auf einer Fachtagung der SPD-Bun-
destagsfraktion mit ca. 1,7 Millionen an. Schon 1987, 
zur Zeit der Volks- und Gebäudezählung, standen 
statt angenommener 27,2 nur 25,6 Millionen Wohnun-
gen zur Verfügung. Noch zu diesem Zeitpunkt sprach 
der Wohnungsbauminister von einem ausgeglichenen 
Wohnungsmarkt. Die Bundesregierung erklärte noch 
im Sommer 1988 im Rahmen ihrer Finanzplanung 
— ich zitiere — : „Im Wohnungsbereich ist das Ziel 
einer ausreichenden Versorgung breiter Bevölke-
rungsschichten mit angemessenem Wohnraum er-
reicht. Die staatliche Förderung kann zurückgeführt 
werden. " 

Das ist und war nicht politische Satire, sondern eine 
Täuschung der Öffentlichkeit. Sie setzt sich fort im 
Wohngeld- und Mietenbericht der Bundesregierung 
von 1990, der nach Auffassung des Mieterbundes sta-
tistische Tricks der Bundesregierung enthält, weil 
„der Mietenindex in keiner Weise die tatsächliche 
Mietpreisentwicklung" widerspiegelt. 

Gerade die Altbau-Mieten — und um die geht es 
ganz entscheidend im Zusammenhang mit Umwand-
lungen — sind überdurchschnittlich gestiegen; nach 
der Statistik im Wohngeld- und Mietenbericht, dem 
hier zu glauben ist, bei Mieterwechsel 1987 um 3,5 %, 
1988 um 5,1 % und 1989 um 13,0 %. Im Vergleich zu 
fortbestehenden Mietverhältnissen liegt das zwischen 
dem Zweifachen und Vierfachen. Die entsprechenden 
Werte sind hier: 1,6 %, 2,1 %, 3,0 %. 

Vor diesem Hintergrund müssen wir die Initiative 
des Bundesrats beurteilen. Sie ist Ausdruck der Man-
gelverwaltung. Der Gesetzentwurf des Bundesrates 
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spricht von der „Verbesserung der Rechtsstellung des 
Mieters bei Begründung von Wohnungseigentum an 
vermieteten Wohnungen". Dabei geht es aber um 
mehr als nur um die rechtlich unbedenkliche Begrün-
dung von Wohnungseigentum nach §§ 3 und 8 WEG, 
nämlich um die damit verbundenen Folgeprobleme. 
Es geht um das Umwandlungswesen — besser: 
-unwesen — , das insbesondere in den städtischen 
Ballungszentren den für die Wohnungsversorgung 
Zuständigen seit Jahren große Sorgen bereitet. 

Das Verfahren, das meistens praktiziert wird, ist 
höchst einfach: Ein Miethaus wird vom Eigentümer in 
Wohnungseigentum aufgeteilt. Er braucht neben sei-
ner Teilungserklärung gegenüber dem Grundbuch-
amt lediglich die sogenannte Abgeschlossenheitsbe-
scheinigung vorzulegen, die ihm die Baubehörde aus-
stellt. Mit dem grundbuchrechtlichen Vollzug entsteht 
Wohnungseigentum. Die alteingesessenen Mieter 
werden, ohne daß sie es merken müssen, Mieter einer 
Eigentumswohnung. Sie werden auch nicht gefragt. 

Der Grundstücks- respektive Gebäudeeigentümer 
hat sich damit ein selbständig nutzbares Eigentums-
recht an den einzelnen Wohnungen geschaffen. Er 
kann es ohne Beschränkungen an Interessenten ver-
äußern. Es kann zu einem fungiblen Wirtschaftsgut 
werden, das ohne Rücksicht auf Mieterinteressen 
wirtschaftlich verwertet werden kann. 

Eine ganze Industrie betätigt sich auf diese Weise 
„wohnungswirtschaftlich" mit der Konsequenz, daß 
aus Spekulations- und Gewinnabsicht keine einzige 
Wohnung mehr geschaffen wird, sondern im Gegen-
teil durch Luxussanierung und Zusammenlegung 
kleinerer Einheiten sogar Wohnungen zusätzlich ver-
schwinden. 

Gewinner ist immer — und das ohne Risiko — der 
Wohnungsspekulant. Der Käufer zahlt oft überhöhte 
Preise, da er die Substanz nicht beurteilen kann. Auch 
er ist dann ein Opfer der Spekulanten, vor allem auch, 
wenn er als Mieter die Wohnung aus Angst, sonst dar-
aus vertrieben zu werden, selbst erwerben muß. 

Um die wirtschaftliche Verwertung, d. h. die Ge-
winne aus Veräußerungserlösen zu steigern, haben 
die Umwandlungsstrategen ein großes Interesse, die 
Mieter aus ihren Wohnungen zu vertreiben. Sie ver-
suchen dies häufig mit Druckmitteln, die von finanzi-
ellen Anreizen bis zu psychischem und physischem 
Terror reichen können. Dieser Umwandlungsdruck 
veranlaßt viele Mieter, schließlich ihre Wohnungen zu 
räumen. 

Der bisherige Schutz vor Kündigung durch den Er-
werber der für drei Jahre die Berufung auf Eigenbe-
darf des Bewerbers ausschließt, hat sich in der Praxis 
als eine unzureichende Hürde erwiesen. 

Die SPD fordert seit langem — zuletzt bei der Bera-
tung des Haushaltsgesetzes 1990 — ein umfangrei-
ches Wohnungsbauprogramm, das durch verbesserte 
Wohngeldleistungen, eine soziale Mietrechtsände-
rung, verbunden mit dem verbesserten Schutz der 
Mieter bei Eigenbedarfskündigungen und bei Um-
wandlungen, ergänzt ist. In unserem „Sofortpro-
gramm für eine aktive Wohnungspolitik" — Drucksa-
che 11/4083 — haben wir gefordert, den Kommunen 
die Möglichkeit zu geben, in Problemgebieten die 

Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen zu 
verhindern. 

In diese Richtung bewegt sich die Initiative des Bun-
desrates. Insofern ist sie zu begrüßen. Die Verlänge-
rung des Kündigungsschutzes auf sieben Jahre durch 
den Bundesrat stellt eine Ohrfeige für die Bundesre-
gierung dar. Deutlicher wird die Untätigkeit der Bun-
desregierung nicht gebrandmarkt. Sie hat nicht nur 
jahrelang den Mietwohnungsbau, insbesondere den 
sozialen Mietwohnungsb au, vernachlässigt, sondern 
dem Verschwinden von Wohnraum durch Nutzungs-
änderung und Umwandlung tatenlos zugesehen: zum 
Wohl der Spekulanten, zu Lasten der Mieter. 

Die Haltung von Bundesregierung und Koalition 
wird auch nicht dadurch lobenswerter, daß sie sich 
— wie man hört — auf eine Kündigungssperrfrist von 
fünf Jahren geeinigt haben. Die ist kein fairer Kom-
promiß, sondern ein fauler Kompromiß. Er bleibt nicht 
nur hinter dem Vorschlag der Bayerischen Staatsre-
gierung zurück, sondern ist eine weitere Niederlage 
für das Bundesbauministerium. Der Deutsche Mieter-
bund bezweifelt, daß durch diesen Vorschlag der Ko-
alition der Umwandlungsdruck in Großstädten spür-
bar verringert wird. 

Auch die Gemeinden sind die Opfer der Spekula-
tion mit dem Gut Wohnraum. Den Kommunen bleiben 
nur Reparaturaufgaben. Der Bau von Wohnungen, so-
weit er überhaupt mit steigendem Bedarf und Wohn-
raumvernichtung Schritt halten kann, kann zerstörte 
Lebens- und Nachbarschaftsverhältnisse nicht wieder 
aufbauen. 

Es gibt auch einen Zusammenhang zwischen dem 
gewohnten und akzeptierten Wohnumfeld und sozia-
lem wie politischem Verhalten. Dieser kann im Falle 
seiner Zerstörung Tendenzen zur Radikalisierung för-
dern. Insofern ist die Erhaltung von Wohnraum und 
sozialen Strukturen eine wichtige politische Aufgabe. 
Denn auch das sind die Folgen von Umwandlungen: 
Zerstörung gewachsener Wohnbezirke, dramatische 
Veränderungen in den sozialen Strukturen durch Ver-
drängung der Schwachen in der Gesellschaft. Unbe-
zahlbare Mieten auch für durchschnittlich Verdie-
nende sind die Folge. 

Die SPD wird ihre Vorschläge im Laufe des Gesetz-
gebungsverfahrens wieder einbringen. Es wird z. B. 
auch zu überlegen sein, ob die Gemeinden nicht bes-
ser als die Landesregierungen geeignet wären, die 
Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf selbst zu be-
stimmen. 

Dr. Hitschler (FDP) : Der Bundesrat schlägt in dem vor-
liegenden Gesetzentwurf eine Verlängerung der 
Sperrfrist für Eigenbedarfskündigung nach Umwand-
lung einer Mietwohnung in eine Eigentumswohnung 
von bisher drei auf sieben Jahre vor. Diesem Vor-
schlag können sich die Freien Demokraten nicht an-
schließen. Wir werden ihn deshalb in dieser Form 
ablehnen, da gegen eine solche Lösung erhebliche 
Bedenken vorgebracht werden müssen. 

Gewiß gibt es Fälle, in denen Umwandlungen von 
Miet- in Eigentumswohnungen von gewissenlosen 
Spekulanten oftmals mit verbrecherisch anmutenden 
Methoden betrieben werden, die in keinem Falle ge- 
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billigt werden können und die uns verpflichten, nach 
Wegen zu suchen, solchen Leuten das Handwerk zu 
legen. 

Wir dürfen uns aber andererseits durch diese Prak-
tiken nicht dazu verleiten lassen, Regelungen zu be-
schließen, welche die erforderliche Berücksichtigung 
der Eigentümerinteressen einerseits und der Mieter-
interessen andererseits in ungebührlicher Weise zu-
gunsten der einen oder anderen beeinträchtigen wür-
den. Sozialpflichtigkeit des Eigentums und Eigen-
tumsverfügungsrecht sind zwei Aspekte der Eigen-
tumsgarantie unseres Grundgesetzes, die nicht will-
kürlich gestaltbar sind. Gegen eine Verlängerung der 
Sperrfrist auf sieben Jahre bestehen deshalb nicht nur 
bei uns erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken. 

Pikanterweise hat derselbe Bundesrat, der jetzt eine 
Sperrfristverlängerung auf sieben Jahre fordert, 1981 
einen Antrag der sozialliberalen Koalition auf eine 
Fristverlängerung bei der Eigenbedarfskündigung 
auf 5 Jahre mit der Begründung abgelehnt, „sie stelle 
einen unverhältnismäßigen Eingriff in die Eigentü-
merrechte dar, werde die Veräußerung von vermiete-
ten Eigentumswohnungen weiter erschweren und die 
Eigentümer verstärkt dazu veranlassen, Mietwohnun-
gen bei Veräußerungsabsicht leerstehen zu lassen", 
eine Methode, die im übrigen auch gerne von Kom-
munen selbst und auch von gemeinnützigen Woh-
nungsbaugesellschaften praktiziert wird. 

Wir meinen, daß eine Verlängerung auf sieben 
Jahre aus mehreren Gründen nicht notwendig ist: 

1. Sowohl im sozialen Wohnungsbau als auch in öf-
fentlich geförderten Wohnungen sind die Mieter 
ausreichend geschützt, da entsprechende Fristen 
gelten. Die vorgesehene Verlängerung beträfe le-
diglich den freifinanzierten Wohnungsbau. 

2. Hier gilt, daß, wie eine Anhörung des Raumord-
nungsausschusses ergeben hat, zumindest im Alt-
bestand Umwandlungen dadurch verhindert wer-
den können, daß die Kommunen eine Aufteilung in 
Eigentumswohnungen nur auf Grund einer Ab-
geschlossenheitsbescheinigung zu genehmigen 
brauchen. Wenn die Voraussetzungen der Erfor-
dernisse des Brand-, Schall- und Wärmeschutzes 
nicht gegeben sind, was bei Altbauten an sich der 
Fall ist, ist eine Abgeschlossenheitsbescheinigung 
zu versagen. 

3. Je stärker die rechtliche Stellung des Mieters ge-
schützt wird, um so mehr werden gerade diejeni-
gen, die aus spekulativen Gründen Mietwohnun-
gen umwandeln wollen, bestärkt und dazu verlei-
tet, kriminelle Praktiken beim Räumungsdruck auf 
Mieter anzuwenden. 

4. Es gibt andererseits viele vernünftige Gründe für 
Umwandlungen, die von jedermann akzeptiert 
werden. Es ist beispielsweise vernünftig, Eigentum 
auf die Kinder nicht als gemeinschaftliches Eigen-
tum übergehen zu lassen. Warum sollte man den 
Kindern die Nutzung der eigenen Wohnung sie-
ben Jahre lang versagen? 

Es gibt den Fall, daß man zur Verbesserung der 
Liquidität eine Wohnung verkaufen will, um die ande-
ren dafür weiterhin im Eigentum halten zu können  

oder um die Modernisierung finanzieren zu können. 
Welcher Erwerber aber wird eine solche Wohnung 
kaufen wollen, wenn er die steuerlichen Vorteile des 
§ 10 e EStG nicht nutzen kann? Der Erwerb von Eigen-
tumswohnungen ist oftmals billiger als der Neubau 
einer Wohnung und deshalb für manchen der einzige 
Weg zur Wohneigentumsbildung. Ist das vermögens-
politisch nicht eigentlich erwünscht? 

Nein, die vom Bundesrat vorgeschlagene Fristen-
verlängerung ist zu lang. Sie hat einseitig ausschließ-
lich die Mieterinteressen im Auge und verletzt die aus 
dem Eigentumsrecht abgeleitete Nutzungsbefugnis 
zu gröblich, als daß wir dieser Regelung zustimmen 
könnten. 

Dieser Vorschlag ist im übrigen gleichzusetzen mit 
Bestrebungen wie der Berliner Mietrechtsinitiative 
und ähnlichen Überlegungen, wie sie etwa in Bayern 
angestellt werden, wonach die Mietpreisbildung noch 
stärker reglementiert werden soll, als dies bereits ge-
schieht. All diese bürokratiefreundlichen Bemühun-
gen werden nur zu einem Ergebnis führen: Kein pri-
vater Investor wird mehr Wohnungen errichten, und 
die ganzen Erfolge, die wir mit der Ankurbelung des 
privaten Wohnungsbaus erzielt haben, würden mit 
einem Schlage zunichte gemacht werden. Die Wohn-
raumversorgung würde drastisch verschlechtert wer-
den und die Notwendigkeit der Regulierung und 
zwangswirtschaftlicher Maßnahmen in gleichem 
Maße erhöht. Da freute sich gewiß jedes sozialistische 
Herz, denn endlich könnte man wieder einen echten 
Notstand so richtig anprangern! Aus den Erfahrungen 
in der DDR nichts gelernt, kann man da betrüblicher

- weise nur feststellen. 

Deshalb sage ich abschließend: Mit uns nicht! Ein 
derart verantwortungsloses Spiel um eines kurzsichti-
gen Zustimmungseffektes der Unbedarften willen zu 
spielen sind wir nicht bereit. Wir wollen, daß Wohnun-
gen gebaut werden. Das ist nur möglich, wenn sich die 
Investoren auf gültige gesetzliche Regelungen verlas-
sen können und sicher sind, daß sich ihre Investition 
amortisiert. Soziale Flankierungen haben über Wohn-
geld und Belegrecht zu erfolgen, nicht auf Kosten des 
Investors. 

Frau Teubner (GRÜNE): Der Bundesrat hat recht, 
wenn er sich jetzt endlich dem Hauptproblem der 
heutigen Wohnungsnot zuwendet — der massenhaf-
ten Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentums-
wohnungen. Er hat auch recht damit, wenn er in der 
Begründung zu seinem Gesetzentwurf den Zeitpunkt, 
zu dem das Problem entstanden ist, und seine Ursache 
nennt: Es war im Jahr 1977, als die SPD/FDP-Regie-
rung die steuerliche Eigentumsförderung auf den Er-
werb von Gebrauchswohnungen ausgedehnt hat. Seit 
diesem Zeitpunkt wird massenhaft professionell um-
gewandelt, wird massenhaft gekündigt, verlieren 
massenhaft Menschen ihre angestammten Wohnun-
gen. 

Anstatt jedoch die Ursache des ganzen Übels zu 
beseitigen, wird einerseits unzulänglich an Sympto-
men herumkuriert und andererseits die Umwandlung 
munter weiter gefördert. 4,5 Milliarden Mark gibt der 
Staat jährlich dafür aus, daß Spekulanten ganze Häu-
ser- und Straßenzüge mit preiswerten Wohnungen 
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aufkaufen, um sie an Leute weiterzuverkaufen, die 
vom Staat allein deswegen gefördert werden, weil sie 
sich Wohneigentum leisten können. Sinnigerweise 
steigt die Förderung dieser Leute mit ihrem Einkom-
men. Ein Spitzenverdiener mit einem Bruttoeinkom-
men von 130 000 Mark im Jahr, alleinstehend, ohne 
Kinder, bekommt, wenn er sich eine Wohnung für 
300 000 Mark kauft, eine steuerliche Ermäßigung von 
670 Mark im Monat. 

Der alleinverdienende Familienvater mit zwei Kin-
dern, mit einem Bruttoverdienst von 60 000 Mark im 
Jahr, bekommt eine Steuerermäßigung von nur 
400 Mark im Monat, wenn er sich eine gleich teure 
Wohnung kauft, einschließlich Baukindergeld, ver-
steht sich. Das sind genau 76 Prozent weniger als der 
Spitzenverdiener ohne Kind. 

Eine alleinerziehende Frau mit einem Kind und ei-
nem Bruttoeinkommen von 30 000 Mark im Jahr be-
käme, wenn sie sich so eine Wohnung leisten könnte, 
theoretisch 240 Mark im Monat, einschließlich Bau-
kindergeld. Dazu bekäme sie theoretisch noch 
78 Mark Wohngeld. Das sind genau 110 Prozent we-
niger Förderung als bei dem Spitzenverdiener, der 
100 000 Mark mehr verdient als sie. — Ein phantasti-
sches System ist das, nicht wahr? Normalerweise kön-
nen Frauen mit Kindern sich aber überhaupt keine 
Wohnung kaufen, sondern sie sitzen genau in den 
Mietwohnungen, die von dem Spitzenverdiener oder 
von dem Familienvater aufgekauft werden, und sie 
fliegen über kurz oder lang raus. 

Die Maßnahmen, die der Bundesrat vorschlägt, um 
diesen Skandal zu beenden, werden leider wenig 
wirksam sein: Es gibt ja nicht nur die ordentliche Kün-
digung. Es gibt eine ganze Latte von Methoden, mit 
deren Hilfe Mieterinnen und Mieter aus ihren Woh-
nungen rausgeekelt werden können und werden. 
Diese Rausekelmanöver werden nach Inkrafttreten 
des siebenjährigen Kündigungsschutzes noch stärker 
angewendet werden als bisher. Denn die Leute, die 
die umgewandelten Wohnungen von den Spekulan-
ten in Erwartung der Steuerermäßigung durch den 
§ 10e kaufen, sind dazu gezwungen, in die gekaufte 
Wohnung auch einzuziehen, sonst verfällt die Sub-
vention, und dafür gibt es Fristen. Wenn ein Käufer 
oder eine Käuferin vier Jahre nach Anschaffung der 
Wohnung nicht eingezogen ist, dann ist die Subven-
tion für diesen Zeitraum unwiederb ringlich verloren. 
Das wird Käuferinnen und Käufer noch stärker dazu 
veranlassen, Druck auf Mieterinnen und Mieter aus-
zuüben, um die Wohnung freizubekommen. 

Die Spekulanten werden natürlich schon im Vorfeld 
alles daransetzen, um die Wohnung zu „entmieten", 
wie es so schon heißt. Dazu haben sie sich den Trick 
mit den sogenannten Bruchteilgemeinschaften ausge-
dacht, dazu gibt es das sogenannte Verwertungsurteil 
des Bundesverfassungsgerichtes vom Februar 1989, 
und dazu gibt es subtile Gewalt und Terror, bei deren 
Anwendung professionelle Umwandler noch nie zim-
perlich waren. 

Also: Die Kündigungsfrist bei Umwandlungen zu 
verlängern und gleichzeitig die steuerliche Förderung 
der Umwandlung fortzusetzen, das heißt, sich mit ei-

nem Fuß auf die Bremse und mit dem anderen auf's 
Gaspedal zu stellen. Es wird wirklich Zeit, daß Sie sich 
hier was besseres einfallen lassen bzw. daß Sie das 
Naheliegende tun und den § 10e Einkommensteuer-
gesetz endlich abschaffen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Frage des Abge-
ordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 11/6944 
Frage 33): 

Ist die Bundesregierung bereit, auf den durch die Massen-
flucht von Deutschen und die daran einsetzende völlige Verän-
derung der politischen Landschaft auf ein Mehrfaches angestie-
genen Personalbedarf an den Botschaften in Prag, Budapest, 
Warschau und Bukarest zu reagieren, und wann kann mit einer 
zumindest befristeten Verstärkung gerechnet werden, damit der 
große Arbeitsstau abgebaut und die dringend notwendigen zu-
sätzlichen politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Kon-
takte geknüpft werden können? 

Die Bundesregierung hat die betroffenen Auslands-
vertretungen in den letzten Monaten im Rahmen der 
räumlichen Möglichkeiten kontinuierlich zunächst 
befristet, dann aber auch durch zusätzliche Personal-
stellen verstärkt. In Budapest wird die Lage sich durch 
die Abschaffung des Sichtvermerkszwangs für unga-
rische Staatsangehörige entspannen. In Warschau 
werden dringend benötigte neue Räumlichkeiten, die 
jetzt von der polnischen Seite zur Verfügung gestellt 
werden, bereits geplante Personalverstärkungen er-
möglichen. Außerdem wird die noch für dieses Jahr 
vorgesehene Eröffnung der Generalkonsulate in Kra

-

kau und Fünfkirchen zu einer spürbaren Entlastung 
für Warschau und Budapest führen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Hämmerle (SPD) (Drucksache 
11/6944 Fragen 37 und 38): 

Treffen Zeitungsmeldungen von Anfang dieses Monats zu, 
daß unbegleitete Minderjährige aus S ri  Lanka und dem Iran, die 
nach Ankunft auf dem Frankfurter Flughafen um Asyl nachsu-
chen, dort  abgeholt werden und dann „auf Nimmerwiedersehen 
verschwinden"? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diese Praxis 
zukünftig zu vermeiden und das Kindeswohl während des lau-
fenden Asylverfahrens und bei anschließendem Aufenthalt zu 
sichern? 

Zu Frage 37: 

Unbegleitete Minderjährige aus S ri  Lanka und dem 
Iran werden unmittelbar nach Entgegennahme des 
Asylantrages auf dem Flughafen Frankfurt/Main vom 
Grenzschutzamt Frankfurt/Main dem zuständigen Ju-
gendamt der Stadt Frankfurt übergeben, da die BGS-
Behörden nur für die Entscheidung über die Einreise 
zuständig sind. 
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Das Jugendamt entscheidet dann über den weite-
ren Verbleib der Minderjährigen. Diese Verfahrens-
weise beruht auf einer Absprache mit dem Hessischen 
Sozialministerium vom 17. August 1988. 

Zu Frage 38: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
geschilderte Verfahren am besten geeignet ist, das 
Kindeswohl zu sichern. Im übrigen fällt nach gelten-
dem Recht sowohl die Unterbringung als auch die 
Betreuung von Asylbewerbern nicht in ihre Zustän-
digkeit. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 11/6944 
Frage 51): 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, daß iranische Be-
hörden auf dem Territorium der Bundesrepublik Deutschland 
von der bundesdeutschen Ehefrau und den Töchtern eines Ira-
ners eine Prozedur abverlangen, die zur Erlangung der irani-
schen Staatsangehörigkeit führt, was wiederum eine Vorausset-
zung für die eventue lle Entlassung des Ehemannes bzw. Vaters 
aus der iranischen Staatsangehörigkeit sein soll? 

Diese Frage entspricht der geschilderten Fallgestal-
tung Nr. 1 der Vorfrage. 

Die iranischen Behörden bestehen auf einer solchen 
Forderung gegenüber einer bundesdeutschen Ehe-
frau nicht, sofern deren Ehe mit einem iranischen 
Staatsangehörigen nicht registriert ist. Inzwischen 
sind zahlreiche Iraner ohne Einbeziehung ihrer deut-
schen Familien aus der iranischen Staatsangehörig-
keit entlassen worden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Meneses Vogl (GRÜNE) (Drucksache 
11/6944 Fragen 52 und 53): 

Wie soll die in dem Treffen von DDR-Innenminister Diestel 
und Bundesminister Dr. Schäuble getroffene Aussage zur „Har-
monisierung" der Ausländer- und Visapolitik gegenüber Dritt-
ländern erfolgen, und soll das von der Bundesregierung vorge-
legte neue Ausländergesetz künftig zur Grundlage der Auslän-
derpolitik in der DDR gemacht werden? 

Waren Thema der Gespräche auch die binationalen Abkom-
men der DDR mit Vietnam, Kuba, Mozambique und Angola, die 
kürzlich bekanntgewordenen Kündigungen von ausländischen 
Arbeitern/innen, und welche Position vertritt die Bundesregie-
rung in diesem Zusammenhang? 

Zu Frage 52: 

Wesentlicher Bestandteil der Vereinigung beider 
deutscher Staaten ist der Wegfall von Grenzkontrollen 
an der bisherigen innerdeutschen Grenze und die 
Verlagerung der Kontrollen an die Außengrenzen, 
einschließlich der Flug- und Seehäfen. Hier gilt es, 
den Sicherheitsbedürfnissen des Gesamtstaates und 
der EG-Partner, insbesondere der Pa rtner des Schen-
gener Abkommens, Rechnung zu tragen und die Aus-
länder- und Visapolitik beider deutscher Staaten zu 
harmonisieren. Die Minister haben vereinbart, zur 
Überprüfung aller damit im Zusammenhang stehen-
den Fragen eine gemeinsame Arbeitsgruppe „Grenz-
kontrollfragen" einzurichten. Dabei werden auch die 
in beiden deutschen Staaten geltenden ausländer-
rechtlichen Vorschriften zu berücksichtigen sein. 

Zu Frage 53: 

Die Abkommen der DDR mit den genannten Staa-
ten sind bei den Gesprächen nicht erörtert worden. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/6944 
Frage 54): 

Wie ist der Stand der Abstimmungsgespräche mit den Part-
nern des Schengener Abkommens über die Einführung der Vi-
safreiheit im Verhältnis zur CSFR, und bis wann kann mit einem 
entsprechenden visafreien Verkehr mit der Tschechoslowakei 
gerechnet werden? 

Sowohl im Kreise der Partner des Schengener Ab-
kommens wie auch im Kreise der zwölf EG-Mitglied-
staaten laufen derzeit intensive Abstimmungsgesprä-
che über die künftige Sichtvermerkspolitik gegen-
über den Reformstaaten Mittel- und Osteuropas, dar-
unter auch der Tschechoslowakei. Der Allgemeine 
Rat wird sich mit dieser Frage am 7. Mai 1990 beschäf-
tigen und versuchen, zu einer abgestimmten Haltung 
der EG-Staaten zu gelangen. Im Lichte dieser Bera-
tungen wird das weitere Vorgehen im Verhältnis zur 
Tschechoslowakei festzulegen sein. 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/6995 (neu) — 

Abgegebene Stimmen 412; davon 

ja: 	173 

nein: 	236 

enthalten: 	3 

Ja 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 

Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 

Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 
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Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 

Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 

Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

SPD 

Nagel 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 

Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Walz 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthalten 

SPD 

Niggemeier 
Dr. Haack 

Fraktionslos 

Frau Unruh 



16346 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung, Bonn, Donnerstag, den 26. April 1990 

Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/7024 — 

Abgegebene Stimmen 411; davon 

ja: 	173 

nein: 	233 

enthalten: 	5 

Ja 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 

Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 

Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley 

FDP 

Frau Walz 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
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Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 

Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 

Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

SPD 

Nagel 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 

Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthalten 

SPD 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Haack 
Niggemeier 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/7013 — 

Abgegebene Stimmen 414; davon 

ja: 	34 

nein: 	235 

enthalten: 145 

Ja 

SPD 

Frau Wieczorek-Zeul 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 

Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 

Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 

Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

SPD 

Nagel 
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FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Walz 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthalten 

SPD 

Frau Adler 
Andres 

Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 

Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 

Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 1 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt  

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer  

Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 2 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Billow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer  

Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 3 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	231 

nein: 	178 

enthalten: 	4 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil  

Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg)  

Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 

Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer  

Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

CDU/CSU 

Frau Dr. Süssmuth 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 4 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt  

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Billow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn  

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer  

Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 5 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	231 

nein: 	179 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Hames 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil  

Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

CDU/CSU 

Frau Dr. Süssmuth 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser  

Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 

Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 6 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	231 

nein: 	179 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Hames 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil  

Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

CDU/CSU 

Frau Dr. Süssmuth 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser  

Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 

Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 7 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksache 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	231 

nein: 	179 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 

Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

CDU/CSU 

Frau Dr. Süssmuth 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort  
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser  

Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 

Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 8 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Di. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn  

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer  

Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 9 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	231 

nein: 	179 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil  

Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

CDU/CSU 

Frau Dr. Süssmuth 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Billow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser  

Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 

Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 10 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	231 

nein: 	179 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil  

Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. So1ms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

CDU/CSU 

Frau Dr. Süssmuth 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann  

Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 

Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 11 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt  

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
ErlEr 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Patema 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer  

Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 12 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt  

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn  

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer  

Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 13 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn  

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli  
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 

Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 14 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer  

Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über Art. 15 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 413; davon 

ja: 	232 

nein: 	178 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Hames 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 

Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 

Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wollgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 

Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 

Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 

. Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Frau Schoppe 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Ausländerrechts 
— Drucksachen 11/6321, 11/6955 — 

Abgegebene Stimmen 392 und 13 Berliner Abgeordnete; davon 

ja: 	223 und 9 Berliner Abgeordnete 

nein: 	166 und 4 Berliner Abgeordnete 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 

Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 

Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 

Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Dewitz 
Feilcke 
Kalisch 
Kittelmann 
Lummer 
Dr. Pfennig 
Schulze (Berlin) 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 
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Berliner Abgeordnete 

Hoppe 
Lüder 

Nein 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Billow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Graf 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck)  

Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leonhart 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Scherrer 

Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley 

Berliner Abgeordnete 

Egert 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin)  

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert  (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Walz 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/7000 — 

Abgegebene Stimmen 397; davon 

ja: 	32 

nein: 	234 

enthalten: 131 

Ja 

SPD 

Bindig 
Conradi 
Frau Wieczorek-Zeul 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch  

Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 

Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
MaaB 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 

Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttga rt) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 
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SPD 

Nagel 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gries 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Walz 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthalten 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Dr. Böhme (Unna) 
Brandt 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort  
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Graf 
Grunenberg 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 

Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leonhart 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 

Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley 

Fraktionslos 

Frau Unruh 



16384 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 207. Sitzung, Bonn, Donnerstag, den 26. April 1990 

Endgültiges Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/7015 — 

Abgegebene Stimmen 396; davon 

ja: 	32 

nein: 	362 

enthalten: 	2 

Ja 

DIE GRÜNEN 

Frau Beck-Oberdorf 
Frau Beer 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Eich 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Knabe 
Frau Kottwitz 
Kreuzeder 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Frau Schmidt (Hamburg) 
Stratmann-Mertens 
Such 
Frau Teubner 
Frau Trenz 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Weiss (München) 
Wetzel 
Frau Wilms-Kegel 

Fraktionslos 

Wüppesahl 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dewitz 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland-Büning 
Graf Huyn 
Dr. Hüsch 
Jäger 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 

Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Müller (Wadern) 
Nelle 
Dr. Olderog 
Oswald 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (GieBen) 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Frau Schätzle 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Scheu 

Schmidbauer 
Frau Schmidt (Spiesen) 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider (I.-Oberstein) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Zink 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
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Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Graf 
Grunenberg 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Häuser 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann (Wittmoldt) 
Frau Kastner 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 

Lambinus 
Leonhart 
Menzel 
Meyer 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schanz 
Scherrer 
Schluckebier 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Frau Schulte (Hameln) 
Seidenthal 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Dr. Soell 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Frau Wieczorek-Zeul 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Zander 
Zeitler 
Zumkley 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 

Gries 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Frau Walz 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 

Enthalten 

SPD 

Duve 

Fraktionslos 

Frau Unruh 
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